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Einleitung. 



L Der Liberalismus. 

Die Philosophen, Soziologen und Nationalekonomen des 18. und 
■das beginnenden 19. Jahrhunderts haben ein politisches Programm aus- 
gearbeitet, das zuerst in England und in den Vereinigten Staaten, dann 
auf dem europäischen Kontinent and schließlich auch in anderen Teilen 
der bewohnten "Welt mehr oder weniger »ur .Ki du schnür der praktischen 
Politik gemacht wurde. Ganz durchgeführt wurde dieses Programm 
nirgends und zu keiner Zeit. Selbst in Hngiand, das man als die Heimat 
des Liberalismus und als das liberale MuM.i'riav.ii bezeichnet, ist es nie 
gelungen, alle Forderungen des Liberalismus durch zu setzen. Vollends 
in der übrigen Welt hat man immer nur Teile des liberalen Programms 
übernommen, andere nicht minder wichtige Teile aber entweder von 
vornherein zurückgewiesen oder doch wenigstens nach kurzer Zeit wieder 
verleugnet. Man kann eigentlich nur mit einiger Übertreibung davon 
sprechen, daß die Welt einmal eine liberale Ära durchgemacht hat. Seine 
volle Wirkung hat der Liberalismus nie entfalten können. 

Immerhin hat die leider nur zu kurze und allzu beschränkte Dauer 
der Herrschaft liberaler Ideen hingereicht, um das Airflitz der Erde zu 



schon das Ergebnis jahrelangen scharfen Kampfes gegen den liberalen 
Geist war und der eine Zeit noch schärferer Bekämpfung der liberalen 
Grundsätze einleitet, war die Welt unverglwcbliiJi dichter bewohnt, als 
sie es je vorher gewesen war, und jeder einzelne dieser Bewohner konnte 
unvergleichlich besser leben, als es in früheren Jahrhunderten mäglich 
gewesen war. Der "Wohlstand, den der Liberalismus geschaffen hatte, 
hat die Kindersterblichkeit, die in früheren Jahrhunderten schonungslos 
gewütet hatte, beträchtlich herabgesetzt und durch Verbesserung der 



überseeischen Dominions Englands besser u:ni schöner als noch vor nicht, 
allzulanger Zeit der Edelmann. Er konnte nicht nur nach Wunsch essen 
und trinken, er konnte seinen Kindern eine bessere Erziehung geben, 
er konnte, -Kenn er «eilte, r;m geistigen Leben semes Volkes teilnehmen, 
und er konnte, wenn er Begabung und Kraft genug besaß, ohne Schwierig- 
keiten in die höheren Schichten aufsteigen. Unter dori Marinem, die an 
der Spitze der £e-eliseli:i,f--lielien Pyramide standen, waren gerade in den 
Ländern, die im Liberalismus am weitesten gegangen waren, nicht die 
in der überzahl die sclmti dureh ihre Geburt i-on reichen und hochgestellten 
Eltern öc-vtirsugt norde:: ■.raren, iontlem eie, die sieh ans eigene" Krsi't. 
von den Umständen begünstig-, ;liis enger Verhältnissen hinaufgearbeitet, 
hatten. Die Schranken, die in a:ter Zeit J-ie-;en und Knechte geschieden 
hatten, waren gefallen. Es gab nur noch gleichberechtigte Bürger. Nie- 
mand wurde wegen .•einer Vi.i!ks;:igebörigke:i.. '.ve^-n meiner Gesinnung,. 

Innem mit den politischen und religiösen Verfolgungen aufgeholt, ■jxd 
im Äußeren begannen die Kriege seltener zu werden. Schon sahen Opti- 
misten das Zeitalter des ewigen Friedens anbrechen. 

Es ist anders gekommen. Dem Liberalismus waren im 19. Jahr- 
hundert- heftige und starke Gegner erwachsen, denen es gelungen ist,, 
einen großen Teil der liberalen Errungenschaften wieder rückgängig ?.u 
machen. Die Welt will heute vom Liberalismus nichts mehr wissen. 
Außerhalb Englands isi. die Be-xmiimM „.Liberalisiims" geradezu ge- 
ächtet; in England gibt es zwar noch „Liberale", doch ein großer Teil 
von ihnen sind es nur dem Namen nach, in. 'Wahrheit sind sie eher ge- 
mäßigte Sozialisten. Die Regien!] --Kr wall, hegt heute allenthalben in 
den Händen der airi/betalcn Parteien. Das Programm des Antiliberalis- 
mus hat den grufsn iVt-lTkrieg estie.-.-elt und die Völker dazu gebracht,, 
sich gegenseitig durch Ein- und Ausfuhrverbote, durch Zölle, durch 
Wanderungsverbote und duroh ähnliche Maßnahmen abzusperren. Es 
hat im Innern der Siaater. zu seziaksii-even kiiiperimeulen geführt, deren 
Ergebnis Minderung der Produktivität der Arbeit und damit Mehrung 
von Not und Elend war. Wer seine Augen nicht absichtlich sehließt,, 
muß überall die Anzeichen einer nahenden Katastrophe der Weltwirt- 
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Will man wissen, was Liberalismus ist und. was er anstrebt, dann 
darf man sich nicht etwa einfach an die Geschickte um Auskunft wenden 
und dem nachforschen, was die liberaler: l'üliiiker angestrebt und was 
sie durchgeführt haben. Denn nirgends ist es dem Liberalismus gelungen, 
sein Programm so durchzusetzen, wie er es beabsichtigt hatte. 

Aber auch die Programme und Handlungen jener Parteien, die sich 
heute liberal nennen, 'können uns über den wahren Liberalismus keinen 
Aufschluß geben. Es wurde schon erwähnt, daß selbst in England unter 
Liberalismus heute etwas verstanden wird, was viel mehr Ähnlichkeit 



Bergwerke und anderer Unternehmung'.'; ri mier gar für Sthukzüle ein- 
zutreten, so erkennt man unschwer, daß hier von der Sache nur noch 
der Namen übriggeblieben ist. 

Ebensowenig kann es heute genügen, den Liberalismus aus den 
Schriften seiner großen Begründer zu studieren. Der Liberalismus ist 
keine abgeschlossene Lehre, er ist kein starres Dogma: er ist das Gegen- 
teil von all dem: er ist die Anwendung der Lebren der Wissenschaft auf 
das gesellschaftliche Leben der Menschen. Lud so wie Nationalökonomie, 
Soziologie und Philosophie seil: den Tagen David Humes, Adam Smiths, 
David Ricardos. Je rem y lieniliams und Wilhelm Humboldts mehr still 
gestanden sind, so ist die Lehre des Liberalismus, mag auch der Grund- 
gedanken unverändert «blieben sein, heute eine andere als sie in den 
Tagen jener Männer gewesen war. Seit vielen Jahren hat es niemand 
mehr unternommen, Sinn und Wesen der liberalen Lehre zusammen- 
fassend darzustellen. Darin mag unser Versuch, eine solche Darstellung 
zu wagen, seine Rechtfertigung finden. 

2. Die materielle Wohlfahrt. 

Der Liberalismus ist eine Lehre, die ganz und gar auf diis Verhallen 
der Menschen in dieser "Welt, gerichtet ist. Er iiat in letzter Linie nichts 
anderes im Auge als die Forderung der äußeren, der materiellen Wohlfahrt 
der Menschen und .:tiiumeri, sieli immiS/MiUnir rdeliL i:_ei ihre inneren, um 
ihre seelischen und metaphysischen Bedürfnisse. Er verspricht den 
Menschen auch nicht Glück und Zufriedenheit, sondern nichts anderes 
als möglichst reichliche Befriedigung aller je'.er Wünsche, die durch 
liirreLsir-ISurig von Dingen der Außenwelt befriedigt '.Verden können. 

Diese rein äußerliche und materia'lisiiscue EmsLclkng auf Irdisches 
und Vergängliches ist dem Liberalismus vielfach zum Vorwurf gemacht 



worden. Das Leben des Menschen, meint man, gehe nicht in Essen und 
Trinken auf. Es gehe höhere und wichtigere Bedürfnisse als Speise und 
Trank, Wohnung und Kleidung. Auch der grüßte irdische Reichtum 
körnte clwu .Meiose hen kein Glück geben, lasse sein Inneres, seine Seele, 
unbefriedigt und leer. Es sei der schwerste Kehler des Liberalismus ge- 
■xe'v.R, da Li er dem liefere", und <;d>rc:ri Streben di"; Versehen nicht;: zu 
bieten gewußt habe. 

Doch die Kritiker, die sc sprechen, seilen damit nur, daß sie von 
diesem Höheren und Edleren eine sehr unvollkommene und sehr materia- 
listische Vorstellung haben. Mit den Mitteln, die der menschlichen Politik 
zur Verfügung stehen, kann man wohl die Menschen reich oder arm 
machen, aber man kann nie dazu gelangen, sie glücklich ssit machen und 
ihr innerstes und tiefstes Sehnen zu befriedigen. Da versagen alle äußeren 
Hilfsmittel. Alles, was die Politik machen kann, ist-, die äußeren Ursachen 
von Schmerz und Le ; d be-.ieben; sie binn ein S_yslem fiirdern, das die 
Hungernden sättigt, die Sackten kleidet us-A die Obdachlosen behaust. 
Aber Gluti; :n:d Zufrie.Joi'.iirii liegen ntcjir an Nahrung, Kleidung und 
Wohnung, sondern vor allem an dem, was der Mensch in seinem Innern 
hegt. Mcht ans Geringschätzung der seelischen Güter riehtet der 
Liberalismus sein Augenmerk ausschließlich auf das Materielle, sondern 
weil er der Überzeugung ist, daß das Höchste und Tiefste im Menschen 
durch äußere Kcgelüug nicht berührt werden können. Er sucht nur 
äußeren Wohlstand zu sehatEea, weil ex STOIB, daß der imiw:.-. de -cellr-chi- 
rleichn.m dem Mensehen nicht von außen kommen kann, sondern nur 
aus der eigenen Brust. Er will nichts anderes schaffen als die äußeren 
Vereinigungen, für die Entfaltung des inneren Lebens. Und es kann 
kein Zweifel darüber kr.;: (heu, ua-S der in verhältnismäßigem. Wohlstand 
lebende Bürger des SO. Jahrhunderts leichter seine seelischen Bedürfnisse 
befriedigen kann als etwa der Bürger des 10. Jahrhunderts, den die Sorge 
um notdürftige Iristung des Daseins und die Gefahren, die ihm von 
Feinden drohten, nicht zur Ruhe kommen ließen. 

Wer freilich mit den Anhängern mancher asiatischen und mancher 
christlichen Sekten des Mittelalters auf dem Standpunkt der völligen 
Askese steht, wer die Bedürfnislosigkeit und Armut der Vögel im Walde 
und der Fische im Wasser ideal für das menschliche Verhalten hin- 
stellt, dem freilich können wir nichts erwidern, wenn er dem Liberalismus 
mraüriairsr.sche Einstellung vorwirft. Wir können ihn nur bitten, uns 
ungestört unserer Wege gehen zu lassen, wie auch wir ihn nicht hindern, 
nach stincr Fasson selig zu werden. Möge er sieh ruhig in seiner Klause 
von Welt und Menschheit abschließen. 



Die weitaas überwiegende Masse unserer Zeitgenossen hat für die 
asketischen Ideale kein Verständnis. Wer aber einmal den Grundsatz 
der asketischen Lebensführung verwirft, der kann dem Liberalismus aus 
seinein Streben nach äußerer Woliil'iiJirt keinen Vorwurf machen. 

S. Der Rationalismus. 

Man pflegt es dem Liberalismus weiter zum Vorwurf zu machen, daß 
er rationalistisch sei. Er wolle alles vernünftig regeln und verkenne dabei, 
daß im menschlichen Dasei:: diu Gefühle und überhaupt das Irrationale 

— das Unvernünftige — einen großen Spielraum einnehmen und wohl 
auch einnehmen müssen. 

>,;;ri : (kr Liberalismus vcvkenj:! gl;::;; und g;>r nie hl. dsii die Mc!:-che:! 
auoh unvernünftig handeln. "Würden die Menschen ohnehin immer ver- 
nünftig handeln, dann wäre es wohl überflüssig, sie zu ermahnen, in 
ihrem Handeln die Vernunft zur Richtschnur zu nehmen. Der Liberalis- 
mus sagt nicht: die Mensehen handeln immer klug, sondern: sie sollten 

— in ihrem eigenen woldversia.n denen lmcresse — stets klug handeln. 
Und das Wesen de- Liber.i.lipniLis ist gerade das, daß er die Vernunft in 
der Politik zu der Geltung bringen will, die man ihr unbestritten auf allen 
anderen Gebieten menschlichen Handelns einräumt. 

Wenn jemand seinem Arzte, der ihm vernünftige — d. h. hygienische 

— Lebensweise empfiehlt, zur Antwort gibt: „Ich weiß, daß Ihre Rat- 
schläge vcrsSnirig sind; meine Gidiijde vnrbialon es mir aber, sie zu 
befolgen; ich will eben — mag es auch unvernünftig sein — gerade das 
tun, was meiner Gesundheit schädlich ist", dann wird es wohl kaum 
jemand geben, der dem Lob spenden wird. Was immer wir auch im 
Leben anfangen, um ei« Ziel, das wir uns gesetzt haben, zu erreichen, wir 
werden trachten, es vernünftig zu tun. Wer Eisenbahngeleise übersetzen 
will, wird dafür nieht gerade den Augenblick wählen, da ein Zug über die 
Übergangsstelle fährt; wer einen Knopf annähen will, wird es vermeiden, 
mit der Nadel in den Finger zu stechen. Auf jedem Gebiete seiner Be- 
tätigung hat der Mensch eine Kunstlehre — Technik — ausgebildet, 
die zeigt, wie man zu verfahren hat, wenn man nicht unvernünftig sein 
will. Allgemein wird anerkannt, daß man gut daran tut, sieh die Technik 
anzueignen, die man im Leben brauchen kann, und wer sich auf ein 
Gebiet begibt, dessen Technik er nicht beherrscht, wird Stümper ge- 
scholten. 

Hur in der Politik soll es, meint man, anders sein. Hier soll nicht 
die Vernunft entscheiden, sondern Gefühle und Impulse. Über die Frage, 
wie man es anstellen muß, um für die Abend- und Nachtstunden gute 



Beleuchtung zu schaffen, wird im allgemeinen nur mit Vera unf {gründen 
gesprochen. Sobald man aber in der Erörterung zu dem Punkt gelangt, 
bei dem zu entscheiden ist, ob die Beleuehtungs anläge von Privaten 
oder von der Stadt betrieben werden soll, will man die Vernunft nicht 
länger gelten lassen; hier soll das Gefühl, soll die Weltanschauung, soll 
— kurz gesagt — die Unvernunft den Ausschlag geben. Wir fragen v*r- 



zwar wichtiger rds alle a-wlercn frace:; der iuei.;chi;<fen Betätigung, weil 
die gesellschaftliche Ordnung die Grundlage für alles Übrige abgibt und 
gedeihliches Wirken irncs jeden einzelnen nur in einer zweckmäßig ge- 
bildeten Gemeinsebut r.:.ö<iiich Aber wie hoch sie auch stehen mögen, 
sie bleiben Mensch er; werk und sind daher nach den Regeln der mensch- 
liehen Vernunft zu beurteilen. Wie in allen übrigen Dingen unseres 
Handelns, so ist auch in Ding..-: (kr Politik Mystik nur von Übel. Unser 
Fassungsvermögen ist sehr beschränkt; wir dürfen nicht hoffen, jemals 
die letzten und tiefsten Weltgeheimnisse zu entschleiern. Doch der 
Umstand, daß wir über Sinn und Zweck unseres Daseins nie ins Klare 
kommen können, hindert uns nicht, Vorkehrungen zu treffen, um an- 
steckenden Krankheiten auszuweichen und uns zweckmäßig zu kleiden 
und zu ernähren, und er soll uns nicht hindern, die Gesellschaft so zu 
gestalten, daß die irdischen Ziele, die wir anstreben, am zweckmäßigsten 
erreicht werden können. Auch Staat und üechtsürdnung, fiegierung 
und Verwaltung sind nicht zu hoch, zu gut, zu vornehm, als daß wir sie 
nicht in den Kreis unser« vernünftigen Denkens ziehen sollten. Die 
Probleme der Politik sind Probleme de: ^senscharaichen Technik, und 
ihre Ui:-;:!^ >-.u!i demselben Wegs ur.d mir den ^o'. bei Vittein. ver- 
sucht werden, die. uns bei der Lösung anderer technischer Aufgaben zur 
Verfügung stehet;: durch vernünftige Überlegung und durch Erforschung 
der gegebenen Bedingungen. Alles, was der Mensch isr uüd was ihn über 
das Tier hinaushebt, dankt er der Vernunft. Warum sollte er gerade in 
der Politik auf den Gebrauch der Vernunft verziehten und sich dunkeln 
und unklaren Gefühlen und Impulsen anvertrauen? 

4. Das Ziel des Liberalismus. 

Weit verbreitet ist die Meinung, der Liberalismus unterscheide sich 
von anderen politischen Bichtungen dadurch, daß er die Interessen eines 



Teiles der Gesellschaft — der Besitzenden, der Kapitalisten, der Unter- 
nehmer — Uber die Interessen der anderen Schichten steEe und vertrete. 
Diese Behauptung ist ganz und gar verkehrt. Der Liberalismus hat 
immer das Wohl des Ganzen, nie das irgendwelcher Sondergruppen im 
Auge gehabt. Das ivolltn die berühmte bVirniel der er.gi lachen ütilitarier: 
„Das größte Glück der größten Zahl" in einer allerdings nicht sehr ge- 
if-ti:cki,Jt] We:s : iiNninnkeii. (^=t.niehtl:.eb. war d(:r .Liheia':ün_ui ; : iil - ■ r.-:.i- 
politische Richtung, die dem Wohle aller, nicht dar. lesonderer Schichten 
■dienen wollte. Vom Sozial isjmis, der eVier.i'n.ll; voivibi, das Wohl aller 
anzustreben, unterscheidet sich der Liberalismus nicht durch das Ziel, 



Wenn jemand behauptet, daß der Erfolg liberaler Politik die Be- 
günstigung von Sonderinteressen bestimmter Schiebten der Gesellschaft 
sei oder sein müsse, so isr das eine Krage, über die sieh immerhin sprechen 
läßt. Es ist eine der Aufgaben, die sieh unsere Darstellung des liberalen 
I , : , oa , fii'::iiiii i : .gon. ■Inj JLffuiV Ye'^.un :n keine' T'.V.e irere-eh"- 

fertigt ist. Aber man kann denjenigen, der ihn erhebt, nicht von vorn- 
herein der Illoyalität zeihen; es mag sein, daß er seine — unserer Auf- 
fassung nach unrichtige — Behauptum; im beston Glauben aufstellt. 
In jedem Fall gibt, wer in dieser Weise, sesen den Liberalismus auftritt, 
zu, daß die Absiebten des Liaeraliiinus Iiuuer sind und daß er nichts 
•anderes will, als das, was er zu wollen behauptet. 

Ganz anders steht es mit jenen Kritikern des Liberalismus, die dem 
Liberaüsrnus vorwerfen, daß er nicht der Allgemeinheit, sondern den 
Sonderinteressen ei in: ein er Schienten d'enen vr.ll. Sie sind illoyal und 
unwissend zugleich. Indem sie diese .KnniiilV.-ei-e iviiiden, zeigen sie, 
daß sie sich innerlich der Schwäche ihrer eigenen Sache wohl bewußt 
sind. Sie greifen zu den ver^il'iei.eu W;;iien. weil sie anders keinen Erfolg 
■erhoffen können. 

Wenn der Arzt dem Kranken, der nach einer ihm schädlichen Speise 
begehrt, die Verkehrtheit seines Wunsches zeigt, wird niemand so töricht 
sein zu sagen: „Der Arzt will nicht das Wohl des Kranken; wer dem 
Kranken wohl will, muß ihm den Genuß der schmackhaften Speise ver- 
gönnen." Jedermann wird es verstehet, daß der Arzt dem Kranken 
■empfiehlt, auf die Annehmlichkeit, die der Genuß der schädlichen Speise 
gewährt, zu verzichten, um die Schädigung des Körpers zu meiden. Doch 
iro gesellschaftlichen Leben will man es anders haben. Wenn der Liberale 
bestimmte volkstümliche Maßnahmen widerrät, weil er von ihnen sehäd- 
Jiche Folgen erwartet, dann schilt man ihn volksfeindlieh und preist den 



er ohne Rücksicht auf die späteren schädlichen Folgen. 
das empfiehlt, was im Augenblick zu nützen scheint. 

Das vernünftige Handeln unterscheidet sich vom unvernünftigen 
Handeln dadurch, daß es vorläufige Opfer bringt; diese vorläufigen Opfer 
sind nur Scheinopfer, da sie durch den Krfnlg, der später (antritt, aufge- 
wogen werden. Wer die wohlschmeckende, aber ungesuude Speise meidet,, 
bringt bloß ein vorläufiee-s, ein scheinbares Opfer; der Erfolg - das 
Sichtfi in irrten der Schädigung — zeigt, daß er nicht verloren, sondern 
gewonnen hat. Doch um so zu handeln, braucht es Einsicht in die Folgen 
des Handelns. Das macht sich der Demagoge zunutze. Er tritt dem 
Liberalen, der das vorläufige Scheinopfer fordert, entgegen, schilt ihn. 
hartherzig und volksfeindlich. Sieh selbst rühmt der Demagoge als 
Menschen- und Volksfreund. Er weiß die Herzen der Zuhörer zu Tränen 
zu rühren, wenn er seine "Vorsehläge durch den Hinweis auf Not und 
Elend empfiehlt. 

Die antiliberale Politik ist KEpifciibi-ui/L-riiiH^ioIitik. Sie empfiehlt, 
die Gegenwart auf Koston der Zukunft reichlicher zu versorgen. Das ist 
ganz dasselbe, was sich in dem Falle des Kranken, von dem wir gesprochen 
haben, begibt; in beiden Fällen steht einem reichlicheren Genuß im. 
Augenblick schwerer Nachteil in der Zukunft gegenüber. Wenn man 
angesichts dieses Dilemmas davon spricht, daß Hartherzigkeit gegen 
Philanthropie steht, dann ist man unehrlich und verlogen. Dieser unser 
Vorwurf richtet sich nicht nur L-egen dk Püliiiker tlc-s Alitags und gegen 
die Presse der amiliberalen Parteien. Nahezu alle „sozialpolitischen" 
Schriftsteller haben sich dieser unehrlichen Kainpfweise bedient. 

Daß es IScA uii.i Klerid r.i der Weit gif it. ist keil" Argimcn- l's;l'i;:i rkrt 
Liberalismus, wie die EcscnriLukthelt de- durchschnittlichen Zeitungs- 
lesers anzunehmen gewillt ist. Der Liberalismus will ja gerade Not und 
Elend beseitigen nrd iiiiL die Mittel die er viirsi/hliig-., für die einzig 
taugliehen zur Erreichung dieses Zieles. Wer glaubt, daß er einen besseren 
oder auch nur einen anderen "Weg zu diesem Ziele kennt, der möge es 
beweisen. Aber die Behauptung, daß die Liberalen nicht das Wohl aller 
Glieder der Gesellschaft, sondern das einer Sondergruppe anstreben,, 

Die Tatsache, daß es Not und Elend gibt, wäre selbst dann kein 
Beweis gegen den Liberalismus, wenn die Welt beute liberale Politik 
befeigsn würde; noch immer bliebe ja die Krage offen, ob nicht bei 

Umstandes, daß heute überall durch antiliberale Politik das Funktionieren 
der Einrichtung des Sondereigentums gehemmt und behindert wird, ist 



■$ natürlich ganz verkehrt, daraus, daß in der Gegenwart nicht alles so 
3t, wie man es wünschen würde, irgend etwas gegen die Richtigkeit di r 
iberalen Grundsätze sehließen zu wollen. Was Liberalismus und Kapi- 



Eine Gesellschaft, in der die Liberalen Grundsiitze durchgeführt sind, 
pflegen wir die buxtislisiisolte Gesellscbait m nennen, und den Gesell- 
seh aftszu stand als Kapitalismus z-j oc/Mulmen. Da wir überall in der 
Wirtschaftspolitik nur mehr oder weniger Annäherung an den Liberalis- 
mus haben, so gibt uns der Zustand, der heute in der "Welt herrscht, nur 
ein unvollkommenes Bild von dem, was vollausgebildeter Kapitalismus 
bedeuten und leisten konnte. Aber immerhin ist e; durchaus gerecht- 
fertigt, unser Zeitalter das Zeitalter des KqiitiJismu; ku nennen, weil 
alles das, was den Reichtum unserer Zeit geschalte u ha.-., auf die kapita- 
listischen Instituttonen zurückzuführen ist. Nur dem, was von liberalen 
Ideen in unserer Gesellschaft, lebendig ist, was unsere Gesellschaft an 
Kapitalismus enthält, danken wir es, daß die große Masse unserer Zeit- 
genossen eine Lebenshaltung führen kann, die hoch über der steht, die 
noch vor wenigen Menschenaltern dem Reichert und besonders Be- 
günstigten möglich war. 

Die übliche demagogische Phrase stellt das freilieh ganz anders dar. 
Hört man sie, dann könnte man glauben, daß alle Fortschritte der Pro- 
dukt ion st eclmil; ausschließlich einer schmalen Schichte- zugute kommen, 
wohingegen die Massen immer mehr und mehr verelenden. Es bedarf 
aber nur eines kurzen Augenblickes der Überlegung, um zu erkennen, 
daß die Ergebnisse aller technischen und industriellen Neuerungen sich 
in einer Verbesserung der Bedürfnisbefriedigung der Massen auswirken. 
Alle Großindustrien, die Endprodukte erzeugen, arbeiten unmittelbar, 
alle Industrien, die Halbfabrikate und Maschinen erzeugen, mittelbar 
für das Wohl der breiten Massen. Die großen industriellen Umwälzungen 
der letzten Jahrzehnte haben, geradeso wie die großen industriellen Um- 
wälzungen des IS. Jahrhunderts, die man mit einem nicht gerade glücklich 
gewählten Worte als „industrielle Revolution" bezeichnet, in erster Linie 
eine bessere Befriedigung des Massenbedarfes bewirkt. Die Entwicklung 
der Konfektionsindustrie, der mechanischen Schuhwarenerzeugung und. 
der Lebensmittelindustrie sind ihrer ganzen Natur nach den b: 
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Massen zugute gekommen; sie haben es bewirkt, daß die Massen heute 
weif, besser genährt und gekleidet sind ais je vm-her. Aber die Massen- 
erzeugung sorgt nicht nur für Nahrung, "Wohnung und Kleidung, seitdem 
auch für andere Bedürfnisse der großen Menge. Die Presse ist gerade;« 
Masseninditstrie wie die Filmindustrie, und selbst die Theater und ähnliche 
Ki;n;iätsiie'fl ivc-rde.ii '"on Tag zu Tilg mehr zu Bl.äi.i.eü de; M'aääeu- 

Siciitidestowiiger verbinde; man heute, dank einer die Tatsachen 
auf den Kopf stellenden eifrigen Agitation der antiliberalen Parteien, 
mit den Begriffen Liberalismus und Kapitalismus die Vorstellung wach- 
sender Verelendung und um sich greifender Pauperisieamg der Welt. 
Zwar konnte es aller Demagogie nicht ganz gelingen, die Ausdrücke liberal 
und Liberalismus so zu entwerten, wie sie es <cvätw- gi'.v. : j:i;eht hätte. Man 
kann sich schließlich nicht darüber hinwegsetzen, daß in diesen Aus- 
drücken, ungeachtet aller Bemühungen d<r ii;itil!hi:;'ii!eri Agitation, etwas 
mitschwingt von dem, was jeder gesunde Mensch empfindet, wenn er 
das Wort Freiheit hört. Die antilibei-ale Agitation verzichtet daher 
darauf, das Wort Liberalismus zu viel in den Mund zu nehmen und zieht 
es vor, die Sehändliehkeiten, die sie dem System andichtet, in Ver- 
bindung mit dem Ausdruck KauicalLSinns zu bringen. Bei dem Worte 
Kapitalismus schvrir.irt die Vorstellung eine; tia.rllici'jigon Kapitalisten 

nur' durch die Ausbeutung der Mitmenschen möglich. Daj/eine wahrhaft 

daß für den Unternehmer und Kapitalisten der Wegzum Reichtum aus- 
schließlich über die bessere Versorgung seiner Mitmenschen mit dem, was 
i : e se'.bit zu be-".ö"isv;i glauben, führt, wird den wenigsten bewußt, wenn 
sie sich die Vorstellung vom Kapitalisten bilden. Statt mn Kapitalismus 
zu sprechen, wenn man die gewaltigen Fortsehritte in der Lebenshaltung 
der Massen erwähnt, spricht die antiliberale Agitation von Kapitalismus 
immer nur dann, we;in sie irgcndeini- jener Erscheinungen erwähnt, die 
nur mSglieh wurden, weil der Liberalismus zurückgedrängt wurde. Daß 
der Kapitalismus den weiten Massen ein schmackhaftes Genuß- und 
Nahrungsmittel in der Gestalt des Zuckers zur Verfügung gestellt hat, 
wird nicht gesagt. Von Kapitalismus wird in Verbindung mit dem Zucker 
nur dann gesprochen, wenn in einem Lande durch ein Kartell der Zueker- 
preis über den Weltmarktpreis erhöht wird. Als ob dies bei Durchführung 
der liberalen Grundsätze überhaupt denkbar wäre 1 Im liberal verwalteten 

einer Ware über den Weltmarktpreis hinauftrsiben können, denkbar. 



Der Gedankengang, au!" dem die antiliberale Demagogie dazu gelangt, 
alle Ausschreitungen und bösen Konsequenzen der antiliberalen Politik 
gerade dem Liberalismus und Kapitalismus in die Schübe zu schieben, 
ist folgender: Man geht davon aus, die Behauptung aufzustellen, die 
liberalen Grundsätze bezwecken Förderung der Interessen der Kapita- 
listen und Unternehmer geecn die 1-it messen der ühri^en Schichten der 
Bevölkerung; Liberalismus sei eine Politik zugunsten der Reichen gegen 

die Erzeuger von Waffen, für Kriegsrüstungen eintreten, und man ist 
sahneil bei der Hand, di l 1 i I ihtik zu erklären. In 
"Wahrheit liegt die Sachs gu::; anders. Dur Liberalismus ist keine Politik 
im Interesse irgendeiner Sonderschicht, sondern eine Politik im Interesse 
der Gesamtheit. Ks ist daiier nicht richtig, daß die Unternehmer und 
Kapitalisten irgendein besonderes Interesse hätten, für den Liberalismus 
einzutreten. Ihr Interesse, für den Libci-alisir.us einzutreten, ist genau 
dasselbe, das jeder andere Mensch hat. Es mag sein, daß in einem einzelnen 
Fall das Sonden irre res*« einiger Unternehmer oder Kapitalisten sich mit 
dem Programm des Liberalismus deckt; aber immer stehen die Sonder- 
in Kressen anderer i.'nternelimer oder Kapitalisten dagegen. So einfach 
liegen die Dinge überhaaiit ni.ehi. v.ie di\ iL! r ■ iibwail : . lr.tores.scn" und 
..'in [eres:- eilten'' f.Titer;:. es sich vre,-; teilen. Daß z. B. cir; Staat Ei-eUiCle 
einführt, kann man nicht „einfach" aus dem Umstände erklären, daß 
dies den Eisenindustriellen nützt. Es gibt im Lande auch anders Inter- 
essierte, auch unli-r den Ijnterneinnern, und jedenfalls sind die Nutz- 
nießer des Eiseruelies eine x-ev-" i'r.v, inlende Minderlnit. Auch Bestschung 
kann es nicht gewesen sein, denn auch die Bestochenen können nur 
eine Minderheit sein, und dann: -warum bestechen nur die einen, die 
Schutzzöllner, nicht auch ihre Gegner, die Freihändler? Die Ideologie, 
■die den Schutzzoll möglieh macht, schaffen eben weder die „Interessenten" 
noch die von ihnen Gekauften, Sendern Hie fdeologen, die der Welt die 
Ideen geben, nach denen alles sich richtet. 

In unserem Zeitalter, in dem die antiliberalen Ideen herrschen, 
denken alle antiliberal, so wie vor hundert Jahren die meisten liberal 
gedacht haben. Wenn viele Unternehmer heute für Schutzzölle ein- 
treten, so ist das eben nichts anderes als die Gestalt, die der Antiliberalis- 
mus bei ihnen annimmt. Mit Liberalismus hat es nichts zu tun. 
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6, Die psychischen Wurzeln des Antiliberalismns. 

Es kann nicht die Aufgabe der Ausführungen dieses Budes sein, 
die Probleme der gesellschaftlichen Kooperation anders als mit den 
Argumenten der Vernunft zu erörtern. Mit Rationalismus kann man 
freilich nicht bis au dem Sitze des Widerstandes gegen den Liberalismus 
gelangen; dieser "Widerstand gebt nämlich nicht von der Vernunft aus, 
sondern von krankhafter seelischer Einstellung: von Ressentiment 
und von einem neurasthenisehen Komplex, den man nach dem französi- 
schen Sozialisten Fourier- Komplex nennen könnte. 

Vom Ressentiment, dem neidischen Übelwollen, ist nicht viel zu 
sagen. Ressentiment ist im Spiele, wenn man jemand ob seiner günstigeren 
Verhältnisse so sehr haßt, daß man bereit ist, seihst sehv.ere Nac-hteiSo 
auf sich zu nehmen, wenn nur auch der Verhaßte dabei zu Schaden 
kommt. Gar manche, die den Kapitalismus bekämpfen, wissen sehr 
vfjlil, daß ihn'- Larc unter jedem anderen Wirtschaftssystem ivenij-jr 
günstig sein wird; sie treten aber in voller Erkenntnis dieses Omitandea 
für eine Reform, z. B. für den Sozialismus ein, weil sie hoffen, daß auch 
der von iluten hen'.'id'iu: .Lii.-ii-b'- Vidi-n wird. <Y\':. :iiul uli. ka:L:i 

man von Sozialisten die Äußerung hören, auch materielle Not werde 
in der sozialistise'.ii'ii Gtserbdian leichter zu tragen sein, weil man das 
Bewußtsein haben werde, niemand habe es besser. 

von Ressentiment erfüllten Mann klar zu machen, daß es doch für ihn nicht, 
darauf ankommen kann, die Lage seiner besser gt:;v.:iik-n Mkni'-n-i-ntn 
;:u verschlechtern, sondern darauf, seine eigene zu verbessern. 

Viel schwerer ist es, gegen den Fourier- Komplex anzukämpfen. 
Hier liegt eine äiir:wwn Krkrankung des Nervensystems, eine Neurose 
vor, die mehr dis Psyekülops interessieren seilte sls die Politiker. Doch 
man kann an ihr Kl: ; j t • r mY-bi vor übergehen, wenn man die Prob leine der 
modernen Gesellschaft untersucht. Bedauerlieherweise haben sich 
die Ärzte bisher kaum noch mit den Aufgaben befaßt, die ihnen der 
r'ourier-Komjjles bietet; selbst Freud, der große Meister der Seelen- 
forschung, und seine Schule haben in ihrer Neurosenlehre diese Dinge 
kaum beachtet, wenn man es auch der Psychoanalyse danken muß, daß 
sie den Weg, der allein zur Erkenntnis dieser Zusammenhänge führt, 
aufgespürt hat. 

Kaum einer unter Millionen erreicht im Leben das, was er angestrebt 
hat. Der Erfolg bleibt selbst für den vom Glück Begünstigten weit. 
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hinter dem zurück, was ehrgeizige Tagträume in. der Jugend hoffen 
ließen. An tausend Widerständen zerschellen Plane und Wünsche, und 
die eigene Kraft erweist sieh zu sehwach, um das zu vollbringen, was 
ihr der Geist zum Ziel gesetzt hat. Das Versagen der Hoffnungen, das 
Mißlingen der Entwürfe, die eigene Unzulänglichkeit den gestellten 
und aelbstgesetzten Aufgaben gegenüber sind jedermanns größtes und 
schmerzlichstes Erlebnis, sind das typische MenaehenschicksaL 

Auf zweifache Art kann der Mensch auf dieses Schicksal reagieren. 
- Den einen Weg weist die Lebensweisheit Goethes. „Wähntest du etwa, 
ich sollte das Leben hassen, in Wüsten fliehen, weil nieht alle Blüten- 
träume reiften?" ruft sein Prometheus. Und Faust erkennt im „höchsten 
lafl „der Weisheit letzter Schluß" sei: „Nur der verdient 
ie das Leben, der täglich sie erobern muß". Solchem Willen 
und Geist kann kein irdisches Mißgeschick etwas anhaben; wer das Leben 
nimmt, wie es ist, und sich nie von ihm niederwerfen läßt, bedarf nieht des 
Trostes durch eine Lebenslüne. z« der sein ^elneeheiies Se'bnb?v nl.i;.- 
sein flüchtet. Wenn dar ersehnte Erfolg sieh nicht einstellt, wenn Schiek- 
salsschläge das mühsam in langer Arbeit Erreichte im Handumdrehen 
vernichten, dann vervielfacht er seine Anstrengungen. Er kann dem 
Unheil ins Auge schauen, ohne zu zagen. 

Der Neurotiker kann das Leben in seiner wahren Gestalt nieht 
ertragen. Es ist ihm zu roh, zu grob, zu schlecht. Um es sieh erträglich 
zu gestalten, will er nieht wie der Gesunde „allen Gewalten zum Trutz 
sich erhalten"; das wäre seiner Schwäche fremd. Er flüchtet in eine 
Wahnidee. Die Wahnidee ist, nach Freud, „selbst etwas Erwünschtes, 
eine Art Tröstung^; Bie ist gekennzeichnet durch „ihre Eesistenz gegen 
nügt daher keineswegs, sie dem 
se ihrer Unsinnigkeit ausreden 

Kranke seib;l. sie übermüden, er 
W;:f:rhi'it nicht ertragen will und 

len Erfolg zu erklären, der dem 



kranken Gehirns, 
durch Anführung vi 
haben nur für den 



und Verleumdung der Girier zu verlassen und einige spärliohe sachliche 



Fourier, der „Utopist". Auch der Marxismus kann das Bild der sozialisti- 
schen Gs;tl kc- hüll iiiflt ander;- kur.stniieten als durch zwei schon von 
Fourier gemachte Annahmen, die aller Erfahrung und aller Vernunft 
widersprechen. Auf der einen Seite die Annahme, daß das „materielle 
Substrat" der Produktion, das „ohne Zutun des Menschen von Natur 
vorhanden ist", so reichlich zur Verfügung steht, daß mit ihm nicht 
gewirtschaftet werden muß; daraus ergibt sich dann der Glauben an eine 
„praktisch schrankenlose Steigerung der Produktion". Auf der anderen 
Seite die Annahme, daß im sozialisti sehen Gemeinwesen die Arbeit 
„aus einer Last eine Lust", ja, daß sie „das erste Lehensbedürfnis" 
weiden wird. "Wo alle Güter im "Überfluß zur Hand sind und die Arbeit 
Lust ist, kann man freilich unschwer das Schlaraffenland einrichten. 
Der Marxismus glaubt von der Höhe seines „wissenschaftlichen 

er räumt die Hindernisse, die der Verwirklichung seiner Wünsche im 
Wege stehen, nleit "oeiseite. .wider: "a;3iv;t sieh damit, sie in seinen 
Phantasien verschwinden zn lassen. 

Im Leben des Meurotikers kommt der Lebenslüge eine doppelte 
Autgabe zu. Sie trUste! iiner de:? HiBerl'olg ;md si.eüi kommende Erfolge 
in Aussicht. In dem Falle des sozialen Mißerfolges, der uns hier allein 
angeht, hegt der Trost in dem Glauben, daß das aichterreichen der 
angestrebten hohen Ziele nicht der eigenen Unzulänglichkeit, sondern 
der Mangelhaftigkeit der ge.MI sei; »tili tiien Ordnung zuzuschreiben ist. 
Von dem Umsturz der Gesellschaftsordnung erhöht >lcr Ur beiri^iiigte> 
den Erfolg, den ihm die bestehend)! Ordnung vürcoititlten hat. Da ist 
es nun ganz vergebens, ihm begreiflich zu machen, daß der geträumte 
Zukunftsstaat undurchführbar ist und daß die arbeitsteilige Gesellschaft 
anders als auf Grundlage des Sondereigentums an den Produktions- 
mitteln nicht bestehen kann. Der Keurotiker klammert sich an seine 
Lebenslüge, und wenn er vor die Wahl gestellt wird, entweder ihr oder 
dem logischen Dellien zu entsagen, zieht er es vor, die Logik zu opfern. 
Denn das Lehen v-üre ihm u nett täglich ohne den Tieist, den er in der 
sozialistischen Idee findet. Sie zeigt ihrr;, daß die fehier, die seinen Miß- 
erfolg verschuldet haben, nicht in seiner Person, sondern in dem Oimg 
der Welt hegen, hebt damit sein gesunkenes Selbstbewußtsein und befreit 
ihn vom quälend™ J.l'ir[di-rK-si~igkr ; ; ;■;;(■ fiilil. "u'ie der gläubige Christ dos 
MiEgesehick, das ihm auf Erden widerfuhr, leichter hinnehmen konnte, 
weil er an eine Fortsetzung der individuellen Existenz in einem besseren 



Letzten sein vor dt n und diu Letzten die Ersten, 30 ward für den modernen 
Menschen der Sozialismus mm Elixier gegen irdisches Ungemach. Doch 
wenn der Glanben an Unsterblichkeit, Vergeltung im Jenseits und Auf- 
erstehung einen Ansporn ;u rue; endhaftem Wandel im Diesseits bildete, 
so ist die Wirkung der sozialisiiselieu VerheiSung eine ganz andere. Sie 
legt keine anderen Pflichten auf als die, für die Parteipolitik des Sozialis- 
mus einzutreten; aber sie gibt Erwartungen und Anspruch f. 

Bei diesem Charakter der sozialistischen Ideen ist es begreiflieh, 
daß jeder Einzelne ihrer Anhänger vom Sozialismus gerade das erwartet, 
was ihm versagt geblieben ist. Die sozialistischen Schriftsteller ver- 
sprechen nicht nur Beiehtum für Alle, sondern auch Liebesglück, volle 
Entwicklung der seelischen und körperlichen Persönlichkeit, Entfaltung 
großer künstlerischer und wissenschaftlicher Fähigkeiten usf. für Alle. 
Trotzki hat erst vor kurzem in einer Schrift die Behauptung aufgestellt, 
in der sozialistisch >"■ 11 G^rllfchai't verde „der menschliche Durchschnitt" 
sich „bis zum Niveau eiy.es Aiisioisles. Goethe, Marx erheben". Das 
sozialistische Paradies wird das Reich der Vollendung sein, bevölkert 
von lauter rustJ.L-'S .t! in- "diehi^i Übermenschen. Alle sozialistischen Schriften 
sind voll von solchem Unsinn. Doch es ist gerade dieser Unsinn, der 
ihnen die meisten Anhänger wirbt. 

Man kann nicht jeden, der am Fourier-Komplex leidet, zum Arzt 
senden, damit er durch Psychoanalyse geheilt werde. Dem stünde schon 
die ungeheure Zahl der davon Betroffenen entgegen. Hier kann kein 
anderes Mittel helfen a's die Behandlung des Cbi-ls durah den Kranken- 
selbst. Er muß i.iu:ci: Sel"->;i:fi rktr.ntnis lernen, sein Schicksal eu tragen, 
ohne nach einem Sündenbock zu suchen, auf den er alle Schuld laden 
kann, und er muß versuchen, die Grundgesetze der gesellschaftlichen: 
Kooperation der Menschheit zu verstehen. 



J. Die Grundlagen liberaler Politik. 



1. EigeDtum. 

Die menschliche Gesellschaft ist die Vereinigung der Mensehen 
zu gemeinsamem Handeln. Gemeinsames nach, dem Grundsatz der 
Ar b ei t st e ihm« ge-; cht et e s Handclu ':.:>t ritudit:; i;i^;i-n iibi-r dem isolierte 
Bandeln einzelner Menschen den Vortui; hebere- Ergiebigkeit. Wenn 
«ine Anzahl Mensehen nach dem Grundsatz der Arbeitsteilung gemeia- 
sclii.i'ilicl: ihr Handeln einrichten, dann erzeugen sie unter im übrigen 
glichen Yerh jltr.issen nicht nur soviel, ah die Summe dessen aus- 
machen würde, was sie einzeln handeln:; erzeugt hiitten, sondern be- 
deutend mehr. Auf dieser höheren Ergiebigkeit der arbeitsteilig ver- 
richteten Arbeit beruht die ganze menschliche Gesittung. Durch die 
Arbeitsteilung umerscaeide: sich der Mer.sch von tien Tieren. Die Arbeits ■ 
teilung hat den schwachen, in physischer Kraft den meisten Tieren 
gegenüber zurückstehe nder. Ileus eben zum Beherrscher der Erde und 
zum Schöpfer der Wunderwerke der Technik gemacht. Ohne Arbeits- 
teilung waren wir heute in kiiiscr lieziehurig weiter als unsere Vorfahren 
vor tausend oder zehntausend Jahren. 

Die menschliehe Arbeit für sich allein ist nicht imstande, unser 
Wohlbefinden zu mehren. Sie muß, um fruchtbar zu werden, auf die 
von der Natur zur Verfügung gestellte Erde und die Stoffe und Kräfte 
4er Erde angewendet werden. Der Boden und alle Stoffe und Kräfte, 
die er birgt und trägt, and die menschliche Arbeit sisid die beiden Pro- 
■duktionsf aktoren, aus deren sinnvollem Zusammenwirken alle die Brauch- 
barkeiten hervor; tli i n. die der Befriedigung unserer äußeren Bedürfnisse 
■dienen. Um zu produzieren, muß man über Arbeit und über saehhehe 
Produktionsfaktoren verfügen, sowohl über uns roh von der Natur zur 
Verfügung gestellte und meist an den Boden gebundene Güter und Kräfte 
als auch über diejenigen Zwischenprodukte, die schon früher geleistete 
.menschliehe Arbeit aus dieser:, primäre:: natürlichen Produktionsfaktoren. 



.geschaffen hat. In der Sprache der Nationalökonoi 



r darnach drei lVdiiUi;m.-i'Tlaoi-en: die Arbeit, den Boden und das 
Kapital. Unter Boden iat alles zu verstehen, was uns von derKatur auf, 
unter und über der Erilobert'likh«, im "Wasser und in der Luft an Stoffen 
und Kräften zur Verfügung steht, unter Kapitalgütem aLle aus dem 
Boden mit Hilfe menschlicher Arbeit erzeugten Zwischenprodukte, die 
der weiteren Produktion dienen sollen, wie Maschinen, Werkzeuge, 
Halbfabrikate aller Art u. dgl. m. 

Wir wollen zunächst zwei verschiedene Ordnungen der menschlichen 
arbeitsteiligen Koqiiiraiionen herrschten : die au£ dem Sondereigentum 
an den Produktionsmitteln beruhende und die auf dem Gemeineigentum 
an den Produktionsmitteln beruhende. Diese wird Sozialismus oder 
Kommunismus genannt, ieue Liberalismus i'ii'-r fiueh, -.c-h- sie im 19. Jahr- 
hundert eine die ganze "Welt umspannende Organisation der Arbeits- 
teilung geschaffen hat, Kapitalismus. Die Liberalen behaupten, daß 
die einzig durchführbare Ordnung des menschlichen Zusammenwirkens 
in der arbeitsteiligen Gesells ehalt das Siieiliü-cigciu.u-Ti an den Produk- 
tionsmitteln ist. Sie behaupten, daß der Sozialismus als ganzes, alle 
ProdukTionsniLtid. umfas^nd« System undurchführbar ist und daß 
■seine Anwendung in bezog sui' isiinyi Teil der .Produktionsmittel zwar 
nicht unmöglich ist, aber daiu führt, daß die Ergiebigkeit der Arbeit 
herabgesetzt wird, so daß er nicht nur keinen !iiih.ei-'.m Reichtum schaffen 
könnte, sondern im Gegenteil Reichtum vermindernd wirken müßte. 

Das Programm des Liberalismus hätte also, in ein einziges Wort 
zusammengefaßt, zu lauten: Eigentum, das heißt: Sondereigentum 
an den Produktio^smiittjlii (Ami für >;m ire^iißfr.rti^cn Güter ist das 
Soudereigentum eine selbsu er-riir.dliche Ssche und wird auch von den 
Sozialisten und Kommunisten nicht bestritten). Alle anderen Forderungen 
des Liberalismus ergeben sich aus dieser Grundf orderung. 

Im Programm des Liberalismus mag man aber zweckmäßigerweise 
neben dem Wort „Eigentum" auch die Worte „JVeiheit" und „Frieden" 
voranstellen. Es geschieht dies nicht etwa darum, weil das ältere Pro- 
gramm des Liberalismus sie meist, neben dum Wort Eigentum angeführt 
bat. Wir sagten ja schon, daß das Programm des heutigen Liberalismus 
über das des alten Liberalismus hinausgewachsen ist, daß es auf tieferer 
und besserer Einsieht in den Zusammenhang der Dinge beruht, da es 
sich die Fortschritte, die die Wissenschaft der letzten Jahrzehnte ge- 
macht hat, zu Nutzen machen kann. Kicht darum, weil Freiheit und 
Frieden vielen älteren Liberalen als gleichgeordnete Grundgedanken 
. -des Liberalismus und nicht nur als die Folgerung aus dem einen Grund- 



gedanken des Sondereigentums an den Produktionsmitteln erschienen., 
wären sie im Programm voranzustellen, sondern nur darum, weil sie 
ganz besonders heftig von den Gegnern des Liberalismus angefeindet 
wurden und man durch ihre Fortlassung nicht den Anschein erwecken, 
sollte, als hätte man die Berechtigung der Einwendungen, die gegen 
sie erhoben wurden, in irgend einer Weise anerkannt. 

2, Freiheit. ' 

Daß der Gedanke der Freiheit für alle uns ganz in Fleisch und Blut 
übergegangen ist, so daß man ihn die längste Zeit gar nicht anzuzweifeln 
wagte, daß man von der Freiheit immer mir mit höchster Anerkennung- 
zu sprechen pflegte und daß es erst Lenin vorbehalten blieb, sie ein 
„bürgerliches Vorurteil" zu nennen, das ist, was man heute vielfach 
schon vergessen hat, ein Erfolg des Liberalismus. Von der Freiheit, 
kommt ja auch der Samen des Liberalismus her, und der Namen der 
Gegenpartei der Liberalen lautete ursprünglich — beide Bezeichnungen 
kamen in den spanischen Verfassungskampfen der ersten Jahrzehnte 
des 19. Jahrhunderts auf — die „Servilen". 

Vor dem Aufkoramen des Liberalismus haben selbst edle Philo- 
sophen, Religionsstifter und Priester, die vom besten Willen beseelt; 
waren, und ihr Volk wahrh:.:- l'el^nd^ Staatsmänner die Sklaverei 
eines Teiles der Menschheit als ei:'.e gerechte-, allgemein nützliche und. 
geradezu 'wohltatige Einrichtung angesehen. Es gebe, meinte man, von 
Natur aus Mensehen und Völker, die air Freiheit, und solche, die zur 
Unfreiheit bestimmt seien. Und nicht nur die Herren dachten so,, 
sondern auch ein großer Teil der Sklaven. Sie nahmen die Knechtschaft, 
nicht nur hin, weil sie sich der überlegenen Gewalt der Herren fügen 
mußten, sondern sie fanden in ihr auch ein Gutes: der Sklave sei der Sorge 
um den Erwerb des taglichen Brotes enthoben, da der Herr genötigt 
ist, für seine notwendigsten Bedürfnisse aufzukommen. Als der Liberalis- 
mus im 18. und in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts daran ging, 
die Leibeigensehaft und Untertänigkeit der bäuerlichen Bevölkerung 
in Europa und die Sklaverei der Neger in den überseeischen Kolonien 
abzuschaffen, da haben sieh nicht wenige aufrichtige Menschenfreunde 
dagegen ausgesprochen. Die unfreien Arbeiter seien an die Unfreiheit, 
gewöhnt und empfänden sie nicht als unangenehme Last; sie seien zur 
Freiheit gar nicht roii u'id würden rieht wrssen. welchen Gebrauch 
sie von ihr machen sollten. Der Fortfall der Sorge des Herrn werde sie 
schwer schädigen, sie würden nicht imstande sein, so zu wirtschaften,, 
daß sie immer Über das zum Leben Notwendige verfügen, und würden. ■ 



Liberale, die doch immerhin nur Äusnahmeerscheinungen darstellen den 
Fälle, in denen die leibeigenen Bauern und Sklaven grausam mißhandelt 
worden waren, verallgemeinern und mitunter selbst übertreibend dar- 
stellen zu müssen. Doch solche Ausschreitungen waren keineswegs 
die Kegel; es gab wohl vereinzelte Ausschreitungen, und dalä es sie gab, 
war auch Grund für die Beseitigung dieses Systems. Die Regel aber 
war doch eine iiKinsdilielu 1 und milde .Behandlung der Knechte durch 
die Herren. 

Wenn man denen, die die Beseitigung der Unfreiheit nur aus 
allgemein philanthropischen Erwägungen befürworteten, entgegenhielt, 
die Beibehaltung des Systems Eege auch im Interesse der Knechte, so 
wußten sie darauf nichts Rechtes zu erwidern. Denn diesem Einwand 

anderen schlägt und auch geschlagen hat: daß nämlich die freie Arbeit 
tmverhältnismäß;;! (■■rsrk-hrt'i-r 'r\ dif< vun Uni!'';i-?u vi-rrichteie Arbeit. 
Der unfreie Arbeiter hat kein Interesse daran, seine Kräfte ernstlich 
anzuspannen. Er arbeitet so viel und so eii'ng. nh erforderlich ist, um 
jenen Strafen zu entgehen, die auf ÄliL^bnkiimr eines Mindestmaßes 
von Arbeit gesetzt sind. Der freie Arbeiter aber weiß, daß er um so besser 
antlohnt wird, je mehr seine Arbeit lest et. Er spannt seine Kräfte voll 
en, um sein Einkommen zu erhöhen. Man vergleiche doch etwa die 
Anforderungen, die die Bedienung eines modernen Dampfpfluges an den 
Arbeiter stellt mit dem verhältnismäßig kleinen Aufwand an Intelligenz, 
Kraft und Fleiß, die für den leibeigenen Pflüger Bußlands noch vor zwei 
Menschenaltem als ausreichend befunden wurden. Hur die freie Arbeit 
kann jene Leistungen vollbringen, die man vom modernen Industrie- 
arbeiter verlangen muß. 

Verschrobene Querköpfe mögen also nur immerfort die Erörterung 
darüber fortspinnen, ob alle Mensehen zur Freiheit bestimmt und für 
die Freiheit reif seien. Sie mögen fortfahren, zu behaupten, daß es Rassen 
und Volker gebe, deren von der Hatur vorgezeichnetes Los die Knecht- 
schaft sei, und daß die Herrenvölker die Pflicht hätten, die Knechte in 
ihrer Unfreiheit festzuhalten. Der Liberale will ihre Argumente gar 
nicht widerlegen, weil seine Beweisl'iiln-.iv.t zugunsten der Freiheit für 
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alle ohne Unterschied ganz anders geartet ist. Wir Liberalen behaupten 
gar nicht, daß Gott, oder die SSatur alle Mensehen zur Freiheit bestimmt 
hätte, schon darum nicht, weil wir über die Ab=:'.ehten Gottes und der 
Natur nicht unterrichtet sind und es grundsätzlich vermeiden, Gott 
und die Natur in den Streit um irdische Dinge hereinzuziehen. Was wir 
allein behaupten, ist das, daß die Freiheit aller Arbeiter jenes Arbeits- 
system ist, das die größte Ereiiäbijrlicifc der menschlichen Arbeit gewähr- 
leistet, und daß sie sohin im Intens.!,-; nüer Bewohner der Erde gelegen 
seL Wir bekämpfen die Unfreiheit der Arbeiter nicht, obgleich de den 
„Herren" nützlich sei, sondern weil wir überzeugt sind, daß sie allen 
Gliedern der mens;hlieL<>n Gesellschaft, also auch den „Herren", in 
letzter Linie Schaden bringt. Hätte die Menschheit an der Unfreiheit 
eines Teiles oder gar aller Arbeiter festgehalten, dann wäre die groß- 
artige Entfaltung der wirtschaftlichen Kräfte, die die letzten 150 Jahre 
gebracht haben, nicht möglich gewesen. Wir hätten keine Eisenbahnen, 
keine Kraftwagen, keine Flugzeuge, keine Dampfer, keine elektrische 
Kraft- und Lichle^eugu^g, keine chemische Ölindustrie, wie die 
alten Griechen und Römer sie bei aller Genialität nicht hatten. Es ge- 
nügt, dies nur zu erwähnen, damit jedermann erkenne, daß auch die 
früheren Herren von Skiaren oder Leibeigenen allen Grund haben, mit 
der Entwicklung »er ümge nach Aufhebung der l-riheiueit der Arbeiter 
zufrieden zu sein. Ein europäischer Arbeiter lebt heute unter günstigeren 
und angenehmeren äußeren Verhältnissen als einst der Pharao vonÄgypten, 
trotzdem dieser über Tausende von Sklaven gebot und jener nichts anderes 
hat, um seine Wohlfahrt zw fördern, als die Kraft und die Gesehiekliek- 
kei'. deiner Hiuuie. Keimte. fi^iLii einen Nabob von anno dazumal in die 
Verjiiili.r.isse versetzen, unter denen heute ein einfacher Mann lebt, er 
wurde ohne Zaudern erklären, daß sein Leben ärmlich gewesen sei im 
Vergleich mit dem, das auch der beseheidi-;.i.e Bürger unserer Zeit führen 
kann. 

Das ist die Fruebt der freien Arbeit, daß sie allen mehr Reichtum zu 
schaffen vermag als die unfreie Arbeit einst den Herren geboten hat. 



lieh ^ehinerz und Leid 
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bringt. Doch sie meinen, daß der Krieg und nur der Krieg im- 
stande ist, die Menschheit weiter zu bringen. Der Krieg sei der Vater 
aller Dinge, sagt (-in srricrhi=r-.h.:-r Piiiini.nph, und Tausende haben es ihm 
nachgesprochen. Der Mensch verdorre im Frieden, nur der Krieg erwecke 
in ihm die schlummernden Fähigkeiten und Kräfte und führe ihn zum 
Höchsten. Würde dir Krieg autgerottet werden, dann wurde die 
Menschheit: In Schlaffheit und MaUheit verkommen. 

Es ist schwer oder gar unmöglich, gegen diese Beweisführung 
der Kriegsfreunde aufzukommen, wenn m-ir.\ p::: tr i ■ ij den Krieg nichts 
anderes geltend zu machen weiß als das, daß er Opfer verlangt. Denn die 
Anhänger des Krieges sind doch eben der Meinung, daß [hose Opfer 
nicht umsonst dargebracht werden, und daß der Preis des Einsatzes 
wert sei. Wenn es wirklich wahr sein sollte, daß der Krieg der Vater 
aller Dinge ist, dann sind die Menschenopfer, die er kostet, notwendig, 
um die allgemeine Wohlfahrt und den Fortsehritt der Menschheit zu 
fördern. Man mag die Opfer wohl beklagen, man mag auch trachten 
ihre Zahl herabzusetzen, doch man darf darum den Krieg nieht abschaffen 
und den ewigen Frieden herbeiführen wollen. 

Die liberale Kritik der Kriegs theorie unterscheidet sich aber grund- 
sätzlich von dar der Philanthropen; sie geht davon aus, daß nicht der 
Krieg, sondern der frieden der Vater aller Dinge ist. Das, was die Mensch- 
heit allein vorwärts bringt und sie vom Tier unterscheidet, ist die 
gesellschaftliche Kooperation. Die Arbeit allein ist es, die aufbaut, reieh 
macht und damit die äußeren Grundlagen für inneres Gedeihen des 
Menschen legt. Der Krieg zerstört mir, er h,am nie aufbauen. Den Krieg, 
den Mord, die Zerstörung und Vernichtung haben wir mit den reißenden 
Tieren des Waldes gemein, die aufbauende Arbeit ist unsere menschliche 
Eigenart. Der Liberale verabscheut den Krieg nichtwie der Philanthrop, 
obwohl er nützliche Folgen haben soll, sondern weil er nur schädliche 
Folgen hat. 

Der phüanthiopigciie Friedensfreund tritt an den Mächtigen heran 
und sagt ihm: „Kiihrc keinem Krieg, wenn du auch Aussieht hast, durch 
einen Sieg deine eigene Wohlfahrt zu fördern. Sei edel und großmütig 
und verzichte auf den dir winkenden Sieg, wenn es dir aueh ein Opfer, 
den Entgang eines Gewinnes bedeutet." Der liberale denkt anders. 
Er ist der Überzeugung, daß der siegreiche Krieg auch für den Sieger ein 
Obel ist, daß Frieden immer noch besser ist als Sieg. Er verlangt vom 
Starken keine Opfer, sondern nur das, daß er sein wahres Interesse erfasse 
und verstehen lerne, daß der Frieden auch für ihn, den Starken, ebenso 
vorteilhaft ist wie für den Schwächeren. 
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Wenn ein friedliebendes Volk von einem kriegslustigen Gegner 
■ ■■■Ii'. li wird, dann muß es sich zur Wehr setzen und alles tun, den 
Ansturm der Feinde abzuwehren. Wenn in einem solchen Kriege von 
denen, die um ihre Freiheit und um ihr Leben kämpfen, Heldentaten 
vollbracht werden, so sind sie lobenswert, und mit Eeoht preist man die 
Mannhaftigkeit und Tapferkeit solcher Kampfer, Hier sind Kühnheit, 
Unersehrockenheit, Todesverachtung lobenswert, weil "sie im Dienste 
eines guten Zweckes stehen. Aber man hat den Fehler begangen, diese 
soldatischen Tugendeu als absolute Tugenden hinzustellen, als Eigen- 
schaften, die an und für sich gut sind, ohne Bücksicht auf den Zweck, 
in dessen Dienst sie stehen. Teilt man diese Meinung, so muß man folge- 
richtig auch die Kühnheit, Unerschrockenheit und Todesverachtung 
des Raubers als edle Tugend anerkennen. Doch in Wahrheit gibt es nichts, 
was an und für sich gut oder böse ist ; gut und böse werden menschliche 
Handlungen immer nur durch den Zweck, dem sie dienen, und die Folgen, 
die sie nach sich ziehen. Auch Leonidas wäre nicht der Anerkennung 
wert, die wir ihm zollen, wäre er nicht, als Verteidiger seiner Heimat 
gefallen, sondern als Führer einer Angriffsarmee, die ein friedliches Volk 
stine: Freiheit und seines Besitzes berauben wollte. 

Die Schädlichkeit dss Kn?;e- für die Entwicklung der menschlichen 
Zivilisation ergibt sich klar für jeden, der den Nutzen der Arbeitsteilung 
erkannt hat. Die Arutärteilnriif, maulic aas dem Menschen, der sich selbst 
genug ist, das von den Mitmenschen abhängige i&or nalizixdr, das 
Gi-idKlmik'.ve-en. von jjz. Aristeieies sprach. Wenn ein Tier gegen 
das andere, ein in Wildheit lebender Mensch gegen den anderen feind- 
selig auftreten, dann ändert üicli dsdurcr. nichts an den wirtschaftlichen 
VoranBBetamgen und Grundlagen ihrer Existenz. Wenn aber in einer 
Grmi-h'itli.dt, die die Ar'n-Vii unter ihre Mitglieder verteilt hat, ein Streit 
a:is bricht, der durch feindliche Handlungen ausgetragen werden soll, 
dann steht die Sache anders, liier sind die ehi^ehien in üirer Ycrric.hr uns; 
spezialisiert; sie sind nicht mehr imstande, unabhängig zu leben, weil 
sie auf die gegenseitige Hilfe und Unterstützung angewiesen sind. Selbst- 
genügsame Landwirte, die auf ihren Hofen alles das erzeugen, was sie 
und ihre Familien zum Lehen liTM-rvlieu, kfcnea sieh gegenseitig befehden. 
Doch wenn in einem Dorf ciim Pariwuiig entsteht und auf der einen 
Seite der Schmied und auf der anderen Seite der Schuhmacher stehen, 
so muß die eine Partei an Schuhen, die andere an Werkzeugen und Waffen 
Mangel leiden. Der Bürgerkrieg zerstört so die Arbeitsteilung, weil er jede 
Gruppe zwingt, sie:! ;:ri der Arljuil ilire- Parteigenossen Genüge sein zu 
lassen. Hat man (iie ÄUcLichkeii sulel^r l-Y-i iii.ise'i^t- iten im Auge, dann 
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wird man von vornherein die Arbeitsteilung sich, nicht so stark ent- 
■wiekelu lassen dürfen, daß man dann, im Falle es wirklich zum Kampf 
kommt, Mangel leidet. Die Entfaltung der Arbeitsteilung ist nur soweit 

uiüsjLNiii, m-If. (Iii: Gewäli' owiten :ri<.'dlii'.]ien /.LifJiijiiiKiiiebe.r'A geboten ist. 
Die Arbeitsteilung kann sieh nur unter dem Schutze eines gewährleisteten 
Friedens entwickeln. Wo diese Voraussetzung fehlt, überschreitet die 
Arbeitsteilung nicht die Grenzen des Dorfes oder nicht einmal die des 
einzelnen Familienhauses. Die Arbeitsteilung swisohen Stadt und Land 
— daß nämlich die Bauern der umliegenden Dörfer in die Stadt Getreide, 
Vieh, Milch und Butter liefern und von den Städtern gewerbliche Er- 
zeugnisse eintauschen — setzt schon voraus, daß wenigstens innerhalb 
■der einzelnen Landschaften der Frieden gesichert ist. Soll die Arbeitsteilung 
das Gebiet eint; stanzen Volke; umia=se;i, so aiiisssu [Hrgcrkricge außer- 
halb des Bereiches der Möglichkeit liegen; soll sie die ganze "Welt um- 
■spannen, so muß ewiger Frieden zwischen den Völkern gesichert sein. 
Jedem Zeiföef.usseri :nü£te es als platter Widersinn erseheinen, wenn 
■sich eine moderne Großstadt, etwa London oder Berlin, darauf einrichten 
wollte, gegen die Bewohner der angrenzenden Teile des flachen Landes 
Krieg zu führen. Doch viele Jahrhunderte lang haben die Städte Europas 
auch diese Möglichkeit ins Auge gefaßt und sieh wirtschaftlich darauf 
eingestellt. Es gab Städte, deren Befestigungsanlagen von vornherein 
so gebaut waren, daß sie im Notfalle mit Hilfe von Viehhaltung und 
■Getreidebau innerhalb der Stadtmauern eine Zeitlang durchhalten 
konnten. 

Hoch im Arkani des iL'. Jahrhunderts zerfiel der weitaus 'rriif.i-n:- 
Till ilu brivrjJj iiten Erde in eine t! ei ;.e von kk'i'ieii ''.Virisiji^i'i-ijerjeleii, 
die sich im großen und ganzen selbst genügten. Selbst in den höher 
entwickelten Teilen Europas wurde der Bedarf eines Landstriches zum 
größeren Teile ilcstb die Produktion im Landstrich, selbst gedeckt. Det 
Handel, der über das enge Gebiet der Nachbarschaft hinausging, war 
verhältnismäßig gering und umfaßte im großen und ganzen nur solche 
Waren, die wegen der klimatischen Verhältnisse im Lande selbst nicht 
erzeugt werden konnten. In dem weitaus größeren Teile der Welt wurde 
aber nahezu der ganze Bedarf eines Dorfbewohners durch die Produktion 
des Dorfes selbst gedeckt. Für diese Dorfbewohner bedeutete eine durch 
den Krieg eingetretene Störung in den Handelsbeziehungen überhaupt 
keine wirtschaftliche Beeinträchtigung. Aber auch die Bewohner der 
fortgeschritteneren Teile Europas litten darunter nioht allzu stark. 
Wenn die Kontinentalsperre, die Napoleon I. über Europa verhängte, 
um die englischen und die nur durch Vermittlung Englands erreichbaren 



überseeischen Waren auszuschließen, auch schärfer durchgeführt worden: 
wate, so hätte sie dem Kontinentalbe wohner keine allzu fühlbaren Ent- 
behrungen auferlegt. Wohl hätte er auf Kaffee und Zucket, auf Baumwclle- 
und Baumwollwarcn, auf Gewürze und manche seltenen Höher ver- 
zichten müssen- aber all diese Dinge spätem im If.-uishalt der weiten 
Schichten damals eine nur untergeordnete Rolle. 

Die Dichte der weltwirtschaftlichen, der internationalen Beziehungen 
ist ein Produkt des Liberalismus und Kapitalismus des 19. Jahrhunderts. 
Durch sie erst wurde die weitgehende Spezialisierung der modernen 
Produktion und damit die großartige Vervollkommnung der Technik 

ermöglicht. Um d ■■:;:-;'.! i-Mieii Arhuiie; in tönern Haushalt mit all dem 

zu verseilen, was er gebrauchen und verbrauchen will, wirken alle Länder 
der fünf Weltteile zusammen. Tee für den Frühstückstiseh liefern 
Japan oder Ceylon, Kaffee Brasilien oder Java, den Zucker Westindien, 
das Fleisch Australien oder Argentinien, den Wein Spanien oder Frank- 
reich; die Wolle kommt aus Australien, die Baumwolle aus Amerika oder 
Ägypten, die Haute für das Leder aus Indien oder Bußland usf. Und 
im Austausch dafür gehen englische Waren in die ganze Welt, in die 
fernsten und entlegensten Dörfer und Gehöfte. Diese Entwicklung war 
nur möglich und denkbar, weil man die Vorstellung, es könnte je wieder 
zu großen Kriegen kommen, seit dem Sieg der liberalen Ideen nicht, 
mehr ernsL nahm. Zur Zeit der höchsten Blüte des Liberalismus 
hielt man allgemein Kriege zwischen den Angehörigen der weißen Rasse 
für immerdar als abgetan. 

Doch es kam anders. Die liberalen Ideen und Programme wurden 
durch Sozialismus, Nationalismus, Protektionismus, Imperialismus,. 
Etatismus, Militarismus verdrängt. Hatten Kant- und Humboldt,. 
Bentham und Cobdcn das Lob des ewigen Friedens verkündet, so kamen 
jetzt Männer, die nicht müde wurden, den Krieg und den Bürgerkrieg- 
zu preisen. Und sie hatten nur allzubald Erfolg. Das Ende war der Große- 
Krieg, der unserer Zeit eine Art Anschauungsunterriclit für das Problem 
der Unverträglichkeit des Krieges mit der Arbeitsteilung gegeben hat. 

i. Gleichheit. 

dem "älteren Liberalismus und dem neuen Liberalismus besteht, klarer- 
und leichter aufzuweisen als beim Problem der Gleichheit. Die von den 
Ideen des Naturreebtes und der Aufklärung geleiteten Liberalen des- 
18. Jahrhunderts forderten Gleichheit der politischen und bürgerlichen: 
Rechte für jedermann, weil sie davon ausgingen, daß die Menschen gleich 



seien. Gott habe ;i ILc ?.le:i;dn'ii ;;^U-n je -Charten, sie mit gleichen Grand- 
kräften und Anlagen a.iis f wsrK.!:ti:i, ihnen allen den Odem seines Geistes 
eingeblasen. Alle Unterschiede zwischen den Menschen seien nur künst- 
licher Art, seien das Produkt gesellschaftlicher, niense-b Sieher, also ver- 
gänglicher Einrichtungen. Das "Unvergängliche am Menschen, sein Geist, 
sei aber unzweifelhaft \t>a der ».leie-ben Art, bei arm und reich, hoeh und. 
nieder, weiß und farbig. 

Nun steht aber nichts aui so sehwachen Füßen wie die Behauptung 
von der angebuchen Gleichheit alles dessen, was Menschenantlitz trägt. 



Gleichen auch die irk-iche Behandlung gebühre. 

Für die gleiche Behandlung aller Menschen durch das Gesetz sprechen 
zwei verschiedene Gesichtspunkte. Yen dein einen sprachen wir, als wir 
die Gründe auseinandersetzten, die gegen die persönliche Unfreiheit 
von Menschen sprechen. Um die höchste erreichbare Ergiebigkeit der 
menschlichen Arbeit zu erzielen, bedarf es freier Arbeiter, weil nur der 
freie Arbeiter, der die Früchte seiner eigenen Betätigung im Lohne genießt, 
seine Kräfte so anspannt, als er nur kann. Der zweite Gesichtspunkt, 
der für die Gleichheit vor dem Gesetze spricht, ist der der Erhaltung 
des gesellschaftlichen Friedens. Daß jede Störung der friedlichen Ent- 
wicklung vermieden werden muß, wurde ja schön gezeigt. Nun aber 
dauernd aufrecht zu erhalten in einer 
in der die Rechte und Pflichten der einzelnen Schichten 
verschieden sind. Wer einem Teil der Bevölkerung Eeohte verweigert, 
muß immer darauf gefaßt sein, daß die Entrechteten sich zum Angriff 
auf die Bevorreriileten zusanmienjcMießc:!.. Standes Privilegien müssen 
verschwinden, damit die Kämpfe um Standesvorrechte aufhören. 

Es ist daher ganz und gar unberechtigt, an der Art und "Weise, wie 
der Liberalismus sein Gleichheitspostulat verwirklicht hat, auszusetzen, 
daß sie nur Gleichheit vor dem Gesetz und keine wahre Gleichheit ge- 
schaffen hat. Die Mensehen wirklich gleich zu machen, reicht alle mensch- 
liche Kraft nicht aus. Die Menschen sind und bleiben ungleich. Nüchterne 
Zweckmäßigkeits er wägungen, wie die es sind, die wir oben angeführt 
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haben, sprechen dafür, sie vor dem Gesetz gleich zu behandeln. Helir 
hat der Liberalismus nicht gewollt. Und mehr konnte er nicht wollen. 
Es geht über menschliche Kraft hinaus, einen Neger weiß zu. machen. 
Aber man ki*"" dem Keger dieselben Rechte verleihen wie dem Weißen 
und ihm damit die Möglichkeit bieten, bei gleichen Leistungen auch 
dasselbe zu erreichen. 

Nun aber kommen die Sozialisten und sagen, es genüge nicht, die 
Mensehen vor dem Gesetz gleieh zu machen, man müsse ihnen auch das 
gleiche Einkommen zuweisen, um sie wirklieh gleich zu machen. Es 
genüge nicht, die Privilegien der Geburten und des Standes abzuschaffen, 
man müsse ganze Arbeit machen und das größte und wichtigste Privileg, 
nämlich das, das das Eigentum gewährt, beseitigen. Dann erst werde 
das liberale Programm ganz verwirklicht sein, und so führe der folge- 
richtige Liberalismus selilieülicli min Suziiilismus, zur Beseitigung des 
Sondereigentums einzelner an den Produktionsmitteln. 

Ein Privileg ist eine Einrichtung zugunsten eines einzelnen oder 
eines' bestimmten Kreises von Menschen auf Kosten der Wohlfahrt der 
übrigen Menschen. Das Privüe^ besteht, obwohl es den einen — vielleicht 
der Mehrheit — schadet und niemand nutzt eis denen, zu deren Gunsten 
es geschaffen ist. Im Feudalstaat des Mittelalters war die Gerichts harken 
das erbliehe Amt bestimmter Feudalherren. Sie waren Eichtet, weil 
sie das Richteramt geerbt hatten, ohne Rücksicht darauf, ob sie die 
Fähigkeiten und Charaktereigenschaften besaßen, die zum Richteramt 
tauglich machen; und in ihren Augen war dieses Amt nichts weiter als 
eine ergiebige Einnahmequelle. Hier war das Richteramt ein Privileg 
einer Schichte von hochgeborenen. Herren. 

Wenn aber, wie in den modernen Staaten, die Richter immer aus 
dem Kreis derjenigen Männer entnommen werden, die Über Rechts- 
kenntnis und Rechtserfahrung verfügen, so liegt darin kein „Privileg" 
der Juristen. Die Bevorzugung der Juristen erfolgt nämlich nicht um der 
Juristen willen, sondern um des öffentlichen Wohles willen, weil man 
der Meinung ist, daß Rechtsgelehrsamkeit die unumgängliche Voraus- 
setzung für die Bekleidung des Richteramtes ist. Die Frage, ob eine 
Einrichtung als Privilegierung einer bestimmten Gruppe, Schichte oder 
Person anzusehen isi oder nicht, ist ;:ho nicht, darnach tu entscheide!)., 
ob sie dieser Gruppe, Schichte oder Person Vorteile bringt oder nicht, 
sondern darnach, wie ihr Kutzen für die Allgemeinheit ;u beurteilen ist, 
Daß auf einem die See befahrennen ^chi f ein ilc.nn i-.ii pi. tiin ist und daß 
die anderen seine untergebene Schiffsmannschaft bilden, ist dem Kapitän 
sicherlich ein Vorteil. Deoi.i?] kein Vorrecht, keinPrivileg des Kapitäns, 



hindurch zu führen und damit nicht nur sieh. soniicrn der ganzen Mann- 
selia-it nützlich zu werden. 

Um zu prüfen, ob eine Einrichtung ab ein Sonderrecht, als ein 
Privileg eines einzelnen oder einer Sehioiiin anzusein*« Ist, darf man sich 
nicht die Frage vorlegen, ob sie diesem einzelnen oder diesen Schiebten 
nützt, sondern nur die, ob sie der Allgemeinheit nützlich ist. Wenn wir 
zum Schlüsse gelangen, daß das Sondereigentum an den Produktions- 
mitteln allein eine gedeihliche Entwicklung der menschlichen Gesell- 
schaft ermöglicht, dann ist es klar, daß dies nichts anderes ist als die 
Feststellung, daß das Sondereigentum kein Privileg der Eigentümer 
ist, sondern eine gesellschaftliche Einrichtung zum Nutzen und Frommen 
aller, mag sie auch dabei einzelnen besonders angenehm und nützlich 

Di>r Lib?i'5.1i;mLi.- optldil iddil : r. fnt c:t ■;;(■ äv: ütv-i'.zei- Iii:- d> 
Aufreehterhaltung des Eigentums aus. Er will nicht dj 
darum erhalten, weil er es nicht ebne Verletzung der Rechte d: 
tümer aufheben könnte. Würde er die Beseitigung des Sondereigentums 
für nütdieh im Interesse der Allgemeinheit halten, dann würde er für 
seine Aufhebung eintreten ohne Rücksicht darauf, ob er dadurch die 
Eigentümer schädigt. Die Beibehaltung des Sondereigentums aber liegt 
im Interesse aller Schichten der Gesellschaft. Auch der Arme, der nichts 
sein Eigen nennt, lebt in unserer Gesellschaftsordnung unverhältnis- 
mäßig besser als er in «iiw Gesell rc-iiai!: leben würde, die sich unfähig 
erweisen würde, auch nur einen Bruchteil von dem zu erzeugen, was in 
•a!:ierer Gesellschaftsordnung erzeugt wird. 



5. Die Ungleichheit der Einkommens- und Vermögens vor h;il misse. 

Das, was an unserer Gesellscbaftsordnung am meisten der Kritik 
■ausgesetzt ist, ist die Tatsache der Ungleichheit der Verteilung des Ein- 
kommens und des Vermögens. Es gibt Reiche und Arme, es gibt sehr 
Reiche und sehr Arme. Und es hegt nahe, hier an einen Ausweg zu denken: 
an die gleichmäßige Verteilung der Güter. 

Gegen diesen Vorschlag ist zunächst die Einwendung zu machen, 
■daß dadurch nicht viel jmhyüVii wäre, weil die Zahl der Minderbemittelten 
im Vergleich zu der der Reichen ungeheuer groß sei, so daß jeder einzelne 
von einer solchen Verteilung nur einen recht unbedeutenden Zuwachs 
.an Wohlfahrt zu erwarten habe. Das ist. wohl richtig; das Argument 
ist aber nicht vollständig. Die Befürworter der Gleichheit der Ein- 



kommensverteilung übersehen nämlich den wichtigsten Punkt: daß 
nämlich die Summe dessen, was verteilt werden kann, das jährliche 
Produkt der gesellschaftlichen Arbeit, nioht unabhängig ist von der 
Art und Weise, in der verteilt wird. Daß das Produkt heute so groß ist, 
ist nicht eine natürliche oder technische, von allen sozialen Tatsachen 
unabhängige Erscheinung, sondern durchaus die Folge unserer gesell- 
schaftlichen Einrichtungen. Nur weil unsere Gesellschaftsordnung die 
Ungleichheit des Eigentum? ke*ii.it, nur weil sie jcdfüi anspornt, soviel 
als möglich und mit dem geringsten Aufwand an Kosten zu erzeugen, 
verfügt dieMensehheil iieuif: iilier die Sununs von jährlichem Reichtum, 
den sie nun verzehren kann. Würde man diesen Antrieb beseitigen, so 
würde man die Ergiebigkeit der Produktion so sehr herabdrüeken, daß 
die Kopiquote des Einkommens bei gleichmäßiger Verteilung tief unter 
das fallen würde, was selbst der Ärmste heute erhält. 

Die Ungleichheit der Einkommensverteilung hat aber noch eine 
zweite Funktion, die ebenso wichtig ist wie die erwähnte, Sie ermöglicht 
nämlich den Luxus der Reichen. 

" Über denLuxus ist sehr viel Törichtes gesagt und geschrieben worden. 
Gegen den Luxusverbrauch ist eingewendet worden, daß es ungerecht 
sei, daß die einen Überfluß genießen sollen, wenn die anderen dabei 
darben. Diese; Argument schein' etwas für sich zu haben. Doch es 
scheint nur so. Denn wenn es sich herausstellen sollte, daß dem Luxus, 
eine Funktion im Dienste des gesellschaftlichen Zusammenlebens der 
Menschen zukommt, dann wird es ganz hinfällig. Das aber wollen wir zu 
zeigen suchen. 

Unsere Beweisführung zugunsten des Luxus ist freilich nicht die, 
die man mitunter zu i'ören in; li«m;iit. : dn,(J er nänüch Geld unter die- 

Leute bringt. Würden die Reichen keinen Luxus treiben, sagt man, 
so hätten die Armen kein Einkommen. Das ist geradezu dumm. Denn 
gebe es kernen Luxus, dann würden eben Kapital und Arbeit, die sonst 
zur Erzeugung von Luxusgutern Verwendung finden, andere Güter 
erzeugen, Massenverbrauehsartikel, notwendige Artikel anstatt der 
„überflüssigen". 

Um sich von der gesellschaftlichen Bedeutung des Luxus eine richtige 
Ynrsteiiun? i.n machen, muii man z.ur.ik-jisl e:k>;r.nen, daß tk-r HwtriEt 
des Luxns ein durchaus relativer ist. Luxus ist eine Lebensweise, die sich 
von der der großen Masse abhebt. Die Vorstellung von dem, was Luxus ist, 
ist- daher durchaus an die Zeit gebunden. Vieles von dem, was uns heute 
als notwendig erscheint, erschien einst als Luxus. Als im Mittelalter 
eine vornehme Byzantinerin, die einen venetaanisehen Dogen geheiratet 
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hatte, sich beim Speisen anstatt der Finger eines goldenen Instrumentes 
beüiente ; das man als Vorläufer unserer Gabel bezeichnen kann, da hielten 
die Venetianer dies für einen gottlosen Luxus, daß sie es nur gerecht 
fanden, als dieDame von einer fürchterlichen Krankheit befallen wurde; 
das müsse, meinten sie, die gerechte Strafe Gottes für solche natur- 
widrige Ausschweifung sein. Vor zwei oder drei Mensehenaltern galt 
selbst in England ein Badezimmer im Hause als Luxus; beute hat es in 
England wohl jedes Ha-.is eines beeren Arbeiters. Vor 35 Jahren gab 
es noch keinen Kraftwagen; vor 20 .klin;:) ivar der Besitz eines solchen 
"Wagens ein Zeichen besonders luxuriöser Lebensführung; heute hat in 
den Vereinigten Staaten auch der Arbeiter seinen Fordwagen. So ist 
nämlich der Gang der Wirtschaftsgeschichte: der Lnxus von heute ist 
das Bedürfnis von morgen. Aller Fortschritt tritt zuerst als Luxus der 
wenigen Reichen ins Leben, um dann nach einiger Zeit das selbstver- 
ständliche notwendige Bedürfnis aller zu werden. Der Luxus gibt dem 
Konsum und der Industrie die Anregungen, Neues KU erfinden und 
einzuführen. Er ist eine der dynamischen Einrichtungen unseres Wirt- 
schaftslebens. Nur ihm verdanken wir den Fortschritt und die Neue- 
rungen, die schrittweise Hebung des Lebensstandes aller Kreise der 
Bevölkerung. 

Der reiche Müßiggänger, der sein Leben ohne Arbeit nur goidsßcTid 
verbringt, istwohl den meisten rai uns keine sympathische Erscheinung. 
Doch auch er erfüllt eine Funktion im Leben des gesellschaftlichen Or- 
ganismus. Sein Luxus wirki beispielgebend; er weckt bei der Menge 
neue Bedürfnisse und gibt der Industrie; die Anregung, diese Bedürfnisse 
der Menge zu befriedigen. Es gab eine Zeit, da konnten nur reiche 
Leute sieb den Luxus leisten, fremde [.juder zu besuchen. Schiller 
hat die Schweizer Berge, die er im Teil besungen hat, nie gesehen, 
trotzdem sie seiner sehiYäb: sehen Bebaut benachiiiiri sir.d. Goethe hat 
weder Paris, noch Wien, noch London je besucht. Heute aber reisen 
Hunderttausende, und bald werden Millionen reisen. 

6. Das Sondere ig entum und die Ethik. 

Indem wir die gesellschaftliche Funktion und Notwendigkeit des 
Sondereigentums an den Produktionsmitteln und damit auch der Un- 
gleichheit der Vermögens- und Einkommensverteilung behaupten und 

Berechtigung des Sondereiget'.Liims und der auf ihm beruhenden kapi- 

Moralist die Rücksichtnahme auf die gesell sebisf: liehe Notwendigkeit, 
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die von jedem einzelnen Mitglied der Gesellschaft verlangt werden muß. 
Ein isoliert lebender Mensen hat keine moralischen Regeln au befolgen. 
Er kann, was ihm Nutzen bringt,ruhigtun, ohne darauf achten in müssen, 
ob er nicht damit andere schädigt. Doeh der in der Gesellschaft lebende 
Mensch muß bei all seinem Tun und Lassen nicht nur auf seinen un- 
mittelbaren Nutzen lüiük-ifhi [Lehmen, sondern auch auf die Notwendig- 
keit, in jeder Handlung (he Gesellschaft als solche zu bejahen. Denn 
das Leben des einzelnen in der Gesellschaft ist nur durch die Gesellschaft 
möglich, und jeder einzelne wurde auf das schwerste geschadigt werden, 
wenn die gesellschaftliche Organisation des Lebens und der Produktion 
in die Bruche gehen würde. Indera die Gesellschaft vom einzelnen 
fordert, daß et in a-;l ieiiicin Tun ic-d 1 .a^sea ,i.;f sie Ilücksieht nehme, daß 
er aiso auf eine Handlung verzichten soll, die ihm zwar Kutzen bringt, 
aber das gesellschaftliche Lehen schädigen würde, verlangt sie nicht, 
daß er fremden Interessen ein Opfer bringe. Denn das Opfer, das sie 
ihm auferlegt, ist nur 'in vorläufiges Opd.sr. die Hingabe eines unmittel- 
baren kleineren Vorteiles, um dafür einen weitaus größeren mittelbaren 
Vorteil einzutaussbe.u. Der Fort Instand tii:r Geäeüseha-t als Vereinigung 
der Menschen lur gemeinsamen Arbeit und Lehensführung Hegt im Inter- 
esse jedes einzelnen; wer einen augenblicklichen Vorteil aufopfert, um 
den Fortbestand der Gesellschaft nicht zu gefährden, der opfert einen 
kleineren Vorteil einem größeren. 

Man hat den Sinn dieser Rücksichtnahme auf die gesellschaftlichen 
Gesamtinteressen vielfach mißverstanden. Man hat geglaubt, daß ihr 
sittlicher Wert in der Tatsache des Opfers, des Verzichtes auf einen 
u3ji ilttcl baren Genuß liegt, und hat nicht sehen wollen, daß nicht das 
Opfer, sondern der Zweck, dem das Opfer dient, das sittlich Wertvolle 
ist. So konnte es geschehen, daß man im Opfer, im Verzicht an und für 
sich, einen sittlichen Wert erblicken wollte. Doch Opfern ist nur dann 
sittlich, wenn es einem sittlichen Zweck dient. Es ist ein himmelweiter 
Unterschied zwischen dem, der sein Gut und Blut an eine gute Sache 
wagt, und dem, der sie ohne Nutzen für die Gesellschaft opfert. 

Alles, was der Aufrechterhaltung der Gesellschaftsonimiiig die!:';, 
ist sittlich, alles, was sie schädigt, ist unsittlich. Wenn wir mithin dazu 
gelangen, eine Einrichtung als der Gesellschaft nützleb zu erklären, 
kann man uns nicht mehr entgegenhalten, sie wäre unsittlich. Man kann 
unter Umständen verschiedener Meinung darüber sein, ob eine Ein- 
richtung der Gesellschaft nützt oder ihr schadet. Doch wenn man sie 
einmal nützlieh befunden hat, darf man sie nicht mehr damit bekämpfen, 
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daß sie aus irgendeinem unerklärlichen Grunde als unsittlich verworfen 
werden müßte. 

7. Der Staat aai die Regierung. 

Die Befolgung des Sittengesetzes ist im mittelbaren Interesse jedes 
einzelnen gelegen, weil jedermann daran interessiert ist, daß die gesell- 
schaftliche Kooperation rier Uenoelicn aufrechterhalten wird; doch sie 
legt jedem ein Opfer auf, wenn auch nur ein vorläufiges Opfer, das durch 
einen größeren Gewinn mehr als aufgewogen -wird. Aber um dies zu 
erkennen, bedarf es tiner gewissen Einsicht in den Zusammenhang der 
Dinge, und um sieh nach dieser Erkenntnis zu richten, bedarf es einer 
gewissen Willensstärke. Wem die Erkenntnis fehlt oder wer zwar die 
Erkenntnis hat, abi;: 1 iiielu die iiSti^:: 'WiiküSkr/i.i'L :;m von ihr Gebrauch 
zu machen, ist nicht in der Lage, das Sittengesetz freiwillig zu befolgen. 
Es liegt hier die Sache nicht anders als bei der Befolgung der hygienischen 
Regeln, nach denen sieh der einzelne im Interesse seiner eigenen "Wohl- 
fahrt richten sollte. Es kü"n L'iiciehen, daß jemand sich einer gesund- 
heif.sscliüdliclifiri Ausschweifung, etwa dem Genüsse von narkotischen 
Giften, hingibt, sei es, weil er die Folgen nicht kennt, sei es, weil er die 
Folgen für weniger nachteilig liii-lc als den Verzicht Eni den augenblick- 
lichen Genuß, sei es, weil ihm die erforderliche Willensstärke fehlt, sieb 
in seinem Verhalten nach seiner Erkenntnis zu richten. Es gibt Leute, 
die es für richtig halten, daß die Gesellschaft solche Personen, die ihr 
Leben und ihre Gesundheit durch unvernünftiges Handeln gefährden, 
zwangsweise auf den rechten Weg leite. Sie befürworten, daß man 
Trunks Li:-:: dge und Uoi^ilrtr^ leii :<'.':!ng- , i'.ei?e von ihren Lastern ab- 
halte, um sie zur Gesundheit und zum Wohlbefinden zu zwingen. Auf 
die Streitfrage, ob dies zweck rr iL Lüg iti orter nicht, wollen wir erst später 
eingehen. Denn das, um was es sich für uns hier handelt, ist etwas ganz, 
anderes. Wenn die Frage auftaucht, ob man Leute, die durch ihr Handeln 
den Fortbestand der Gesp!l.-e! ■ ■ i"-] n-LtkikM. in?' u soll, sich so zu 
verhalten, daß sie die Gesellschaft nicht schädigen, dann stehen ganz, 
andere Gesiehtspun^Lt: zur Erörterung. Der Trinker und der Morphinist, 
schädigen durch ihr Verhalten nur sich: derjenige, der die moralischen 
Regeln für menschliches Zusammenleben verletzt, schädigt nicht nur 
sich, sondern alle. Würden die Menschen, die den Fortbestand der ge- 
sell seh aftlichen Zusammenarbeit "wünschen und sich darnach vurbalte:], 
darauf verzichten müssen, solchen Gesellschaftsschädlingen gegenüber 
Gewalt und Zwa::g zur Zuwendung iu bringen, um sie davon abzuhalten, 
die Gesellschaftsordnung zu untergraben, dann würde jedes gesellschaft- 
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liehe Zusammenleben Lin;~jiigiii.-t: -.verden. Eine kleine Anzahl unsozialer 
Individuen, d. h. Menschen, die nicht geneigt oder imstande sind, die 
vorläufigen Opfer, die die Gesellschaft von ihnen fordert, zu bringen, 
könnten alle Gesellschaft unmöglich machen. Ohne ZwiL'ig- und Gewalt- 
anwendung gegen die Gesellsehaftsfeinde müßte gesellschaftliches Zu- 
sammenleben unmöglich werden. 

Die gesellschaftliche Einrichtung, die durch Anwendung von Zwang 

Staat, die Regeln, naeh denen dabei vorgegangen wird. Recht und die 
Organe, die die Handhabung des Zwangsapparates besorgen, Regien mg. 

Es gibt freiUel. diu tfekte. die glaubt, n-an kbuMe auf jede Art von 
Zivii,T;Kf ordnnng ohne Gefahr verzichten und die Gesellschaft ganz auf 
der freiwilligen Ueiulguii;: der Sinengr-seue. ;s;d' bauen. Die Anarchisten 
halten Staat, Rechtsordnung und Regierung für überflüssige Einrich- 
tungen in einer Gesellschaft so^'muiig, die wirklich dem "Wohle aller 
dient und nicht nur den Sonderinteressen einiger Privilegierter. Sur 
weil uis::j-r i^-i iiib i/.lif.l'^ ordn.i.rie d^s S'jndereiL'ei: ;u in ;;:i dun Produk- 
tionsmitteln kennt, sei es notwendig, Zv.-<j nt; ur.il Cewall. j.u ihrem Schutze 
anzuwenden. Würde man aber das Sondere-igentum beseitigen, dann 
wurde jeder ohne Ausnahme von selbst die Regeln befolgen, die die 
gesellschaftliche Zusammenarbeit erfordert. 

Daß diese Auffassung, soweit sie den Charakter des Sondereigen- 
tums an den Produktionsmitteln betrifft, verfohlt ist, wurde schon er- 
wähnt. Sie ist aber auch sonst durchaus unhaltbar. Der Anarchist 
bestreitet mit Recht nicht, daß jede Form menschlichen Zusammen- 
wirkens in der «rbeitsr;:iiigen Gesellschaft die Befohnüg irgendwelcher 
Begehr verlangt, die insofern dem einzelnen nicht immer leicht fällt, 
als sie ihm ein zwar nur vorläufiges, aber doch immerhin ein augenblick- 
liches Opfer auf erb: srr. Er Mit aber darin, daß er annimmt, daß alle 
■ohne Ausnahme geneigt sein werden, diese Kegeln freiwillig zu be- 
folgen. Es gibt Magenleidende, die gaisz genau wissen, daß der Genuß 
einer bestimmten Speise ihnen schon nach kurier Zeit schwere, ja kaum 
ertragliche Schmerzen bereiten wird, die aber nichtsdestoweniger nicht 
imstande sind, auf den Genuß des leckeren Gerichtes zu verzichten. Kann 
man, ohne ganz in Absurdität zu geraten, annehmen, daß in der anar- 
chischen Gesehschaf; jede.:- einzelne mehr Voraussieht und mehr 
Willenskraft aufbringen «irit. i.rn erlern doch die Zusammenhänge des 
Gesellschaftslebens nicht so leicht zu durch; eh au en sind wie die physio- 
logische Wirkung einer Speise und trotzdem die Folgen sich nicht so 



schnell und vor allem nicht so fühlbar für den Übeltäter selbst einstellen? 
Sollte es in der anarchischen Gesellschaft ganz ausgeschlossen sein, 
daß jemand aus Nachlässigkeit ein brennendes Streichholz so fortwirft, 
daß ein Brand entstellt, oder aus Zorn, Eifersucht oder Rache einem Mit- 
menschen ein Übel zufügt? Dar Anarchismus verkuirj; die wahre Katar 
des Menschen; er wäre nur durchführbar in einer "Welt von Engeln und 
Heiligen. 

Liberalismus isr. nicht AnavcM^'i-!!; Überadsmcs hui n;ii AinücHs- 
mus nicht das geringste zu tun. Der Libcriiliäraus ist sieh darüber ganz 
klar, daß ohne Z^anyau^eiiducg der ' Bestand der Gesellschaft ge- 
fährdet wäre, und daß hinter den Begeh, deren Befolgung notwendig ist, 
um die friedliehe menschliche Kooperation zu sichern, die Androhung 
der Gewalt stehen muß, soll nicht jeder einzelne imstande sein, den 
ganzen Gesellschaft? bar r.i zrrPLi.iren. M;:;: muß in der Lage sein, den, der 
das Leben, die Gesundheit oder persönliche Kriuhsit anderer Menschen 
oder das Sondereigentum nicht achten will, mit Gewalt dazu zu bringen, 
sich in die Regeln de-; ges-o^sch ältlichen Z-;;.'Lrnmenlebens zu fügen. Das 
sind die Aiii'ga'uejL die die liberale Lehre dem Staat zuweist: Schutz des 
K^entums, der Freiheit und des Friedens. 

Der deutsche Somalis; Kerdmiiarj Lassalle lia.l. <iie lii-rchriinkung 
der Aufgaben der lir.gicrur.g auf diesen Kreis dadurch ins Lächerliche 
zu ziehen gedient, ■lü.ls er drri nach dtn ] slc.'-n der Lioorah". ei.U'_o.- richteten 
Staat de:i ..^icklivachtcr-taaf' genannt bat. Doch es ist nicht einzusehen, 
warum der Nachtwächterstaai lächerlicher oder schlechter sein sollte 
als der Staat, der sich mit der Sauerkrauunriehiurif;, mit der Fabrikation 
von Hosenkriöpfeu ('der rtdi. der .Hcrausjraije von Zeitungen befaßt. Um 
die Wirkung zu verstehen, die Lassalle mii meinem vTitzv.-orte in Deutsch- 
land erzielte, muß man sich vor Augen halten, daß die Deutsehen seiner 
Zeit noch den viel regierenden Staat oes fvi.vstl'i'hen Despotismus nicht 
vergessen hatten, und daß sie unter der Herrschaft der Hegelsehen Philo- 
sophie standen, die den Staat zu einem göttlichen Wesen erhoben hatte. 
Wenn man mit Hegel den Staat als „die selbstbewußte sittliche Substanz", 
■als „das an und [vir sich Mi gerne ine, das Vertu; Hinge des Wilsons" ansah, 
dann mußte man es freilich als Blasphr i.nie ansehe, daß jemand die 
Aufgaben des Staates auf den Macht wächterdienst beschränken wollte. 

Nur so kann man es verstehen, wie man dazu gelangen konnte, dem 
Liberalismus „Staatsfeindlich keif oder Hall gegen den Staat vorzu- 

Begierung die Aufgabe zuzuweisen, Eisenbahnen, Gastwirtschaften 
■oder Bergwerke zu betreiben, dann bin ich kein „Feind des Staates", 
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Ich bin es ebensowenig, wie mas mich etwa einen Feind der Schwefel- 
säure nennen dari, '.vt-il hin. iii.T Anslehl. I;in. daß Seilirrfr-Isäure, so nützlich, 
sie auch (ür viele Zwecke sein mag, weder zum Trinken noch zum "Waschen: 
der Hände geeignet sei. 

Es ist falsch, die Stellung des Liberalismus zum Staat dahin zu um- 
schreiben, daß der Liberalismus an=i Gebier. stabil ioticr IMätigungsraeg- 
liebkeiten einschränken will und daß er Taiigkc:i. dir? Sraates in bezug- 
auf das Wirtsch<U'rsl;ben gr.üjdsätzliüh vera- bscheue. Von all dem ist. 
keine Hede. Die Stellung des Liberalismus zum Problem der staatlichen 
Aufgaben ergibt sich daraus, daß er für das Sondereigentum an den 
Produktionsmitteln eintritt. 'Wenn man das Sondereigentum an den 
Produktionsmitteln will, so kann man natürlich nicht wollen, daB Ge- 
meineigentum an den Produktionsmitteln besteht, d. h. daß die Begierung 
und nicht die einzelnen Eigentümer über die Produktionsmittel verfügen. 
In der Forderung des Boni.l^reigmt.i™ an dw: i': udu kTiuosmitteln liegt 
daher schon eine ganz scharfe Umschreibung der Aufgaben, die dem 
Staat zugewiesen werden. 

Die Sozia-listeü pi'-.eget' miiiuiler dem ?.i\j r.'i-li-jjiu'- Mangel an Folge- 
richtigkeit v o r:\iwei" 13 1. Es sei. behaupte-!.:, sir-, unlogisch, die staatliche' 
Betätigung au£ wirtschaftlichem Gebiete nur auf den Schutz des Eigentums 
einzuschränken. Es sei nicht abzusehen, warum, wenn der Staat nicht 
schon vollkommen neutral bleibet: seil, seine lnii-rvuntiort auf den Eigen- 
tumsschutz beschränkt bleiben müßte. Diese Deduktion hätte nur einen 
Sinn, wenn der l.ibe'.i'Jisnms eine übt- de:: Si. 1 : im de: Eigentums hinaus- 
gehende Betätigung der Begierung auf wirtschaftlichem Gebiete aus, 
grundsätzlicher Abneigung gegen staatliche Betätigung ablehnen würde. 
Das aber ist keineswegs der Fall. Der Grund der Ablehnung einer weiteren 
Betätigung des Staates ist eben nur der, daß damit das Sondereigentum 
an den Produktionsmitteln faktisch beseitigt würde. Im Sondereigentum 
aber erblicht der Liberale das zweckmäßigste Prinzip der Organisation 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens, 

8. Demokratie. 

Der Liberalismus ist somit weit entfernt davon, die Notwendigkeit, 
eines Staatsapparat, einer Ree] ii:sr.iril innig und einer Regierung zu be- 
streiten. Es ist ein arsr- 1 ? .Mißverständnis, ihn irgendwie in "Verbindung 
mit den Ideen des Anarchismus zu bringen. Für den Liberalen ist der 
staatliche Verband zwischen den Menschen eine unbedingte Notwendig- 
keit, denn dem Staat obliegen die wichtigsten Aufgaben: Schutz des. 
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Sondereigentums und des ^Friedens, in dem allein das Sondereigentum 
seine "Wirkungen zu entfalten vermag. 

Daraus ergibt sich ohne weiteres, wie dar Siwir eingerichtet sein 
muß, der dem Ideal der Liberalen entspricht. Er muß nicht nur das 
Sondereigentum beseliiiizeii k'äcoa: er miiii auch so eingerichtet sein, 
daß der ruhige friedliche Gang der Enl.itkldimg nie (inreb Bürgerkrieg, 
Revolution oder Putsche gestört wird. 

Aus der vor liberalen Zeit her sinkt in vielen Kopten noch die Vor- 
stellung von einer besonderen Vornehm hei' und Würde der Tätigkeit, die 
mit der Ausübung der Regieruflgshan Ölungen verbunden ist. In Deutsch- 
land genossen Iii? in die jüngste Zeit ^eiiießen selb?': riech heute öffent- 
liche Beamte ein Ansehen, das den ISer.i- der Staats dien er zum ange- 
sehensten gemacht hat. Das gesellschaftliche Ansehen eines jungen 
Assessors oder Leutnants übertraf da; eines in Ehren und Arbeit grau 
gewordenen Geschäftsmannes oder Anwaltes bei weitem. Schriftsteller, 
Gelehrte und Künstler, deren Ruf und Bubrc. weit über das deutsche Voll: 
hh? a u r gedrungen waren, sre Nossen in ihrer Heimat nur jene Achtung, 
die ihrem oft nicht gera.dv höhn:* liange ir. ihr büro'kTa.iiscken Hierarchie 
entsprach. Es gibr i;eh":eti e-rriin:!:;^- Grand Iii" diese l!~hi ; r.:ch;Lizuug 
der Tätigkeit j.n ;lee. ^r-hrcih.si \wv:. cor Behörden. Sie ist Atavismus, ein 
Überbleibsel aus jener Zeit, da der Bürger den Fürsten und seine Knechte 
fürchten mußte, weil er jeder. Auger. büek von ihnen ausgeplündert wurde. 
An und für sich ist es durchaus nicht schöner, edler oder ehrenvoller, 
seine Tage in einer Amtsstube mit der Kriciiigiingvijn AkLen au verbringen, 
als etwa im Zeichensaal einer Maschinenfabrik zu arbeiten. Der Steuer- 
einnehmer hat keine vornehmere Beschäftigung als jene, die damit be- 
schäftigt sind, den Reichtum immi ttelbar zu schaffen, von dem in Form 
von Steuern ein Teil abgesehü-il't wird, um den Aufwand des Regierungs- 
apparat-es zu bestreiten. 

Auf dieser Vorstellung von der besonderen Vornehmheit und Würde 
der Regierungstatdgkeit ist die pseudo-demokratisehe Theorie von der 
Staatsverwaltung autgebaut. Diese Lehre hält es für unwürdig, sich von 
anderen regieren zu lassen. Ihr Ideal ist daher eine Verfassung, in der das 
ganze Volk regiert, und verwaltet. Das hat ss freilich nie gegeben, kann 
es nie geben und wird es nie geben, auch nicht in Verhältnissen eines 
Kleinstaates. Man hat geglaubt, in den griechischen Städterepubliken 
des Altertums und in den kleinen schweizerischen Gebirgskantonen die 
Verwirklichung dieses Ideals gefunden zu haben. Auch das war ein Irr- 
tum. In Griechenland hat nur ein Teil der Bevölkerung, die freien Bürger, 
an der Regierung teilgenommen; die Metöken und die Sklaven waren 
3* 



daran nicht beteiligt. In den Schweizer Kantonen werden und wurden 
nooh gewisse Angelegenheiten rein lokalen Charakters in der Venussu ngs- 
forra der unmittelbaren Demokratie erledigt; alle über den Kreis des 
engen Gebietes hinausgehenden Angelegenheiten verwaltet jedoch der 
Bund, dessen Regierung keineswegs dem Ideal der unmittelbaren Demo- 
kratie entspricht. 

Es ist durchaus nicht eines Mannes unwürdig, sich von anderen 
legieren au ]a-.,en. A-.it h die Regierung und Verwaltung, die Handhabung 
der Polizeivorsehrif ten und ähnlicher Verfügungen erfordern Spezialisten: 
Beruiii.ifiuinie und .bi'i'i;!'.;:.ioiir iker. Uns Prinzip der Arbeirsteiiiiiii: uiaeht 
auch vor den Aufgaben der Regierung nicht Halt. Man kann niclii gleich- 
zeiiig M^cKiiietiiiauer und Polizeimann sein. Es tut meiner Würde, 
meiner Wohlfahrt und meiner Freiheit keinen Eintrag, daß ich nicht 
selbst Poü.ieimaim bin. Eä ist ea-^n sowenig undemokratisch, wenn einige 
Leute die Aufgaben des Sicherheitsdienstes für alle anderen besorgen, 
als wenn einige Leute die Erzeugung von Schuhen für alle anderen über- 
nehmen. Es ist nicht der geringste Grund vorhanden, gegen Berufs- 
politiker und gegen Berufsbeamte aufzutreten, wenn nur die Einrich- 
tungen des Staates demekiaiseli sind. Demokratie aber ist ganz etwas 
anderes als das, was sich die Romantiker der unmittelbaren Demokratie 
■vorstellen. 

Die Handnaöv.ug der KcgieiuHg' durch eine Handvoll von Leuten 
- und die Regieren den iielimien sich den lie-gierten gegenüber immer 
ebenso in der Minder Ii eil:, wie die Kneuger vmi Sehulien gegenüber den 
Verbrauchern von Schuhen — ist darauf aufgebaut, daß die Regierten 
mit der Art und Weise, wie die Regierung gehandhabt wird, einverstanden 
sind. Die Regien e^ mögen die Kegie;-di)ge weise nur als das kleinere Übel 
oder als ein unveriuridlieies f^iel u iiiliisseu. doch sie uiiisseu der Ansicht 
sein, da£i eine Änderung des bestehenden Zustandes keinen Zweck habe. 
Hat sich aber einmal bei der Mehrheit dei Regiürtei die Überzeugung 
durchgesetzt, daß es notwendig und möglich sei, die Regierungs weise 
zu ändern, an die Stelle des allen Systral* üi'.d der nken Personen ein 
neues System und neue Personen zu setzen, dann sind auch die Tage der 
alten Regierung gezählt. Die Mehrheit wird die Macht haben, auch 
gegen den Willen der alten Regierung mit Gewalt das durchzusetzen, 
was sie will. Auf die Dauer kann sich keine Regierung halten, wenn sie 
nii'hl die cf:e:itütli;: Meinung l'iir sich hat, wenn nicht die Regierten der 
Ansicht sind, daß die Regierung gut sei. Den Zwang, den die Regierung 
anwendet, um Widerspenstige gefügig zu machen, kann sie nur solange 
mit Erfolg anwenden, als sienit-kt die liekiheit gesebiossen gegen sieh hat. 



an dem "Willen der Beherrschten 
abhängig zu machen: den Bürgerkrieg, die Revolution, den Putsch. 
Doch gerade diese Auswege will der Liberalismus vermeiden. Eine 
dauernde Aufwärtsbewegung der Wirtschaft ist nicht möglich, trenn der 
friedliehe Gang der Geschäfte immer wieder durch innere Kämpfe unter- 
brochen wird. Ki n oolitiseber Zustand wie der, in dem England sich zur 
Zeit der Kämpfe der beiden Rosen befand, wurde das moderne England 
in wenigen Jahren in das lieMe und entsetzlichste Elend stürzen. Nie 
wäre der moderne Stand der wirtseh aftli eben Entwicklung erreicht 
worden, wenn es nicht gelungen wäre, den Bürgerkrieg auszuschalten. 
Eine Revolution, wie es die französische von 1789 war, hat große Opfer 
an Gut und Blut gekostet; die moderne "Wirtschaft könnte solche Er- 
schütterungen nicht mehr vertragen; die Bevölkerung einer modernen 
Großstadt müßte unter einer rt-vüiuiio.uiir-.-n Bewegung, die ihr etwa 
die Zufuhr der Nahrungsmittel und der Kohle abschneiden und die Ver- 
sorgung mit Elektrizität, Gas und Wasser unterbinden kannte, so ent- 
setzlieh leiden, daß schon die Befürchtung, daß solche Unruhen aus- 
brechen könnten, das großstädtische Leben lahmlegen müßte. 

Hier ist es, wo die gesellschaftliche Funktion der Demokratie ein- 
setzt. Demokratie ist j.'iie Tt-ivassungsform eines Staates, die die An- 
passung der Regierung an die Wünsche der Regierten ohne gewaltsame 
Kämpfe ermöglicht. Wenn im demokratischen Staatswesen die Re- 
gierung nicht mehr so geführt wird, wie es die Mehrheit der Bevölkerung 
haben will, dann braucht es keinen Bürgerkrieg, um jene Männer in die 
Ämter zu bringen, die so zu arbeiten gewillt sind, wie es die Mehrheit 
will. Der Wahlapparat und der Parlamentarismus sorgen schon dafür, 
daß sich der Regierungswechsel glatt und reibungslos, ohne Gewalt- 
anwendung und ohne Blutvergießen vollzieht. 



9. Kritik der Gewalttheorie. 

Die Vorkämpfer der Demokratie im 18. Jahrhundert haben zu- 
gunsten der Demokratie angeführt, daß nur die Fürsten und Minister 
sittlich verderbt, unverständig und schlecht seien. Das Volk aber sei 
durchaus gut, rein und edel und habe auch die geistigen Gaben, um das 
Richtige stets zu erkennen und durchzuführen. Das ist natürlich alles 
Unsinn, nicht weniger Unsinn als die Schmeicheleien der Höflinge, die 
ihren Fürsten alle Lu'eii '.n\t\ edlen KigcKschaite-n zuschrieben. Das Voll 
ist die Gesamtheit der einzelnen Bürger und Bürgerinnen, und wenn 
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nicht jeder einzelne klug und edel ist, dann sind es alle zusammen auch 

Da die Menschheit mit so hochgespannten Erwartungen in das Zeit- 
alter der Demokratie eintrat, war es nicht erstaunlich, daß sich bald eine 
Enttäuschung bemerkbar machte. Man fand unschwer heraus, daß die 
Demokratie zumirdrst elinnsovid« l-'chlrr begehe als. die Monarchen, und 
Aristokraten begangen hatten. Die V«rg!ciclic, die man zwischen den 
Männern zog, die die Demokratie an die Spitze der Regierung stellte, 
und jenen, die die Kaiser und Könige aus eigener Machtvollkommenheit 
an die Spitze gestellt hatten, fielen durchaus nicht zugunsten der neuen 
Machthaber aus. Der Franzose pflegt zu sagen, die Lächerlichkeit töte. 
Nun, die Demokratie war durch ihre Staatsmänner überall bald lächer- 
Eeh. Die Staatsmanner des alten Regimes hatten eine gewisse edle 
Haltung zur Seb*i getrage;:. Die neun:, dir: .sie ffrsstKtrm, machten sich 
durch ihr Benehmen verächtlich. Sichte hat in Deutschland und Öster- 
reich der Demokratie mehr Schaden gebracht als die hohle Aufgeblasen- 
heit und dummdreiste Eitelkeit, mit der sich nach dem Sturze des Kaiser- 
reiches die zur Macht gelangten sozialdemokratischen Fuhrer be- 

Überall, wo die Demokratie ans Ruder gelangt war, kam daher bald 
eine Lehre auf, dir. ri;.\=f Verfasfung siuiidpätzlieli ver wirft. Es habe 
keinen Sinn, wurde gesagt, die Mehrheit herrschen zu lassen. Die Besten 
sollen regieren, mögen äie auch in der Minderheit sein. Das scheint so 
klar und einleite htviul zu -(.d, daß d:;: Aniuin;r;-r:sthai't der antidemokra- 
tischen Riehtungen aller Art mehr und mehr im Zunehmen begriffen ist. 

vr-rjirm iiehrr :dr.li die Märncr rnvi>:^r:n. die die Demokratie an die 
Spitze gestellt hatte, desto mehr wuchs die Zahl der Gegner der Demokratie. 

Doch die antidemokratische Lehre leidet unter schweren Denk- 
fehlern. Was heißt denn: der Beste oder die Besten? Die polnische Re- 
publik hat an ihre Spitze einen Klaviervirtuosen gestellt, weil sie ihn 
wohl für den besten Polen der Zeit hielt. Doch die Eigenschaften, die 
ein Staatsleiter haben muß, sind von jenen eines Musikers -wohl sehr 
verschieden. Man kann dem Ausdruck „der Beste" im Munde der Gegner 
der Demokratie wohl keine andere Bedeutung unterschieben als die: 
der oder die Männer, die für die Fuhrung der Regierungsgeschafte am 
L^'eigr.rräLr:" sinn, mil-jf-n tic- \ idieicht auch von Musik wenig oder nichts 
verstehen. Aber daraus ergibt sich dann gleich die politische Frage, wer 
denn der Geeignet.--.; sd? War Difrsfli oder war Gladstone der am besten 
Geeignete? Der Tory sah in jenem, der Whig in diesem den Besten. Wer 
soll (iar:ili<T isatsi/lieideri. wenn nicht iüc Mehrheit? 
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Und da gelangen wir denn zn dem entscheidenden. Punkt aller anti- 
demokratischen Lehren — mögen sie nun von Abkömmlingen der alten 
Aristokratie und Aühängsrn der erblichen Fürsten ausgehen oder von den 
.Svmiikaksien, Bolschewiken und Sozialisten — zur Lehre von der 
Gewalt. Die antidemokratische Lehre verficht das Recht einer Minderheit, 
sieh mit Gewalt i;\ BAcrrsehein des Siiüuc* und de': Mehrheit zu machen. 
Die sittliche Rechtfertigung dieses Vor^au^-j, 1:^0, meint man, in der 
Kraft, die Herrschaft wirklich zu ergreifen. Daran eben erkenne man 
■die Besten, die al!dn /um Herrschen und Befehlen Berufenen, daß sie 
die Fähigkeit hätten, sich wider den Willen A»t Melirlieii, r ,u deren Herren 
aufzuschwingen. Hier deckt sich die Lehre der aetion franeaise mit, 
jener der Syndikalisten, die Lehre Ludendorffs und Hitlers mit jener 
Lenins und Trotzte. 

Man kann für und wider diese Lehren viele Einwände geltend machen, 
■die verschiedene Beurteilung erfahren werden, je nach der Weltanschau- 
ung und religiösen Gesinnung des em/xlncn. rUsn 'au '.er Argumente, 
über die eine Einigung kaum erzielt werden kann. Es steht nicht dafür, 
-alle diese Argumente anzuführen und zu erörtern, denn eie geben nicht 
den Ausschlag. Entscheidend kann nur eine Erwägung sein, die auf das 
Grundargument zugunsten der Demokratie zurückgreift. 

Wenn jede Gruppe, die glaubt, mit Gewalt sieh zum Herrn der 
übrigen aufschwingen zu können, berechtigt Bein sollte, den Versuch zu 
unternehmen, dann muß man sich auf eine ununterbrochene Reihe von 
Bürgerkriegen gefaßt machen. Ein solcher Zustand ist aber mit dem 
.Stand der Arbeitsteilung, wie wir ihn heute erreicht haben, nicht ver- 
einbar. Die moderne arbeitsteilige Wirtschaft kann nur im ständigen 
Frieden aufrecht erhalten werden. Wenn wir uns auf die Möglichkeit 
ständigen Bürgerkrieges und innerer Kämpfe einrichten müßten, dann 
müßten wir die Arbeitsteilung wieder so weit zurückschrauben, daß zu- 
mindest jede Landschaft, wenn nicht jedes Dorf annähernd autark wird, 
d. h. ohne Zufuhr von außen eine Zeitlang selbständig sich ernähren und 
■erhalten kann. Das wurde einen so ungeheueren Rückgang der Er- 
■d.ribirkeii. der Arbeit bedeuten, daß die Erde nur einen Bruchteil jener 
Mensehenzabl ernähren könnte, die heute auf ihr lebt. Das antidemo- 
kratische Ideal führt zu einer Wirtschaftsordnung, wie sie das Mittel- 
alter und das Altertum kannten. Jede Stadt, jedes Dorf, ja jeder ein- 
sehe Wohnsitz waren befestigt und zur Verteidigung eingerichtet, jede 
Landschaft in der Versorgung mit Gütern möglichst unabhängig von 
den übrigen Teilen der Erde. 

Auch der Demokrat ist der Meinung, daß die Besten herrschen sollen. 
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Docli er glaubt, daß die Eignung eines Hannes oder dner Anzahl vom 
Männern zur Herr- diaft sieb besser diuwrob erv.ei;;, du3 es ihnen gelingt, 
ihre Mitbürger von ihrer Befähigung zum Herrseheramt zu überzeugen,, 
so daß sie innen freiwillig die Besorgung der Kegierungsgesehäfte über- 
lassen. aJs dad.ire); ; riiiB sie d.iriih die anderen znr Anerkennung 
ihrer Ansprüche zwingen. "Wem es nicht yei/z^t. direh die Kr;: : .Y seine" 
Argumente und durch das Vertrauen, das seine Person einflößt, die 
Führerstelle zu erlangen, der darf sieh nicht darüber beschweren, daß. 
seine Mitbürger ihm andere vorziehen. 

Es gibt, das soll und darf nicht geleugnet werden, eine Situation, in 
der die Verlockung, von den demokratisch™ Grimdsii;./cii des Liberalis- 
mus abzuweichen, sehr groß wird. Wenn einsici'.tsvoiLe Männer scher., 
daß ihr Volk oder alle Völker der Welt sieh auf einem Weg befinden, der 
zum Untergang führt, und wenn sie nicht imstande sind, ihre Mitbürger- 
eines Besseren zu belehren, dann mag in ihnen die Idee auftauchen, daß. 
es nur recht und billig sei, wenn sie sieh zur Bettung Aller eines jeden 
wie immer gearteten Mittels bedienen dürfen, wofern es nur ein brauch- 
bares Mittel ist und zum gewünschten Ziele führt. Dann mag der Ge- 
danke einer Diktatur der Besten., ei^er Gr-vwi-Lr- u:'jl Minderlieitsherrsehaft. 
im Interesse Aller, auftauchen und Anhänger finden. Doch die Gewalt 
ist niemals ein lliLtel. :n.'i ;ui.- : diese:'. ^ch^ie'^kciien he-nie/Eiikerame-i. 
Die Tyrannei einer Minderheit kann nie Bestand haben, es sei denn, daß- 
es der Minderheit gelingt, die Mehrheit von der Notwendigkeit oder zu- 
m'udest Xüreiiih'oeLT ihrer Herrschaft zu überzeugen. Dann aber braucht, 
es nicht erst der Gewalt, um die Herrschaft der Minderheit zu siehern. 

Dafür, daß sieh auf die Dauer auch mit der rücksichtslosesten Ge- 
waltpolitik keine Herrschaft erhalten läßt, bietet die Geschichte genug 
schlagende Beispiele. Wir wollen aber nur eines, das jüngste und wohl 
am besten bekannte, herausgreifen. Als die Bolschewiken die Herrschaft, 
in Rußland an sich rissen, waren sie eine kleine Minderheit und ihr Pro- 
gramm fand kaum bei einem Bruchteil des rassischen Volkes Zustim- 
mung. Denn die große Masse des russischen Volkes wollte von der So- 
zialisierong des Grundbesitze;; nieh!s wissen; was sie anstrebte, war 
die Aufteilung des Grundbesitzes unter die „ländliche Armut", wie die- 
Bolschewiken diesen Teil der Landbevölkerung nennen. Und dieses Pro- 
gramm der Landbevölkerung, nicht das der marxistischen Führer, wurde- 
durchgesetzt. Um an der Macht zu bleiben, haben Lenin und Trotzki 
diese Agrarreform nicht nur anerkannt, sondern sie geradezu zu ihrem 
eigenen Programm gemaeht, das sie gegen alle Angriffe des In- und Aus- 
landes zu verteidigen bemüht waren. Dadurch haben die Bolschewiken 



das Zutrauen der großen Hasse der russischen Bevölkerung erworben. 
Seit dar Durchführung der Landverteilung herrschen die Bolschewiken 
nicht mehr gegen den Willen der greBe'j Masse der Bevölkerung, sondern 
mit ihrer Zustimmung und mit ihrer L"nter;t,iit.zung. E 3 gab für sie nur 
die beiden Möglichkeiten; om so ehr auf ihr Programm oder auf die Herr- 
schaft zu verzichten. Sie lia'.ien jenes gev.-älüi und blieben am Ruder. 
Die drii.i.e Möglichkeit, durch Gewalt gegen den Willen der großen Masse 
ihr Programm duri+j.näiit/eji. bestand ganz und gar nicht. Die Bolsche- 
wiken konnten, wie jede entschlossene und gut «^führte Minderheit, 
wohl durch Gewalt die Herrschaft an sich reißen und kurze Zeit behalten: 
auf die Dauer aber hätten sie sie ebensowenig bewahren können wie 
jede andere Minderheit. Die verschiedenen , .weißen" Unternehmungen 
sind alle daran gi^eheiteri, da IS sie e'ie Masse des rassischen Volkes gegen 
sich hatten. Doch angenommen, sie hätten an einem Erfolg geführt, dann 
hätten auch die Sieger den Wunsch der groLien Masse der russischen Be- 
völkerung achten müssen. Es wäre ihnen unmöglich geworden, an der 
Tatsache der vollzogenen Landaufteilung naclii'/äglirii etwas zu ändern 
und den Gutsherren das Geraubte wieder zurückzuerstatten. 

Eine dauerhuüte ]:^de.'.;rn:sir:acii _ kann nur e:ue Gruppe aufrichten, 
die auf die Zustimmung der Beherrschten rechnen kann. Wer die Welt 
nach seinem Sinne regiert sehen will, muß trachten, die Herrschaft über 
die Geister zu erlangen. Es ist unmöglich, die Menschen gegen ihren 
Willen auf die Dauer einem System Untertan zu machen, das sie ablehnen. 
Wer es mit Gewalt versucht, wird schließlich scheitern und durch die 
Kämpfe, die sein Beginnen hervorruft, mehr Uuhe.if stiften, als eine 
noch so sehlechte Regierung, die sich auf die Zustimmung der Regierten 
stützt, anrichten kann. Man kann die Menschen nicht gegen ihren Willen 
" h machen. 



10. Das Argument des Faszismns. 

War auch der Liberalismus nirgends ganz durchgedrungen, soviel 
hatte er doch im 19. Jahrhundert erreicht, daß einige der wichtigsten 
liberalen Grundsätze unbestritten anerkannt wurden. Vor 1914 mußten 
selbst die verbohrtesten und verbissensten Gegner des Liberalismus 
manche liberale Grundsatze gelten lassen. Seihst in Rußland, wohin 
kaum schwache Strahlen des Liberalismus gedrungen waren, mußten 
die Anhänger der zarischen Despotie bei der Verfolgung ihrer Gegner 
Rücksieht nehmen auf die liberalen Auffassungen Europas, und während 
des Weltkrieges haben in den kriegführenden Ländern die Kriegsparteien 



sieh in der Bekä^ipl'mij (ier im: ■-reo. <>a,)er bei allem ihrem Eifer einer 
gewissen Mäßigung befleißen müssen. 

T.r-t = iM.n-sivti.-i.-JiL-i eo:dekhjtr:i kr;i:in. iÜ!> ülierl i g; \M:?i':i r: 

hatten und die Herrschaft antraten in der Meinung, daß das Zeitalter des 
Liberalismus und des Kapitalismus endgültig überwunden sei, fielen die 
letzten Rücksichten, die man noch geg" 
loci* nehmen zu müssen. Für die Pai 



mus fiel es auf einmal wie Schuppen von den Augen. Sie hatten bis dahin 
geglaubt, daß man M'.isi: im Kämpft mii. nimm vi.Th.alJtcu Gegner gewisse 
Grandsätze des Liberalismus noch beachten müsse. Sie hatten, wenn 
auch widerwillig, Mord und Totschlag aus der Liste der Mittel des poli- 
tischen Kampfes streichen müssen, sie hatten sich in der Verfolgung 
gegnerischer Schriften und in der Unterdrückung de; gesprochenen Wortes 
vielen Beschränkungen unterwerfen müssen, 5un auf einmal sahen sie, 
daß Gegner aufgestanden waren, die diese Bücksichten nicht kannten, 
denen jedes Mittel gut genug war, um den Widersacher zu bekämpfen. 
Die militaristischen und nationalistischen Gegner der in. Internationale 



zum Streiche gegen die revolutionären Partei™ ausliefen wollten. Hätte 
sie nicht der Liberalismus daran gehindert, so hätten sie, meinen, sie, 
die revolutionären lie^rebimgcn in; keime hluiis erstickt. Nur durch 
die Duldung, die sie, in ihrer Willenskraft durch eine, wie sieh Hihdiiräär- 
lic' herausgestellt hübe. li'j'jiTkissie'i.' R^'k-xhtnahme auf die liberalen 
Prinzipien geschwächt, den revolutionären Ideen gewährt haben, hätten 
sich diese entfalten können. Wäre ihnen schon vor Jahren der Gedanke 
gekommen, daS es ™lä.ssi<; sei, rijckiici'tslu? joden Versuch revolutionärer 
Bewegung niederzuwerfen, so hätte es niemals zu deo Erfolgen kommen 
können, die die III. Internationale seit 1917 erzielt hat. Denn sie meinen, 
daß wenn es schon auf das Schießen und Fechten ankommt, sie selbst 
die zielsichereren Schützen und gewandteren Fechter wären. 
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Die Grundidee dieser Bewegungen, denen man naeh der geschlos- 
sensten und großartigsten unter innen, der italienischen, wohl im ali- 
gemeinen die Bezeichnung Fa;z : .;?:iu< beileic-::'. duri. i?t also die, daß sie 
sich im Kampfe gegen die IIL Internationale derselben Mittel bedienen 
wollen, die die III. Internationale im Kampfe gegen ihre Gegner be- 
denkenlos verwendet. So wie die III. Internationale die Gegner und ihre 
Ideen so auszurotten sucht wie der Hygieniktr den l'üäihaaJIas, so wie 
sie der Meinung isi. r!;;:'.! kds Vertrag, den sie mit dem Gegner geschlossen 
hat, sie selbst binde, und wie sie jedes Verbrechen und jede Lüge und 
Verleumdung im Kampfe Für ^lässig eraolilpt, so wollen dies, im Prin- 
zipe wenigstens, a\ich die Flirten tun. Daß sie sieh dabei nieht so ganz 
von der Rücksichtnahme auf gewisse bberale Vorstellungen und Ideen 
und gewisse altüberlieferte Moralvorschriften freizumachen verstehen 
wie etwa die russischen Bolschewiken, ist nur darauf zurückzuführen, 
daß sie doch unter Völkern wirken, bei denen man die Erinnerung an 
einige Jahrtau; Etile K. ul i. u 1 1. v, i ,^ k [■.) i : g nicht mit einem Schlage aus- 
rotten kann, und nicht unter den Barbaivjii-iiJkMi: ;:u leiden Seiten des 
Ural, deren Verhältnis zur menschlichen Zivilisation nie ein andmv; tre- 



Sowjets verübten Morde und Untaten konnten Deutsche und Italiener 
die Erinnerung an die übnrkoterii-M.-'ri Sc-bvraken des Rechtes und der 
Moral ausschalten und den Elan zu blutiger Gegenaktion finden. Die 
Taten der Faszisten und der ihnen entsprechenden anderen Par- 
teien waren Reflex- und Affekthandlungen, hervorgerufen durch die 
Empörung über die Taten der Bolschewiken und Kommunisten. Sowie 
der erste Zorn verraucht war, lenkte ihn; fo'Hik in gemäßigtere Bahnen 
ein und wird voraussichtlich immer mehr Mäßigung an den Tag legen. 

Aber wie weit auch diese Mäßigung, die durch den im Unterbewußt- 
sein noch immer fortwirkenden Einfluß der überkommenen liberalen 
Anschauungen hervorgerufen ist, auch gehen mag, man darf nicht ver- 
kennen, daß der Übergang der Rechtsparteien zur faszistischen Taktik 
zeigt, daß der Kampf gegen den Liberalismus Erfolge gezeitigt hat, die 
man noch vor Kurzem für ganz undenkbar gehalten hätte. Es gibt genug 
Menschen, die das Vorgehen der Faszisten billigen, weil die faszistischen 
Parteien, mag ihr wirtschaftspolitisches Programm auch durchaus anti- 
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liberal und ihre Politik auch durchaus intervuiirifimsiift'ij sein, weit davon 
entfernt sind, jene sinn- und hemmungslose ZerstBruDgBpoHtik zu be- 
treiben, die die Kommunisten zu den ärgsten Feinden der menschlichen 
Zivilisation stempelt. Es gibt wieder andere, die in voller Erkenntnis, 
der Übel, die die faszistische \V ! r f- 1 1 ütts-p ■-■] itik mit sich bringt, den 
Faszismus im Vergleiche mit dem Bolschewismus und Sowjetismus zu- 
mindest als das kleinere Übel ansehen. Doch die Jk'hrzsbl seiner offenen 
und versteckten Anhänger und Bewunderer schätzt an ihm gerade das 
gewaltsame Auftreten. 

Nun ist ja wohl nicht zu bestreiten, daß man sich gegen gewaltsame' 
Angriffe nicht anders als mit Gewalt zur Wehr sctxcn kann. Gegen die, 
Waffen der Bolschewiken müssen wiede' WalTen grtjraicht werden, und 
es wäre verfehlt, Mördern gegenüber Schwäche zu zeigen. Das haben 
auch die Liberalen nie in Abrede gesteilt. Was die liberale Taktik von 
der f nazistischen ^■■iitUii;!:, isi. uieht die Auffassung über die Notwendigkeit, 
bewaffneten Angreifern mit. den Wa:fY:ri Widerstand zu leisten, sondern 
die grundsätzliche Einsehätzung der Balle, die der Gewalt im Macht- 
kampfe zukommt. Die große Gefahr, die von Seite des Faszismus in 
der Innenpolitik droht, liegt in dem ihn erfüll™ den Glauben an die 
~ :t Man müsse, um sicheren Erfolg 
illen zum Siege, stets gewaltsam vor- 
Wie aber, venu ;-.:r-li der Cegru-r, 
l beseelt, ebenso gewaltsam auftritt? 
iürgerkrieg. Schließlich und endlich 



der Überzahl zu erwehren. Die entscheidende Frage bleibt also stets die, 
wie verschafft man seiner eigenen Partei die Mehrheit? Das aber ist 
eine -ein ;;ri-1li;e .\' !:e!««Ti;-.; it, da? kunri im: mii; den Wa.i'firi! Geistes, 
nie durch Gewalt erreicht werden. Bloßer Gebrauch gewaltsamer Unter- 
drückungsmethoden ist der ungeeignetste Weg, um der eigenen Sache 
Anhänger zuzuführen. Die rohe — d. h. nicht durch geistige Argumente 
vor der öffentlichen Meinung gerechtfertigte — Anwendung von Gewalt 
führt nur denen, die man so bekämpfen will, neue Freunde zu. In dem 
Kampfe der Gewalt mit der Idee siegt immer die Idee. 

Der Faszismus kann heute triumphieren, weil die allgemeine Ent- 
rüstung über die Schandtaten der Sozialisten und Kommunisten ihm 
die Sympathien weiter Kreise verschafft hat. Doch wenn erst einmal 
der frische Eindoel: der bei ?ehewi kleben Untaten verblaßt sein wird. 



■dann wird das sozialistische Programm von Neuem seine Anziehungs- 
kraft auf die Hassen ausüben. Denn der Favismus luS. nichts anderes zu 
seiner Bekämpfung als Verfolgung der Ideen und derer, die sie verbreiten; 
wollte er den Sozialismus wirklieh bekämpfen, dann müßte er ihm mit 
Ideen entgegentreten. Es gibt aber nur eine Idee, die man dem Sozialis- 
mus wirksam entgegenstellen kann: die des Liberalismus. 

Man hat oft gesagt, daß man durch nichts eine Sache mehr fördere 
als dadurch, daß man für sie Märtyrer schaffe. Das ist nur ungefähr 
richtig. "Was die Sache der Verfolgten stärke, ist nicht das Martyrium 
ihrer Anhänger, sondern der Umstand, daß man sie durch Gewalt und 
nicht durch geistige Waffen bekämpft. Die gewaltsame Unterdrückung 
ist immer das Eingeständnis de:- Unfähigkeit, mit den besseren, weil 
allern den Enderfolg versprechenden Warten des Geistes anzutreten. 
Das ist der Grundfehler, an dem der Fasaismus krankt und an dem er 
schließlich zugrundegehen wird. Der Sieg des Faszismus in einer Reihe 
von Ländern ist nur eine Episode in der langen Eeihe von Kämpfen um 
das Eigentumsproblem. Die nächste Episode wird ein Erfolg des Kom- 
munismus sein. Über den endliehen Ausgang der Kämpfe aber wird nicht 
durch "Waffen, sondern durch Ideen entschieden werden. Die Ideen 
sind es, die die Menschen zu Kampfgruppen formieren und ihnen die 
Waffen in die Hand drücken; die Ideen Ih; stimmt!;, treten wen und für 
wen von den Waffen Gebrauch gemacht; wird. Sit 1 sliora und nicht die 
Waffen geben in letzter Linie den Aussehlag. 

Soviel über die innerpolitische Stellung des Faszismus. Daß er 
außenpolitisch dv.rcli das Bekenntnis zum Govra-hprijizip im Verhältnis 
von Volk zu Volk eine endlose iteibc von Kriegen hervorrufen muß, die 
die ganze moderne Gesittung verniehten müssen, bedarf keiner weiteren 
Ausführung. Der Fortbestand und die Fortentwicklung der wirtschaft- 
lichen Kultur der Gegenwart verlangen Sicherung des Friedens zwischen 
den Völkern. Die Völker aber können sich nicht vertragen, wenn sie 
von einer Ideologie beherrscht werden, die glaubt, durch Gewalt allein 
die Stellung des eigenen Volkes im Kreise der Voike: 1 fiebern zu können. 

Es kann nicht geleugnet werden, tbli der Fa'siisnms und alle ähn- 
lichen Diktaturbestrebuugen voll von den besten Absichten sind und 
daß ihr Eingreifen für den Augenblick die europäische Gesittung gerettet 
hat. Das Verdienst. iL- sieh iier Tri-. Ostitis danii + er.icriien hat, wird in 
der Geschichte ewig fortleben. Doch die Politik, die im Augenblick 
Bettung gebracht hat. isr nicJn von i.ier Ar:. (iaG ds.s dauernde Festhalten 
au ihr Erfolg versprechen könnte. Der Faszismus war ein Notbehelf des 
Augenblicks; ihn als mehr anzusehen, wäre ein verhängnisvoller Irrtum. 
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11. Die Grenzen der Regierungstätigkeit. 

Nach liberaler Auffassung besieht die Aufgabe des Staatsapparates 
einzig und allein darin, die Sicherheit des Lebens und der Gesundheit, 
der Freiheit und des Sonderaigentuma gegen gewaltsame Angriffe zu 
gewährleisten. Alles, was darüber hinausgeht, ist von "Obel. Eine Re- 
gierung, die, statt ihre Aufgabe zu eH'iillsn, darauf ausgehen wollte, 
selbst das Leben und die Gesundheit, die Freiheit und <hs Eigentum an- 
zutasten, wäre natürlich ganz sehlecht. 1 

Doch die Macht ist, wie Jacob Burckhardt sagt, bäse an sich, gleich- 
viel wer sie ausübe. Sie verführt zum Mißbrauch. Nicht nur absolute 
Fürsten und Aristokratien, auch die in der Demokratie herrschenden 
Massen neigen nur allzu leicht zu Ausschreitungen. 

In den Vereinigten Staaten '.-ob Amerika -rnd Handel und Erzeugung 
von alkoholischen Getränken verboten. Die übrigen Staaten gehen nicht 
so weit, doch bestehen nahezu uliei-ail fieselirimkungen für den Verkauf 
von Opinis. Kokain mit] älmlä-hi:'- f!a i. : i:hi'.if"!.e'a- Man erachtet es all- 
gemein als eine Aufgabe der Gesetzgebung und Verwaltung, den einzelnen 
vor sich selbst zu schützen. Selbst diejenigen, die sonst im allgemeinen 
gegen eine Erweiterung di 1 - il r Ii i es der Obrigkeit Bedenken 
vorbringen, halten es für durchaus richiig. daß die Freiheit des Indivi- 
duums in dieser Hinsieht beschränkt werde, und meinen, daß nur ver- 
blendeter Doktrinarismus sii^ii Engen -dli-Le Verbote aussprechen könnte. 
Die Zuatimmur.E. ilie dic-it Eingriffe der Obrigkeit in das Leben des 
einzelnen finden, ist so allgemein, daß die grundsätzlichen Gegner des 
Liberalismus gerne in der Weise argumentieren, daß sie von der angeb- 
ausgehen und folgern, daß völlige Freiheit- von "Obel und daß irgendwie 
eine Beschränkung des Individuums durch die bevormundende Obrig- 
keit von nöteu sei. Die Trage könne dann nicht die sein, oh die Obrigkeit 
das Individuum beschränken, sondern nur die, wieweit sie in dieser 
Beschränkung gehen soll. 

Darüber nun, daß alle diese Rauschgifte schädlich sind, ist kein 
Wort zu verlieren. Die Str ei; frage, oh sdhs; geringe Mengen von Alkohol 
schädlich sind oder ob erst der Mißbrauch alkoholischer Getränke Schädi- 
gungen herbeiführt, ist hier nicht zu besprechen. Es steht fest, daß Al- 
kohclismus, Kokainismus und Morphinismus fürchterliche Feinde des 
Lebens, der Gesundheit und der Arbeits- und Genußfähigkeit des Men- 
schen sind, und der ITtilitsvinr uinl sie darum als Laster bezeichnen. 
Aber damit ist noch lange nicht bewiesen, daß die Obrigkeit zur Unter- 



drückung diese." Laster durch irli^itlLibvcrbote einschreiten muß. Es ist 
weder klargestellt, ob das Eingreifen der Obrigkeit geeignet ist, diese 
Laster wirklich ku unter drücken, noch auch, ob nicht, selbst wenn dieser 
Erfolg erzielt werden sollte, andere Gefahren heraufbeschworen werden, 
die nicht weniger arg sind als Alfcoliftiisrmis und Morphinismus. 

Wer von der Verderblichkeit des Genusses oder übermäßigen Ge- 
nnsse-s dieser Gifte überzeugt ist, den hindert auch der Umstand, daß die 
Erzeugung und dt:r Hand et durch den Staat nicht behindert werden, 
nicht daran, enthaltsam oder mäßig zu leben. Die Frage ist nur die, ob 
die überzeugten Gegner des fiei-.usiss der schädliche]; Gifte denen, die 
nicht ihrer Ansicht sind, oder nicht genug "Willenskraft haben, um ent- 
haltsam, oder niäläip leben. den GenuE durch <ib:fc:ke:r]ic.he Maßnahmen 
unmöglich machen sollen ode' nicht. Diese Fräse darf nickt riussculielilich 
im Hinblick auf die von allen vernünftigen Leuten erkannten Übel Al- 
koholismus, Mtirjihiüisnins. Kokainismus u. dgl. behandelt werden. 
Denn werm grundsiit/.lieh der MMu-ntiE der Staatsangehörigen das Recht 



1 werden dürfen, und welche, weil 
•i'iiiidlir-h. gemieden werden müssen? Auch beim Sport pflegen viele 
mehr zu tun als ihre Kraft ihnen erlaubt. Warum soll nicht auch hier 
der Staat eingreifen V Die wenigsten Menschen wissen in ihrem Liebes- 
leben Maß zuhitlr.i-c, und besonders schwer scheint es Alternden zufallen, 
einzusehen, daß sie einmal hier Schluß machen oder zumindest mäßig 
werden sollten. Soll nicht auch hier der Staat eingreifen? Noch schäd- 
licher als alle diese Genüsse aber, werden viele sagen, ist die Lektüre 
;r auf die niedrigsten Instinkte 
n spekulierenden Presse gestatten, die Seele zu verderben? 
Soll man die Schaustellung unzüchtiger Bilder, die Aufführung schmut- 
ziger Theaterstücke, kurz alle die Verlockungen zur Dn Sittlichkeit nicht 

schaftliche Zusammenleben der Menschen und Völker ebenso schädlich? 
Soll man gestatten, daß Menschen zürn Bürgerkrieg und zum Krieg 
gegen das Ausland hetzen? Und soll man es zulassen, daß die Achtung 
vor Gott und der Kirche durcli Schmidts driften und Sehmähreden unter- 
i.-nin w'.ri; ': Vir :efi "■i :;iu ■■■.r: den Gru.'H^ai r. ritr Xii-hlejüiiisr-huLü' 
des Staatsapparates in alle Fragen der Lebenshaltung des einzelnen 



aufgeben, gelangen wir dazu, das Leben 



besten "Willen erfüllte Handhabung dersmger Befugnisse müßte die 
Welt in einen Friedhof des Geistes verwandeln. Aller Fortschritt der 
Menschheit vollzog sieh stets in der Weise, daß eine kleine Minderheit 
von den Ideen und Gebräuehen der Mehrheit .ibniEcichen begann, bis 
schließlich ihr Beispiel die anderen zur Übernahme der Kotierung bewog. 
"Wenn man der Mehrheit das Recht sriM-, der Minderheit vorzuschreiben, 
-was sie denken, lesen und tun soll, dann unterbindet man ein für alle 
Male allen Fortsehritt. 

Man wende ja nicht ein, daß doch die Bii.-imiu'ar,;; de- Morphini-mus 
und die Bekämpfung „schlechter" sdmi'reü ii-;ir;z verschiedene Dinge 
seien. Diese Verschiedenheit oe;re-ht nur di-riii, dai! da? eine Vorbot auch 
■die Zustimmung von Leuten findet, die dem anderen nicht zustimmen 
wollen. In den Vereinigten Suiisten Milien die Jlei.hodislcn und Funda- 
mentalisten gleich nach der DLiichiiiiirunir dt; Alkeholverbots den Kampf 
nur Unterdrückung der Entwicklung ige; c hie r.te- iinie-cn'.-mnien, und schon 
iäl es «ekmsren, :n einer _'i nz;.ih" von S:ns.;;n der Fniori den Disnvuiisimif 
aus der Schule zu verdrängen. Im Rußland der Sowjets ist jede freie 
Meinungsäußerung unterdrückt. Ob ein Buch erlaubt ist oder nicht, 
hängt von dem freien i-innesien einer Anzaii! von -.lagcbUdeten und kultur- 
losen Fanatikern ab, die mit der Leitung der ^jnilndigrn Abtei'uni: de; 
Begierungsapparates betraut wurden. 

Die Neigung unserer Zeirtwj;s.;'ii. Irrigkeit liehe Verbote zu fordern, 
sobald innen etwas nicht gefällt, und die Bereit Willigkeit, sieh solchen 
Verboten selbst dann zu unterwerfen, wenn sie mit ihrem Inhalt durchaus 
nicht einverstanden sind, da-3 der Knechtsinn ihnen noch tief in 

den Knochen steckt. Es wird langer Jahre der Selbsterziehung bedürfen, 
bis aus dem Uniercaii der Bürger geworden sein wird. Ein freie;- Mensch 
muß es ertragen können, daß seine Mitmenschen anders handeln und 
anders leben, als er es für richtig hält, und muß es sieh abgewöhnen, 
sobald ihm etwa, nicht güfäl't, nach der Polizei zu rufen. 

12. Toleranz. 

Der Liberalismus ist ganz und gar auf irdisches Leben und irdisches 
Treiben abgestellt. Das Reich der Religion aber in nicht von dieser "Welt. 
So könnten beide, Liberalismus und Religion, nebeneinander bestehen, 



Kirche als politische Macht vor, die mit dem Ansprüche auftrat, nicht 
nur das Verhältnis des Menschen zum Jenseits zu regeln, sondern auch 
die irdischen Dinge so einzurichten, wie es ihr gut schien. Hier mußte 
ein Kampf ausgefochten werden. 

Der Sieg, den der Liberalismus in diesem Kampfe davongetragen 
.hat, war so gewaltig, daß die Kirchen Anspracht;, die sie seit Jahrtausen- 
den nachdrücklich vertreten hatten, ein für allemal aufgeben mußten. 
Ketzerverbrennungen, Verfolg; ngcn durch Giaubcn=£crichte, Seligions- 
kriege gehören heute der Geschichte an. Memand kann es mehr ver- 
stehen, daß man stille Leute, die innerhalb ihrer vier Wände ihrer Andacht 
so nachgingen, wie sie <:s für richtie hielten, vor Orient; ;;errte, einkerkerte, 
marterte, verbrannte. Aber wenn auch keine Scheiterhaufen mehr ad 
majorem Dei gloriam angezündet werden, es blieb noch genug Unduld- 
samkeit bestehen. 

Der Liberalismus aber muß unduldsam sein gegen Jegliche Art von 
Unduldsamkeit. Wenn man in dem friedlichen Zusammenarbeiten aller 
Menschen das Ziel der gesellschaftlichen Entwicklung sieht, kann man 
es nicht zulassen, daß der Frieden durch Priester und Zeloten gestört 
werde. Der Liberalismus verkündet Duldsamkeit für jeglichen Glauben 
und jegliche Weltanschauung nicht aus Gleichgültigkeit gegen diese 
„höheren" Dinge, sondern aus der Uben:;;ii;;i.ng her 5.113, daß über allem 
und jedem die Sicherung des Frieden? innerhalb der Gesellschaft stehen 
muß. Und weil er Duldung aller Meinungen und aller Kirchen und Sekten 
verlangt, muß er alle in ihre Schranken zurückweisen, wenn sie mit 
Intoleranz hervortreten. In einer auf friedlicher Kooperation beruhenden 
Gesellschaftsordnung ist kein Baum für den Anspruch der Kirchen, den 
Unterrieht und die Erziehung der Jugend an sich zu reißen. Alles darf 
lind muß den Kirchen vcrrluttct Mcibr-", w;lä ihre Anhänger ihnen aus 
freien Stücken sre währen: nicht', darf ihnen erlaubt werden in bezug auf 
Personen, die mit ihnen nichts zu schaffen haben wollen. 

Man kann es kaum verstehen, wie diese Grundsätze dem Liberalis- 
mus unter den Kirchenglüul>::;'.'ii Gi-gnci vei?chsl:en können. Wenn sie 
es der Kirche unmöglich machen, mit ^isprn'r Gemüt oder mit der sich 

machen, T sfhüizen sie sie doch auch andererseits gegen derartige 
Zwangspropaganda durch andere Kirehen und Sekten. Was der Liberais- 
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mue der Kirche anf der einen Seite nimmt, gibt er ihr auf der anderen 
Seite wieder. Auch der Glaubenseifrige muß zugeben, daß der Liberalis- 
mus dem Glauben nichts nimmt von dem, was sein Gebiet ist. 

Auch die Kirchen und Sekten, die dort, wo sie die Oberhand haben,, 
sieb in Verfolgung der Andersdenkenden nicht »wius tun können, fordern 
dort, wo sie sich in der Minderheit seben, für sieh zumindest Duldung. 
Diese Toleranzforderung bat mit der liberalen Forderung nach Toleranz, 
aber auch xcht da; Mindbsis gi trieb:. l!:-r L-iiioralisniLiS fordert 'i'dlr.iruiz 
aus Grundsatz und nicht aus Opportunität. Er fordert Duldung auch 
offenbar unsinniger Lehren, wahnwitzigen Irrglaubens und kindlich- 
blöden Aberglaubens. Er fordert Duldung für Lebren und Meinungen,, 
die er als der Gesellschaft schädlich und verderblich erachtet, für Rich- 
tungen, die er zu bekämpfen nicht müde wird. Denn das, was ihn ver- 
anlaßt, Duldung zu fordern und zu gewähren, ist nicht die Rücksicht 
auf den Inhalt der zu duldenden Lehre, sondern die Erkenntnis, daß nur 
die Duldung den gesellschaftlieben Friedenszustand schaffen und be- 
wahren kann, ohne den die Menschheit in die Unkultur und in die Armut, 
längstverflosscner Jahrhunderte zurückfallen müßte. 

Den Kampf gegen das Dumme- das Unsinnige, das Irrige, das Böse- 
führt der Liberale mit den Waffen des Geistes und nicht mit roher Gewalt, 
und Unterdrückung. 

IS. Der Staat und das antisoziale Verhalten. 

Der Staat ist Zwangs- und Unterdrückungsapparat. Das gilt nicht, 
nur vom „Nachtwächterstaat", sondern geradeso aueh von jedem anders, 
gebauten Staatswesen, ganz besonders auch vom Soziabs tischen Staat. 
Alles, was der Staat ist und vermag, ist Zwang und Gewaltanwendung. 
Das Verhalten, das dem Bestände der Gesellschaftsordnung gefährlich ist. 
zu unterdrücken, ist das Um und Auf alle- StaaKtntigkeit; im sozia- 
listischen Gemeinwesen tritt dazu auch noch überdies die Verfügung über 
die Produktionsmittel. 

Die nüchterne Logik der Römer hat diesen Tatbestand symbolisch 
ausgedruckt, indem sie Beil und Rutenbündel als Sinnbild des Staates. 

der Seuzeit das Möglichste getan, um den Sachverhalt zu verdunkeln. 
Für ScheUing ist der Staat das nrrmittelbare und sichtbare Bild des ab- 
soluten Lebens, eine Stufe der Offenbarung des Absoluten, der "Welt- 
seele. Er besteht nur um seiner selbst willen, und seine Wirksamkeit geht 
nur auf Erhaltung der Substanz als der Form seiner Existenz. Für Hegel 
offenbart sich in dem Staate die resolute Vermin: L realisiert sich in ihm.. 
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der objektive Geist. Er ist der zu einer organischen Wirklichkeit ent- 
wickelte sittliche Geist, die Wirklichkeit und die sittliche Idee als der 
offenbare, sich selbst deutliche, substantielle Wille. Die Epigonen der 
idealistischen. Philosophie überboten noch ihre Meister in Staatsvergot- 
tung und Staatsanbetung. Man kommt freilieh der Wahrheit auch nicht 
näher, wenn man, durch diese und ähnliche Lehren gereizt, mit Meissens 
den Staat das kälteste aEer kalten Ungeheuer nennt. Der Staat ist weder 
kalt nooh wann, denn er ist ein abstrakter Begriff, in dessen Namen 
lebendige Menschen — die Organe des Staates, die Regierung — handeln. 
Alle Staatstätigkeit ist menschliches Handeln; Übel von Menschen, 
Menschen zusetu.ET. Di-: 1 Zweek ■ Krhaiiiiufr der ("irseüs^iuit ■ - recht- 
fertigt das Handeln der Staatsorgane, aber die zugefügten Übel werden 
von denen ,die darunter leiden, nichtsdestoweniger als Übel empfunden. 

Das Übel, das der Mensch dem Mitmenschen zufügt, schädigt beide, 
nieht nur den, den es trifft, sondern ane.'n d™, der es tut. Nichts verderbt 

tans Teil ist Ängstlichkeit, Kneehtsinn und Liebdienerei; doch des Herr- 
sehers und seiner Büttel Si'ibrtjeivehTiirk.sit, Diijik'J und Überhebung 
sind auch nicht besser. 

Der Liberalismus sucht das Verhältnis des Beamten zum Staats- 
bürger zu entgiften. Er folgt dabei freilich nicht den Spuren jener Ro- 
mantiker, die das antisoziale Verhalten dessen, der das Gesetz übertritt, 
in Schatz nehmen und nicht nur die Richter und Polizisten, sondern auch 
die gesellschaftliche Ordnung als solche anklagen. DaS Staatsgewalt 
und Strafgericht h;"inr:cli tunken sind, die die Gcsellsc- tieft unter keinen 
Umstanden je wird entbehren können, will und kann der Liberalismus 
nicht bestreiten. Doch der Zweck der Strafe liegt für ihn allein darin, 
der Gesellschaft gefährliches Verhalten so weit als nur möglich auszu- 
schalten. Die Strafe soll nicht Rache und nicht Vergeltung sein. Der 
Übeltäter sei dem Gesetz verfallen, doch nicht dem Haß und dem Sadismus 
der Richter, der Polizisten und der stets lynchlustigen Masse. 

Das Ärgste an der Zwangsgewalt, die sich zu ihrer Rechtfertigung 

immer auf die Zustimmung der Mehrheit gestützt, sich stets gegen das 
aufkeimende Neue wendet. Die menschliche Gesellschaft kann die Staats- 
organisation nieht entbehren, aber aller Fortschritt der Menschheit hat 
sich gegen den Staat und seine Zwangsgewalt durchsetzen müssen. Kein 
Wunder, daß alle, die der Menschheit Snnes r.u bringen hatten, auf Staat 
und Gesetze nicht gut zu sprechen waren. Die nnverhess erheben Staats- 
mystiker und St;iiLl.s;;]:beier irsügen ihnen das übelnehmen; die Liberalen 
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werden es begreifen, wenn sie es auch nicht billigen können. Doch jeder 
Liberale muß sieh dagegen fahren, wenn man aus dieser vemä.tLdiiclWTi 
Abneigung gegen alles Büttel- und Sehe-si^v^n hwaus in 1iVjfiti;ric!i>r;r:nr 
Selbstsehätzung das Keeht des Individuums verkündet, sich gegen den 
Staat aufzulehnen. Gewaltsamer Widerstand gegen die Staatsgewalt ist 
das letzte Mittel, um Unterdrückung der Mehrheit durch die Minder- 
heit zu brechen. Die Minderheit, die ihren .Uteen zum Siege verhelfen 
will, muß trachten, durch die llätiir, güs rigor M'ii.tol zur Mehrheit au 
werden. Der Staat muß so .eingerichtet sein, daß der einzelne auf seinem 

Siek frei bewegen kann. Der Staatsbürger darf nicht so beengt sein, daß 

hat, entweder j ml: eingehe;- oder den Önari-sji.p parat :-;u zertrümmern. 



II. Liberale Wirtschaftspolitik. 



J. Die Organisation der Volkswirtschaft. 

Das Zusammenwirken der einzelnen in der arbeitsteiligen Oeseil- 
sehaft kann man sieh in verschiedener Weise Torstenen. "Wir könne» 
fünf Systeme der Organisation der Gesellschaft unterscheiden: das 
System des Sondereigentums an den Produktionsmitteln, das wir in 
seiner entwickelten Form als Kapitalismus bezeichnen, das System des 
Sondereigentums an den Produktionsmitteln mit periodischer Einziehung 
allen Güterbesitzes und darauf folgender Neuverteilung, das System 
des Syndikalismus, das System des Gemeineigentums an den Produktions- 
mitteln, das unter dem Kairmn äoziali ;iru;; oder Kommunismus bekannt 
ist, und schließlich das System des Interventionismus. 

Die Geschichte des Systems des Sondereigentums an den Produktions- 
mitteln fällt mit der Geschichte der Entwicklung der Menschheit vom 
tierischen Zustand zur Höhe der modernen Gesittung zusammen. Die 
Gegner des Sonder eigentums haben sich bemüht, den Kachweis zu er- 
bringen, daß es in den Uranfängen der menschlichen Gesellschaft noch 
kein volles Sondereigentum gegeben habe, weil ein Teil des genutzten 
Grund und Bodens periodischen Neuverteilungen unterzogen worden sei. 
Sie haben aus dieser Feststellung, daß das Sondereigentum „nur eine 
historische Kategorie" sei, die Folgerung ableiten wollen, daß man es 
ohne Schaden wieder beseitigen könne. Der logische Fehler, der in dieser 
ilvv,,:i:-iiilr! , uirr =.tf:c.kt. ist zu '^ii:[ihurj:l'.u:, a'.j daß man sieh mit ihm 
näher befassen müßte. Daß es in grauer Vurziiit psiillädiiiMche Koope- 
ration auch ohne volles Sondereigentum gegeben hat, kann nicht das 
geringste dafür beweisen, daß man auch auf höheren Kulturstufen ohne 
Sondereigentum auskommen könnte. Wenn die Geschichte in dieser 
Frage überhaupt etwas beweisen könnte, so könnte es nur das sein, daß 



Die älteren Gegner des Systems des Sondereigentums an den Pro- 
duktionsmitteln bekämpften nicht das Sondereigentum als solches, son- 
dern lediglich die Ungleichheit der Eigentumsverteilung. Sie empfahlen 
zur Beseitigung der Ungleichheit der Einkommens- und Vermögens- 
verhäliuissc? das System periodischer Neuaufteilung der gesamten Güter- 
massen oder zumindest des für jene Zeit nahezu allein in Betracht 
kommenden Produktionsmittels, des Bodens. In den Ländern zurück- 
gebliebener Kultur, in denen primitive landwirtschaftliche Produktion 
vorherrscht, ist dieses Ideal der gleichmäßigen Aufteilung des Besitzes 
noch heute lebendig; man pflegt es — nicht gerade zutreffend, da es 
mit Sozialismus nichts zu tun hat — Agrarsozialismus zu nennen. Die 
russische Revolution des Bolschewismus, die als sozialistische begonnen 
hatte, hat in der Landwirtschaft nicht den Sozialismus — das Gemein- 
eigentum im Rodtn — , somiern den AiTEtfnÄiUs^uf durchgeführt. In 
großen Teilen des übrigen Osteuropa ist- die Aufteilung des landwirtschaft- 
lichen Großgrundeigentums an Kleinbauern unter dem Namen Agrar- 
reform das Ideal einflußreicher politischer Parteien. Es Ist überflüssig, 
sieh mit diesem System näher auseinanderzusetzen. Daß sein Erfolg 
nur in der Herabrninderimg des Ertrages der menschlichen Arbeit besteht, 
wird kaum bestritten. Nur dort, wo die Landwirtschaft noch in primi- 
tivster Porm betrieben wird, kann man die ProduMavitätsminderung, 
die durch die Verteiluiibi eintritt, verkennen. Daß die Zerschlagung eines 
modern eingerichteten Meierhofes unsinnig ist, wird jeder zugeben. An 
die Cb-.-riii.gjng Tr-L^gisn-m/ino; ;,ni dir Industrie cnäcr d.i- Verkehrs- 
■.vesen ist überhaupt nicht zu denken. Eine Eisenbahn, ein Walzwerk, 
eine Maschinenfabrik können nicht aufgeteilt werden. An die Durch- 
führung der periodischen Neuaufteilung des Eigentum- koimte r.ua.u- nur 
schreiten, wenn man vorerst die ganze auf der Grundlage des unbe- 
hinderten und unbeschränkten Sondereigentums ausgestaltete arbeits- 
teilige Volkswirtschaft wieder zerschlägt und zum tauschlosen Neben- 
einanderbestehen von selbstgenügsam wirtschaftenden Bauernhöfen 



Die Idee ilss Svmb'kiJismus äliüt dr-:; Vi-j^u^lt dar, das Ideal der 
gleit- limiißigan Verteilung des Eigentums den Verhältnisse ji der modernen 
Großbetriebe anzupassen. Der Syndikalismus will das Eigentum an den Pro- 
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haltnis, in dem die sachlichen und die persönlichen Produktionsfaktoren 
kombiniert werden, nicht dasselbe ist, würde auf diesem "Wege keineswegs 
Gleichheit der Besitzverteilung erreicht werden können. Von vornherein 
schon wird in einigen Erwerb szweigen der Arbeiter eine größere Besitz- 
«usstattung empfangen als in anderen. Nun denke man erst an die 
.SdiwitTiitkeiten, die durch die immerfort in der Wirtschaft gegebene 
Notwendigkeit, Kapital und Arbeit zwischen den Produktionszweigen 
zu verschieben, entstehen müssen. Wird es möglich sein, einem Pro- 
duktionszweig Kapital zu entziehen, um einen anderen damit reicher 
auszustatten? Wird es möglich sein, Arbeiter aus einem Produktions- 
zweig abzuziehen, um sie in einen anderen zu versetzen, in dem die 
Kapitalausstattung pro Kopf des Arbeiters geringer ist? Die Unmöglich- 
keit solcher Verschiebungen charakterisiert des syndikalistische Gemein- 
wesen als den Gipfel des Widersirras und der sozialen Unzneckmäßigkeit, 
Nehmen wir aber an, daß es über den einzelnen Gruppen eine Zentral- 
gewalt gibt, die berechtigt ist, solche. Verschiebungen vorzunehmen, 
dann haben wir nicht mehr Syndikalismus vor uns, sondern Sozialismus. 
In der Tat ist der Syndikalismus als Ziel so widersinnig, daß nur Wirr- 
köpfe, die die Probleme nicht genügend durchdacht haben, es gewagt 
haben, für ihn grundsätzlich einzutreten. 

Sozialismus und Kommunismus ist jene Organisation der Gesell- 
schaft, bei der das Eigentum — die Verfügungsgewalt über alle Pro- 
duktionsmittel — der Gesellschaft, das ist dem Staat als dem gesellschaft- 
liehen Zwangsapparat, zusteht. Es ist im die iieititrilime: des Sozir-lisreLis 
glekhsültig, in wJcher Weise die Verleilimg der Sozialdividende vor 
sich gebt, ob sie sjk'k-jimäßis; (-rfolgi oder nach irgendwelchen anderen 
Grundsätzen. Auch das ist. rMn. entscheidend, ob der Sosiahsmus durch 
eine formelle Ciicrrragune de- Ei^nt-ums ;dkr L'iT.duktionsmittel an 
den gesellschaftlichen Zwangsapparat, den Staat, ins Werk gesetzt wird 
oder ob das Eigentum dem Namen nach den Eigentümern belassen wird 
und die Sozialisierung darin hegt, daß alle „Eigentümer" Uber die in 
ihren Händen befindlichen Produktionsmittel nur gemäß den ihnen vom 
Staate erteilten Weisungen zu verfügen berechtigt sind. Wenn die 
Eegierung entscheidet, was und wie erzeugt werden soll, und an wen 
und zu welchem „Preis" veräußert werden soll, daim besteht nur noch 

jiröeitciscbat't (dur „aetion dueote" der französischen Syndikalisten). Der Syndi- 
kalismus als Taktik k:ir.:i ivi.li! ;.b; iiampiv. ibo zur V'eru-irk'.ii'h:^» r.k- syndikalistischen 
Gesell schaftsideala dicuen, ab« er kann auch anderen, mit fciüc läi-x. i;n\-aa:±u:m 
Zielt» din'iitbar gemacht weiden; man kann z. B. — und dies will eifl Teil der fran- 
zäsiBchen Syndikalisten — mit der syndikalistischen Taktik den Sozialismus anstreben. 



Schließlich muß noch vom Intervention! smus gesprochen werden. 
Kacb einer weit v-;ri>reLt.L:l.c:i .Yk-inrng gibt es zwischen Sozialismus und 
Kapitalismus in der Mitte eine dritte Möglichkeit gesellschaftlicher 
Organisation: das System des durch isolierte ohrigkeitliehe Befehle (Ein- 
griffe) regulierten, kontrollierten und geleiteten Sondereigentums. 

Von dem. System der periodisch wiederkehre» itf:ii Si u.iuft eilung des 
Eigentums und vom System des Syndikalismus wird im folgenden nicht 
gesprochen werdet. .Di-r>=e beiden Systeme stehen überhaupt nicht in der 
Erörtern iii;: kein irgendwie ernst zunehmender Mann setzt sich für sie- 
ein. Wir haben uns nur mit Sozialismus, Interventionismus und Kapitalis- 
mus zu befassen. 

2. Das Sondereigentum und seine Kritiker. 

Das Leben ih~ Renschen ist nicht pures Glück, die Knie ist kein- 
Paradies. Daran tragen nicht il:; tTsell;; , ha' , ti:.::bi-::: KUi-iciitungen schuld, 
aber man pflegt sie dafür vßrantKui i.lich z;i aiachen. Die Grundlage 
unserer und aller menschlicher Gesittung ist uns Sor.der. Eigentum an den 
Produktionsmitteln. Wer die moderne Zi-d!i.-':j.iou kriT:siereu will, setzt 
daher beim Sondereigentum an. Alles, was dem Kritiker nicht gefällt, 
wird dem Sondereigentum zur Last gelegt, ganz besonders auch jene 
('lochi.ürnh:, die ihroi: Ursprung jreadr darin hniisn. dai; iLia:: dn;> Sonder- 
eigentum in mar.nigfa f. IFniithf b'.-vf.nräv.kt und beengt hat, so daß, 
es sieh sozial nicht voll auswirken kann. 

Das gewöhnliche Verfahren pflegt das zu sein, daß der Kritiker Aich 
ausmalt, wie schön alles wäre, wenn es nach ihm ginge. Er löscht in 
Gedanken jeden seinem eigenen Willen entgegenwirkenden Willen anderer 
dadurch aus, daß er sich seibst oder eir.en genau dasselbe Wollenden als 
unumschränkten Gebieter der Welt setzt Jeder, der das Recht des 
Stärkeren predig:, hält skr. selbst ;:-r den Stärkeren; wer die Einrichtung 
der Sklaverei befürwortet, denkt nie daran, daß er selbst Sklave sein 
könnte; wer den Cev.-kii:ri; zwang lordm. fordert ihn gegen andere und 
nicht gegen sich: wor Iii: 1 ühgarii;ise)ie Staafceinriehtung eintritt, zählt 
sich selbst zur Oligarchie, und wer für den aufgeklärten Despotismus oder 
für die Diktatur schwärmt, ist unbescheiden genug, sich selbst im Tag- 
traum die Rolle des aufgeklärten Despoten oder Diktators z 
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ode.r zumindest im «warten, daß er seilet der Dcspet dp? Despoten oder 
der Diktator des Diktators wird. So wie sich niemand in die Lage des 
Schwächeren, des Unterdrückten, des Vergewaltigten, des negativ Privi- 
legierten, des rechtlosen Untertanen wünscht, ?o wünscht sich aueli 
niemand in den Sozialismus anders als \w iier Bode de; Generaldirektors 
oder des Inspirators des Generaldirektors. In dem Traum- und Wunseh- 
gebilde des rio/.iaijsmr.s gibt es ja kein anderes Leben, das wert ■wäre, 
gelebt zu werden. 

Das Schrifttum hat für diese» liäsonnement des Tagträumers ein 
festes Schema geschaffen in der üblichen elegenüii ex Stellung von Renta- 
bilität und Produktivität. .Man stellt dem, was sich in der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung abspielt, in Gedanken das gegenüber, was sieh 
— den Wünschen des Kritikers entsprechend — in der ideellen sozia- 
listischen Gesellschaftsordnung vollziehen würde; alles, was von diesem 
Idealbild abweicht, wird ais unproduktiv bezeichnet. Daß privatwirt- 
•ehid'tiiehe Ben Labilität, und volkswi rrschai't liehe Produktivität sich nicht 
decken, galt lange Zeh als der schwerste Vorwurf gegen das Sj-sterc des 
Kapitalismus. Erst in den letzten Jahren hat die Erkenntnis immer mehr 
und mehr um sieh gegriffen, daß in der Mehrzahl der Fälle, die hier ge- 
tiajir.r werden, dt; sozialisti;ei-e. Genieir.weier. gar in'chi ;:r_eer; iiamlelii 
könnte als im 1 ) handelt wird. Aber auch 

dort, wo der behauptete Gegensatz tatsächlich besteht, geht es nicht so 
ohne weiteres an, anzunehmen, daß das, was die sozialistische Gesell- 
schaft s er änung tun würde, das schlechthin Eiclilige ist, und daB die 
kapitalistische Gesellschaftsordnung immer zu verurteilen sei, wenn sie 
von dem abweicht. Der Begriff der Produktivität ist durch und durch 
subjektiv, er kann nie den Ausgangspunkt einer objektiven Kritik abgeben. 

Es hat daher wenig Wert, sieh damit zu befassen, was unser Tag- 
traum-Diktator spintisiert; in seinem Traumbild sind alle dienstwilhg 
und gehorsam, bereit, seine Befehle pünktlich und genau zu vollziehen. 
Aber eine andere Frage ist es, wie es damit in einem nicht bloß geträumten, 
sondern lebenden sozialistischen Gemeinwesen ausschauen müßte. Die 
Annahme, es könnte schon die gleichmäßige Verteilung des Gesamt- 
ertrages, den die kapitalististhe Win-cr:ail. Jahr für Jahr erzielt, unter 
alle Mitglieder der Gesellschaft ausreichen, um jedem einzelnen ein aus- 
kömmliche; Lasern zu -■ehern, isL. wie einfache statistische Berechnungen 
zeigen, falsch. Auf diesem Wege könnte mithin die sozialistische Gesell- 
schaftsordnung kaum eine merkliehe Hebung der Lebenshaltung der 
Massen erzielen. Wenn sie "Wohlstand, ja Reichtum für alle in Aussicht 
stellt, so kann dies nur unter der .Annahme geschehen, daß die Arbeit 
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in der sozialistischen Gesellschaftsordnung ergiebiger sein wird als sie es 
in der kapitalistischen ist, und daß die sozialistische Gesellschaftsordnung 
eine Menge von überflüssigen, mithin unproduktiven Ausgaben -wird 
sparen können. 

Was nun zunächst diesen zweiten Punkt betrifft, so denkt man an 
den Fortfall aller jener Spesen, die durch die Kosten des Vertriebs der 
Ware, durch Wettbewerb und Kundenwerbnei; entstehen. Es ist klar, 
■daß für solche Ausgaben in einem soiialistisclien Gemeinwesen kein 
Raum ist. Doch man darf nicht vergessen, daß auch der sozialistische 
Verteilungsapparat nicht unwesentliche Kosten bereiten wird, vielleicht 
größere Kosten als der einer kapitalistischen Gesellschaftsordnung. Aber 
nicht darin liegt das Ausschlaggebende zur Beurteilung der Bedeutung 
dieser Auslagen. Der Sozialist nimmt ohne weiteres als selbstverständlich 
an, daß in einer sozialistischen Gesellschaftsordnung die Ergiebigkeit 
der Arbeit mindestens dieselbe sein wird wie in der kapitalistischen 
Gesellschaft, und sucht zu beweisen, daß sie größer sein werde. Aber 
das erste ist g<sr nicht so sei Iis [.verständlich, wie der Soziaiismus zu meinen 
seti eint. Die Menge desssn, na: in de." kapitalistischem Ge.-e'l.-chul; 
produziert wird, ist nicht unabhängig von der Art, in der die Produktion 
vor sieh geht. Daß in jedem einzelnen Stadium jeglicher Produktion das 
Sonderinteresse der in ihr best.»»! Listen Persone?] mit der ivgieliigkeii 
der gerade vor sich gehenden Teilarbeit n:ä das innigste verknüpft ist, 
ist von ausschlaggebender Bedeutung. Kur weil jeder Arbeiter seine 
Kräfte aufs höchste anspannen muß, weil sein Lohn durch das Ergebnis 
seiner Arbeit bestimmt wird, und jeder Unternehmer bestrebt sein muß, 
billiger, d h. mit einem geringeren Aui'wwid von Kapital und Arbeit, zu 
erzeugen als die Konkurrenten, hat die kapitalistische WirLsrhait jene 
Reichtümer hervorbringen können, die ihr zu Gebote stehen. Es heißt 
■die Dinge von der Froschperspektive ansehen, wenn man an den ver- 
meintlich zu hohen Kosten de? kapiialisrisclien Aiisatzapparates Anstoß 
nimmt. Wer dem Kapitalismus vorwirft, daß er verschwende, weil es in 
belebten Geschäftsstraßen viele Krawattenläden und noch mehr Tabak- 
läden gibt, sieht eben nicht, daß diese Verkaufsorganisation nur die letzte 
Auswirkung eines Produktions apparates ist. der die hric-hsie Ergiebigkeit 
der Arbeit verbürgt. Alle Fortsehritte der Produktion sind nur erzielt 
worden, weil es diesem Apparat eigentümlich ist, immer Fortschritte zu 
machen. Nur weil alle Unternehmer beständig im Wettbewerb stehen 
und schonungslos ausgemerzt werden, wenn sie nicht in der rentabelsten 
Weise erzeugen, wird immerfort an der Verbesserung und Ausgestaltung 
der Produktionsmethoden gearbeitet. Würde dieser Anreiz fortfallen, 
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dann gebe es in der F.rzeuijur.g kririrr. Kürrnciritt mehr und in der Duroh- 
iühtung der überkommenen Methoden keine Wirtschaftlichkeit. Es ist 
dalier ganz verkehrt, die Frage zu stellen, wieviel man ersparen kannte, 
wenn die Spesen der Kundenwerbung fortiallen würden. Man muß 
fragen, wieviel erzeugt werden könnte, wenn der "Wettbewerb der Er- 
zeuger l'uri. fiele. Die Antwort auf diese Frage ka.na uich~ zweifln ist: f.eiii. 

Die Menschen können nur verzehren, wenn sie arbeiten, und nur 
soviel verzehren, als ihre Arbeit hervorgebracht hat. Es ist nun das 
cliri-;-fl,ki'H; tische Merkmal der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, daß 
sie diesen Antrieb zur Arbeit auf jedes einzelne Glied in der Gesellschaft 
überträgt, jeden einzelnen zur höchsten Arbeitsleistung anspannt und 
so Höchst ergebnisse erzielt. In der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
würde dieser unmittelbare Zusammenhang zwischen der Arbeit des 
■einzelnen und dem, was ihm zugute kommt, fehlen. Der Antrieb zur 
Arbeit würde nicht in dem Ertrag der eigenen Arbeit, sondern in dem 
Befehl der Obrigkeit, zu arbeiten, und im eigenen Pflichtgefühl liegen. 
.Der exakte Beweis, warum a>ss Oay;!jisa,i.irt!L der Arbei:, iindiimlifiilirhar 
ist, wird in einem späteren Abschnitt gebracht werden. 

Dasjenige, was an der kapitalistischen Gesellschaftsordnung immer- 
fort getadelt wird, ist der Umstand, daß die Eigentümer der Produktions- 
mittel eine Vorzugstellung einnehmen. Sie können leben, ohne zu 
arbeiten. Wenn man die 0 c=.-: IlHcliativon Lrm ng vom individualistischen 
Standpunkt betrachtet, dann muß man darin einen schweren Mangel 
(ir.= Sy&ioms erblicken. Warum soll dereine es besser haben als der K-nJire? 
Wer aber die Dinge nicht vom Standpunkt der einzelnen Personen be- 
trachtet, sondern vom Standpunkt der Gesamtheit, der findet, daß die 
Besitzenden ihre angenehme Stellung nur unter dor Bedingung bewahren 
können, daß sie einen der Gesellschaft unentbehrlichen Dienst leisten. 
Der Eigentümer kann seine bevorzugte Stellung nur dadurch erhalten, 
daß er die Produktionsmittel in die gesellschaftlieh wichtigste Ver- 
wendung überführt. Tut er das nicht — legt er seinen Besitz schlecht an — 
dann erleidet er Verluste und wird bald, wenn er nicht noch rechtzeitig 
umkehren und einlenken kann, au; seinei' ViirzLL^r'-ilLin^ r.ii/k^K'lit^.o.; 
verdrängt. Er hört auf Eigentümer zu sein, und andere, die dafür besser 
geeignet sind, treten an seine Stelle. Die Verfügung über die Produktions- 
mittel haben in der kapitalistischen Gesellschaftsordnung immer die- 
jenigen, die dafür am besten gc-^kne-r. dmi, und sie müssen, ob sie wollen 
oder nicht, stets darauf bedacht sein, die Produktionsmittel so zu ver- 
wenden, daß sie den höchsten Ertrag bringen. 
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3. Das Sondereigentum und die Regierung, 

Alle politischen Machthaber, alle Beverungen, alle Könige und alle 
republikanischen Obrigkeiten sind stets dem Sondereigentum abhold 
gewesen. Aller politischen Gewalt wohnt die Te;:dr-i;imie, rieh schranken- 
los auszuwirken und das Gebiet ihres Einflußbereiches soweit als mogiieh 
auszudehnen. Alles zu beherrschen, keinen Spielraum zu lassen, in dem 
sieh die Dinge frei ohne Eingreifen der Obrigkeit vollziehen komen, das 
ist das Ziel, dem jeder Machthaber heimlich zustrebt. Diesem Streben 
tritt nun das Sondereigentum entgegen. Das Sondereigentum schafft 
eine Staats freie Sphäre des Individuums, es setzt dem Auswirken des 
obriütei' lieben Willens Sehranken, es läßt neben und gegen die politische 
Macht andere Mächte aufkommen. Das Sondereigentum wird damit 
zur Grundlage aller Staats- und gewaltfreien Lebensbetätigung, zum 
Pflanz- und Nährboden der Freiheit, der Autonomie des Individuums 
und h: weiterer Folge aller fortschreitenden Entwicklung des Geistigen 
und des Materiellen. In diesem Sinne hat man das Eigentum als die 
Grundbedingung der Entwicklung des Individuums bezeichnet, eine 
Formulierung, der man nur mit vielen Vorbehalten zustimmen kann, 
weil die üblich« Gegenu he: 1 Stellung von Individuum und Gesamtheit, 
Ton individualistischen und kollektivistischen Ideen und Zielen oder 
gar von individualistischer und universalistischer Wissenschaft ein leeres 
Schlagwort ist. 

Niemals hat es dai.iet ein« politische Gewalt gegeben, die freiwillig 
diLtaiit verzieh«:: bittte, das Sone'ereigentum an den Produktionsmitteln 
in seiner freien Entfaltung und Auswirkung zu behindern. Regierungen 
dulden das Sondereigentum, wenn sie dazu genötigt werden, aber sie 
anerkennen es nicht freiwillig in Erkenntnis seiner Kotwendigkeit. Selbst 
liberale Politiker haben gewöhnlich, wenn sie zur Herrschaft gelangt 
waren, die liberalen Gruiidsä^ mehr oder \vi>:;ijr«r m ritikga stellt. Die 
Tendenz zur Unterdrückung des Sondereigentums, zum Mißbrauch der 
pnli'i.ehe'i Macht und zur Mißachtung aller siaa J .;;:e;en Sphären ist in der 
Psyche der Gewalthaber zu tief begründet, als daß sie freiwillig davon 
lassen kennten. Eine liberale Regiermii: ist e ; ne conttadictio in adjecto. 
Regierungen müssen zum Liberalismus durch die Macht der einmütigen 
Volkeüberzeugung gezwungen werden; darauf, daß sie freiwillig liberal 
sein könnten, ist nicht zu rechnen. 

Man begreift uhue weiteres, ivas ir. einer Geseliselisft, die aus lauter 
ungefähr gleich reichen Bauern gebildet wird, die politischen Machthaber 
zur Anerkennung der Eigentumsrechte der Untertanen nötigt. Jeder 



— 61 — 

Versuch, das Eigentumsrecht tu verkürzen, würde hier sofort auf eine 
geschlossene Front aller Untertanen gegen die Regierung stoßen und so 
deren Starz herbeifuhren. In einer Gesellschaft, in der es nicht nur Land- 
wirtschaft, sondern auch Gewerbe und besonders auch Großbetrieb und 
Großbesitz im Gewerbe, im Bergbau und im Verkehrswesen gibt, liegen 
die Dinge aber wesentlich anders. In einer solchen Gesellschaft ist es 
den politischen Gewalten durchaus möglieh, gegen das Sondereigentum 
einzuschreiten. Ja, politisch ist nichts vorteilhafter für eine Begierung 
als der Kampf gegen das Sondereigentum, da die große Masse leicht gegen 
die Besitzenden aufgestachelt werden kann. Es war daher seit jeher die 
Idee aller absoluten Monarchen, aller Despoten und Tyrannen, sich mit 
dem „Volk" gegen die Schichten der Besitzenden zu verbünden. Die 
Idee des Cäsarismus lag nicht nur dem zweiten napoleonischen KMsertum 
zugrunde. Auch der preußische O'ori gk ei ts Staat der Hohenzollern hat 



Allen Anfeindungen zum Trotz hat sieh aber die Einrichtung des 
Sondereigentums erhalten. Die Gegnerschaft aller poltischen Macht- 
haber, die Bekämpfung durch Literaten und Moralisten; durch Kirchen 
und Beligionen, die tief in den Keidinstinkteu vcrasikwi« l-'t-IurHnligkcil. 
der Hassen haben nicht vermocht, das Stmder'ägsnlji:: abzus'rhaven. 
Jeder Versuch, an SteEe des Sondereigentums eine andere Ordnung der 
Produktion und YerKiil.ur.e; treten zu lassen, hat sich immer schnell 
selbst ad absurdum geführt. Man ha'. ; ':r[;-' , riric:iL rr.üssen. daß es ohne 
Sondereigentum nicht geht, und is:., wenn auch niderwillig, zu ihm zurück- 
gekehrt. Man hat aber dabei niemals zugeben wollen, daß der Grund 
dieses Zuriicfegreifens auf die Einrichtung des freien Sondereigenturas 
an den Produktionsmitteln darin zu suchen ist, daß eine sinnvolle Ordnung 
der menschlichen Wirtschaft und des Et. ;ili:^l:a''tii,;l:eii Zusammenlebens 
der Mensehen überhaupt anders als auf dieser Grundlage ganz undurch- 



sen ihre Absicht und gegen die inneren Impulse einer jeden Maeht- 
janisation — sich mit dem Eigentum abfanden, hielten sie — nicht 
r nach außen hin, sondern auch in ihre: eigener. Deiikuugsart — ■ doch 



an der eigentumsfein dlichen Ideologie fest and meinten, daß sie nur 
aus Schwäche oder aus Rücksicht auf die Interessen mächtiger Gruppen 
von dem an sich richtige« Grundsatz der Eigentumsfeindüehkeit abgehen. 

4. Die Undnrehführbarkeit des Sozialismus. 

Man pflegt den Sozialismus gewöhnlieh darum liir midiirchl'iilirbar 
zu halten, weil man meint, den. Menschen fehlten die sittlichen Eigen- 
schaften, die die si^uilistische Gesellschaftsordnung vertage. Ea sei zu 
befürchten, daß in der sozialistischen Gesellschaftsordnung die meisten. 
Menschen nicht jenen Eifer in der Besorgung der ihnen übertragenett 
Geschäfte und Arbeiten an den Tag legen werden, den sie in der auf 
dem Sondereigentiun an den Produktionsmitteln beruhenden Gesell- 
schaftsordnung aufbringen. In der kapital istisclien Gesellschaftsordnung 
weiS jeder einzelne, tlf.Li die F-Viuihi seiner Arbeit ihm selbst zufällt, daß 
sein Einkommen wachst oder sinkt, je nachdem der Ertrag seiner Arbeit, 
gräßer oder kleiner ist. In der sozialistischen Gesellschaftsordnung werde 
jeder einzelne denken, daß es auf seine Arbeitsleistung weniger ankomme, 
da ihm doch ein ahquoter Teil des Gesamtertrages der Arbeit aller zu- 
kommt, die Höhe dieses Ge-ümiernegcs aber durch t!en Ausfall, der aus 
der Lässigkeit eines Mannes entspringt, nicht merklich beeinträchtigt 
weiden könne. Wenn solche Gesinnung, wie zu befürchten ist, allgemein 
wird, dann werde die Ergiebigkeit der Arbeit in: sozialistischen Gemein- 
wesen sehr beträchtlich sinken. 

Der Einwand, der damit gegen den Sozialismus erhoben wird. ist. 
durchaus begründet, aber er trifft nieht iie« Ke_-« der Sache. Wäre es 
im EdiäaJis tischen Gemeinwesen möglich, den Ertrag der Arbeit eines, 
jeden einzelnen Genossen mit der gleichen Schärfe zu ermitteln, in der 
dies die Wirtschaftsrechnung der kiipitdistisdn-T! Gesellschaftsordnung- 
besorgt, dann wäre die Durchführbarkeit des Sozialismus nicht von dem 
guten Willen jedes eiinebien Gemissen abtiürijrig; die Gesellschaft wäre- 
in der Lage, die Beteiligung der einzelnen Genossen am Ertrage der 
gesamten wirtschaftliche:! Tätigkeit irmerhdb .ge'Ais-er Grenzen nach 
der Höhe der von ihnen geleisteten produktiven Beitrage abzustufen. 
Daß in einer sozialistischen Gesellschaft in der Wirtschaft überhaupt 
nicht gerechnet werden kann, das macht jeden Sozialismus undurch- 
führbar. 

In der kapitalistischen Gesellschaftsordnung gibt es in der Ken- 
hältnissen zu betreiben ist und ob sie in der Weise betrieben wird, wie sie 



so heißt das: es gibt Unternehmungen, die die Rohstoffe, Halbfabrikate 
und die Arbeit, die in ihm verwendet werden, einem vom Standpunkt, 
der Konsumenten dringend e;en und wichtigeren Zweck oder aber dem 
gleichen Zweck in wirtschaftlicherer Weise {d. h. mit geringerem Aufwand 
von Kapital und Arbeit) zuführen. "Wenn a. B. die handwerksmäßige 
Weberei steh als hü rentabel herausgestellt hat, so bedeutet dies: in der 
mechanischen Weberei bringet: da.s verwendete Kapital und die ver- 
wendete Arbeit höheren Ertrag, es ist mitbin unwirtschaftlich, an einer 
Produktionsweise festzuhalten, wo der gleiche Aufwand von Kapital 
und Arbeit geringeren Ertrag abwirft. 

Wird ein neues Untern thi-xa sqikut, so kann mau im voraus be- 
rechnen, ob es überhaupt und in welcher Weise es rentabel gemacht 
werden kann. Hat man etwa die Absicht, eine Eisenbahnlinie zu erbauen» 
so kann man, indem man Schätzungen über den zu erwartenden Verkehr 
und die Fähigkeit diese; Verlrdi.res, .Kriicktsätze zu zahlen, anstellt,, 
berechnen, ob es lohnt, Kapital und Arbeit in das Unternehmen zu 
stecken. Stellt es sieh heraus, daß der Bahnbau keine Rentabilität ver- 
spricht, so heißt das soviel wie: c= gibt aiuswc. driiisrc-i'.'.ier..' Verwendung 
für das Kapital und die Arbeit, die der Bahnbau kosten würde; die Welt, 
ist noch nicht reich genug, um diesen Bahnbau leisten zu können. Aber- 
die Wert- und Rentabilitätsreohnung gibt, nicht, nur Aussehlag, wenn 
die Frage auftaucht, ob ein bestimmtes Unternehmen überhaupt zu 
beginnen sei oder nicli!.; ;ic I an: treibet i jeden eingehen Sehritt, den ein 
Unternehmer macht. 

Die kapitalistische Wirtschaftsrechnung, die uns allein rationelle 
Produktion ermöglicht, beruht auf der Geldrechnung. Nur weil es für 
alle Waren und Dienstleistungen auf dem Markt Preise gibt, die in Geld 
ausgedruckt werden, können die verschiedenartigsten Güter und Arbeits- 
r eingehen. Die soznü i;tisc!n* 



Gesellschaftsordnung, bei der alle Produktionsmittel in dem Eigentum 
der Gesamtheit stehen, die demgemäß keinen Marktverkehr und keinen 
Austausch von Produktivgütern und -ebensten kennt, kann auch keinen 
Geldpreis für Güter höherer Ordnung und für die Arbeitsleistung kennen. 
In ihr müßte daher das Mittel der rationellen Betriebsführung, die Wirt- 
schaftsrechnung, fehlen. Denn die Wirtschaftsrechnung kann ohne einen 
gemeinsamen Henner, auf den alle verschiedenartigen Güter und Dienst- 
LOkgefnhri werde:',, nicht bestehen, 
sich ciumsi einen g;;nz einlachen Fall vor. Bei einem 
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Eisenbahnbau sind mehrere Linienführungen denkbar. Zwischen A und 
B liegt z. B. ein Berg. Man kann die Baiin über den Berg führen, man 
kann sie um den Berg herumführen und man kann sie in einem Tunnel 
durch den Berg durchführen. In der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
ist es ein Leichtes, zu berechnen, welche Linie am rcvii ab eisten ist. Man 
ermittelt die Bankosten, die jede der drei Linien erfordern würde, und 
die Differenz der Betriebskosten, die der Verkehr auf jeder von ihr er- 
fordern wird. Aus diesen Griiiicu ist dann in-schwer IV? i. tu stellen, welche 
Strecke die rentabelste sein wird. Für die soaalis i.iiehe Oi^'lisohaft?- 
ordmrog waren solche Rechnungen nicht durchführbar. Denn sie hätte 
kein! 1 MVirlich-ioit >)> vo älitäten und Mengen von 

Gütern und von Arbeit, die hier in Betracht kommen, auf ein einheitliches 
Maß zu reduzieren. Vor den gewöhnliehen und alltäglichen Problemen, 
die die WirfcekaLJi'iHirKris bist et, v. Mvde ilie H'ziaiisLsciie Gesellschafts- 
ordnung ratlos dastehen, da sie keine Möglichkeit hätte, rechnerische 
Kalkulation vorzunehmen. 

Die kapitalistische Produktionsweise mit weit ausgreifenden Pro- 
duknonsumwegen, wie wir sie kennen und der wir allein jenen Wohlstand 
verdanken, der es möglieh macht, daß auf der Erde heute viel mehr 
Ji'c-rise'ie': j:b':\ als in ii(T ~:.'ikapir;]i".;:i::-i:Len Z^'t. erfordert die Geld- 
ricbiTJi.'. diü der Sozialismus nicht kennen kann. Vergebens hab::;' rieh 
sozial isfcisel.o Seliri::;:eUFr berdiht. zu zeigen, wie man auch ohne die 
Geld- und Preisreehnung auskommen kennte. Alle ihre Versuche in 

Die Lcitu.nsj einer sozial :.s tischen Gr :■■?!! schalt wäre also vor eine 
Aii:'.?.ibe i;e: tollt, die s unniü:i".icb lose'i koenjte. Sie wäre nicht imstande, 
->:x eit scheiden, welche von den unzähligen möglichen Verfahrensweisen 
die rationellste ist. So würde die sozialistische Wirrsekifi zu einem Chaos 
werden, in dem schnell und unaufhaltsam eine allgemeine Verarmung 
und ein Zurücksinken in die Primitivität unserer Vorfahren eintreten 
möBtan. 

Das folgerichtig bis ans Ende durchgeführte sozialistische Ideal 
würde uns eine Gesellschaftsordnung bescheren, in der alle Produktions- 
mittel im Eigentum der Volksgesamtheit stehen. Die Produktion liegt 
ganz in der Hand der Regierung, der gesellschaftlichen Zentralgewalt. 
■Sic allein hestimmi dann, nas and wie erzeugt werden und in welcher 
Weise das gebrauchsfertige Produkt zur Verteilung gelangen solL Es ist 
ziemlich nebensächlich, ob wir uns diesen sozlaiiMisehon Zakunftsstaat 
demokratisch oder anders ein^eriebtet vor stellen. Auch ein demokratisch 
geordnetes sozialisti-clio; Staatswesen müßte einen straff organisierten 
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Beamtenkörper darstellen, bei dem jedermann, von der obersten Spitze 
abgesehen, Beamter und Gehorchender ist, mag er auch auf der anderen 
Seite ali Wähler an der liii'h'iig des icnf-alen Wilhvsiä h: hsen deiner Weise 
mitwirken. 

Wir dürfen ein derartige; soz. ; a.!i;tfec>i."s Staatswesen nicht mit- den 
noch so großen Süwrsbetneben vergleichen, die wir in den letalen Jahr- 
zehnten in Europa, besondere in Deutschland und in Rußland, laben 
entstehen sehen. Alle diese Staatsbetriebe bestehen nämlich neben 
dem Sondereigentum an des Prmli.i klioiiKin: i.r.olgi. Sie stehen mit Unter- 
nehmungen, die Kapitalisten besitzen und führen, im Austausch verkehr 
und empfangen von diesen Betrieben mannigfache Anregungen, die ihren 
Betneb beleben. Sisatsb ahnen z. B. werden von ihren Lieferanten, den 
Fabriken von Lokomotiven, W.-igcn, Signa! an! agen und anderen Betriebs- 
mitteln, mit den Einrichtungen versehen, die sich anderwärts im kapita- 
listischen Eisenbahnbetrieb bewährt haben. Von hier aus empfangen sie 
den Antrieb, Neuerungen durchzuführen, um sich dem Fortschritt der 
Technik uud der Wirtaohafteweise anzupassen, der um sie herum vor 
sieh geht. 

Es ist bekannt, daß die staatlichen und städtischen Betriebe im 
großen und ganzen versagt haben, daß sie teuer und unzweckmäßig 
arbeiten und Zuschüsse aus SreuergcMein ir. Anspruch nehmen müssen, 
um sich nur überhaupt erhalten zu können. Dort freilieh, wo der äffent- 
liehe Betrieb eine Monopolstellung einnimmt — wie es z. B. meist bei 
den städtischen Verkehrs- und Beleuchtungsanlagen der Fall ist — , 
müssen sich die schlechte». Geschäitserfotge nicht immer in einem sicht- 
baren finanziellen Vifiori'ok iier Gebarung äußern. Ks kann unter ent- 
ständen die Jlöglifihknil-. mrlunidm -c-in, sie d.adureli -im verdecken, daß 
man unter Ausnützung der dem Monopolisten zustehenden Möglichkeit, 
den Preis für Produkte und Darbietung'? v diesit [.: nler nehmungen soweit 
erhöht, daß sie trotz unwirtschaftlicher Betriebsführung noch rentabel 
sind. Die Minderergiebigkeit der sozialistischen Produktionsweise äußert 
sieh hier nur anders und ist nicht so leicht, su erkennen wie sonst; im Wesen 
aber bleibt die Sache dieselbe. 

Doch alle diese Versuche sozialistischer Hot rieb sfiihrung von Unter- 
nehmungen geben uns keine Anhaltspunkte dafür, zu beurteilen, was 
es bedeuten würde, wenn das sozialistische Ideal der Vergesellschaftung 
aller Produktionsmittel erreicht werden sollte. Im sozialistischen Zu- 
kunftsstaat, in dem es nur noeh Sozialismus, nicht auch noch neben dem 
Sozialismus freie Betätigung von Privateigentümern geben wird, wird 
den Leitern der sozialistischen Wirtschaft jenes Sichtmaß fehlen, das 

v. Mlsea, Liberidismns. 5 
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der Markt und die Marktpreise für alle Wirtschaft abgeben. Dadurch» 
daß auf dem Markte, auf dem alle Güter und Dienstleistungen zum. Aus- 
beruhenden Gesellschaftsordnung die Möglichkeit, durch Rechnung das 
Ergebnis alles wirtschaftlichen Tun und Lassen zu kontrolliere n. Jede 
wirtschaftliche Tätigkeit läßt sich durch die Buchhaltung?- und Ren- 

iitLiilitä-:.sr;:[:!ij:uri!j :mi i:i:v jT s Ii ~ rl; ■? iit' Ereir-bigkeit prüfen. Es wird, 
noch zu zeigen sein, daß die Mehrzahl der öffentlichen Betriebe von der 
li.!':!l;J;i*iil:'.c-(:hir.i^c lithr, im Gebrauch machen kann, den das private- 
Unternehmen macht. Doch immerhin gibt die Geldrechnung auch dem 
Staats- und Gemeinunternehmen noch gewisse Anhaltspunkte zur Orien- 
tierung über ErKg udcr \: iß erfolg. Einer vollkommen sozialistischen 
Wirtschaftsordnung wird diese Möglichkeit gänzlich fehlen, da es in ihr 
kein Privateigentum an den Produktionsmitteln, daher auch keinen Aus- 
itai:d". •■'.in Pi'.iil.i l:ri'.iii^iii:iii:[ii i;ii' i;em 'ii'i.ik..- im,;; n'.i ;.Lin weder Geld- 
preise noch Geldrechnung geben kann. Die Generalleitung einer rein 
sozialistischen Gesellschaft wird daher kein Mittel in der Hand haben, 
um die Aufwendungen, die jede einzelne Produktion erfordert, auf einen 
gemein Serien Henner zu bringen. Durch dis Gi:g;:nijber;\e[lung von ver- 
schiedenartigen >,;;■ L ■.!]';.!£ u ;j.i.b 1:11 :.:id ji's m j r &1 c-r =- : j ; ir 1 1 11 gc-n vermag man. 
hier nicht zum Ziele zu kommen. Wenn man keine Möglichkeit hat, Ar- 
beitsstunden verschieden qualifizierter Arbeit, Eisen. Kohle, Baumaterial 
jeder Art, Maschinen und andere Dinge, die Bau und Betrieb von Unter- 
neümusitc erfordern, auf einen gemcms;i.rnra Aufdruck m bringen, 
dann kann man die Rechnung nicht durchführen. Kalkulation ist nur 
möglich, wenn man alle in Betracht kommenden Güter auf Geld zurück- 
zuführen vermag. Gewiß, die Geldrechnung hat ihre Unvollkommen- 
heiten und ihre schweren Mängel, aber wir haben eben nichts Besseres, 
an ihre Stelle zu setzen ; für die praktischen Zwecke des Lebens reicht die 
Geldrechnung eines gesunden Geldwesens immerhin aus. Verziehten vrfr 
auf sie, dann wird jeder "A"irtse,hiJts.kiükii! sc-hlcfikilün unmöglich. 

Das ist der entscheidende Einwand, den der Naticnalökonom gegen 

die XüL'lkhkeil t ;he ■ Uchaits' Ordnung erhebt: daß sie 

lüimiich auf iese geizige Ai-liiiitsteiluug Vensitlit ieUten muß, die in der 
Mitwirkung aller rnterueiimw, KriiiitsiiisTra, Grundbesitze!: und Arbeiter 
als Produzenten und als Konsumenten an der Bildung der Marktpreise 
liegt. Ohne sie aber ist Rationalität, d. i. Bechenbarkeit der Wirtschaft,, 
nicht denkbar. 



ö. Der Interventionismus. 

Das sozialistische Ideal beginnt nun doch immer mehr Anhänger 
zu verlieren. Die eindringh^hennationaLsktinonnsch: v und soziologischen 
Untersuchungen der Probleme des Sozialismus, die die Undurchführbar- 
kcit der sozialistischen Ideen gezeigt haben, sind nicht ohne Eindruck 
geblieben, und die Mißerfolge, mit denen die sozialistischen Experimente 
allenthalben geendet haben, haben selbst die En t > ms- i asten stutaig ge- 
macht. Allmählich beginnt man wieder zu begreifen, daß die Gesellschaft 
das Sondereigentum nicht entbehren kann. Doch die jishizehnWancen 

sich trotz der Erkenntnis der Unzulänglichkeit und Undurchführbarkeit 
des Sozialismus nicht entschließen kann, offen zuzugestehen, daß man 
zu den liberalen Anschauungen über das Eigentumsproblem zurück- 
kehren muß. Man gibt zwar zu, daß das Gemeineigentum an den Pro- 
dükLienynitieln, der Soziiilisnuiä. überhaupt oder doch wenigstens für 
die Gegenwart ijndurchführbar sei, aber man erklart andererseits, daß 
auch das uneingeschränkte Sondereigentum an den Produktionsmitteln 
der Gesellschaft schädlich sei. So will man ein Drittes schaffen, einer: 
GeseUschaftszusiantl, der in der Hüls '/.wischen sonder eigentum an den 
Produktionsmitteln auf dt;:- einen Öeii.e. und ge^lischairlichem Eigentum 
an den Produktionsmitteln auf der anderen Seite liegen soll. Man wäl 
rjfhfi Sontlerckenlum ar. den [''/o du ttV.n; »nitre;:! ljc=~-o tien lassen, man 
mu aber das Handeln der Eigentümer der Produktionsmittel — die Ver- 
obrigkeitliche Gebote und obrigkeitliche Yer'ooi.e reg klieren, kontrollieren 
und leiten. Man schafft so das Idealbild eines regulierten Verkehrs, eines 
durch obrigkeitliche Nr.irrxen. beschränkten Kapitalismus, eines Sonder- 
eigentums, da; durch Uiiit-rriifr tier Obrigkeit seiner angeblich schädlichen 
Begleiterscheinungen entkleidet wird. 

Man kann den Sie;'. :tnd das Wre:: diese.- Sy-teft:; ;:,m besten kennen 
lernen, wenn man sich an einigen Beispielen iük Wirkungen, die die Ein- 
griffe der Obrigkeit haben müssen, Marge macht hat. Die entscheidenden 
Eingriffe, um die es sich handelt, gehen darauf aus, Preise von Gütern 
oder Dien5llei:;t-.i^.e;en ü.nder? I'e-l.i-r-.trzen, als de;- unbehinderte Markt 
sie bilden würde. 

Bei dem Pr eitstünde, der sieh auf dem unbehinderten Markte bildet 
oder, falls nicht die Obrigkeit die Pr.-iheir der Prei'liLdrmg unterbunden 



hätte, bilden würde, werden die Produktionskosten durah den Eriös 
gedeckt. Wird von der Obrie;keil. tin aiedrger/er Preis au befohlen, dann 
bleibt der Erlös hinter den Kosten zurück. Die Händler und Erzeuger 

sehen, um die War-: fid siinsrigere Xi:i;en ai;:au bewahren, etita in der 
Erwartung, (laß die i.dr,ri;;ke:i.lioiie Verfügung bald wieder rückgängig 
gemacht wird. Will die Obrigkeit nicht, daß der Ki i'oi«; ihrer Verfügung 
der sei, daß diu betroffene VTare überhaupt a.us dein Verkehr ver=eli'>v:ridel. 
dann kann sie sich nicht darauf beschränken, dm Preis festzusetzen; sie 
muß gleichzeitig auch schon verfügen, daß alle vorhandenen Vorräte zum 
vorgeseliriebenei] l'.-ek verkauft werden. 

Aber auch das genügt nicht. Zu dem ideellen Marktpreis hätten 
Angebot und _T;v;:hfraie -ica gedeckt. Ivui, da durch, obrigkeitliche Ver- 
fügung der Preis niedriger festgelegt wurde, ist die iSaflü'rage gestiegen, 
während das Angebot unverändert blieb. Die vorhandenen Vorräte 
reichen nicht aus, um alle, dir den vorgeschriebenen Preis aufzuwenden 
bereit sind, voll zu befriedigen. Ein Teil de- Nachfrage wird unbefriedigt 
bleiben. Der Ifia-krineehanisirius, dsr .•on.st ach I' rage und Angebot durch 
Veränderung des Preisstandes zur Deckung bringt, spielt nicht mehr. 
Ann müssen Personen, die bereit wären, den von der Obrigkeit vorge- 
schriebenen Preis anzulegen, unverriehteter Dinge den Markt verlassen.. 
Diejenigen, die früher am Piatie waren oder irgendwelche persönliche 
hloaic Innigen 2ü den Verkäufer:! iuiiiii nützen verstellen, likjen bereits 
den ganzen Vorrat erworben; die anderen haben das Haehsehen. Will 
die Obrigkeit diese Folge ihres Piugriifes, die doch ihren Absichten zu- 
widerläuft, vermeiden, dsim rn u ü sie zur Preistase und zum Verkaufs- 
zwang auch noch die Rationierung hinzufügen. Eine obrigkeii liehe Vor- 
schrift bestimmt, wieviel Ware an jeden einzelnen Bewerber zum vor- 
geschriebenen Preis angegeben werden darf. 

Doch sind die im Augenblick des Kinjrriffs der Obrigkeit schon vor- 
handenen Vorräte einmal aufgebraucht, dann ergibt sich ein ungleich 
schwierigeres Problem. Da die Erzeugung bei Verkauf zu dem von der 
Obrigkeit vorgeschriebenen Preis nicht mehr rentabel ist, wird sie ein- 
geschränkt oder ganz eingestellt. Will die Obrigkeit die Erzeugung 
weiter fortsetzen lassen, dann muß sie die Produzenten verpflichten, zu 
erzeugen, und sie muß zu diesem Zwecke auch die Preise der Rohstoffe 
und der Halbfabrikate und die Arbeitslöhne festlegen. Diese Verfügungen 
dürfen sich aber nicht nur auf den einen oder die wenigen Produktions- 
zweige oeiflnaiken, die man regeln will, weil man ihre Produkte für 
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besonders wichtig erachtet. Sie müssen alle Produktionszweige umfassen, 
sie müssen die Preise aller Güter und jeglichen Arbeitslohn, das Ver- 
halten aller UnternchEtr, Kji.pit.i.'li;;,«:, Grundbesitzer und Arbeiter 
regeln. Würden sie einige Produktionszweige freilassen, so würden 
Kapital und Arbeit in sie abströmen, und das Ziel, das die Obrigkeit mit 
ihrem ersten Eingriff erreichen wollte, würde verfehlt werden. Die Obrig- 
keit will doch, daß gerade der Produktionszweig, den sie wegen der 
Wichtigkeit, die sie seinen Erzeugnissen beilegt, mit der besonderen 
Regelung bedachv hat. ;;hcii reichlich tecii; weife Es läuft ihrer Ab- 
sicht durchaus zuv.-ii.;*r. daß man ihn - - sersdü iniehjv v.c.f l-iinsriiTfä — 
vernachlässige. 

Man sieht also deutlieb: der von der Obrigkeit versuchte Eingriff 
in das Getriebe der auf dem Sondereigentum an den Produktionsmitteln 
beruhenden Wiitschafkoriinunf; verleb It Jeu Zweck, den -eine Urheber 
durch ihn erreichen wellen; er ist — im Sinns seiner Urheber — nicht 
nur zwecklos, sondern geradezu zweckwidrig, weil er das „Übel 11 , das 
durch ihn bekämpft werden soll, noch ganz gewaltig vermehrt. Ehe die 
Preistaxe erlassen wurde, war die Ware — nach der Meinung der Obrig- 
keit — zu teuer; nun verschwindet sie vom Markte. Das aber hat die 
Obrigkeit, die die Ware dem Verbraucher billiger zuganglich machen 
wollte, nicht beabsichtigt. Im Gegenteil: von ihrem Standpunkte 
muB der Mangel, die rmnüdithkeit, sieh die Ware zu beschaffen, als 
das größere, als das weitaus größere Übel erseheinen. In diesem Sinne 
kann man von iM-i Ki;u.;: if? der üh:i;;krii. r-siten, daß er sinn- und zweck- 
widrig ist, und von dem System der Wirtschaftspolitik, das mit solchen 
Eingriffen arbeiten will, daß es undurchführbar und undenkbar ist, daß 
es der wirtschaftlichen Logik widerspricht 

Will die Obrigkeit die .Dh^c nicht dadurch v.icdcrins Geleise bringen, 
daß sie von ihrem Eingriff absteht, indem sie die Preistaxe wieder auf- 
hebt, dariu muri sie dem errii:;: ,-ch:i I I. ■■.■.vi; ri v Luljon k'.icn. Zum Befehl, 
keinen höheren Preis als den vorgeschriebenen zu fordern, müssen nicht 
nur der Befehl, die Vorräte zu verkaufen, und die Bationienmg hinzu- 
treten, sondern auch Preistaxen für die Güter höherer Ordnung und 
Lohnt-arife, und schließlich Arbeitszwang für Unternehmer und Arbeiter. 
Und diese Vorschriften dürfen sieh nicht auf einen oder einige wenige 
Produktionszweige beschränken, sondern sie müssen alle Zweige der 
Produktion umfassen. Es gibt eben kein- andt-re Wahl pJs. die: entweder 
von Eingriffen in das Spiel des Marktes abzusehen oder aber die gesamte 
Leitung der Produktion und der Yerteihiiiv; an die Obrigkeit zu übertragen. 
Entweder Kapitalismus oder Sozialismus; ein Mittelding gibt es nicht. 
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Der Mechanismus des geschilderten Vorganges ist allen denen, die 
die "Versuche der Beverungen wahrend des Krieges und der Inflation, 
die Preise obrigkeitlich :cs,i zLifolzeii. erlebt haben, nicht fremd. Jeder- 
mann weiß es heute, daß der Erfolg der oiirigkiiüliijliwi Preissatzungen 
kein anderer war als der, die davon betroffenen Waren vom Markte 
verschwinden zu lassen. Wo immer auch mit behördlichen Preissorrzungioi 
vorgegangen wird, isL der hirfolg derselbe. Wenn z. B. die Obrigkeit 
die Mietzinse für Wohnungen begrenzt, so steht sieb sofort Wohnungs- 
mangel ein. In Österreich hat die soziaku'imikrfiiiäe hc Partei die Miet- 
zinse praktisch aufgehoben. Die Folge ist, daß z. B. in der Stadt Wien, 
trotzdem die Bevölkerung seit Kriegsbeginn nicht unbeträehtlieh zurück- 
gegangen ist, und trotzdem durch die Gemeinde mittlerweile viele Tau- 
sende neuer Wohnungen hergestellt worden sind, viele Tausende von 
Personen nicht imstande sind, ein Unterkommen zu finden. 

Nehmen wir noch ein zweites Beispiel, den Mindestlohn oder die 
Lohntase. 

Wird das Verhältnis zwischen Unternehmer und Arbeiter nicht durch 
Maßregeln der Gesetzgebung oder durch Gewaltmaßnahmen der Gewerk- 
schaften beeinflußt, dünn ist der Lohn, der für jede Art von Arbeit vom 
Urvtwu ebmer entrichtet wird, gerade so hoch wie der "Wertzuwachs, den 
die toten Materialien durch diese Arbeit erfahren. Der Lohn kann nicht 
höher stehen, weil sonst der Unternehmer seine Bechnung nicht mehr 
findet und daher genötigt wäre, die Produktion, die nicht lohnt, einzu- 
stellen. Er kann aber ebensowenig tiefer stehen, weil die Arbeiter sich 
dann anderen Geschäftszweigen zuwenden würden, in denen sie besser 
entlohnt werden, so dilti der lint.enn.'tim^r die Produktion aus Arbeiter- 
tt;nngel einzustellen gezwungen wäre. 

Es gibt also stets in der Volkswirtschaft einen Lohnsatz, bei dem 
alle Arbeiter Beschäftigung und jeder Unternehmer, der eine bei diesem 
Lohnsatz noch rentable Unternehmung ins Werk setzen wollte, die ge- 
suchten Arbeiter findet. Diesen Lohnsatz pflegt die Nationalökonomie 
<Ien statischen oder natürlichen Lohn zu nennen. Er steigt, wenn bei 
sonst gleichbleibenden Umständen die Zahl der Arbeiter abnimmt, er 
sinkt, wenn bei sonst gleichbleibenden Umständen die verfügbare Menge 
de, Kapitels, für das in der Produktion Verwendung gesucht wird, ab- 
nimmt. Man muß dabei beachten, daß es nicht ganz genau ist, wenn man 
einfach vom „Lelm" und von der „Arbeit" spricht. Die Arbeitsleistungen 
sind in Qualität und Quantität (pro Zeiteinheit gerechnet) sehr ver- 
schieden und so auch der Arbeitslohn. 

Würde die Volkswirtschaft nie den stationären Zustand verlassen, 



— 71 — 

dann würde es auf dem durch keine Eingriffe von Regierungen, und 
von Zwang ausilbt-iuk'-n Gc.v«rk;i;liii;'ti;ii behinden-u Arbeitsmarkte keine 
Arbeitslose geben. Doch der stationäre Zustand der Gesellschaft ist 
fcloß ein gedankliches Hilfsmittel unserer nationalökonomisehen Theorie, 
das unserem Denken notwendig ist, um sieh duroh den Kontrast die Vor- 
gänge zu veranschaulichen, die sich in der Volkswirtschaft abspielen, 
•die uns wirklich umgibt und in der wir leben. Das Leben ist — wir dürfen 
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neu in das Erwfirbskusr. ei:: tretenden jungen 
terem Maße den neuen oder den sieh vergrößern- 
den Industriezweigen zu. Im allgemeinen aber vollzieht sieh in der mit 
ff-hii'Mk'ii ~.ck': : .i tc-". ioit^i'bv.?it- •-: Ji'n mj: ■.] den AYoli 1 ;tai;ti d:T HVnscbm 
mehrenden kapitalistischen Üe;ell=cbaltsordi!uug d^r Fortschritt viel 
:sehneller, als daB er den einzelnen die Notwendigkeit, sich ihm anzu- 
passen, ersparen kBr.nie. "Wenn vor zweihundert Jahren oder mehr ein 
junger Burseh ein Gewerbe erlernte, so konnte er damit rechnen, daß 
er sein Leben lang das Gewerbe so werde ausüben, wie er es erlernt hatte, 
ohne daß ihm sein Konservatismus Schaden bringen konnte. Hente ist 
•das anders. Auch der Arbeiter muß sich den wechselnden Bedingungen 
anpassen, muß Neues dazulernen oder umlernen. Er muß aus Arbeits- 
zweigen, die nicht mehr die frühere Zahl von Arbeitern benötigen, aus- 
scheiden und sieh einem anderen zuwenden, der neu entstanden ist oder 
der mehr Arbeiter braucht als früher. Aber auch wenn er in seiner 



alten Branche "bleibt, muß er Heues lernen, wenn es die Verhältnisse 

Dies alles tritt dem Arbeiter in der Gestalt der LolmveräJiderungen 
entgegen. Wenn ein Gesobil'i.-sv.-eig v-erhidt iiismäßig zu viele Arbeiter 
beschäftigt, dann kommt es zu Arbeitend tk«i;i\gcn. und die Ent- 
lassenen haben es nicht leie!n. aeue Arbeii in demselben Geschäftszweig 
zu finden. Der Druck, den die Entlassenen ani den Arbeitsmarkt aus- 
üben, drückt in diesem Zwei£ der Produktion den Lohn. Das veranlaßt 
nun die Arbeiter, sich um Arbeit in jerif-n Produktionszweigen umzusehen, 
die neue Arbeiter an sich ziehen wollen und daher bereit sind, höhere 
L8hne zu zahlen. 

Daraus ergibt sieh nun klar und deutlich, v.as äcscnehen kann, nm 
den Wunsch des Arbeiters nach Arbeit und nach hohem Arbeitslohn zu 
befriedigen. Über den Stand, den die Arbeitslöhne im allgemeinen auf 
dem durch keim- jü-ltüV? 'kr Ifederniig oder jimierer ;iusclisch;(!!li<:l:cr 
Gewalten behijuienei: Harkte annehmen wurden, kann man allgemein 
den Lohn nicht hinauftreiben, ohne bestimmte Nebenwirkungen auszu- 
lesen, die dem Arbeiter nicht erwünscht sein können, Man kann in einem 
einzelnen Produktionszweig oder in einem einzelnen Lande den Arbeits- 
lohn hinauftreiben, wenn man Zuzug von Arbeitern aus anderen Pro- 
duktionszweigen oder iiiiä dorn Auslände verbietet. Solche Lohnerhöhungen 
gehen auf Kosten der Arbeher. deren Z-.-zii!; % r ach.:! Iren wird. Deren 
Lohn ist nun niedriger, als es der wäre, dn sie erzielen konnten, wenn 
ihre Freizügigkeit nicht behindert wäre. Die Lohniiesserung der einen 
geht also auf Kosten der anderen. Dieser Politik der Sperrung des Zuzugs 
können sich die Arbeiter nur in jenen Ländern und Produktionszweigen 
oediimeo, die an vevhä'tnis.riiiu^.-v Ar I '■u : t!-"mn.nt , "J leiden. In einem 
Produktionszweig oder in einem Lande, in dem dies nicht der Fall ist, 
kann den Lohn nur eines heben: eine Steigerung der allgemeinen Pro- 
dukürität der Arbeit, etwa durch Yermelirini:; den zur Verfügung Stehen- 
den Kapitals oder durch Verbesserung des technischen Produktions- 
Wenn nun aber die Regierung durch ein Gesetz Mindeslöhne fest- 
setzt, die über dem Niveau d-s siaiischon oder natürlichen Lehne; liege:;, 
dann müssen die Unternehmer finden, daß sie eine Anzahl von Geschäften, 
die bei dem niedrigen Stand der Löhne noch rentabel waren, nun nicht- 
mehr mit Erfolg durchzuführen in der Lage sind. Sie werden also die 
Produktion einschränken und die Arbeiter entlassen. Die Folge einer 
künstlich, d. h. von außen her auf den Markt kommenden Lohnerliohiiiii;, 
ist daher Vci-o-h-uDa der Arbeitslosigkeit. 



die Machtstelluvg. mr die Gewerkschaft?:; ;iinneh:uen, hat es ihnen er- 
mBgEcbt, solche MindestlBhne festzulegen. Daß die Arbeiter sich zum 
Zwecke der Verhandlung™ mil den Unternehmern au Verbänden zu- 
sammenschließen , i=t eine Sache, die an und für sieh noch nicht geeignet 
ist. Störungen iit; Ablauf der lladjtt't'schcmjnäcii hervorzurufen. Auch 
daß die Arbeiter mit Erfolg für sich da; Beeht in Anspruch nehmen, 
eingegangene 'VVrcrirsii. 1 ohne weiteres zu brechen und die Arbeit nieder- 
zulegen; hätte weiter keine Slüninr; de; A r bei ts markt es zur Folge. Das, 
was eine neue Lage a.'.if dem Ariieitf.mnrkl seiiaift, ist der Streik- und 
Koalitionszwang, der heute in den meisten europäischen Industriestaaten 
besteilt. Da die ge werkst- Millich nrganifi erteil Arbeiter nichtorgani- 
sierten Arbeitern die Zulassung zur Arbeit, verweigern -j:id da sie im Falle 
des Streikes du roh offene Gewalt verhindern, daß andere Arbeiter an 
Stelle der im Ausstände befindlichen treten, wirken die Lohnforderungen, 
die sie an die Unternehmer steilen, geradeso, wie ein Begierungsgesetz 

der Produktion eingeschränkt werden muß, weil das mit höheren Kosten 
erzeugte Produkt keinen Absatz in demselben Ausmaße finden kann, 
wie das mit niedrigeren Kosten erzeugte. So wird der durch die Gewerk- 
schaft erzwungene höhere Lohn zur Ursache der A 

Der Umfang und die Zeitdauer der aus dieser Ursache ei 
Arbeitslosigkeit sind nun ganz andere als die jener Arbeitslosigkeit, die 
aus den immerfort vor sieh gehenden Verschiebungen in der Kachfrage 
nach Arbeitskraft entspringt. Wenn die Arbeitslosigkeit nur darin 
ihre Ursache hat, daß die industrielle Entwicklung Fortschritte gemacht 
hat, dann kann sie weder großen Umfang annehmen noch zu einer dauern- 
den Einrichtung werden. Die in einem Produktionszweig überschüssig 
werdenden Arbeiter finden es ki ein Unte.fkotr.rnen in den neu auftretenden 
oder in den sich erweiternden Produktionszweigen. Wenn Freizügigkeit 
der Arbeiter besteht, und wenn der Ubertritt aus einem Gewerbe in das 
andere nicht durel: £te;c _ zl:che und .■■nderr- ähnliche Hindernisse ersehwert 
ist, vollzieht sich die Anpassung an die neuen Verhältnisse nicht allzu 
schwer und ziemlich rasch. Durch Ausgestaltung der Arbeits Vermittlung 
vermag man übrigens manches dazu beizutragen, um die Bedeutung 

Doch die Ariieit-Lodgkeit, die au? nein Eingreifen tcti G ewaltf aktoren 
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in das Spiel de; AriieiuniMkle 1 . entspringt, ist ki 
ttmi immer ".vidier : eraehwityle:: Je Eiividir." fik". isi; unheilbar, & 
die Ursache, die sie hervorgebracht hat, weiter fortbesteht, d. h., solange 
das Gesotz oder die Gewalt der Gewerkschaft es verhindern, daß der 
Lohn durch den Druck der arbeitsuchend! 1 :'. Arbeitslosen auf jenes Niveau 
wieder herabgedrückt wird, das er ohne Einschreiten der Regierung oder 
der Gewerkschaft eingenommen hätte, auf den SuU. au:' dem schließlich 
alle Arbeitsuchenden auch Arbeit finden. 

Werden den Arbeitslosen von der Regierung oder von den Arbeiter- 
vereinen Unterstützungen gewährt, so kann das Übel nur vergrößert 
werden. Handelt es sich um Arbeitslosigkeit, die aus den dynamischen 
Veränderungen der Volkswirtschaft herrührt, dann erzielt die Arbeits- 
]ij:-erunt;isx'.i'siiük- qlii den Erfolg, daß sie die Anpassung der Arbeiter 
an die neuen Verhältnisse hinausschiebt. Der Arbeitslose, den man unter- 
stützt, halt es nicht für notwendig, sich nach einem neuen Beruf umzu- 
sehen, wenn er im r-iLi "■ n kein i'.'.ile!'k:,m::".f u -v-ir findet : zumindest läßt 
er ritebr Zeit; ret-irete-he:'., bis er den Übergang zu einem neuen Beruf oder 
den Wechsel de; A-bcitsortes vornimmt oder den Lohn, den er fordert, 
auf den Satz ermäßigt, zu dem er Arbeit 'intltii könnte. Man kann, wenn 
die Arbeitslosenunterstützung nicht allzu niedrig bemessen ist, sagen: 
solange Arbeitslosenunterstützung gewährt wird, kann die Arbeitslosig- 
keit nicht schwinden. 

Handelt es sieh aber um Arbeitslosigkeit, die durch die künstliche 
Erhöhung des Lohnniveaus infolge i'iingreit'en; der Regierung oder des 
von ihr geduldeten Zwangsapparates der Gewerkschaften hervorgerufen 
wurde, dann kommt es darauf an, wer ihre Lasten zu tragen hat, ob es 
die Unternehmer oder die Arbeiter sind. Der Staat, die Regierung, die 
Gemeinde tragen ja niemals die Lasten, sie bürden sie entweder dem 
Unternehmer oder dem Arbeiter oder auch jedem zum Teil auf. Haben 
die Arbeiter die Lasten zu tragen, dann werden sie ganz oder doch zum 
Teil um die Fracht der künstlichen Lohnsteigerung gebracht; es kann, 
auch. sein, daß sie mehr an diesen Lasten zu tragen haben, als ihnen die 
künstliehe Lohnsteigerung einbringt. Dem Unternehmer kann die Last 
der Arbeitslosenunterstützung etwa in der Weise aufgebürdet werden, 
daß er eine Abgabe für die Zwecke der Arbeitslosenunterstützung zu 
zahlen hat, die nach der von ihm ausgezahlten Lohnsumme bemessen 
wird. In diesem Fall wirkt die Arbeitslosenunterstützung, da sie die 
Kosten der Arbeitskraft erhöht, genau so wie eine weitere Erhöhung des 
Lohnes über das statische Niveau: die Rentabilität der Verwendung 
von Arbeitskraft wird eingeschränkt und damit die Zahl jener Arbeiter, 
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die noch rentabel venrrürti:! ■.vprdei] könne'!, vurraiividert. Die Arbeits- 
losigkeit wächst also weiter, <■);;'.: Stihrmi.be ohne kjide. Die Unternehmer 
können aber zu den Lasten der Arbeitslosenunterstützung auch durch 
eine Steuer herangezogen werden, die olmu liüeksichi auf die Zahl der 
Arbeiter von ihrem Gewinn oder von ihrem Vermögen erhoben wird. 
Auch in diesem Fall wirkt sie in der Sichtung weiterer Steigerung der 
Arbeitslosigkeit. Denn wenn Kapital aufgezehrt oder doch, zumindest 
die Reubildung von Kapital verlangsamt wird, dann werden caeteris 
paribus die Bedingungen für die Beschäftigung von Arbeitskräften un- 
günstiger i). 

Daß man die Arbeitslosigkeit nicht dadurch bekämpfen kann, daß 
man auf Staatskosten öffentliche Arbeiten ausführen läßt, die sonst 
unterblieben wären, ist klar. Die Mittel, die hier aufgewendet werden, 
müssen durch Steuern oder Anleihen ans jfs>ier Verwendung, die sie sonst 
gefunden hätten, kc-rauägczojiai werden. Man kann auf diesem "Wege 
die Arbeitslosigkeit in einem Produktionszweig nur soweit mildern, als 
man sie in einem anderen erhöht. 

Von welcher Seite immer wir den Interventionismus betrachten, 
es zeigt sich stets, daß er zu einem Erfolg führt, den seine Urheber und 
Befürworter nicht beabsichtigt haben, und daß er von deren Standpunkt 
selbst als sinn- und zweckwidrig, als unsinnige Politik erscheinen muß. 

«. Der Kapitalismus als die einzig mögliche Ordnung der gesell- 
schaftlichen Beziehungen. 



Ergebnis kommen: es gibt für die arbeitsteilige Gesellsehaft nur die Wahl 

mitteln. Alle Zwiachenformen sind widersinnig und müssen sich in der 
Durchführung als zweckvidr;^' i \\ irrin man nun weiter erkennt, 
daß auch der Sozialismus undurchführbar ist, dann kann man sich der 
Erkenntnis, daß der Kapitalismus die o-n/ii'e ta-clii'iihrbare Gestaltung 
der gesellschaftlichen Beziehungen in einer arbeitsteiligen menschhoben 
Gesellsehaft ist, nicht entziehen. Dieses Ergebnis der theoretischen 
Untersuchung wird den Historiker und den Gesehichtsphilosophen nicht 

') Auch wenn j'!i-ic:iisi:i; L-J:neü W'c'.t u.T.i i:i sllon Produktionszweigen 

der Lühs künstlich durch Eragriife da Re^enins; oder des Zwanges der Getr-ivUili^r! 
«höht wird, sind die trfma .uir Z-ipir^iLuliil.rjr.g und in ^itärtr Folge schließlich 
düoh "wieder LoliTis.?:ikt.jiLf. ['-L'iihrr hjln: Ii'". tuk:< in im Anhang verzeichneten 
Schriften ausfflhrlich geäußert. 
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überraschen können. Wem: der Kapitalismus trotz der Gegners chaft, 
die er stets bei der Hesse und bei den Regierungen gefunden hat, sieh 
durchgesetzt bat, wenn rdch L genörgl: war, anderen Formen des gesell- 
schafuichen Zusammenlebens, die sieh bei Theoretikern und Praktikern 
viel größerer Sympathie erfreut haben, Platz zu machen, dann kann dies, 
nur darauf zurückzuführen sein, daß es eben eine ändert; Möglichkeit der 
Gcsellschaitsordr.ime; iMierhaiipt nicht gibt. 

Es bedarf wohl keiner weiteren Erklärung, warum es uns nicht 
möglich ist, zu den mittelalterlichen Formen der gesellschaftlichen Wirt- 
schaft ziiriickzukchrc:). Das Mittelalter liax auf dem Boden, der von den 
ourfipiscfien Kultur Völkern bewohnt wird, nur einen Eruchl.eil jener 
Volksmenge ernährt, nie heute in diesen Landstrichen wohnt, und es hat 
jedem einzelnen viel weniger an Saehgütern zur Deckung seiner Bedürf- 
nis;!! z,;ir Verfügung gestcilr, ;ds die kapi: alis! Hdie Piurinktionsform dem 
modernen Menschen jüit. An eine H:ickkei:r snm Miitiiialter ist nicht 
zu denken, wenn man sieh lüfdii dazu entschloßt, die Bevölkerung vor- 
erst auf den zehnten oder zwanzigsten Teil ihres ™eir.v artigen Standes 
zurückzuschrauben, und noch überdies jedem einzelnen eine Genügsam- 
keit zur Pflicht inachl, von der sich der iinidemo Mensch keine Vorstellung 
machen kann. Obzwar alle jene Schrift sieller, die die Rückkehr zum 
Mittelalter oder, wie sie sa.gen, zu einem „neuen 1 ' Mittelalter als das einzig 
anstrebe iis werte soziale Iiieal hinsielie'!, der kapitalistischen Zeit vor 
allem ihre materialis+ische Gesinnung und Denkweise vorwerfen, sind 
sii' selbst viel stärker in niai.orialislifcr.er Denkweise verstrickt, als sie 
glauben. Denn nichts anderes als grö'h.sr-r jridrriaiisur.i.s ist es, wenn 
man. wie viele von diesen üdirü'istelk-rn, eer Meinung ist, die menschliche 
Gesellschaft könnte nach Rückkehr zu den mittelalterlichen Formen der 
Wirtschaft und staatlichen Ordnung alle technischen Hilfsmittel der 
Produktion, die der Kapitalismus geschaffen hat, beibehalten und damit 
der iiism-cVic.hijn irU-it- jene liehe .-'in- Je- Ei e : . /Müh :it ü'wü !:]'■-.', 
die sie in der kapitalistischen Zeit gewonnen hat. Die Produktivität der 
kajii-aii'aiselien Produktionsweise isl. ila.s Ergebnis der kapitalistischen 
i'erik-.-.ng-iart vi"d (ler kapital'.; - ;: sehen Einstellung der iMensehen zur 
Wirtschaft und nur insofern ein Ergebnis der modernen Technik, als 
eben aus dein kaiiita.list.isolien iJrist mit \ut wendigkeit die Entfaltung 
der Technik folgen mußte. Es gibt kaum etwas Widersinnigeres als den 
Grundsatz der materialistischer: Geschichtsauffassung von Karl Marx: 
„Die Handmiihle nreibt ehie Gesellschaft mit Feudalherren, die Dampf- 
mühle eine Geselheba.it mi1 iiniust-iellrr: Kapitalisten", üm den Ge- 
danken der Dampfmühle entstehen zü lassen und um die Voraussetzungen 



— 77 — 

eh Schäften, die cii t- ~ = : 1 1 i.n^b.'-.kcn vi-rv.irkliei!;:. ließen, hui es der k;i,j:ita- 
listischen Gesellschaft bedurft. Der Kapital ismus hat die Technik ge- 
schaffen, und nicht die Technik den Kapitalismus. Doch nicht weniger 
widersinnig ist die Vorste!l;;n<;. sL kiinnie rnan die technisch-materielle 
Ausstattung unserer Wirtschaft beibehalten, wenn, man die geistigen 
Grundlagen, auf der sie beruht, beseitigt hat. Man kann die Wirtschaft 
nicht rationalistisch '.vcitcr'uetroibwi, wenn einmal die ganze Denkungsart 
wieder auf Traditionahsmus und Autoritätsglauben umgestellt worden 
ist. Der Unten ic! im it. das bevc-gende Element der kapitalistische]] 
Gesellschaft und damit auch der modernen Technik, ist in einer Um- 
gebung von lediglich auf die Beschaulichkeit der Lebensführung Be- 
dachten nicht denkbar. 

Wenn man jede andere Ceseliscluiftsierm als die auf dem Sonder- 



Menschen aufrechte rhaiten bleiben maß und da(S man jeden Versuch, 
es zu beseitigen, ;-MergisL , ." ; ankämpfen muß. In diesem Sinne "verteidigt 
der Liberalismus die Einrichtung des Smidcreigeutura:; gegen jeglichen 
Versuch, sie zu beseitigen. Wenn man die Liberalen daher Apologeten 
lies Sondereigent ums nennt, so ist dies durchaus berechtigt, denn das 
griechische Wort Apologet bedeutet soviel wie Verteidiger. Man sollte 
freilieh den. fremdon Ausdruck meiden und sich mit dem schlichten 
deutschen Ausdruck begnügen.. Denn für viele schwingt in denAusdrücken 
„Apologie" und „Apologet" die Vorstellung mit, daß das, was hier ver- 
teidigt wird, ungerecht ist. 

Weit wichtiger aber als die Zurück'.veL-.;ng der Unterstellung, die in 
dem Gebrauche dieser Ausdrücke hegt, ist eine andere Peststellung: 
daß nämlich die Einrichtung des Sondereigentums gar keine Verteidigung, 
Rechtfertigung, Begründung oder Erklärung bedarf. Die Gesellschaft 
bedarf des Sondereigentums, um bestehen zu können, und da die Mensehen 
der Gesellschaft bedürfen, müssen sie am Sondereigentum festhalten, 
um nicht ihre Interessen, die Interessen aller -/.a schädigen. Denn die 
Gesellschaft kann nur auf Grundlage des Sondereigentums bestehen. 
Wer für das Sondereigentum eintritt, tritt für die Erhaltung des gesell- 
schaftlichen Zusammen sehh^ei- der Menschheit, für die Erhaltung der 
menschlichen Kultur und '/,] ■. ilLaiiun ein. Kr Li Apologet und Verteidiger 
der Gesellschaft, der Kultur und der Zivilisation, und weil er diese Ziele 
will, muß er auch das einzige Mittel, das zu ihnen führt, das Sonder- 
eigentum, wollen und verteidigen. 



oder gar alles nicht reckt gefall™. Aber sie Ist eben .Ii« einzig denkbare 
und mügliche Gf: • ^11 ?r.h ^ : i: ? o rdnn n g. Man ksjm trachten, eine oder die 
andere Einrichtung za ändern, ivofern man dadurch nieht das Wesen 
und die Grundlage der Gesellschaftsordnung, das Eigentum, berührt. 
Doch im großen und ganzen müssen wir uns mit dieser Gesellschafts- 
ordnung abfinden, weil es eben keine andere geben kann. 

Auch in der „Hatur" mag uns manches nicht gefallen. Aber wir 
können das Wesen der Naturvor^i^e r : tkt andern. Wenn z. B. jemand 
meint — und es gibt welche, die es behauptet haben — , daß dieArt und 
Weise, in der der lienseb Sshnit:g <i,uhvk;;:r:i. seinem Korper einverleibt 
und venl;i..;i. widerlich ist, ^> k<; ni? man mit ihm niefit- streiten. Wohl 
aber muß man ihm sagen: es gibt nur cliosen Wsg oder den Hungertod. 
Ein Drittes gibt es nicht. So ist es auch mit dem Eigentum: entweder 
oder, entweder Sondereigentum an den Piuduk'.iür.sniii i.cin oder Hunger 
und Eleed für alle. 

Die Gegner des Liberalismus pflegen seine wirr seh oft; politische Auf- 
fassung in der Kegel ais Optimismus zv. bezeichnen. Das ist von ihnen 
entweder als Vorwurf oder als höhnische Charakterisierung der liben^en 
Denkungsweise gedacht. 

Wenn man mit der Kennzeichnung der liberalen Lehre als Optimis- 
mus etwa meint, der Lüieralisuius behaupte, die kjpitaks tische Welt sei 
die beste aller Welten, so ist dies nichts als barer Unsinn. Für eine 
durchaus wisse r.sejiiirtli eh ocgruideto Ideologie wie die des Liberalismus 
steht die Frage, ob die kapitalistische Gesellschaftsordnung gut oder 
schlecht ist, ob man eine bessere denken könnte oder nicht, und ob man 
sie von irgendwelcher: piLilii-ophiHi'-ln-n oder metaphysischen Gesichts- 
punkten zu verwerfen habe oder nicht überhaupt nicht zur Erörterung. 
Der Liberalismus geht von der. reinen "fiissensiilisfte;i National Ökonomie 
und Soziologie aus, die innerhalb ihres Systems keine Wertung kennen, 
die nickts darüber tuissager,, was sein soll, was gut und was schlecht ist, 
sondern nur das feststellen, was ist und wie es ist. Wenn uns diese Wissen- 
schaften zeigen, daJi von o'len denkbare:: Hüf/'scbkeiten gesellschaftlicher 
Organisation nur eine, nämlich die auf dem Sondereigentum an den 
' Produktionsmitteln beruhende Gesellschaftsordnung, existenzfähig ist, 
weil alle anderen denkbaren Gesellschaftsordnungen undurchführbar 



sind, so ist dies thrt.haus sk.hu, bs! die Bezeichnung Optimismus recht- 
fertigen könnte. Daß die kapitalistische Go;eljsch;,ftioränung lebens- 
nnd ■wirkungEiilhig i;<r. ist eir.e Eeitstelkins. die nichts mit Optimismus 
zu tun hat. 

Freilich, die Gegner des Liberalismus stehen auf dem Standpunkt, 
daß diese Gesellschaftsordnung sehr sohlecht sei. Soweit diese Fest- 
stellung ein Werr.u rtei! enthält, iti sie nj;.: Oirlich jeglicher Erörterung, die 
über höchst subjektive und daher durchaus unwissenschaftliche Urteile- 
hinausgehen würde, unzugänglich. Soweit sie jedoch begründet wird 
mit einer verkehrten Erfassung der Vorgänge innerhalb der kapita- 
listischen Gesellschaftsordnung, können Rationalökonomie und Soziologie 
sie berichtigen. Auch das i~ ^ trieiii, Optimismus. Ganz abgesehen von 
allem anderen hätte auch die Aufdeckung noch so vieler Mängel der 
kapitalistischen Gesellsehafts Ordnung für die Probleme der gesellschaft- 
lichen Politik nicht die geringste Bedeutung, solange es nicht gelingt, 
zu zeigen, daß eine andere Gesellschaftsordnung nicht etwa besser, 
sondern überbau pi ftirkurigäiahig wäre. Das ist aber nicht gelungen. Es 
ist der Wissenschaft gelungen, zu zeigen, daß jede der GeseOschafts- 
konstruktdonen, an die man als Ersatz der bi.pit arktischen Gesellschafts- 
ordnung denken könnte, in siel: sr-lh>1 wideisiiriiclisv--.il und sinnwidrig 
ist. so daß sie je:".-? Wij'kimj- r.itht ■"■nviiiLo'Ni kie.ii'e. die sie im Sinne ihrer 
Befürworter zu entfalten hätte. 

"Wie wenig berechtigt es ist, hier von Optimismus und Pessimismus 
zu sprechen und wk sehr die Keiiiizeic-Ijiiiiiis: dos Liberalismus als Optimis- 
mus darauf ausgeht, durch Hereintragen außerwissenschaftlieher Gefiihls- 
momente eine dem Liberalismus ungünstige Stimmung zu scharren, /'i'i^t 
am besten der Umstand, daß man ja mit ebensoviel Ktdn auch Optimisten 
diejenigen nennen könnte, die der Meinu'ig rimh dal:! die Konstruktion 
eines sozialistischen oder eines iiiterveniiimistisohen Gemeinwesens durch- 
führbar wäre.- 

Die gToße IIa-;* der Schnitten er, die sich mit ivinschaftspolitisehen 
Prägen befassen, pflegt keine Gelegenheit vorübergehen zu lassen, ohne 
auf die kapitalistische Gesellschaft sinnlose und kindische Angriffe zu 
häufen und ent.'.vcucr $o.ikh's:;!ii; oder Intc-rvertiütiisüms oder gar Agiar- 



en Seite gab es einige wenige Sohrift- 
Ißigtsren Worten, das Lob der kapita- 
estimmt haben. Man mag, wenn man 
dehnung Optimisten de- Ka}jit^l:;iir.:s. 
t, dann müßte man mit inusenöiaci! 



ilte jenen antiliberalen Scm-iil-tellern die Bcmchnuiig 
Hyperoptimisten des Sozialismus, d;:s lii;en-ennonismus, des Agrar- 
•:i:i:ialii:r,i^ und '.!''■; Svnriiktiüf rrms beilegen. Daß dies nicht. gcsaiV.ieht. 
sondern daß lediglish liberalen Schriftstellern, wie etwa Bastiat, die 
Bezeichnung Optimist beigelegt wird, zeigt, daß es sich hier gar nicht 
um den Versuch einer wk;er.sch;j,it.lii:tiei: lilassifika-lioii, fondern um 
nichts andere; als um thie :ia"te:p:.ili'i;(ir:(: Verzerrung handelt. 

Nochmals: Was der .Libcralisitiu; behauptet, ist gar nicht das, daß 
die kapitalistisch!: Gcieilschiifisordnung von irgendeinem Gesichtspunkte 
betrachtet gut sei. Was er sagt, ist lediglieh mir das, daß zur Erreichung 
der Ziele, die den Menscher. vürschweiieii, nur die kapitalistische Gesell- 
schaftsordnung geeignet ist und da.fi (ii>' ("ie.scikdi^tsko:: slruktionen des 
Sozialismus, des Intetvcmionism!^, des Agrarsozialismus und des Syndi- 
kalismus undurchführbar sind. Seu^rheniser, diu dii.'se Wahrheit nicht 
vertragen konnten, haben die SatioiialiiL-nnomie darum eine unselige 
Wissenschaft genannt. Aber die. .\;iiioniil Ökonomie und die Soziologie 
sind darum, weil sie die Welt zeigen, wie sie wirklich ist, ebensowenig 
unselig wie es anders Wisser schatten -:.nd, etwn die Mechanik, weil sie 
die ündurchführbarkeit des Perpetuum Mobile, oder die Biologie, weil 
sie das Vergehen der Lebewesen lehrt. 

J. Kartelle und Monopole und der Liberalismus. 

Die Gegner des Liberalismus behaupten, die Voraussetzungen Ehe- 
raier Politik seien gegenwärtig nicht mehr gegeben. Der Liberalismus 
wäre durehlührbar gewesen, als in jedem einzelnen Produktionszweige 
viele Betriebe minier«!! L'nifu^.gs in scharfem Wettbewerb standen. Nun, 
du überall Trusts, Kartelle und andere >ie,ne,piji betrieb: den Markt be- 
herrschen, sei es um den Liberalismus so wie so geschehen. Kicht die 
Politik habe ihn beseitigt, sondern eine in den Entwieklungsnotwendig- 
keiten der freien Wirtschaft selbst gelegene Tendenz. 

Die Arbeitsteilung spezialisiert die Wirtschaft. Dieser Prozeß steht 
nicht still, solange die wirtschaftlich!: .En Wicklung fort schreitet. Es ist 
noch gar nicht lange her, da gab es Maschinenfabriken, die alle Arten von 
Maschinen erzeugten. Heute ist eine Maschinenfabrik, die sich nicht 
ausschließlich auf die Erzeugung bestimmter Maschinen beschrankt, 
nicht mehr konkurrenzfähig. Mit dem Kon: schreiten der Spezialisierung 
muß der Kreis, den die einzelne Unternehmung versorgt, wachsen. Der 
Abnehmerkreis einer Tuchfabrik, die nur einige wenige Tuchsorten er- 
zeugt, muß größer sein als der eines Tuchwebers, der alle Arten von Tuch 
webt. Unzweifelhaft geht die Entwicklung dahin, bei fortsciin.-ii.cn der 
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Spezialisierung der Produktion auf jedem einzelnen Gebiet Unterneh- 
mungen entstehen zu lassen, deren Absatzgebiet die ganze Welt umfaßt. 
Wenn man nicht durch Koll(ii)lilis(*e imd andere a.nti kapitalistische Maß- 
nahmen der Entwicklung entgegentritt, so wird es dazu kommen, daß 

einziges Unternehmen nestelten, die darauf ausgehen, in höo.hsrer Spe- 
zialisierung zu erzeugen und die ganze Welt zu versorgen. 

Heute sind w allerdings von diesem Zustand weit entfernt, da die 
Politik aller Staaten darauf gerichtet i?r, atts der Kiv.lmit der Weltwirt- 
schaft kleine Gebiete herauszuschneiden, in denen unter dem Schutze 
von Zöllen und anderen Maßnahmen, die denselben Erfolg anstreben, 
Unternehmungen, nie auf dem freien Weltmarkt nic-ht r:iehx -wettbewerbs- 
fähig wären, künstlich erhalten oder gar erst ins Leben gerufen werden. 
Abgesehen von den liai;;li>iipulii.i'i:.heii Gesichtspunkten wird zugunsten 
■dieser Politik, die gegen die Konzentration der Untern ehn-.unsren sr- 
richtet ist, geltend gemacht, daß sie allein es verhindert habe, daß die 
Verbraucher von monopolistischen Organisationen der Erzeuger ausge- 
beutet werden. Um die StitMialtir/ktit diene- Argument? in untersuchen, 
wollen wir annehmen, daß die Kn hvickl-aiii: der Arbeitsteilung auf der 
ganzen Welt bereits so sehr fortgeschritten ist, daß die Erzeugung jedes 
einzelnen Artikels in einem einzigen Unternehmen vereinigt ist, so daß 

und dadurch die Lebenshaltung der Verbraucher beträchtlich zu ver- 
schlechtern. Man kann unschwer erkennen, daß diese Vorstellung 
.ganz und gar verkehrt ist. Monopolpreise können, wenn sie nicht- durch 
bestimmte staatliche EJnirrii'i'« ermü-gUnhl. «erden, nur auf Grund 
■der Verfügung über Bodenschätze und Bodenkräfte dauernd gefordert 
werden. Ein vereinzeltes Monopol der Verarbeitung, das höhere Gewinne 
■erzielt, als sonst evz:eit werden, wurde zur Schaffung von Konkurrenz- 
unternehmungen anregen, durch deren Wettbewerb das Monopol ge- 
brochen und Preise und Gewinne wieder auf das allgemeine Maß zurück- 
geführt werden müßten. Allgemein aber können Monopole der verar- 
beitenden Gewerbe rieht werden, da bei jedem gegebenen Stand der 
Mittel einer Wiilsnlinit die Gesamtmenge des in der Produktion tätigen 
Kapitals und der verfugbaren Arbeitskräfte, mithin also auch die Größe 
<!es Sozialproduktes gelben sind. In einem einzelnen oder in einer 
Anzahl von Produktionszweigen könnte die Verwendung von Kapital 

v. niBBS. Liber&UsmifE. & 



und Arbeit vermindert werden, ran bei geringerer Erzeugung die Preise 
pro Produktemheit und der Gesamtgewinn des oder der Monopolisten 
höher zu halten. Die damit frei-werdenden Kapitalen und Arbeitskräfte 
würden dann in einen anderen Produktionszweig strömen. Wird aber in 
allen Produktionszweigen der Versuch, gemacht, die Produktion zu be- 
schränken, um höhere Preise zu erzielen, so wr-nlon Arbeiter und Kapi- 
talien :'.n nächst freigesetzt, die dann, weil hif-iiier ims^.-boien, verstärkten 
Anreiz zur Errichtung neuer Unternehmungen geben, die die Monopol- 
stellung der anderen wieder brechen müssen. Die Vorstellung eines Uni- 
versalkartells und eines Iniversalmonopols der verarbeitenden Industrie 
ist daher ganz und gar unvollziehbar. 

Echte Monopole können nur begründet werden durch die Verfügung 
über Bodenschätze und Bodenkräfte. Da der Gedanke, daß die gesainte 
landwirtschaftlieh benutzbare Bodenfläche der "Welt zu einem "Welt- 
monopol zusammengefaßt werden könnte, wohl nicht weiter erörtert 
werden muß, kommen hier bloß die Monopole, die aus der Verfügung 
über das Vorkommen von nutzbaren Mineralien entstellen, in Betracht. 
Bei einigen minderwiclitigen Mineralien gibt e; dergleichen schon, und 
es ist immerhin denkbar, daß einmal auch bei anderen Mineralien ähn- 
liches versucht und mit Erfolg durchgeführt wird. Das würde bedeuten, 
daß die Bts-iner dieser Bergwerke und Gruben eine erhöhte Bodenrente 
beziehen, und daß die Verbraucher den Verbrauch einschränken und für 
den teuerer gewordenen Stoff Ersatz suchen. Ein Weltmonopol des Erd- 
öls würde zu erhöhter Inanspruchnahme der "Wasserkräfte, der Kohle usw. 
führen. Vom wülr.vinä oh ältlichen Standpunkt uml «;!> specie aeterni- 
tadis betrachtet würde das bedeuten, daß wir mit den kostbaren Stoffen,, 
die wir nur abbauen, aber nicht ersetzen kennen, sparsamer umgehen 
als wir es Sünst türen. und ;o den kommenden Geschlechtern mehr davon 
überliefern als bei monopolfreier Wirtschaft der Faü wäre. 

Das Sehreckgespenst des Monopols, das immer wieder hervorgeholt 
wird, wenn man von der freien wirtschaftlichen Entwicklung spricht,, 
braucht uns nicht zu beunruhigen. Iric Welimcnepole, die wirklich durch- 
führbar sind, könnten nur einige wenige Artikel der Urproduktion be- 
treffen. Ob ihre Wirkung eine gimsrije oder ■mgünstige ist, vermag man 
nicht so ohne weilcre; ;u entscheiden. Für d'.e Volkswirte, die sich bei 
der Betrachtung volkswirtschaftlicher Probleme von Neidinstinkten 
nicht frBizumaclie.il wissen, erscheinen diese- Mono pule Simon darum als 
verderblich, weil sie (ie>i Jiesitzsr?! erhöhten Gewinn bringen müßten. "Wer 
unvoreingenommen die Dinge betrachtet, wird finden, daß sie zur spar- 
sameren Verwendung der in beschrankter Menge der Menschheit zur 



I stehenden RrnU'nsc^riiKr! führen. "Wenn man den Monopo- 
listen den Gewinn neide L so kann man ihn ohne Gefahr, und ohne irgend- 
welche niif.liti.-iliLi:' vrdks'-v irisch ältliche Folgen erwarten zu müssen, durch 
eine Besteuerst!!« de: Bergwerks.reinte in (Iii: öffentlichen Kassen fließen 
lassen. 

Von diesen Weltmonopolen unterscheiden sieh die nationalen und 
internationalen Monopole, die heute praktische Bedeutung haben, grund- 
sätzlich dadurch, daß sie nicht aus der Entwicklungstendenz der sieh 
selbst überlassnen Wir-schalL. entstehen, sondern daß sie Produkte der 
antiliberalen Wirtschaf tspolitik sind. Nahezu alle Versuche, den Markt 
eines bestimmten Artikels monopoLisdiscii zu bwinfkssen. sind nur mög- 
hch, weil Zolle den Weltmarkt in klein.; usLhuum Märkte zerlegen. Da- 
neben kommen nur noch jene Kartelle in Betraf in. il:-:-. lirsitser bestimmter 
Bodenschätze zu bilden vermögen, weil sie. durch die Höhe der Transport- 
Wettbewerb anderer Produktionastätten finden. ^ 

Ein grundsätzlicher Kühler, den man bei der Beurteilung der Wir- 
kungen der Trusts, der Kartelle und der einen Markt mit einem Artikel 
allein versorgenden L'n lerne Innungen begeht, kommt zum Ausdrucke, 
wenn man von der „Beherrschung" des .Marktes und vom „Preisdiktat" 
durch den Monopolisten spricht. Der Monopolist beherrscht weder den 
Markt, noch ist er in der Lage, die Preise zu diktieren. Von Beherrschung 
des Marktes oder von Preisdiktat könnte man nur dann sprechen, wenn 
der Artikel, um den es sich handelt, im wahrsten und strengsten Sinne 
des Wortes e;isten:i!:ot'.-endig und d.nr.h bit. Ssirrrigai ersetzbar wäre. 
Diese Voraussetzung trifft bekanntlieh bei keinem Artikel zu. Es gibt 
kein wirtschaftliches Gut, von dessen Besitz Sein oder Nichtsein des 
Kauflustigen abhängig wäre. Das, was die Bildung des 5Tonopolpreises 



(diesen Preis nennen wir den Monopolpreis) einen höheren Gewinn in 
erzielen als durch den Absatz ?.n dem Preis, der sich aif dem Markt ein- 
stellen würde, falls mehrere Verkäufer in Wettbewerb stünden (Kon- 
kurrenzpreis). Die erwähnte Voraussetzung ist die. da.li der Konsum auf 
eine Preissteigerung nicht so stark mit Kijiseliräiikung der Nachfrage 
reagiert, daß bei dem verminderte n Alisa,!/ zu höheren Preisen kein grös- 
serer Gesamtgewinn zu eriielen ist. Ist es nun tatsächlich möglich, eine 
Monopolstellung auf dem Markte zu erlangen und durch Erhaltung des 
Preises auf der' Monopr.lpreis auszunützen, denn ergeben sieh in dem be- 
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trefEendenlndttscrü'y.-.vcijs liöLr : i-o als die d li - fi M h c- ■ -. ii Li; tH n j- cn Gewinne. Selbst 
wennuDgeaebt(:tdi«f:rknüi;vKiGeivui:K:MM(: f.'uiernehmungen dergleichen 
Art nicht errichtet werden, weil man etwa befürchten muß, daß sieh die 
neuem Bliebe :\ath Heralubiickiiu:' (i^s Monopolpreises auf den Konkur- 
renzpreis nicht entsprechend rentieren werden, muß man damit rechnen, 
daß verwandte Industrien, die mit verhältnismäßig geringem "Aufwand 
die Produktion des kartellierten Artikels aufzunehmen in der Lage sind, 
als Konkurrenten auftreten, und jeden fa.ll? werden die 3- t rrogatindustrien 
gleich zur Stelle sein, um durch Erweiterung der Produktion die günstige 
Lage auszunützen. Aus allen diesen Gründen ergibt sieh, daß Monopole 
der verarbeitenden fud-.istrii:, die nicht auf der monopolistischen Ver- 
fügung über bestimmte Rohstoff vorkommen beruhen, außerordentlich 
selten sind. Wo sie vorkommen, sind sie immer nur ermöglicht worden 

ähnliche Rechte, durch Zoll- und steuerrechtliche Bestimmungen und 
durch das Konzessionssystem. Man hat vor ein oder zwei Jahrzehnten 
v im dem Xransportmonopol der Eisenbahnen gesprochen. Iis sei dahin- 
gestellt, wie weit diese? Monopol auf dem Konzession? system beruht hat 
Heute wird man im allgemeinen von ihm nicht mehr viel Aufhebens 
machen. Der Kraftwagen und das Flugzeug sind gefährliche Konkur- 
renten der Eisenbahnen geworden. Aber auch schon vor dem Aufkommen 
dieser Konkurrenten gab es in der Möglichkeit der Benützung des Wasser- 
weges eine lies.i.inLrnre Grenze, ii'ie:' die hinaus in /;ili- roieben Verkehrs- 
relationen die Eisenbahnen mit ihren Tarifen nicht schreiten durften. 

Wenn beute vielfach davon gesprochen wird. daß eine, wesentliche 
ViiraussSi/miR des liberalen Ideals dnr kaphali Mischen Geseilschaftä- 
ordnung durch die Monopolbildung beseitigt worden sei, so ist das nicht 
nur eine arge Übertreibung, sondern Verkennunir der Tatsachen. Wie 
immer man auch das Monopolproblem drehen und wenden will, immer 
wird man darauf zurückkommen, daß Monopolpreise nur dann möglich 
sind, wenn es sich um die Veriikni::g über 'Rodeulirälie bestimmter Art 
handelt oder wen:: Gesetzgebung und Ycrwalbni-: die Voraussetzung für 
die Monopolbildung schaffen. In der wirtschaftlichen Entwicklung an 
sieh ist, mir Ausnahme des Bergbaues und verwandter Produktionszweige, 

Wenn man gegen den Liberalismus einwendet, daß die Bedingungen 
des Wettbewerbes, wie sie zur Zeit der klassischen Nationalökonomie und 
der Anfänge der liberalen Ideen bestanden haben, nicht mehr gegeben 
seien, so ist dies in keiner Weise berechtigt. Es aenügt, einige Forde- 
rungen des Liberalismus (Freihandel im Binnenverkehr und im Verkehr 
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mit dem Auslände) durch zuführen, um die Bedingungen wieder herzu- 
stellen. 

8. Bureankiatisieruns. 

Noch in einem stnieivit Sinnt; pflegt mai; üavt.n zu sprechen, daß 
die Voraussetzungen des liberalen Gesell ichM'tsirtosh heilte nicht mehr 

Arbeitsteilung notwendig geworden sind, müsse immer mehr und mehr 
der Personenapparat wachsen. Diese Betriehe würden daher in ihrer 
Geschäftsführung dem Staatsbetrieb mit seiner von niemand mehr als 
vom Liberalismus gescholtenen Bureaukratie immer ähnlicher. Von 
Tag zu Tag würden sie schwerfälliger und Neuerungen unzugänglicher. 
Die Auslese für die leitenden Stellungen erfolge nicht mehr nach der 
Tüchtigkeit und Bewährung im Geschäfte, sondern nach formalen Ge- 
sichtspunkten, nach der Vorbildung, nach dem Dienstalter und häufig 
nach pers unlieben Beziehungen unsachlicher Art. Damit sehwinde schließ- 
lich das, was die private Unternehmung gegenüber der öffentlichen aus- 
gezeichnet habe. Wenn es zurZeit der liberalen Klassiker auch berechtigt 
gewesen sei, gegen den freie Initiative und Arbeitsfreude unterbindenden 
Staatsbetrieb aufzutreten, so sei dies heate nifiht mehr der Fall, wo in 
den privaten Unternehmung.!! nieht ^eiliger bureaukratiseh, pedantisch 
und formalisfi?e]i verfahren werde als im öffentlichen Betrieb. 

Um die Stichhaltigkeit dieser Einwände prüfen zu können, muß 
man sieh zunächst darüber klar werden, was eigentlich unter Bureau- 
kratie und bureaukratdscher Geschäftsführung zu verstehen sei, und 
worin sich diese von Kaufmannschaft und kaufmännischer Geschäfts- 
führung unterscheiden. Der Gegensatz von Kaufmannsgeist und Bureau- 
]; raten o(:'ist iit die Übertragung ins Geistige des Gegensatzes zwischen 
Kapitalismus — Sondereigentum an den Produktionsmitteln —und So- 
zialismus — Gemeineigentum an den Produktionsmitteln. Wer über 
Produktionsmittel verfügt, die sein Eigentum sind, oder die ihm von 
den Eigentümern gegen Entgelt geliehen wurden, muß stets darauf 
bedacht sein, die Produktionsmittel so zu verwenden, daß der unter den 
gegebenen Verhältnissen dringendste gesellschaftliehe Bedarf durch sie 
befriedigt wird. Tut er dies nicht, dann arbeitet er mit Verlust und wird 
in seiner Eigentümer- und Unternehmerstellung zunächst beschränkt 
und sehheßlich ;;".;s ihr irani- verdrängt. Er hört suf : Eigentümer und 
Unternehmer zu sein und muß in den Kreis jener zu riii.- kernten, die ledig- 
lich ihre Arbeitskraft zu verkaufen in der Lage sind und nieht die Aufgabe 
haben, die Produktion in die — im Sinne der Verbraucher — richtigen 



"Wege eu leiten. In der Kapitnis- uiui Itienti.bilitätsreehnung, die das 
Um und Auf der kaufmännischen Buchführung und Kalkulation bildet, 
besitzen l">i :.:':;'!:!■ iimf: und. Kapitalisten ein Verfahren, das es ihnen 
ermöglicht, mit der höchsten erreichbares Genauigkeit ihr Tun und 
Lassen bis in alle Einzelheiten zu kontrollieren und womöglich an jeder 
einzelnen Handlung — am einzelnen Gesrhrtfisvorfall — zu Milien, welche 
Wirkungen sie ir.if der, Gesanr: erfolg des Uiuei-ndimeris ausüben wird. 
In Geld Buchführen und Rechnen ist so das wichtigste geistige Rüst- 
zeug dos kapitalistischen Unternehmers, <;ud kein Geringerer als Goethe 
hat es ausgesprochen, dal! die doppelte Buchhaltung „eine der schönsten 
Erfindungen des mens eh liehen Geistes'' sei. Das konnte Goethe sagen, 
weil er frei war von jenem RessenTimei'J. das die kleinen Literaten stets 
gegen den Geschäftsmann hegen. Der Chorus dieser Kleinen wiederholt 

immer wieder, daß Geldrechnung ! Geidgebarung das s dräu d liebste 

sind, was es auf Erden gibt. 

Geldrechnung. B:;.-.:iijiaIt;;ng. Kalkulation und Betrie1jf.sa0tisi.il; 
geben selbst, in dem größten und vei-wickeltsten Betrieb die Möglich- 
keit, den Erfolg Jeder einzelnen Abteilung gcna.a zu überprüfen. 
Dadurch wird es möglich., auch die Tätigkeit der einzelnen Abteilungs- 
leiter in ihrer Bedeutung für den Gesamterfolg des Unternehmens zu 
beurteilen. So erhält man eine feste Richtschnur für die Behandlung der 
einzelnen Abteilungsleiter; man weiß, was sie wert sind und wie hoch 

volleren Stellungen rührt über den unz'.v-.'ifei.hiJ't n uch bewiese neu Erfolg 
im engeren Wirkungskreis. Und wie man die Tätigkeit der Abteilungs- 
leiter an der Hand der Beiriebsreclmuiig zu kontrollieren vermag, kann 
man auch die Tätigkeit des Uritcrnelinnmi ;i,nL jedem einzelnen Gebiet 
seiner Cesanilbettrispng sind die Wickm:: bestimmte" orgiinisatodscdie:' 
und ähnlicher Maßnahmen überprüfen. 

Es gibt freilich Grenzen für diese exakte Kontrolle. Innerhalb der 
Abteilung kann man Erfolg oder Mißerfolg der Tätigkeit des einzelnen 
nicht mehr in der Weise erfassen wie den des Abteilungsleiters. Es gibt 
ferner Abteilung:' u. deren Beitrag zur Gesamtleistung nicht rechnungs- 
mäßig erfaßt werde:', kann; was ein Studienbureau, ein Eechtsb'.ireaa, 
ein Sekretariat, ein statistischer Dienst u. dgl. leisten, kann nicht in der 
Weise ermittelt werden, in der etwa die Leistung eines bestimmten Ver- 
kaufs- oderErzengiingsdiev.sr.es evuüttek wird. Jene* muß der schätzungs- 
weisen Beurteilung durch die zu;t.ändie:ei! Abtedoug-beiior, dies wieder 
der durch die Gesamtlei tung des Unternehmens üb erlassen, bleiben, und 
kann ihnen auch ruhig überlassen werden, da die verhältnismäßige Über- 



sieht Ii elikeit der Verhältnisse (■:■ zrJ.aßt und die lin.;ru'iler (Abteiiungs- 
leitungen und Gesamtleitung) an der Richtigkeit der [Beurteilung dadurch 
interessiert sind, daß das Erträgnis der ihnen überantworteten Geschäfte 
auf ihr persönliches Einkommen rüekwirkt. 

Den Gegensatz zu diesem in jeder seiner Lebensäußerungen durch 
die Rentabilitätsreehnung kontrollierten Unternehmen bildet der Apparat 
der öffentlichen Verwaltung. Ob ein Bichter — und was vom Richter gilt, 
gilt in gleicher Weise von jedem Verwaltungsbeamten der Hoheitsver- 
waltung — seinen Aufgaben besser oder schlechter nachgekommen ist, 
kann keine Rechnung zeigen. Es gibt keine Muglichkoit, irgendwelchen 
objektiven Merkmalen festzustellen, ob ein Beiirk oder ein Ressort gut 
oder schlecht, teuer o" 



freien Ermessen und mithin auch i] 
Auch die Frage, ob ein Amt notwei 
wenig Angestellte tätig sind und ob 
unzweckmäßig ist, kann, immer nur 



führung. Aber: auch hiev nur da= Ob de; E Liftes gewiß. Die Frage, 
wieweit die Verteilung der Machtverhältnisse schon vor Beginn der 
Kämpfe die Eni sei eidting iV ■ legt hatte, und wieviel von dorn Ausgang 
der Tüchtigkeit oder l'ntikiirdgkeit und dem Verhalten der Führer und 
der Zweekmäiiigkeit der geLToitfLieii Einrichtungen % uz :i sehreiben ist, 
kann nicht streng und genau beantwortet werden. Es *nd schon Feld- 
herren als Sieger gefeiert worden, die alles getan haben, um dem Gegner 
den Sieg zu erleichtern, und den Erfolg nur Umständen verdanken, die 
starker waren als die Fehler, die sie selbst gemacht haben. Und es sind 
mitunter Besiegte verdammt worden, deren Genialität alles geleistet 
hatte, um die unabwendbare .Meaorlage i einzuhalten. 

Der Leiter eines priTatwärtatfisfäiühen Unternehmens gibt den 
Angestellten, denen er selbständige Aufgaben überweist, einen einzigen 
Auftrag mir: nach höchster Rentabilität zu streben. In diesem Auftrag 
ist alles enthalten, was er ihnen zu sagen hat, und die Buchführung er- 
möglicht es, lcicii; ur.d sicher fettes [dien, inwieweit sie ihm entsprochen 
haben. Der Leiter ehe; kueitukra^cben Amtes he.'indet sich in einer 
ganz anderen Lage. Er vermag seinen Untergebenen Aufträge zu er- 
teilen über das, was sie ?.u tun haben, doch ob die Mittel, die sie zur Er- 
-zielung dieses Erfolges aufwende:), in eine'!', richtigen Verhältnis zu dem 



nicht zu beurteilen, ob nicht die Erziehest divselu.m .-.:> folg es mit einem 
geringeren Aufwand von Arbeit und Sadig.itein möglich gewesen wäre. 
Davon, daß auch ihr Kr (oh; 1= i = I ": i £-.: sieh nicht ziffernmäßig messen, son- 
dern lediglich ungefähr bewerten laßt, sei hier gar nicht gesprochen. 
Denn wir benaci. v:i ja die D/tigo y.k'ai '■■'!-:. Graldits punkte der Ver- 
waltungsteehnik und ihrer Auswirkung naeh außen hin, sondern wir 
untersuchen lediglich ihre Rückwirkung auf den inneren Betrieb des- 
bureaukratiichen Apparates; uns beschäftigt daher der Erfolg lediglich, 
in seinem Verhältnis zu den gemachten AuiVeiiou^eij. IV eil nun für die. 
Feststellung dieses Verhältnisses die rechnerische Ermittlung naeh Art 
der kaufmännischen Buchführung undenkbar ist, mnß der Leiter eine;: 
burea,ukra,!:isohen Apparates seinen UniiitirelxT.en Tfekungen an die Hand, 
geben, deren Befolgung zur Pflicht gemacht wird. In diesen Weisungen 
ist in schemati;.'.-l'.-;r IVeise Vorsorge «eiroi'fcji für die Abwicklung des- 
gewöhnlichen und regelmäßigen Ganges der Geschäfte. Für alle außer- 
ordentlichen Fälle aber muß, benr Ausbis/en gemacht werden, die Wei- 



jedem untergeordneten Organ, jedem Abteilungsleiter, jeder Zwdgstelle 
das Kecht geben, jene Auslagen zu machen, die sie für notwendig er- 
achten, dann würde man die Kosten der Verwaltung ins Unermeßliche 
steigern. Darüber. deß oa> iilcji^i, n.a.iis^'ih.'hlL und wenig 

befriedigt, darf man sieh nicht täuschen. Viele Ausgaben werden be- 
willigt, die überflüssig sind, und viele Ausgaben, die notwendig wären,, 
unterbleiben, weil e; eben dem lureaukratischen Apparat infolge seiner 
Eigentümlichkeiten rieht -resjcbüti i;i, ?icb iie.n Verhältnissen so anzu- 
passen, irie der kaufmännische es kann. 

Die Bureaukratisierung äußert ihre Wirkung vor allem an ihrem. 
Träger, dem Bureautraten. Im privatwirtschaftlichen Unternehmen ist 
die Einstellung einer Arbeitskraft nicht Gnadenverleihung, sondern Ge- 
schäft, bei dem beide Teile, der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, ihre 
Beehnuug finden. Der Arbeitgeber muß trachten, die Arbeitskraft so 
hoch zu bezahlen, als der Arbeitsleistung entspricht. Täte er es nicht,, 
dann lauft er Gefahr, den Arbeiter an einen besser zahlenden Konkur- 
renten abtreten zu müssen. Der Arbeitnehmer muß trachten, den Platz 
Lahnes wert ist, um nicht die Stelle zu ver- 



der Angestellt nicht darum besorgt sein, daß man ihn aus Mißgunst 
entlassen könnte. Denn der Unternehmer, der einen brauchbaren und 
seines Lohnes würdigen Angestellten aus Mißgunst entläßt, schädigt 
nur sieh und nicht den Arbeiter, der eine andere entsprechende Verwen- 
dung finden wird. Es liegt n\:uh nicht dir- gering-;/- Schwierigkeit vor, 
die Befugnis, A-.bsitskrähe cinzasir-liwi ud;r zu entladen, dem Abtei- 
lungsleiter zu Ubertragen, denn da jeder Abteilungsleiter genötigt ist, 
unter dem Drucke der Kontro'ls, die Bueaiübrun;.- .; ri cl Kid ku'atiün Uber 
seine Tätigkeit auäü'ucii. ai;t wie höchste !te;i.;i.oilii.;;-. seiner Abteilung 
zu sehen, muß er im eigenen Interesse daran: bedaelii sein, die besten 
Arbeitskräfte in ihr festzuhalten. Wenn er aus Mißgunst jemand ent- 
laßt, den er nicht hatte entlassen sollen, wenn sein Handeln von persön- 
lichen und nicht von sachlichen Rücksichten getragen gewesen ist, dann 
muß er es selber büßen. Es muß schließlich sein Sehaden werden, wenn 
der Erfolg der von ihm geleiteten \bt 1 u i i 4 «nd So ge- 

staltet sieh die Einordnung des persönlichen Produktionsfaktors, der 
Arbeit, in den Produktionsprozeß reibungslos. Ganz anders ist es im 
bureaukratisehen Betrieb. Da hier die jiredukiive -Mitwirkung der ein- 
zelnen Abteilung und mithin auch der einzelnen Arbeitskraft, selbst 
wenn sie in leitender Stellung tätig ist, am Erfolg nicht ermittelt werden 
kann, so ist der Gunst und der Mißgunst sowohl bei der Anstellung als 
auch bei der Bezahlung Tür und Tor geöffnet. Daß bei Beamten- und 
SLellenbesetzungen im Öffentlichen Iiienste die Fürsprache von einfluß- 
reichen Personen mitzuwirken hur., ist mehr au.'' eine besondere Schlechtig- 
keit derer zurückzuführen, die die Stellen zu besetzen haben, sondern 
eben auf die Tatsache, daß von vornherein jeder objektive Maßstab 
für die Besetzung fehlt. Gewiß sollen die Tüchtigsten angestellt werden, 
aber die Frage ist eben, wer der Tüchtigste ist. Wenn dies so einfach 
festzustellen wäre wie die Frage, was ein Eisendreher oder Schriftsetzer 
dem Unternehmen wert ist, so wäre die Sache in schönster Ordnung. 
Da dem nicht so ist, macht sich Willkür breit. Um dieser Willkür mög- 
lichst enge Grenzen zu ziehe:;, s::<jhl. njm sin durch die Aufstellung von 
formalen Bedingungen l'ür die Anstellung und Beförderung im Dienste 
zu beschränken. Mau bind' i die Fxlangurg bestimmter Stellen an einen 
bestimmten Bildungsgrad, an die erfolgreiche Ablegung von Prüfungen 
und an durch eine bestimmte Zeit fortgesetzte Betätigung in anderen 
Stellungen; mau macht die Be.i'e-iiernng im Dienste von dem Dienstalter 
abhängig. Dies alles kann natürlich nicht im gvmiiisten einen Ersatz 
schaffen für die Unmöglichkeit, den besten verfüg baren Mann für jeden 
Posten durch das. Mitte: di:r kontahilitiitsfclmirng ausfindig zu machen. 



Es hieße offene Türen einrennen, wollte mar er-i: noch besonders aus- 
führen, daß Selidbrsurii, thüfuriien und l j F . ■■ s l fi : L-or nicht im geringsten 
die Gewähr dafür bieten, daß die Auslese richtig sei. Im Gegenteil! 
Dieses System schließt von vornherein aus, daß kraftvolle und tüchtige 
Pejsiia'iehkriten nn die Stellt komrneu. die ihren Ki ü i ii.tl und Fähigkeiten 
entsprechend wäre. Sie noch, ist auf dem Wege des.- vorgeschriebenen 
Lehrweges und l)h:Ti?i Hintes eine wertvolle l-'cisfinlichkeit an die Spitze 
eines Departements gelangt. Selbst in dem beamtenfrommen Deutseh- 
land wird der Ausdruck „ein korrekter Beamter angew endet, um auszu- 
drücken, d3ß es sieh um eine mark- und kraftlose Persönlichkeit, wenn 
auch von ansiandij-pr Gesinnung, handle. 

Das charakteristische Merkmal des l)urcüul;ra,tisc,nen Betriebes ist 
mithin das, da Ii ilisu die Richtschnur der firuLabhiiätsreclrnung zur Be- 
urteilung des Ge,chäitser ; ol S es in seinem Verhältnis zum Aufwand fehlt 



Grundmangels. iieiange. ilie Tätigkeit des Staatsapparates aus je^es enge 
Gebiet lieseb rankt, bleibt, das ibni dir: l,ilj;.'ralis:mis -juris;., können sich 
die Sachteile de; Bureau kr^ibmu; ;i,l!cr(ikigs nicht uil:a;selir bemerkbar 
machen. Zum gvel.^u Problem der gesamten W'iri'chait werden sie erst 
in dem Augenblick, in dem der Staat — und dasselbe gilt natürlich auch 
von Gemeinden und Kommunalverbänden — dazu übergeht, Produk- 
tionsmittel zu vergesellschaften und sieh selbst aktiv in der Produktion 
oder gar im Handel zu betätigen. 

Vird der ötTentiche Betrieb nn: unter d-;.n: Gesichtspunkte höciister 
Rentabilität geführt, dann kann er f reihen, solange noch die ab erliegende 
Zahl der Betriebe im SoiiHereiireiitum steht und mithin noch Markt- 
verkehr besteht und Marktpreise gebildet werden, von der Eentabiiitäts- 
rechnung in Geld Gebrauch maehen. Was ihn in seiner Entfaltung und 
"Wirksamkeit behindert, ist aileir. der Umstand, daß seine Leiter — Organe 
des Staates — am Erfolg oder Mißerfolg der Geschäfte nicht in der Weise 
interessiert skn.:. in dei die; öcj ti:-j -. ■ üi: s. 1 - n Unternehmungen der Fall ist. 
Man kann daher dem Leiter nicht die treie f-hitsthebiung über einschnei- 
dende Maßregeln überlassen; da er den Verlust, der sich unter Umständen 
als Folge seiner Ce=t:iniil:S|n'!iTik erteilen kennte, nicht iriigi,, tonnte seine 
Gefejuiitsiiiijr.tn!; al.£: L leif.iü geririi;.: sein. Wagnisse einzustehen, die ein 



Beschlüsse eines Tvcv.tro IJ.]-:oU.- ? i ums oder an di,: Zustimmung einer vor- 
gesetzten Behörde bindet, die Gebarung des Betriebes; erhält in jedem 
Fall jene Schwerfälligkeit und jenen Mango; an Anpassungsfähigkeit, die 
den öffentlichen Betrieb übetE-li von Mißeriolg zu Mißerfolg geführt haben. 

Doch es wird im allgemeinen nur selten vorkommen, daß ein. öffent- 
licher Betrieb auf nichts anderes als au: KentabiliUi.f hinarbeitet und alle 
übrigen Gesichtspunkte beirrte labt. In der Kegel wird vom öffentlichen 
Betrieb verlangt, daß er auf bestimmte ,a olks wirtschaftliche" und andere 
Gesichtspunkte Rücksicht nehme. Man fordert etwa, daß er bei der Be- 
schaffung und beim Verkaufe die inländische Erzeugung gegenüber der 
ausländischen bevorzuge; von Eisenbahnen wird verlangt, daß sie in der 
Tariferstellung im Dienste bestimmter handelspolitischer Interessen 
tätig seien, daß sie Linien Ihlumi und oc treiben, u.ie nicht rentabel ge- 
staltet werden können, um die Wirtschaft eines bestimmten Gebietes zur 
Entwicklung Ki.i billiger.. dr.fi sie wieder lodere Li'.üen aas strategischen 

tabilitätsrechnung ausgeschlossen. Wenn der Staatsbalmdirektor, der 
einen ungünstig:.'/. Jaiiri^übsi;! J ip, vorlebt, ■:: nev Lüge ist zu sagen: die 
mir anvertrauten Bahnstrecken haben freilich, unter dem Gesichtspunkte 
der privatwirtsclii;ii:li(-::eii Hentiibiütäi. I umseht et ungünstig gearbeitet, 
aber man darf nicht vergesse!;, dall sie veik-.wirt.sjsu ältlich, national- 
Tnidliscn. militürpoli lisch und unter manchen anderen Gesichtspunkten 
noch vieles geleistet haben, was in die Rentabilitätsreehnung nicht ein- 
geht, so ist es klar, daß unter solchen Liniständen die Rentabilitäts- 
reehnung jeglichen Wert für die Beurteilung des Geschäfts erfolges ver- 
loren hat, so daß der Betrieb — auch abgesehen von anderen in derselben 
Sichtung wirkenden lim ständen ■■ nr.ovandiconro ise genau so bureau- 
kratisch geführt werden muß wie etwa die Verwaltung eines Gefängnisses 
oder eines Steueramtes. 

Ein lediglich nach privatwirtschaft3ich.cn Gesichtspunkten geführtes, 
d. h. auf höchste riental.uli'üt hitiiirheitev.de; Privatn.nt er nehmen kann, 
auch wenn es noch so groß iv:. nieu'a's buriijiürK tisch «erden. Das 



. Solange die L uteri- elinr.i.uge 



kratisieruog von im Sondereigentum stehenden Unternehmungen, die 
wir heute sllenthalben feststellen können, kommt lediglich daher, daß der 
Interventionisrnus ihnen für die B etrieb sf iili^ u n sr GtsUtepiinkte aul- 
drängt, die ihnen, waren sie in ihren EnT-ciLlieiiiing^ri ^irJiliiinglf, iVm 
liegen würden. Wenn ein UnK^ichnn r: l!Lickdcht nehmen muß auf 
liilivitdu' v"'inio.'ik ii tu J "rlniiiiirnliiciikniLra aller Art, weil es sonst durch 
die Staatsorgane in jeder Rinsieiit schikaniert werden könnte, dann ver- 
liert es schnell den sicheren Boden der Rentabilität sreehnung. Es gibt, 
z. B. in den Vereinigten Staaten unter den der public utility dienenden 
Unternehmungen selche, die zur Vermeidung von Konflikten mit der 
oi'f'.T.tik'heii JIiiiriKiis: unr.f i.if.x durch sie he. (■iiiilußtc-n Legislative, Judi- 
katur und Vern-al'Lnriir K.'iilielilwn, Juden, Atheivten, Dan>dr l i=t.--i>, 
Keger, Iren, Deutsche, Italiener und alle frisch Eingewanderten grund- 
Bitzlieh nieht anstellen. Die im interventionistischen Staatswesen für 
jedes Unternehmen bestehende Notwendigkeit, sich zur Vfu-moiduag- 
semverer &cJii(:ih; den Vfiinschen der Stf-afegcivalt zu iügen, hat es 
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und andere gesellschaftliche Gewalten die Unternehmungen nicht be- 
hindern, dann könnten auch die größten Betriebe genau so kaufmännisch 



III. Liberale Außenpolitik. 



1. Die Staatsgrenzen. 
Innere Politik und auswärtige f'ulii is - rul dem Liberalen kein Gea 



umspannt in seinen: pelj.i'i heu Konzept von vornherein die ganze Welt, 
und dieselben Ideen, die er im kleinsten Kreis au verwirklichen suelit, 
hält er nu eh für die groi'jo Wi;];;i(ilitik iiir rientir. Wenn der Liberale 
Aiißenjuiliclk und Innenpolitik unterscheidet, so tut er ea nur, um den 
großen Aufgabenkreis der Politik zwer^m;; ji;r mi tsrzuteilen und zn 
gliedern, keineswegs aber etwa darum, weil er der Meinung wäre, daß 
in der auswärtigen Politik a^dsre Gi'iiiuläüfczr; zu geli.en bitten ab in 
der inneren. 

Das Ziel der inneren Politik des Liberalismus ist auch das seiner 
auswärtigen Politik: Brieden. So wie im Innern der Staaten so strebt 
der Liberalismus auch im Verkehr ^wischen den Staaten friedliches Zu- 
taiiiiiiemdrken an. Der Ausgangspunkt des liberalen Denkens ist die 
Erkenntnis des Werte und der Wichtigkeit mens eh ix 1 her Kooperation, 
und alles, was der Liberalismus plant und ins "Werk setzen will, dient der 
Erhaltung des gegenwärtig erreichten Standes und dem weiteren Aushau 
der wechselseitigen Kooperation der Menschen. Als letztes Ideal sehwebt 
dabei immer der Gedanken einer volisiüniii^en lü'uiüTüi.ion der ganzen 
Menschheit vor, die sich friedlich und ohne Beibungen abwiokelt. Das 
Denken de? .I,:lier;i,len hu:: Imme: 1 das Ganze der Vejr-chheit im Auge und 
nicht nur Teile, es haftet nicht an engen. Gruppen, c-s. endet nicht an den 
Grenzen des Dorfes, der Landschalt, des Staates und des Erdteils. Es 
ist ein kosmopolitisches, ein ökumenisches Denken, ein Denken, das alle 
AI wischen und die 2v::ze hr:le 1 1 ! i . - mr.t. I.'e' l.il^ralismus ist in diesem 
Sinne Humanismus, der Liberale Weltbürger, Kosmopolit. 



— 94 — 

Kosmop olitismus ist heute, da die antiliberalen Ideen die Welt, 
beherrschen, in den Augen der Hassen ein Vorwurf. Es gibt in Deutsch- 
bmi übereifrige Patriot™, die es den großen deutschen Dichtern, beson- 
ders Goethe, nicht verseifen kennen, daß ihr Denken und Fuhlen niebt 
national beschränkt, sondern kosmopolitisch gerichtet war. Maat meint, 
daß zwischen den Interessen der Nation und jenen der Menschheit ein 
unüberbrückbarer Gegensatz bestehe, und daß derjenige, dar sein Sinnen 
und Trachten auf das Wohl der Menschheit ;ils Ganges richtet, not- 
wendigerweise die Interessen sein-;; ciger.en Volkes hintansetzt. Vichts 
ist verkehrter als diese Auffassung. So '.veiiig wie derjenige, der auf das. 
Wohl des ganzen deutschen Volkes hinarbeitet, damit die Interessen 



so ist er auch in demselben Maße an i 

Die nationalistischen Oiauvinistsri, die beb aiipi.cn, daß zwischen 
den Interessen der einzelnen V'idkor n^überbimekbare Gegensätze be- 
stehen, und die Politik darauf abstellen wollen, das eigene Volk über alle 
anderen Völker zu erheben, auch wenn dies nicht anders als durch Ge- 
waltanwendung geschehen kann, pflegen mit der grüßten Emphase die 
Notwendigkeit und Nützlichkeit des Zusammenhaltes innerhalb der 
einzelnen Völker und Staaten au verkünden. Je schärfer sie die Not- 
wendigkeit des Kampfes nach außen hin betonen, desto sehärfer ver- 
langen de Kiniioii in i f.imorn des Volkes. Dieser Forderung der Einigkeit 
im Innern tritt nun der Liberale- keineswegs entgegen. Im Gegenteil!. 
Die Forderung des Friedens im Innern de" Kationen ist ein Postulat, das, 
aus der Idee des Liberabsmus geboren, erst durch die Kraft, die die 
liberalen Ideen im 18. Jahrhundert zu erlangen wußten, zur Herrschaft 
gelangt ist. .Bevor die liberaler. Ideen mit ihrer in. bedingten Ilochscliiit- 
billig des Frieden-. de:: Plan gerretei i\aren. hi;;icn sieh die Volker 
nicht darauf beschränkt, Kriege mit anderen Völkern zu führen; auch im 
Innern der Völker gab es beständig Streit und Zank und blutigen Hader. 
Noch im 18. Jahrhundert standen bei Culloden Briten gegen Briten im 
Kampfe. Noch im 19. Jahrhundert wurde in Deutschland von Preußen 
gegen Österreich Krieg cei'ührt, vndjei auf jeder (leite nofili aridere deutsche- 
Staaten mitkämpften. Damals sai: Preußen nichts Böses darin, an der- 



es nur der schnelle Gang der Ereignisse verhiridt-rt. dal.i (iiterreifh au 
der Seite der Franzosen in den Kampf gegen Preußen und seine Verbün- 
deten trat. Viele der Sieg«, anf die nie preußische Armee stolz ist, waren 
Siege, die preußische Truppen über die Truppen anderer deutscher 
Staaten davongetragen haben. Erst der Liberalismus hat die Völker 
gelehrt, sieh in? Innern zu vertragen, nie er sie lehren will, auch nach 
außen hin Frieden zu halten. 

Das entscheidende unwiderlegbare Argument gegen den Krieg holt 
der Liberalismus aus der Tatsache der internationalen Arbeitsteilung. 
Die Arbeitsteilung überschreitet schon lange die Grenzen der politischen 
Gemeinschaft, Kein Kulturvolk befriedigt licu;e seine .Bedürfnisse selbst- 
genügsam unmittelbar durch eigene Produktion. A:le Volker sind darauf 
angewiesen, Waren aus dem Ausland zu beziehen und durch die Ausfuhr 



nationalen Warenaustausche; würde die Menschheit kulturell schwer 
schädigen, würde den Wohlstand, ja die ^isrenmimdlage von Millionen 
und Millionen Menschen unte.-Ln-aben. In einem Ze:;a:tcr. in dem die 
Völker wechselseitig auf die Ktzeugnisse ausländischer Produktion an- 
gewiesen sind, können Kriege nicht mehr geführt werden. Da ein Krieg,, 
den ein in die internationale Arbeite leih mit ven'loe.hicTies Volk führt, 
durch Unterbindung der Zufuhrt i'^T'thiede^ v. ctde;i kitrtn, muß eine 
Politik, die auf die Möglichkeit, eine;, S-icges R;ick-: : cht nehmen will, 
darauf bedacht sein, die- nationiile Winsclial: selbstgenügsam zu machen,, 
d. h. sie muß schon ite. frieden dahin su-etan, daß die internationale 
Arbeitsteilung an den Grenzen des eigenen Staates Halt macht. Wollte 
Deutschland aus der internationalen Arbeitsteilung ausscheiden und 
darnach streben, alle seine Bedürfnisse durch heiniische Erzeugung un- 
mittelbar zu befriedigen, so würde es das jiihrlieiic Gesamtprodukt der 
deutschen Arbeit verkleinern und so den Wohlstand, die Lebenshaltung 
und das Kulturniveau des deutschen Volkes betraohtlich herabdrüeken. 

2. Das Selbstbestimmnngsrecht, 

Es wurde schon gezeigt, daß Frieden im Innern eines Staates nur 
dann bestehen kann, wenn eine demokratische Staatsverfassung die 
Gewähr dafür bietet, daß die Anpassung des herrschenden Systems an den 
Willen der Staatsbürger sieh reibungslos vollziehen kann. Es braucht, 
nichts anderes als die folgerichtige DuTchl'iilin;N!r, ile>:?eiben Prinzipien, 
um aueh den Frieden zwischen den Völkern zu sichern. 

Die älteren Liberalen dachten, daß die Völker von Batur aus Med- 



fertig seien und daß nur die Fürsten de:: Krieg wollon. um durch Er- 
oberung von Provinzen ihre Macht und ihren Reichtum zu mehren. Sie 
meinten daher, diu! es L r i-m:i:;.-. >:is Mu-^euLe'rsehaft durch vom Volke ab- 
hängige Regierungen zu ersetzen, um den dauernden Frieden zu sidiwri. 
2cigt es sieh dann im Vnlkss^aate. daß (Iii; Staatsgrenzen, wie sie im 
Zuge der Geschichte geworden sind und im Augenblicke des Überganges 
zum Liberalismus bestehen, nicht mehr dem Staatswillen der Staats- 
angehörigen entsprechen, dann müssen sie t~inä3 den Ergebnissen von 
<ien Willen der Bürger zum Ausdruck bringenden Volksabstimmungen 
friedlich verändert werden. Es muß die Xiiiglu-iiki:!:: begehen, daß die 
Staatsgrenzen verlegt werden, wenn der Wille der Bewohne: 1 eines Lahdes- 
teiles, sich einem anderen Staate anzuschließen als dem. dem sie gerade 
angehören, sieh deutlich kundgegeben hat. Im 17. und 18. Jahrhundert 
haben die russischen Zaren 
Bevölkerung niemals den Wunsch g 



kratische Verfassung durchgeführt hätte, wären die Wünsche der Be- 
iwib iiirr diese:.' Lä':ii: , 'i'-:b : er'.' nich - Ufr: editt i'e'.veso:\. w-il sie überha'.ioi 

liehen Staatsverbande anzugehören. Ihre demokratische Forderung war: 
los vom russischen Reich. Bildung eines sclbsjiridk'e:: polnischen, fin- 
tischen, lettischen. L: tau: sehen ns«-. Staatswesens. Daß diese Forderungen 
und ähnliche "Winzeln; ai. derer Völker (z. B. Italiener, Deutsche in Schles- 
wig-Holstein, Slaven und Magyaren im Habs bürgern ich), nicht anders 
befriedigt, werden konnten als durch Krieg, war die wichtigste Ursache 
alier Kriege, die in Europa seit dem Wiener Kongreß geführt wurden. 

Das Selbstbes:im::iungsrecliL in hezug fäiif die Früae der Zugehörig- 
keit zum Staate bedeutet also: wenn die Bewohner eines G-ebietes, sei 
es eines einzelnen Dorfes, eines Landstriches oder einet lteihe von zu- 
i Landstrichen, durch unbeeinflußt vorgenommene 
erkennen gegeben haben, daß sie nicht in dem Verband 
jenes Staates zu bleiben wünsche::, dem sie nuGKiblicklioh angehören, 
sondern einen selbständigen Staat bilden wollen oder einem anderen 
Starre zu^tgEhottn wUnschen ; so ist dicse-t: Wnnsehe Rechnung zu 
tragen. Nur dies allein kann Bürgerkriege, Revolutionen und Kriege 

Man mißversteht dieses >e l'-i-.sv-l.imuerrj-Tr'iitt. v.--:r. r. nui.ii es als 
„Selbstbestimmungsrecht der Kationen" bezeichnet. Es handelt sich 
nicht um das Siillisl.licslinLi.'eiugsrecht e : ;-.et ^.alicnal geschlossenen Ein- 
heit, sondern es handelt sich darum, daß die Bewohner eines jeden Ge- 



bietes darüber zu entscheiden haben, welchem Staatsverband sie ange- 
hören wollen. Hoch ärger ist das Mißverständnis, wenn man das Selbst- 
bestimmungsrecht als „Seibs-bestimrmms'iecbt der Nationen" gar dahin 
verstanden hat, daß es eiaum Nii,;irjiia-lst£:u(; das jiecht aebe, Teile der 
Kation, die einem anderen Staatsgebiet angehörte, v.ider ihren "Willen 
■aus ihrem Staats verband loszulösen und dem eigenen Staat einzuver- 
leiben. Die italienischen Faszien leiten aas dem Selbst bestimmungsreeht 
■der Kationen die Forderung ab, den Kanton Tessin und Teile anderer 
Kantone von der Schweis Ioszul5sen und mit Italien zu vereinigen, auch 
wenn die Bewohner dieser Kanone dies gar nicht wünschen. Ähnlich 
ist die Stellung eines Teiles der Alldeutschen zur deutschen Schweiz 
und zu den Kisderianden. 

Das S elbst b e st ir'u.wuntts recht, von dem wir spredo.Ti. ist jedoch nicht 
Selbstbestimmungsrecht der Nationen, sondern Selbstbestimmungsreeht 



bieten emzuschriinke:;. die gLoti aeni.ir sind, am i:i ■ 1;t politischen Landes- 
verwaltung als risu?;:lKke r.inho't^n aufzutreten. 

Daß das Selbstbestimmungsrecht, soweit es wirksam war und überall, 
wo man es hätte wirksam werden lassen, im 19. und im 20. Jahrhundert 
zur Bildung von Nationalstaaten und zur Zerschlagung der Nationali- 
tätenstaaten geführt hat oder geführt hätte, entsprang dem freien Willen 
der zur Entscheidung in der Volksabstimmung Berufenen. Die Bildung 
von Staaten, die alle Mgehönaia einer Nation umfassen, war das Er- 
gebnis des Selbst beslhrimangsrechtes, niirht sein Zweck. Wenn ein Volks- 
teil sieh in staM-hebcr Selbständigkeit oder im Staats verbände mit An- 
gehörigen anderer 
kann man wohl v< 
nationalen Einheitsstaates zu { 
umzugestalten. Wenn man al 
Schicksal unter Berufung auf < 
will, dann verletzt man das ü 
durch irgendeine andere Fora 
■der Schweiz unter Deutschland, 
sie genau nach der Sprachgre 1 



krasse Verletzung des Selbstbestimmnngsrechts wie es einst die Teilung. 



3. Die politischen Grundlagen äes Friedens. 

Hach den Erfahrungen, die der Weltkrieg gebracht hat, dürfte die 
Erkenntnis von der Notwendig feit dt? iinujenviMircniisti Friedens ■wohl, 
mehr und mehr zum Gemeingut aller werden. Es wird aber noch immer 
nicht beachtet, daß ewiger Frieden nur durch restlose und allgemeine 
Durchführung des liberalen Programms erreicht werden kann, und daß 
der Weltkrieg nicht; anderes war als die natürliche und notwendige Folge 
der antiliberal eü Politik der letzten Jahrzehnte. 

Ein unsimiigts i.rui oodfiv.kfnbses Schlagwort macht den Kapitalis- 
mus für die Entstrlur^ do* K'iog-os vüi-iuitwtjr+licli. II an sieht deutlich 
den Zusammen inr:; ;iv.-:;i:h;n r.l;:" ^elr.iizzel.pnlitik und der Entstehung, 
des Kriegen und glaubt, freilieb in arg« Unkenntnis der Dinge, den 
Schutzzoll mit dem Kapitalismus ohne weitere; identifizieren zu dürfen. 
Man vergißt dabei, daß man noch vor kurzem dem Kapitalismus (dem 
„Finanzkapital", der „goldenen Internationale" und dem „Handeis- 
kapital") vorgeworfen hat, daß er vaterlandslos sei und sieh gegen die 
Notwendigkeit des Schutzzolles sl.emr.ie.. IIa:: vergißt, daß man noch 
\ or kuraem in allen nationalistischen Schriften heftige Angriffe- .wü^u <b\ > 
internationale Kapital lesen konnte, dem .Kric-srpscben und Friedens- 
fre-'.ini.Lliclikeit zi.ru Vorwurf gemacht wurden. Ganz töricht ist es, für 
den Ausbruch des Krieges die Rüstungsindustrie verantwortlich zu 
machen. Die Rüstungsindustrie ist entstanden und zu 1j et r ä ■_- i j l'T.i r-h or 
Größe emporgewachsen, weil die kriegiüsternen Regierungen und Völker 
nach Waffen verlangten. Es wäre gar zu absurd, annehmen zu wollen,, 
daß die Volker sieh aus Gefälligkeit für die Kanonenfabriken der im- 
:j'?"al : .;ii::;:l.er: Pri" ■..'.!; vMLrc-v.'tuclol ii;iile ji-iif r;::iie.r.": indiiii rie 

so entstand auch die Rüstungsindustrie, um ein Bedürfnis zu befriedigen. 
Hätten die Volmer es vorgezogen, statt Geschosse und Sprengmittel 
andere Dinge zu beziehen, dann hätten die Fabrikanten diese erzeugt 
und nicht jene. 

Man kann annehmen, daß der Wunsch nach Frieden heute allgemein 
ist. Atier die Völker slndnicht im Klaren darüber, weloha Vorausset zurig(:ti 
erforderlich sind, um r.lr-!; Frieden zu sichern. 

Damit der Frieden nicht gestört werde, muß man das Interesse am 
Kriegi'i ihren beseitigen. Man muß eine Ordi:ii!;ä; üui'richten, die Völkern 
und Volksteilen Lebensverhältnisse schafft, mit denen sie soweit zu- 
frieden sind, daß sie nicht zum Verzweiflungsmittel des Krieges greifen. 



Der Liberale gelt nicht darauf aus, den Krieg durch Sittensprüche und 
Predigten abzus chatten. Er sucht in der Gesellschaft Bedingungen 
zu schatten, die die Kriegsursachen beseitigen. 

Die erste Voraussetzung dieser Art ist das Sondereigentum. Wenn 
das Sondereigentum auch im Krieg-- bo eh gehalten werden muß, wenn der 
Sieger nicht berechtigt ist, sich das Sondereigentum der Privatleute an- 
zueignen, und die Aneignung des öffentlichen Eigentums keine große 
Bedeutung hat, weil überall Sondereigentum an den Produktionsmittein 
besteht, dann entfällt bereits ein wichtiger Grund zum Kriegfuhren. 
Das ist aber noch lange nicht genug, um den Frieden za siehern. Man 
muß, um das Selbstbestimmungsrecht nieit zur Farr-c werden iu lassen, 
die politischen Einrichtungen so treffen, daß der Übergang eines Gebietes 
von einer Stp.ar.siioheii; in die andere n 1 ■ :■ j>. I ~I t : I : ^erh.L, r e Bedeutung be- 
sitzt, so daß durch ihn niemand zu Sehnten komnn oder Gewinn er- 
zielt. Man macht sich i ; .eiiie ridrrige Vorstellung; davon., was daau er- 
forderlich ist. Es ist daher notwendig, es an einigen Beispielen klar 
darzustellen. 

Man nehme eine Sprachen- und Niin^Huil ivnie.nl; arte Mittel- oder 
Osteuropas zur Hand und beachte, wie oft z. B. im nördlichen und west- 
liehen Böhmen die "Volksgrenzen durch die Eisenbahnlinien geschnitten 
werden. Hier kann man im interventionistischen und im etatistiselen 
Staat die Staatsgrenze der Volksgrenze nicht anpassen. Es geht nicht 
an, über den Boden des deutsehen Staates Staatsbahnen des tschechischen 
Staates zu führen, und es geht noch "weniger an, eine Eisenbahnlinie zu 
betreiben, bei der alle paar Kilometer eine andere Verwaltung den Betrieb 

Etatisten und Interventionisten zum Schlüsse gelangen, daß die „geo- 
graphische" oder „wirtschaftliche" Einheit selct-er Gebiete nicht „zer- 
rissen" werden dürfe, daß man daher das Gebiet „einem Herrn" zu- 
weisen müsse. (Daß jedes Volk zu beweisen sucht, daß es allein be- 
rechtigt und berufen sei, diese Herrenrolle zu spielen, ist selbstverständ- 
lich.) Kür den Liberalismus gibt es hier überhaupt kein Problem. Privat- 
bahnen können, wenn sie frei sind von jeder obrigkeitlichen Ein m engung, 
ungehindert auch das Gebiet mehrerer Staaten durchziehen. Wenn es 
keine Zollgrenzen und keine Verkehrsbeschrankungen für Menschen, 
Tiere und Waren gibt, dann macht es auch nichts aus, ob ein Eisenbahn- 
":t die Staatsgrenzen 



Die Sprachenkarte zeigt uns auch die nationalen Enklaven. Ohne 
gleiehnationale Landvorbindung mit dem Hauptstamm des Volkes wohnen 
Volksgenossen in geschlossener Siedlung in Sprachinseln beisammen, 
ünwr den Staat u dien Vcr);ii!i nissüri dor G-ek^nwart kann man sie nicht 



i Stammlantli; rir.ilii.Lf 
^e'ebes der Staat heute be 
hanges. Eine kleine „A 
schafts- und Zollpolitik 
grenzenden Gebiet dem 



Das Zollwirtscbaftsgebiet, als 
es unmittelbaren Landzusammen- 
' wäre in ihrer durch die Wirt- 
lierung von dem unmittelbar an- 
m Verdorren ausgesetzt. Wenn 
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gefallen la 

mit dem Hauptstamm des ciL'rTjr-ü rrik?; dv.rdi k?U"e von Volk/atirios^en 
besiedelte Landbrüoke in Verbindung steht. 

■Das berüch-iffr.;- .,Ki.irnf.i():-fjrnbi(!!i] : ' gibt ms auch nur im imperia- 
liatisch-etatistisci!-iMii:rvi::il:oi!inLiS!:licn System. Ein Binnen Staat erlaubt, 
eines „Korridors 1 ' zum Meer zu bedürfen, um seinen Außenhandel von der 
Einwirkung der intervesrtionisiiseltn und statistischen Pohtik der 
Staaten, deren Gebiete ihn vom Jlix-re brennen, freizuhalten. Herrsehte 
Freihamiril. so wäre nicht abzusehfn, was eiv.em Binnen Staat den Besitz 
eines „Korridors'' wünschenswert erscheinen lassen könnte. 

Der Übergang von einem ,,Wi.itsdni.jts<j-eljiet"im Sinne des Etatismus 
in das andere greift tief in die materiellen Verhältnisse ein. Man denke 
etwa an die oberelsässisehe Baumwollindustrie, die das nun schon zwei- 



Freiheii, sieh für den Start 
scheiden, wesentlich einges. 
kann nur gesprochen werdei 
freiem U'illen entspringt und 
der Hoffnung auf Gewinn. Die liberal 
kennt keine abgesonderten „Wirtschaftsgebiete' 
Krti.jrn-r-Iüct.; ein ei.nzif.'s Vi'ii'ticLü'ILSfoijiiii. 

Das Selbstbestimmungsrecht kor 
Mehrheit bilden. Um aueh die 
innerpolitischer Maßnahmen, von denen 
politischen betrachten wollen. 

In den meisten Staaten besteht heuti 



Wachteile bringt, dann ist ihre 
anzugehören wünschen, zu ent- 
Von wahrer Selbstbestimmung 
r Entschluß jedes einzelnen aus 
der Furcht vor Verlust oder aus 
te kapitalistische Welt 
In ihr bildet die ganze 



denen zugute, die die 
au Eermten, bedarf es 



Schul- oder zumindest Unter- 
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riehtszwang. Die Eltern sind verpflichtet, diu Kinder während einer 
bestimmten Anzahl von Jahren in die Schule zu schicken oder ihnen 
an Stelle diese; ScimUni-tTrichtes tiiicr. .t;lp: ehTfc-rtjEri-ü häuslichen Unter- 
richt erteilen zu lassen. Es hat keinen 7.*.£iA. ;m ( die Grinde einzugehen, 
die seinerzeit für und wider diesen Schul- und Unterrichtszwang geltend 
gemacht wurden. Sie alle kommen heute nicht im mindeäten inBetracht. 
Es kommt bei der Blairs i Inns die-er i'r^ überhaupt ;mr ein Argument 
in Frage, nämlich das, daß die Beibehaltung des Schul- und Un lfm übt s- 
zwanges ganz nnd gar unverträglich ist mit den Bestrebungen zur 
Sti aif i'm.l' uluitivu"-:: Friedens. 

Die Einwohner von London. Paris v,nd Berlin werden hier ungläubig 
den Kopf schütteln. Was in ;dier '"Vit ;j"1 denn der Schul- und Unter- 
richtszwang mit Krieg und Frieden zu tun haben ? Man darf eben diese 
wie so viele anderen Fragen nicht vom Ge.?ieh'..S7iiirki:e des europäischen 
if Cidttns aih.iii beurteilen. In London und Paris und Berlin ist die Sulr.il- 
frage allci-rlifigs leioai. ai losen. Es kann in diesen Städten kein Zweifel 
darübsr bestehen, in welcher Sprache der Unterricht erteilt werden 
soll. Die Bevölkerung, die in diesen ritädten wohnt und ihre Kinder zur 
Stl'iik schickt, ist im großen und ganzen vom nf :iuru!len Standpunkt 
als einheitlich zu betrachten. Aber auch die Niehtengländer, die in 
London wohnen, finden es als selbstverständlich und im Interesse 
ihrer Kinder gelegen, daß der Unterricht in der enuüsthei! und in keiner 
anderen Sprache erteilt wird, und nicht anders steht es in Paris und in 
Berlin. 

Die Schul- und Unterriehtsfrage hat aber eine ganz andere Be- 



hat die Macht, der fremden Kation zu schaden und seiner eigenen zu 

Es ist keine Lösung dieses Problems, wenn man vorsehlägt, jedes 
Kind in eine Schule- t\: schicken, in der die Sprache seiner Eltern gelehrt 
wird. Zunächst ist es nicht immer — ganz abgesehen von Mischehen — 
leicht zu entscheiden, welche die Sprache der Eltern ist. In gemischt- 
sprachigen Gebieten nötigt der Beruf viele Leute, sieh aller im Lande 
gesprochenen Sprachen zu bedienen. Anderseits, aber ist es, wieder aus 
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Biieksieht au" die Ern^bs Verhältnisse, dem d^elnen nicht möglich, 
sich für die eine oder andere IsatLon offen au^ii;:[):e<>;ien: es könnte, unter 
der Herrschaft das Interventionismus, ihn die Kundschaft bei den An- 
gehörigen der übrigen X^tiooeu yric;- ■:li , :s .Vrljert-splar.s boi einem einer 
anderen Nation angehörigen Unternehmer kosten. Dann wieder gibt 
es viele Eltern, die ihre Ender gerade in die Schule der anderen Kation 
schicken möchten, weil sie die Voneile de:- s) i; s > j ;c L s pr ; ; riiügkeit oder die 
eifs AtiserilusEcä :u. dio andere Kation höher oinsehätze]? ab die Treue 
zum eigenen Volkstum. Läßt man den Eltern die Wahl, in welche 
Schule sie ihre Kinder schicken wollen, dann setzt man sie allen denk- 
baren Erpressungen aus. In allen national gemischten Gebieten ist 
die Sahule ein [ J oliti;;nm tun höchster Bedeutung, Man kann sie nicht 
entpolitisieren, wenn man sie als öffentliche und Zwangs einrichtung 
beibehält. Es gibt da nur ein Mittel, der Staat, die Eegierang, die 
Gesetze dürfen sich in keiner Weise um die Schule und um den Unter- 
richt kümmern, öffentliche Gelder dürften dafür nicht verwendet werden, 
Erziehung und Unterricht müssen ganz den Eltern und privaten Ver- 
einigungen und Anstalten überlassen werden. 

Es be«e-, eint Anzahl von HiiImi v,;iiii:.-rn ebne ^duilunterridit 
auf als daß sie wohl .^cbdiinterridii; genießen, dafür aber, wenn sie ein- 
mal harMigewaohBen sind, die Chance haben, totgeschlagen oder ver- 
stümmelt zu werden. Ein gesunder AnaJphabet ist doch immer besser 
daran als ein des Lesens und Schreibens kundiger Krüppel. 

Doch mit der Beseitigung des geistigen Zwanges, der durch die 
Pflichfschule und den Pfhchtunterricht ausgeübt wird, ist noch lange 
nicht alles geschehen, was notwendig ist, um alle Eeibungsfläehen 
zwischen den Völkern in den gemischt sprachigen Gebieten zu beheben. 
Die Schule ist ein Mittel der nationalen Vergewaltigung, sie ist vielleicht 
das unserem Empfinden am gefährlichsten erscheinende, aber sie ist 
gewiß nicht das ei;i;i;e. -lo-äo i-Jinmisc:'. lliii der Regierung in das wirt- 
schaftliche Leben kann zu einem Mittel nationaler Vergewaltigung werden. 
Von diesem Gesichtspunkt aus muß man im Interesse der Aufreeht- 
erhaltung des Friedens für die Beschränkung der Staatstätigkeit auf 
das Gebiet, auf dem sie im strengsten Sinne des Wortes unentbehrlich 

eintreten. Man kann ::idu. darauf vrn'.ii^-f'ii. u;;l.i ui;r Staatsapparat 
Freiheit, Leben. Gesundheit der einzelne--. Menschen und das Sonder- 
eigentum beschütz!. ;uid au! v echterhält. Schon die richterliche und 
polizeiliche Tätigkeit die im Dienste dieser Zwecke ausgeübt wird, kann 
in Gebieten, in denen irgendein Grund für parteiisches Amtshandeln 
vorwaltet, gefährlich werden. Kur in Ländern, in denen keine besondere 



Freiheit und Eigentum bestehenden Gesetze anzuwenden hat, allzu 
parteilich vorgehen wird. Besteht aber, aus religiösen, nationalen oder 
ähnlichen Ursachen eint: tiefe Kluft zwischen den einzelnen Gruppen 
der Bevölkerung, eine Kluft, die jede Regung des Billigkeitsgefühls oder 

■ der Menschlichkeit ausschließt und nifiiirn als EaG Libri* läßt, dann ist 

■ die Sache anders. Dann denkt der Biehter, der bewußt und noeh viel 
öfter unbewußt parteiisch vorteilt, eir.e lnüici'e l'l'licht zu erfüllen, wenn 
er sein Amt im Dienste seiner Gruppe verwaltet. Soweit der Staats- 
apparat nichts anderes zu besorgen hat als den Schub: von Loben, Ge- 
sundheit, Freiheit und Eigentum, kann :nan die Eegeln, die die Behörden 

und Richter zu befolgen haben, immerli: joh sü »enäii uinschrener.; 

daß für freies Ermessen oder gar für "Willkür des Beamten oder Richters 
.nur ein enger oder gar kein Spieiraum bleibt. Wo aber dem Staatsapparat 
ein Teil der Geschäftsführung der Produktion Liacriaiicu wird, indem 
er über die Verwendung von Gütern häherer Ordnung zu verfügen be- 
rufen wird, da, ist es unmöglich, die Verwalter der Regierungsbefugnisse 
-an Normen zu binden, die dem Bürger bestimmte Ansprüche sichern. 
Ein Strafgesetz, das die Mörder bestrafen will, kann einigermaßen 
.zwischen Mord und XicUr.nor'J ein? Scheidelinie ziehen, die dem freien 
Ermessen des Richters gewisse Grenzen setzt. Jeder Jurist weiß frei- 
lich nur zu gut, daß auch das beste Gesetz durch Auslegung, Deutung 
und Handhabung in konkreten Fällen mißhrauoht werden kann. Doch 
■dem Organ, das Verkehrsanstalten, Bergwerke oder Domänen verwalten 

bindet, zur Vermeidung von Parteilichkeit in nationalpolitisch strittigen 
Fragen kaum einige ganz allgemein und somit nichtssagend gehaltene 
Weisungen geben; man muLS ihm in vi. Jen Dingen freien Spielraum geben, 
weil man nicht im voraus zu beurteilen vermag, unter welchen Umständen 
es zu handeln haben wird. La wird nun Tür und Tor der Willkür, der 
Parteilichkeit und dem Mißbrauch der Amtsgewalt geöffnet. 

Auch in Gebieten, in danen Angehörige verschiedener Völker wohnen, 
muß eine einheitliche Verwaltung aufgebaut werden. Man kann nicht 
■an jede Straßenecke einen deutsehen und einen tschechischen Polizisten 
stellen, von denen jeder nur für die Angehörigen der eigenen Kation zu 
wachen hätte. Und wenn man es selbst kennte, entstünde erst die Frage, 
wer zum Einschreiten berufen ist, wenn den Anlaß des Einschreitens 
.Angehörige beider Völker gegeben haben. Die Nachteile, die sich aus 
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der Notwendigkeit der Einheitlichkeit der Verwaltu ng in ilicsrai Gebiete;? 
ergeben, kann man nun einmal nicht umgehen. Doch man dar! die 
Schwierigkeiten, die sehen auf dem Gebiete des Schutzes von Leben, 
Gesundheit, Freiheit und Eigentum bestehen, nicht ins Ungeheuere- 
dadureh steigern, daß man die Staat st ärigkeit auch auf anders Gebiete- 
erweitert, und zwar aui Gebiete, in denen vermögt: ihrer Satur der 
Wülfcar großer Spielraum eingeräumt bleiben muß. 

"Weite Gebiete der Welt sind nioht nur von Angehörigen eines Volkes, 
einer Kasse, eine:- Religion, iuminr:: m VniDtiim Gemenge von allerlei 
Volk besiedelt. Durch die YfedijrljiVAegimg. die rioi'.vendig den Ver- 
schiebungen der Standorte der Produktion folgen muß, werden immer 
Clus Gebiete vor das Problem der gemischten Bevölkerung gestellt. 
"Will man nioht künstlich die Reibungen, die aus t;i':st-m Znäammenwohnen 
entstehen müssen, noch vergrößern, dann muß man den Staat auf jene 
Aufgaben beschränken, die nur von Jim erfüllt werden können. 



Solange fümMe Despoten nie Völker regierten, konnte der Ge- 
danke, die Staatsgrenzen nach den Volksgrenzen auszurichten, nicht 
platzgreifen. "Wenn ein Pete: 
verleiben gedachte, fragte er wenig carnaci 

oder nicht. Der emsige Gesichtspunkt, der in Frage kam, war der, ob 
vo~bL:ir; t:'i--jr : -i- ■■ ..-n l\Ia;in mirt'.'"! i.:v Er:i!^.'.U]!g und ±'.'-:t- 
haltung genügen würden; nach außen hin rechtfertigte man sein Vorgehen 
mit der mehr oder weniger gekünstelten Konstruktion eines Beehts- 
anspruches. Die Frage der nKtimidlm (■f.igojiart der Bewohner des be- 
lrü:'.T j iioi l 0 ';'-:i : .: v,"ii'tie uixThnup" liitV.x 1 1 i"-r ; i V. r ■. . 

Die Frage, wo die Grenzen der Staaten verlaufen sollten, wurde erst 
für den Liberalismus ein von militärischen und rechtshistorischen Er- 
wägungen unabhängiges Problem. Der Liberalismus, der den Staat, 
auf dem Willen der Mehrheil. der ein lies tim;ri res Gebiet bewohnenden 
Menschen aufbaut, verwirft alle militärischen Gesichtspunkte, die 
früher für die Abgrenzung der Staatsgebiete maßgebend waren. Er 
verwirft das Rex-.rA der Eroberung, er kann nicht begreifen, wie man. 
von strategischen Grenzen sprechen kann, und ganz unverständlich 
ist es ihm, wie man etwa die Forden mg aufstellen kann, ein Land dem 
eigenen Staate einzuverleiben, um ein Glaeis au besitzen. Das historische 
Recht eine; Fürst«, eine Provinz zu erben, erkennt der Liberalismus- 
nicht an. Ein Königtum im liberalen Sinne kann es nur als ein Königtum 
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über Menschen ami nicht als ein Ki.in.igtE.ni üL.er ein bestimmtes Stück 
Land geben, als dessen Zubehör die Menschen erscheinen. Der Fürst 
von Gottesgnaden führt den Titel von einem Landstrich, z. B. „König 
von Frankreich" ; die Könige. (Li« der Liberalismus eingesetzt hat, führten 
den Titel nicht na «b dem Gebiet, miniem nach dem Kamen des Volkes, 
über das sie als ve:ia:Ssu;;gsn:äL)ige Könige herrschten. Sc führte Louis 
Phihppe den Titel „Kiiniir der Franzosen", so gibt es einen „König der 
Belgier", so gab es einen „König der Hellenen''. 

Der Liberalismus hat die Eeehtsform geschaffen, in der der Wille 
des Volkes, einem bestimmten Staate anzugehören oder nicht anzu- 
gehören, zum Ausdrucke gekngt: das Plebiszit. Durch Abstimmung 
soll festgelegt werden, welche-: Staatsgebiete die Bewohner eines be- 
stimmten Lands ;.rieli es auzu gehören wünsc-!)«ri. Doch selbst wenn alle 
allgemein politischen (z. B. schul- und unterrichtspolitisehen) und alle 
v.-irlschaitspolitischon Voraussetzungen, erfüllt wären, um das Plebiszit 
nicht, zu einer Fitrc-.- we'dcn zu lasser'., u: d '.venn es dann ohv.e weitere; 
möglich wäre, in jeder Gemeinde über die Staats Zugehörigkeit abstimmen 
zu lassen und diese Abstimmungen, wenn sieh die Verhältnisse geändert 
haben, zu wiederholen, bliebe freilich noch ein ungelöster Best zurück, 
der zu Reibungen zwischen den versehietletiei; Völkern führen kann. 
Einem Staate angehören zu müssen, den: n:a,r: r.ic.iii, anzugehören wünscht, 
ist nicht weniger arg, wenn man in diese Lage durch das Ergebnis einer 
Abstimmung gelangt ist, als wenn man es als Folge einer militärischen 
Eroberung tragen muß. Doppelt sclr.ver aijer wird es für den, der von der 
Mebrb.oii. seiner f r.aiitsgsrnof sen durch die Sprache geschieden ist. 

Angehöriger einer nationalen Minderheit zu sein bedeutet immer, 
daß man Burger zweiter Klasse ist. Die Auseinandersetzungen über 
politische Fragen müssen sieh naturgemäß in Wort und Schrift, in Keden, 
ZtitnBgeaufsiteeii und Büchern vollziehen. Diese Mittal aber stehen 
den Angehörigen einer freinüssraehiger: Minderheit nicht in demselben 
Maße zur Verfügung wie jenen, deren Mutter- und Umgangssprache 
die ist, in der diese politische:: Debatten ausgetragen werden. Die poli- 
tische Meinung eines Volkes ist ein Gebilde der Ideen seiner politischen 
Literatur. "Der ttentd-prachige. lür den kit in iieseizssform gegossene 
Niederschlag dieser Meinung unmittelbare Bedeutung gewinnt, weil er 
den Gesetzen gehorchen muß, hat die Empfindung, von der wirksamen 
Teilnahme an der Bildung des Willens des. Gesetzgebers ausgeschlossen 
zu sein oder doch an der Bildung dieses Willens nicht in demselben Maße 
mitwirken zu dürfen wie die Angehörigen des Mehrheitsvolkes. Und wenn 
er vor den Eiehtcr oder Verwaltungsbeamten tritt, um konkrete Ent- 



- 106 



■Scheidungen der ihn betreffenden Fälle m beantragen, stellt er Männern 
gegenüber, deren \>o\alec. Denken, weil unter anderen ideologischen 
Einflüssen groß geworden, ihm fremd ist. 

Aber auch ganz abgesehen von all dem ergibt sieh schon aus dem 
Unistande, daß die Angehörigen .J-r 11 Indern eil gei^tigt sind, sieh vor 
Gerieht und vor Verwaltungsbehörden einer ihnen fremden Sprache 
zu bedienen, in vieler Hinsieht eine schwere Benachteiligung. Es ist 
ein himmelweiter ÜKtereohied. ob ein AugeVIs.gtü' vor Gericht unmittel- 
b Richtern sprechen kann oder ob das Verhör sieh durch 



Ver 



■s .Drhuov. 



dckeln 



Auf Sehritt und Tritt 
olkes zu spuren, daß er 
■r ß-.:di-iabe de- Geseke; 



ägiiei * 



. Staate, der intervei 
: wird. Wenn dieVerwaltungsbe: 



irden überall nach frt 
ihre Entscheidungen 



Ermessen in das Wirtschaftsleben ei 
räum, innerhalb dessen Richter und Bean 
treffen haben, so weit ist, daß in ihm auch Platz für Bucksii: Muslime 
auf politische Vorurteile gegeben ist, dann sieht sich der Angehörige 
der nationalen Minderheit der Willkür und der Vergewaltig uns; dureli 
liindi.Mi l;i::!irin-:tJ-.-ijl : .vii angehörigen öffentlichen Pu iikriimri ü i: . 
Was es bedeutet, wenn auch Schule und Kirche nicht frei sind, sondern 
der Regelung durch die Regierung unterworfen sind, wurde schon aus- 
geführt. 



Hier sind die Wi 
am Werlte sehen, zu 
Gegnerschaften, die Ii 
und nicht auf politi 
jene Symptome ursj 
man da als Beweis : 
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;k, Dennoch lehuii Deutsche, Polen und 
.n ihrem St aatiitcsen. "Was der Abneigung des Polen 
gegen den Deutrcrc- urd c.v;- Deutschen geiren ücn Poler; die besondere 
politische Bedeutung gibt, i;t das Bestreben jede? der beiden Völker, 
in den Grenzgebieten, in denen Deutsshe und P' " 



- 107 — 



die politische Herrschaft an sieh zu reißen und sie zur nation 
gcwaltigung der anderen Kation zu benutzen. Daß man Kin< 
die Schule der Sprache der Väter entfremden will, daß man i 
Gerichte und Verwaltungr-behorde», 

nahmen und durch Enteignung die Frei ,1,5=,»™ trügen verlohn 
den Haß zwischen ,1c, Velken: juni ve^h-enden Feuer entfae 



Frieden der Weil: geJähriir-.h geworden ist. 

Solange in den national gemischten Gebieten der Liberalismus nicht 
ganz durchgefühlt ist, muß der nationale Haß immer starker werden 
und immer neue Kriege und Aufstände entfachen. 

5. Imperialismus. 

Die Eroberungslust der absoluten Menarchen der früheren Jahr- 
huoderte strebte nach Erweiterung der ftlachtsphäre und Mehrung 
des .Reichtums. Kein Fürst konnte m;;eh;ig genug sein, weil er seine 
Hetrschai; gogra innere und gegen äußere Feinde nur durch Gewalt 
aufrechterhalten konnte. Kein Fürst koiinte reich genug sein, weil er 
Mittel zur Erhaltung seiner Krieger und zur Belohnung seiner Anhänger 
bedurfte. 

Für den libmileu Suat ist die Frage, ob die Grenzen des Staats- 
gebietes -weiter hinausgerückt werden oder nicht, von untergeordneter 
Bedeutung. Reichtum ist durah die Einverleibung von neuen Provinzen 
nicht zo gewinnen, da den „Einkünften" eines Landesteiles die znr 
Erhaltung der Verwaltung erforderlichen Kosten entgegengehalten 
werden müssen. Stärkung der militärischen Macht ist dem liberalen 
Staat, der keine Angriff spliine h-sekt, unwichtig. So leisteten denn die 
liberalen Parlamente Widerstand gegen die Bestrebungen, die Kriegs- 
mittel des Staates auszugestalten, gegen aggressive Politik und gegen 
Annesionsgelüste. 

Doch die liberale Friedenspolitik, die man zu Beginn der sechiiger 
Jahre des 19. Jahrhunderts, als der Liberalismus von Erfolg zu Erfolg 
eilte, zumindest für Europa bereits für gesichert hielt, hat zur Voraus- 
setzung, daß das rklbstbertimmungsrecht der Völker überall durch- 
geführt ist. Um das zu erreichen, bedurfte es aber, da die absolutistischen 
Mächte nicht frehridig abtreten wollten, vorerst einer Anzahl schwerer 
Kriege und Aufstände. Die Beseitigung der Fremdherrschaft in Italien, 
die Bewahrung der Deutschen in Schleswig-Hoistein vor der drohenden 
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Entnationalisierung, die Befreiung der Polen und der Balkanslaver« 
konnten nur durch Waffengewalt verandu Verden. Sur an einer der Tielen- 
Steilen, wo das Selbstbestimmungsrecht mit der gegebene» polLusctai 



der UamüglifJikeit, die Probleme des Habsbuigerstaates gegen den 
Willen der Iknastie ;n ;iitft irren, keimte sc-hl'.eßfk-b de" ui.: mittel bare 
Anlaß des Weltkrieges, 

Der moderne Imperialismus ist von dem Expansionsdrang des abso- 
luten Fürstentums dadurch unterschieden, daß sein Träger rieht der 
Herrseher und sein Haus, auch nicht Adel, Beamtentum und Soldaten,, 
dio auf Bereicherung durch Beute und auf Ausstattung aus den Mitteln 
der eroberten Gebote rechnen, sind, sondern daß er von der Müsse des 
Voltes als das geerdetste Mitte" zur Bewahrung nationaler Unabhängig- 
keit angesehen wird. Im Gefüge antihberaler l-'oiUik, die die Auf gaben 
des Staates se erweitert, daß kaum ein Feld menschlicher Lcbetis- 
betätigung staafffir: gelassen w.rd, j:n.il3 an t-'nr: auch :;ur einigermaßen 
kariediger-dcii LüsiiL^ dei- politischen Probleme jener Gebiete, in denen 
Angehörige mehrerer Nationen nebeneinander wohnen, verzweifelt 
werden. Wenn die VerviLlV.irig ilv-.-t? Gebiete, nicht durchaus liberal 
geführt wird, dann kann von auch nur annähernder Gleichberechtigung 
der verschieder en Volke^chai'teü nicht die Rede sein. Dann kann es 
nur Herrschende und Beherrschte geben. Es steht nur zur Wahl, ob. 
man Hammer oder Amboß sein will So wird das Streben nach einem 
mögliehst starken Nationalstaat, der seine Herrschaft über alle national 
gemischten Gebiete ausdehnen kann, zu unabweislichcr Forderung- 
nationaler Selbsterhaltung. 

Doch das Problem der sprachlich gemischten Gebiete ist nicht 
auf den Boden alter Siedlung begrenzt. Der Kapitalismus erschließt 
der Kultur neue Länder, die der Produktion günstigere Bedingungen 
gewähren als große Teile der altbewohnten. Kapital und Arbeit wenden 
sieh, dem günstigsten Standort zu. Eine Wanderbewegung setzt ein, 
die alle früheren Völkerwanderungen bei wehem übertrifft. Mur wenige 
Völker können ihre Auswanderer in Länder ziehen lassen, in denen die 
n» litis che Macht in der Hand von Volksgenossen liegt. Wo aber diese- 
Bedingung nicht zutrifft, da entstehen durch die W;i,r:de:bevi'L'aune von 



folgen: das liberale England gab die jonisi 
kam es Jii Kriegen und Aufständen. Aus d- 
Staat entwickelte sich der unheilvolle 
Konflikt, die Polenfrage blieb, weil der Ii 
niederwarf, ungelöst, die Balkanfrage wurc' 



• friedlieh er- 
Überall sonst, 
den deutschen 
b-franzBsische- 




neuem die Konflikte, die dir Gr.rrdicinivirNciii^koii oines Gebietes nach 
siiih. zieht. Im einzelnen liegen, worauf hier nicht näher eingegangen 
werden soll, die Ding 1 ::- )n don uljorspr-ischui; Andvriiur.irdgebieten anders 
als in den altbesiedelte;! ruropüi schon Lände-;»; dock die Konflikte, die 
aus der unbefriedigenden Lage nationaler Minderheiten entspringen, 
sind in letzter Linie gleich. Aus dem Wunsche, die Volksgenossen von 
diesem Schicksal su bewahren, entspringt auf der einen Seite das Streben 
nach Erwerbung von Kolonien, die zur Besiedlung von Europäern ge- 
eignet sind, ujid auf der anderen Seite die Schutzzollpolitik, die die 
unter ungünstk'e-en Beding: mar:;- arooirende Inl&ndseraugung gegen 
den iiberk^ii.eii WeK'oewerb il?.= Aus ; andes äerriiH;« und damit die 
Abwanderung von Arbeitern entbehrlich machen soll. Um den ge- 
schützten Markt möglichst auszudehnen, wird wieder darnach gestrebt, 
auch Gebiete, die nicht für die Anöedhing von Europäern in Betracht 
kommen, zu erwerben. Mit der handelspolitischen Reaktion seit dem 
Ende der 70iger Jahre des 19. Jahrhunderts und mit dem Wettlauf der 
europäischen Industriestaaten um , , A P > s ?j.t jiffeb : rre" " in Afrika und Asien 
beginnt der moderne Imperialismus. 

Der Ausdruck Imperialismus wurde zur Bezeichnung ä 



Imperialismus war freilich zunächst nicht so sehr auf die Eingliederung 
neuer Gebiete als vielmehr auf die Bildung einer handelspolitischen Ein- 
heit aus den verschiedenen Teilen der dem König von England Unter- 
tanen Besitzungen gerichtet. Das ergibt sieh aus der besonderen Lage, 
in der sich England, das Mutterland ilor srö.ßien Kolonialansiedlungen 
der Welt, befindet. Doch das. was die englischen Imperialisten durch die 
Schaffung eines Zoll Verbandes der Dominions und des Mutterlandes 
erreichen wollten, sohle demselben Zweck dienen, dem die Kolonial- 
erwerbungen. Deutschlands,. Italiens, Frankreichs, Belgiens und anderer 
europäischer Staaten dienen sollten: der Schaffung geschützter Absatz- 
gebiet': für die Warenausfuhr. 

Die großen handelspolitischen Ziele des Imperialismus sind nirgends 
erreicht worden. Der Gedanke des allbritischen Zollverebas blieb unver- 
wirklicht. Die Gebiete, die europaische Staaten in den letzten Jahr- 
zehnten annektierten, und die, in denen sie „Konzessionen" erwerben 
konnten, spielen in der Beschickung des Weltmarktes mit Rohstoffen 
und Halbfabrikaten und in der ihr entsprechenden Aufnahme von 
Induetrieprodukten eine so untergeordnete Rolle, daß durch ihre handels- 
poKÜsehe Bindung kein? -ivis^iüieiie Änderung der Verhältnisse erreicht 
werden konnte. Um die Ziele, die der Imperialismus anstrebte, zu er- 
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reicheti; konnte:: dir Mitai.ih sich nickt (!iu;:ii 
:-\ J." 1 : üi; - ^ ■: . ^iifie.i t-rrdivte o 

die genug krieg ;iav<.:" : cii si.vd. \;mi sich zu wehren. 

Polnik iibira"! Sc.liiii'briieh ^ek'tter ijdi.T 
bn;ch h-ideu. In Abe.ssinien. in Mexiko, in; K 
China, überall sehen v.-ir die inipenalistisphcn 
oder doch 2umiin;e.-T h.ij!] o.-; : -: Hroßen Schwierigkeiten. 

6. Kolonialpolitii. 

Die Ideen und Absichten, die die Kolorüalpolitik der europäischen 
Mächte seit dem Zeitalter der großen Entdeckungen geleitet haben, 
stehen im schroffsten Gegensatz zu allen Grundsätzen des Liberalismus. 
Der leitende Gesichtspunkt der Kolonialpolitik war die Ausnützung 
der Übermacht der weißen Rasse über die Angehörigen anderer Hassen. 
Die Europäer zogen, ausgerüstet mit allen Waffen und Hilfsmitteln,, 
die ihnen die ejixijSi.vi.ln; Kultur "\\r Yi;-r ,, iiäfuns stellte, aus, um schwächere 
Völker zu unterwerfen, ihres Eigentums zu berauhen und zu versklaven. 
Man hat die wehren l\ioiive de: Kolonialpohtik mit dem Vorwand zu 
beschönigen und su :-.t'":".l;ie"n fcsut; 1 .!. mar; wünsche niohts anderes,, 
als die miw Vü'kc der ^-.'.ii;: Unsen der europäischen K-.iI.tur trilliid' i i$ 
werden zu lassen. Gesetzt den Fall, die;, wart die wahre Absicht der 
in fernen Erdteilen erobernde;! RojriojMnp-::'. irewo-en. so könnte der 
Liberale duriri deeh keine au; reich ende Begründung der Xurzlithkoit 
und Ersprießlichkeit dieser Art von Kolonisation erblicken. Wenn die' 
europäische Zivilisation wir klick wie wir glauben, höher steht als die 
Zivilisation der primitiven Volke behalte:; .Afrika? und als die in ihrer 
Art hoch zu wertende Zivilisation Aliens, so müßte sich doch wohl ihre- 
Überlegenheit vor allem sohon darin bewähren können, daß sie jene 
Völker freiwillig zu ihrer Annahme veranlaßt. Könnte es ein ärgeres. 
Armutszeugnis für die ourepäi^ke Zivilisation geben, als daß man sie 
nicht anders zu verbreiten vermag als durch Feuer und Sehwert? 

Kein Kapitel ihn- Geschk-k.-; iü. = [ -irlii^r von Blut getränkt als die 
Geschichte der Kolonialpohtik. Uutzlos und zwecklos wurde Blut ver- 
gossen, wurden blühende Landstriche verwüstet, Völker verderbt und 
ausgerottet. Daß alles dies in keiner Weise beschönigt oder gerecht- 
fertigt werden kann, ist klar. Die Herrschaft der Europäer in Afrika, 
und in wichtigen Teilen von Asien ist absolute Herrschaft, sie steht 
im s ehre ff; t er. Gegensatz zu allen Grundsätzen des Liberalismus und 
der Demokratie, und es kann kein Zweifel darüno: bestehen, daß man. 
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auf ihre Beseitigung hi narbeii^ ttuiS. Ds: : imi was es sich dabei allein- 
handelt, ist, die Liquidierung dieses uuLalttKren fcsiandes in einer 
Weise durchzuführen, die den geringsten Sehaden stiftet. 

Die einfachste und radikalst* Lewing v.-äre die, daß die Europäer 
ihre Beamten, Truppen und Polizisten üus diesen Gebieten zurückziehen 
und die Bewohner sieh selbst überlassen. Es ist ohne Belang, ob man 
dies ohne weiteres verlangt oder der Aufgabe der Kolonien eine unbe- 
einflußte Abstimmung der Ein-rebc-rencn Yorj-.Lsiiehcii lassen will. Leim 
darüber, wie das Ergebnis einer wirklich unS.iec-lnS'luJjTi-r. Abstimmung aus- 
sehen würde, besteht doch wohl kaum ein ZwtiiiVI. Die Herrschaft der 
Europäer in den überseeischen Kolonien kann nicht darauf rechnen, 
die Zustimmung der Unterworfenen zu finden. 

Die Folgen dieser radikalen Lesung wären zunächst die, daß die von 
den Europäern geräumten Gebiete der Anarchie, zumindest ' aber be- 
ständigen Kämpfen überlassen bleibe:: w Li: den. Man kann mit gutem 
Grund annehmen, daß die Eingeborenen bisher von den Europäern nur 
Sehlechtes und nichts Gutes gelernt haben. Das spricht gar nicht gegen 

als Schlechtes beigebracht haben! ^Sie haben in die Kolonien Waffen 

sten und gewalitilriiisT«' Individuen als Beamte und Offiziere hinaus- 
geschickt, sie haben in den Kolonien eine Säbel- und Polizeiherrschaft 
aufgerichtet, die an Blutrünstigkeit und Grausamkeit kaum hinter dem 
Begierungssystem der Bolseli-::\»Keii /uruekiiiirid. Die Europäer werden 
sich nicht wundern dürfen, wenn das biisc Beispiel, das sie selbst in den 
Kolonien gegeben haben, nun auch höäcPvuriite tragen wird. Jedenfalls, 
wurden sie kein Recht haben, sich pharisäisch über den niedrigen Stand 
der öffentlichen Moral bei den Eingeborenen zu beklagen. Unberechtigt- 
wäre es auch, wenn sie behaupten wollten, daß die Eingeborenen noch 
nicht reif seien für die Freiheit und daß sie, um diese- Keif e zu erlangen, 
zumindest noch einer langjährigen weiteren Erziehung durch die Knute 
fremdet Herrseher bedürftig seien. Denn diese „Erziehung" trägt jeden- 
falls einen Teil der Schuld an den bösen Verhältnissen, die heute in den 
Kolonien bestehen, mögen auch ihre Wirkungen sich erst nach einem 
allfälligen Abzug der europäischen Truppen und Beamten voll geltend 
machen. 

Doch man wird vielleicht behaupten, daß es die Pflicht der Europäer 
als einer höher st eh er. den Kasse sei, die Anarchie, die nach der Räumung, 
der Kolonien dort voraussiebilieh platz greifen würde, zu vermeiden 
und darum im Interesse der Eingeborenen und zu ihrem Wohle ihre- 
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Kolonialherrschaft aufrechtzuerhalten. Man mag, um dieses Argument 
iu bostärJ;c--:i, in düsteren Farben die Zustände ausmalen, die in Inner- 
afrika und in manchen Teilen Asiens vor der Aufrichtung der europäischen 
Herrschaft bestanden; man mag an die Sklavenjagden der Araber in 
Innerafrika und an die wilden AüsscliiviTuiiäeri. dir ~k± manch' indischen 
Despoten erlaubt haben, erinnern. Sicher ist in diesem Argument viel 

es ist für uns gar nicht nötig, auf das Für und Wider dieser Argumentation 
einzugehen. Könnte man zugunsten der Aufreehthaltung der europä- 
schen Herrschaft in den Kolonien nichts anderes anführen als das ver- 
meintliche Interesse d;.'r Eingebin-omu!, so maßle man sagen, daß diese 
HeiTschaft je euer desto besser ganz aufzuheben sei. niemand har ein 
Hecht dazu, sieh in die Verhältnisse eines anderen zu mischen, um sein 
Wehl zu "befördern, und niemand soll, wenn er an seine eigenen Interessen 
denkt, vorschützen, <k:'f i-r selbstlos u.ir ::;i 'Interesse andorr.r handeil. 
Für die Aufrechterhaltung des europäischen Einflusses auf die Ver- 
hältnisse in den Kolonialgebieten spricht jedoch noch ein anderes Argu- 
ment. Hätten die Europäer niemals äs; tropischen Kolonien unter ihre 
Botmäßigkeit gebracht, hätten sie nicht ihr Wütseliaftss-vstem zu einem 
guten Teil Mirpan,! ;,„: dem Bi-tw tR.pisfLer Gül.siofic und iiber- 



hineingezwängt wurden. Die europäische Wirtschaft beruht heute zu 
einem guten Teil darauf, daß Afrika und weite Teile von Asien in die 
Weltwirtschaft als Lieferanten von Rohstoffen aller Art einbezogen sind. 
Diese Rohstoffe werden den Eingeborenen dieser Gebiete nicht zwangs- 
weise abgenommen, sie werden von ihnen nicht als Tribut abgeführt, 
sondern sie werden in freiwilligem Tausch. gwer-n c uro piii sehe Industrie- 
erzeugnisse abgegeben. Die Beziehungen sind also nicln ai;f einseitigem 
Vorteil aufgebaut, ihr Kutaen ist vielmehr wechselseitig, und die Be- 
wohner der Kolonien ziehen aus ihm ebensoviel Vorteile wie die Be- 
wohner Englands oder der Schweiz. Die Unterbindung dieser Auätauseh- 
beziehungen würde sowohl über Europa als auch über die Kolonien 
schwere wirtschaftliche Nachteile bringen und den Lebensstandard der 
weirea Massen cid im.tutrrdrüekijTi. V?nn die kr:£paiii« Ausbreitung 



der Wirtschaftsbeziehungen über die ganze Erde und der aUmänliche Aus- 
bau der Weltwirtschaft eine der wichtigsten Quellen des steigenden 
Reichtums der letzten 15Ü Jahre war, so würde die beschleunigte Rück- 
bildung dieser Verhältnisse eine weltwirtschaftliche Katastrophe dar- 
stellen, wie sie ähnlichen Umfanges noch nicht dagewesen ist. Diese 
Katastrophe würde in ihrem Ausmaße und in ihren Wirkungen weit 
jene Krise übertreffen, die sich an die wirtschaftlichen Folgen des 
Weltkrieges geknüpft hat. Soll man den "Wohlstand Europas und zu- 
.gleich auch den der Kolonien weiter hinabgleiten lassen, um den Ein- 
geborenen eine politische Selbstbestimmungsmöglichkeit zu geben, 
die doch nicht zu ihrer Freiheit, sondern nur zu einem Wechsel der Be- 
herrscher führen würde? 

Das ist der Gericli'.nf kt. <k: bei riiv TSt-urtailmg der kolonial- 
politischen Fragen ausschlaggebend sein muß. Die europäischen Beamten, 
Truppen und Polizisten müssen in diesen Gebieten verbleiben, soweit 
ihre Anwesenheit notwendig ist, um dort jene rechtlichen und politischen 
Voraussetzungen aufrechtzuerhalten, die notwendig sind, um die Teil- 
nahme der Kolonialgebiete am internationalen "U'a-oaiiüna::;!:-!). s;i± 
■sichern. Es muß möglich sein, in den Kolonien Handel und Gewerbe 
und Landwirtschaft zu betreiben, Bergwerke auszubeuten, die Landes- 
produkte auf Bahnen und Flüren an die Küsten und nach Europa und 
Amerika zu bringen. Die Erhaltung dio=or Mäiviehkeit liegt im Interesse 
aller Menschen, nicht nur in dem der Bewohner Europas, Amerikas und 
Australiens, sondern auch in dem der Eingeborenen Asiens und Afrikas 
selbst. Soweit flic KnioniäimSii/.lil.i: in den Kolonien nichts weiter tun als 
dies, kann man heute auch vom liberalen Standpunkt gegen ihre Tätig- 
keit in den Kolonien nichts einwenden. 

Aber jedermann weiß, wie sehr von allen Kolonialmächten gegen 
dieses Prinzip gesündigt wird. Man braucht gar nicht erst an die Greuel 
3U denken, die glaubwürdige englische Berichterstatter vom Kongo- 
si'siai'i; berichtet haben. Wir wollen annehmen, daß diese Greuel auch 
von der belgischen Regierung nicht beabsichtigt waren und nur den 
Übergriffen und den schlechten Eigenschaften der in das Kongoland 
entsendeten Funktionäre zuzuschreiben sind. Aber schon die Tatsache, 
daß nahezu alle Kolonialstaaten in den Kolonien ein handelspolitisches 
Regime etabliert haben, das den Waren des Mutterlandes eine Vorzugs- 
stellung einräumt, zeigt, daß in der Kolonialpolitik heute ganz andere 
Gesichtspunkte vorwalten, als die, die in ihr vorwalten sollten. 

Um die Interessen Europas und der weißen Rasse mit jenen der 
farbigen Rassen in den Kolonien in allen Fragen der ökonomischen Ver- 
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Ünklang zrJi-:ru«:ii. miiliie dem Völker- 
bund die oberste Leitung der Verwaltung ;lü ■. jener iiberseeischen Ge- 
biete eingeräumt werden, in denen keine parlamentarische Verfassung 
bestellt. Der Völkerbund hätte darüber zu wachen, daß die Selbst- 
verwaltung jedem Gebiete, das sie heute noch sieht besitzt, so bald als 
möglieh verliehen wird, und daß die Einflußnahme des Mutterlandes 
auf die Sicherung des Eigentums, der persönlichen "Rechte der Fremden 
und der Handelsbeziehungen beschränkt werde. Es müßte sowohl 
den Eingeborenen als auch den Angehörigen anderer Mächte das Recht 
(■inirerärat weivkn, un-ni^li.ur VöLcitIhuhs Beschwerde zu führen,, 
wenn irgendwelche Maßnahmen des Mutterlandes über das hinausgehen 
würden, was notwendig ist, um die Sicherheit reu Handel und Verkehr 
und der wirtschaftlichen Betätigung iu!erli.".ii[ii. in diesen Ländern zu 
gewährleisten. Dem Völkerbund müßte das Recht eingeräumt werden,, 
solche Beschwerden wirksam abzustellen. 

Die Durch: iihrujii; dieser Grundsätze würde alle überseeischen. 
Gebiete der europäischen Staaten zunächst in Mandatsgebiete des Völker- 
bundes verwandeln. Aber aueh dies hätte n 
angesehen zu werden. Als Endziel muß d 
Kolonien von dem despotische n Eogimo, r.nter dem sie heute stehen,, 
festgehalten werden. 

Mit dieser ]Jkun£ de.- sc?i gierigen und immer noch schwieriger 
werdenden Problems müßten nicht nur die nicht am Kolonialbesitz. 
bcLi'iliglr-ii Vijlküi F J iiro}i, , .i^ u'nil Amerikas, sondern auch die anderen 
beiden Parteien, Kolonisatoren und Eingeborene, zufrieden sein. 
Die Kolonialmächte müssen einsehen, daß sie auf die Dauer nicht im- 
stande sein werden, ihre Herrschaft in den Kolonien zu erhalten. Die 
Eingeborenen sind durch das Eindringen de; Kapitalismus selbständiger 
geworden, der kulturelle Abfand wisc.ken ihrer Üiierschicht und den 
Offizieren und Beamten, die im Namen des Mutterlandes die Verwaltung 
besorgen, ist gesehwunden, militärisch und politisch ist die Maehtver- 
teilung heute ganz anders als noch vor einem Mensehen alter. Der Ver- 
such der europäischen Mächte. i;cr Verebbten Staaten und Japans,. 
China nach Art eines Kolonialgebietes zu behandeln, ist fehlgeschlagen. 
Li Ägypten sind die Engländer schon auf dem Rückzüge, in Indien sind 
sie bereits in einer Verteidigungsstellung. Daß die Niederländer nicht 
imstande sind, Insulinde gegenüber einem ernstlichen Angriff zu halten,, 
ist bekannt. Niaht anders steht es mit den französischen Kolonien in. 
Afrika und in Asien. Die Amerikaner werden der Philippinen nicht froh 
und würden bereit sein, sie aufzugeben, wenn sich dafür eine passende- 
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Gelegenheit bietet. Die Oberleitung der Kolonien in die Obhut des 
Völkerbundes würde den Kolonialmächten den ungeschmälerten Besitu 
ihrer Kapitalanlagen verbürgen uru: *in davor bewadireu, zur Bekämpfung 
von Aufständen Opfer zu bringen. Die Eingeborenen müßten es wieder 
dankbar begrüßen, wenn die Unabhängigkeit ibnen im Wege einer fried- 
lichen Entwicklung zufällt und wenn sie mit ihr zugleich auch die 
Garantie eriisJii'i», i.lni.S kein Kobern i:gdö;temer ^aeiibsr ihre politische 
Selbständigkeit in Hinkunft bedrohen wird. 

7. Freihandel. 

Die Lehre von den "Wirkungen des ,-iehul/Mlles mid de; Freihandels 
ist das Kernstück der klasdiehcii r>MÜnnaJökono~n.ie. Sie ist so klar, so 
einleuchtend, so unwiderlegbar, daß di^ Gegner ?:ithl: imstande waren, 
gegen sie irgend etwas vorzubringen, v.-as rdobt gleich als ganz verfehlt 
üüd ujisinrng in 1 i h den muß. 

Nichtsdestoweniger ünden wir heute auf der ganzen Welt überall 
Schutzzülle, ja vielfach selbst unverblümte Einfuhrverbote. Selbst 
in England, dem Mutterland der Freihandelspolitik, ist heute Schutzzoll 
Trumpf. Von Tag zu Tag gewinnt das Prinzip der nationalen Autarkie 
immer neue Anlieger. Se'bst Staaten, die nur wenige Millionen Ein- 
wohner zählen, wie Ungarn und die tschechoslowakische Republik, 
versuchen, sich durch Hoch Schutzzollpolitik und Einfuhrverbote von 
der Einfuhr vom Auslande unabhängig zu machen. In den Vereinigten 
Staaten hegt der auswärtigen Handelspolitik der Gedanke zugrunde, 
eile Waren, die imAuslande mit niedrigen.:", Kosten er/:er,gt werden, in der 
vollen Höhe dieser Differenz durch Einfuhrzölle zu belasten. Das Groteske 
ist dabei, daß alle Staaten zwar die Einfuhr verringern, gleichzeitig aber 
die Ausfuhr steigern, wollen. Das Ergebnis dieser Politik ist Unterbindung 
ii-^r intern utio.Nalvn Arbeitsteilung nnd damit allgemeine Verringerung 
der Produktivität der Arbeit, die nur darum nicht sinnfälliger zutage 
tritt, weil die Fortschritte der kapita?itfi;then Wimehaft noch immer 
groß genug sind, um sie aufzuwiegen. Daß aber alle heute reicher wären, 
wenn nicht durch die Schutzzollpolitik die Produktion künstlieh von den 
günstigeren örLliedien Produktiv bedingungen zu den weniger günstigen 
hingedrängt würde, ist klar. 

Bei vollkommener Freiheit des Handelsverkehres würden Kapital 
und Arbeit dort angesetzt werden, wo sieh die günstigsten Produktions- 
bedingungen bieten. Weniger gibi-üge Prod.'.ikiii.Hif bedingungen würden 
Lüdii ausgenützt werden. solange die }Iijg"|iejd;ek besteht, irgendwo 
unter günstigeren Bedingungen zu produzieren. In dem Maße, in dem 
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durch die Ausgestaltung der Verkehrsmittel, durch Verbesserung der 
Technik und durch gründlichere Erforschung neu dem Verkehr erschlossener 
Länder sich herausstellt, daß es günstigere Standorte für die Produktion 

s.l- Hl.-, n- i^^ule [\i inii.zif ~ wi-il, viv-i-!:if :;cn die änd- 

erte der Produktion. Kapital und Arbeit streben von den Gebieten mit 
weniger guten Prcduktionsbedingungen naeh den Gebieten mit günstigeren 
Produktionsbedingungen. 

Die Wanderungen von Kapital und Arbeit setzen aber voran!, daß 
nicht nur volle Handelsfreiheit besteht, sondern daß auch Kapital und 
Arbeit auf dem Wege von Land zu Land keinen Hindernissen begegnen. 
Diese Voraussetzung traf nun zur Zeit, die klassische Freihandels- 
doktrin ausgebaut wurde, nicht zu. Eine ganze Seihe von Hindernissen 
stellte sieh sowohl der freien Beweglichkeit des Kapitals als auch der 
der Arbeiter in den Weg. Die Kapitalisten mußten infolge der Unkenntnis 
der Verhältnisse, infolge der allgemeinen .Kr-uhiHuü.sii^.frlirät und einer 
Reihe von ähnlichen Gründen die Anlage ihrer Kapitalien im Auslande 
scheuen. Den Arbeitern war es wogen der Unkenntnis der Sprache und 
wegen rechtlicher, religiöser und sonstiger Schwierigkeiten nicht möglich, 
den Heimatstaat zu verlassen. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts konnte 
man zwar im allgemeinen davon sprechen, daß innerhalb eines jeden 
Staates Kapital und Arbeit frei beweglich sind; im zwischenstaatlichen 
Verkehr aber standen der Beweglichkeit von Kapital und Arbeit Hinder- 
nis.-:- in: Wege. Lediglich darin, daß die Voraussetzung der freien Be- 
weglichkeit von Kapital und Arbeit wohl für den Binnenverkehr, nicht 
aber auch für den Verkehr von Staat zu Staat zutrifft, kann die Kecht- 
"c-riiaru; dafür gefunden werden, in der vuli-.'.ritls.ili.ifilicbcii Tiiiwifi 
zwischen Binnenhandel und Außenhandel unterscheiden. Das Problem, 
das die klassische Theorie za beantworten hatte, lautete mithin folgender- 
maßen: Weiches sind die Wirkungen des freien Warenverkehres von 
Land zu Land, wem-, die liewcriichkeit von Kapital und Arbeit von 
Land zu Land beschränkt ist? Auf diese Furage gab nun die Rkardosche 
iJoküii: die Antwort. Sie 1luiTl--~: l.lii i i ■ ■■ n i 1 ■: ■■.■■r\ v^-teuen 
sich in der Weise über die einzelnen Länder, daß jedes Land sieh jenen 
Produktionen zuwendet, in denen es die stä-kste Überlegenheit über 
die anderen Länder besitzt. Die Merkantilisten hatten gefürchtet, daß 
ein Land mit ungünstigeren Produktionsbedingungen mehr einführen 
als ausfuhren werde, so daß es schließlich ohne Geld dastehen werde, 
und hatten vorla r j 1 . ri;il:'i Si.-Imizzülle und Einfuhrverbote erlassei: werden, 
um diesem befüreiiti-ien CheUisnd rechtzeitig entgegenzutreten. Die 
klassische Doktrin zeigt, daß die merkantilistdschen Befürchtungen 
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grundlos waren. Denn auch ein Land, das in jedem Pröda ktiunszwe ig 
ungünstigere Produklionsbedmgungen hätte als die anderen Länder, 
braucht nickt zu befürchten, daß es weniger ausführen als einführen 
wird, und in glänzender, unwiderleglicher und Ton niemand bestrittener 
Weise erbrachte die klassische Doktrin den Nachweis, daß es auch die 
Länder mit besser™ Prodnki.i'jiirliedinpn^rn yortfilntt Finden müssen, 
aus Ländern mit weniger günstigen Produktionsbedingungen jene 
Artikel einzuführen, in deren Erzeugung sie zwar überlegen wären, aber 
doch un;lit- in demselben Maße überlegen als in den anderen Artikeln, auf 
deren Erzeugung sie sieh dann spezialisieren. 

Das, was die klassische Ereihandelädoktrin dem Politiker sagt, ist 
also folgendes: Es gibt Lami-iT mit itiir; stiren und solche mit weniger 
günstigen natürlichen Produktionsbedingungen. Die internationale 
Arbeitsteilung wird auch ohne Eingriffe der Regierungen von selbst dazu 
führen, daß jedes Land, gleichviel ob seine Produktionsbedingungen 
günstiger oder weniger günstig fimL sciru^i Platz in der internationalen 
Arbriligomemscha.Ti fLuku wird. Gcv.lä, die Länder, die günstigere 
troduktioi-sbe dingungen aul\vci-eii, werden reiebd. die anderen werden 
ärmer sein, aber daran kann auch durch Pohtik nichts geändert werden. 
Das ist eben die Folge der Verschiedenheit der natürlichen Produktions- 
faktoren. 

Das war die Situation, vor die der ältere Liberalismus gestellt war, 
.und auf diese Situation gab er in- der Idassisehen Freihandels doktrin 
seine Antwort. Aber seit den Tagen Ricardos haben sich die Verhältnisse 
in der "Welt ganz beträchtlich geändert, und die Lage, vor die die Frei- 
handelsdoktrinin den letzten sechzig Jahren vor Ausbruch des Weltkrieges 
gestellt war, war eine ganz andere als jene, mit der sie am Ausgang des 

18. und am Beginn des 19. Jahrhunderts zu rechnen hatte. Denn das 

19. Jahrhundert hat zum Teil jene Hindernisse beseitigt, die an seinem 
Beginn der freien Beweglichkeit von Kapital und Arbeit entgegen- 
gestanden waren. In der zweiten HälfLc- An. l'J. Jahrhunderts war es 
dem Kapitalisten weiiau; leichter möglich, -(ine Kapitalien im Auslände 
zu plazieren, als in den Tagen Ricardos. Die Rechtssicherheit war ganz 
beträchtlich erhöht worden, die Kenntnis fremder Länder, Sitten und 
Gebräuche hatte sich verbreitet, und das Aktienwesen hatte die Möglich- 
keit geboten, das Risiko an fernen Unternehmungen auf viele sn ver- 
teilen und damit herabzusetzer.. Eh wärt; gewiß übertrieben, woEte man 
sagen, daß am Beginn des 20, Jahrhunderts das Kapital im Verkehr von 
Land zu Land sc bw-glich gewesen v.äre wie in ni»rh;i:l' diiä Staatsgebietes 
selbst. Gewiß bestanden da noch ziemlich Umr-rschiode, Aber nichts- 
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des-u weniger ivur es nicht mehr mö^rlicJi, die Annahme zu machen, daß 
das Kapital an die Grenzen des M-aaies gebunden sei. Und ebensowenig 
galt dies von der Arbeitskraft. In der zweiten Kälflo (it* IH. Jaliriir rudert;; 
haben Millionen von Europäern Europa verlassen, um in überseeischen 
Gebieten leichtere Knverbsuiö gl iehke.it zu finden. 

In dem Maße, in dem die Voraussetzung der Unbeweglichkeit von 
Kapital und Arbeit, die ihr- klassische Freihandelstheorie gemacht hat, 
geschwunden war, in dem Maße mußte auch die Ii nterse Keldung zwischen 
den Wirkungen des Freihandels im lüm^n verkehr und im Außenverkehr 
an Richtigkeit verlieren. Wenn Kapital und Arbeit auch ins Aualand 
wandern können, dann schwindet die Berechtigung, eine Unterscheidung 
zwischen den Wirkungen des Freihandels im Binnenverkehr und im 
Außenverkehr zu machen. Dann gilt tOT den Außenverkehr dasselbe, 
was vom Binnenverkehr gesagt wurde: der Freihandel führt dahin, daß 
nur die günstigeren Produktionsbedingungen ausgenützt werden und 
daß weniger günsTige -.mbenüTzt bleiben. Au; Ländern mit weniger 
günsten FrüdukTh-.;l)edii:g-ir-,»e-' strömen K;-ni1 ;lI und Arbeit nach 
den Ländern, die die günstigeren Produktdon sbedingungen aufweisen 
tili'.:'. r.:ealr>i_o' ai:':'"'i'"!t-:nvj:. ;i is den alt i.v: i c.iehr. oesii u'.dven e.ro'iäkehen 
Ländern strömen Kapital und Arbeit nach Amerika und Australien, als 
den Gebieten, dis t;ü»s tigert IVixhkrion^iedrri.^uiigeri aufweisen. Für 
diejenigen europäi sehen Völker, die außer dem aiieii Siedlungsgebiet in 
Europa auch noch über iiir die Ansledkn; von Europäern geeignetes 
üebiei. über See viirfLifiüi. gedeutet 1 : dies nichts anderes, als daß sie 
einen Teil ihrer Bevölkerung nun in Übersee ansiedelten; für England 
z. B.j daß es einen Teil seiner Söhne nun drüben in Kanada, in Australien 
oder Südafrika wohnen hatte. Die Auswanderer, die England verlassen 
hatten, kennten drüben in ihren neuen Wohnsitzen Bürger des englischen 
Staates und Angehörige der englischen Hation verbleiben. Anders lag 
die Sache etwa für Deutschland. Der Deutsche, der auswanderte, kam 
in fremdes Staatsgebiet und unter Angehörige fremder Nationen; er 
wurde Bürger eines i'remden Staates, und es war anzunehmen, daß nach 

werde. Deutschland war vor die Frage gestellt, ob es ruhig zusehen hol, 
daß ein Tri! seines Kapitalsund seiner Sfih::o i ine Ii dem Ausland abwandert. 

Man darf nicht in den Irrtum verfallen, anzunehmen, daß das 
handelspolitische Problem, vor das England und vor das Deutschland 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gestellt waren, dasselbe war. 
Für England handelte es sich darum, ob es die Abwanderung einer Anzahl 



von Sehnen Englands nach den Dominions dulden soll oder nicht, und 
es lag kein Grund nir, de: Aov.andeniug irgendwie in den Weg zu treten. 
Für Deutschland lag aber das Problem darb, ob es die Abwanderung 
von Deutschen nach rioj» b-ki-cien Kniinneii, nach Südamerika und nach 
anderen Ländern ruhig hinnehmen soll, wo anzunehmen war, daß diese 
Auswanderer ikre Volks- und Sfetszu^yi^ktiT im l.aul'o der Zeit 



Jahren immer mehr dem Freihandel angenähert hatte, Ende der 70er Jahre 
neuerdings dazu übergegangen, dmch Sehn Um, Iii; die deutsche Land- 
wirtschaft und die deutsehe Industrie gegen die ausländische Konkurrenz 
zu schüizen. Unter dem ^:.'ln;m' dieses Zolles konnte die deutsche Land- 
wirtschaft die Konkurrenz der auf besserem liodi>n wirtschaftenden ost- 
europäischen und übers e eis eiien Landwirtschaft bis zu einem gewissen 
Grade ertragen, konnte die deutsehe Industrie Kartelle bilden, die im 
Inland den Preis iiiitn- den IVelimarkiprcis hielten ur.d ihr durch die 
dadurch erzielten Gewinne ermöglichten, im Ausland zum Weltmarkt- 
preis, mitunter sogar darunter zu verkaufen. 

Doch der endliche Erfolg, den die deutsche Handelspolitik durch die 
Rückkehr zum Schutzzoll angestrebt hat, kennte nicht erreicht werden. Je 
höher die Löbens- undProduktioi-skostor, in Deutschland gerade der Schutz- 
zölle wegen wurden, desto schwieriger mußte sich ciie handeispulitifrise 
Lage gestalten. Wohl ward es Deutschland möglich, in den ersten drei 
Jahrzehnten der neuen handelspolitischen Ära einen gewaltigen indu- 
striellen Aufschwung zu nehmen. Doch dvser Ailidiv.-ung wäre auch 
ohne den Schutzzoll erfolgt, da er vorwiegend die Folge der Einführung 
neuer "Verfahren in der Eisenindustrie und in der chemischen Industrie 
war, die es der deutschen Indus'-rie crinüglk Ilten, die großartigen Natur- 
schätze des deutschen Bodens besser auszunützen. 

Die handelspolitische Lage von heute ist dadurch gekennzeichnet, 
■daß die antiliberale Politik, die die 1'reiiiigigkiil des. Arbeiters im inter- 
nationalen "Verkehr beseitigt und auch die Beweglichkeit des Kapitals 
nicht unbeträchtlich eingeengt hat, gewissermaßen den Unterschied, der 
in den Voraussetzungen des internationalen Verkehrs zwischen dem 
Anfang und dem Ende des 19. Jahrhunderts bestand, wieder beseitigt 
hat. Wieder sind Kapital und vor allem die Arbeitskraft in ihrer Beweg- 
lichkeit behindert. Unbehinderter Warenverkehr würde unter solchen 
Umständen keine Wanderbewegungen auslösen können; wieder würde er 
dazu führen, daß die einzelnen Völker sieh auf die Produktionstätig- 
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keit verlegen, für die bei ihnen die relativ besten Bedingungen gegeben 

Wie immer aber die Voraussetzungen des zwi sehen ;t aar licbf-n 
Handelsverkehrs beschaffen sind, Schutzzölle vermögen immer nur 
eines zu erreichen: daß nämlich nicht dort produziert wird, wo die «ar.ür- 
liehen und gesellschaftlichen Bedingungen dafür am günstigsten sind, 
sondern anderswo, d. h, also dort, -wo die Bedingungen" schlechter sind. 
Das Ergebnis der Schutzzollpolitik ist also immer Hinderung des Ertrages 
der menschlichen Arbeit. Es fällt dem Freihändler nicht ein, zu bestreiten, 
daß das Übel, das die Völker durch die prüteUio-i-l^ohe Politik be- 
kämpfen wollen, ein Obel sei. Was er behauptet, ist nur das, daß die 
ron den Imperialisten und Schutzzöllnem vorgeschlagenen Mittel jenes 
Obel nicht beheben können. Er sehlägt daher einen anderen Weg vor. 
Daß Völker wie das deutsche oder das italienische bei der Verteilung der 

wandern müssen, in denen sie unter den Bedingungen nichtliberaler 
Staatlichkeit zur Entnationalisierung genötigt ;i:id, ist eine jener Bedin- 
gungen der zwischenstaatlichen V ( ..i'i';i:Sjütit- von heute, die der Liberalis- 
mus ändern ■will, weil er nur so die Voraussetzungen ungestörten Briedens 
schaffen kann. 

8. Freizügigkeit. 

Man hat dem Liberalismus mitunter viirgfironoii, eis Ii sran Programm 
vorwiegend negativ sei. Das Wesen der Freiheit bedinge dies schon, da 
Freiheit nur als Freiheit von irgend etwas gedacht werden könne und die 
Freiheit; Forderung in der Abwehr irgendwelcher Ansprüche be9tehe. 
Dagegen meinte man, sei das Programm der Autoritätsparteien positiv. 
Da in den Ausdrücken negativ und positiv in der Kegel eine ganz be- 
stimmte Werthetonung mitschwingt, lag in dieser Charakteristik der 
Versuch, das politische Programm des Liberalismus durch Ersehleichung 
zu ;i V kreditieren. 

Es braucht hier nicht noch einmal wiederholt zu werden, daß das 
Pr(vr:ismm de; L:b;:LiU;m : ;< - eii:' fir'n ;mni...'rt.'i;f,^r.urn an deii 
Produktionsmitteln aufgebautes Gemeinwesen — nicht weniger positiv 
ist als jedes andere denkbare politische Programm. Was am Programm 
des Liberalismus negativ ist, das ist die Verneinung, die Ablehnung, die 
Bekämpfung aller jener Zustände, die niir dienern, positiven Programm 
in Widerspruch stehen. In dieser Abwehrtätigkeit ist das Programm des 
Liberalismus — übrigens wie das jeder Sichtung — abhängig von der 
Stellung, die die Gegner za seinem Programm einnehmen. Wo der Wider- 
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stand der Gegner am stärksten ist, dort muß auch der Ansturm des 
Liberalismus am stärksten sein, wo er schwächer ist oder gar ganz fehlt, 
genügt unter Umständen ein kurzes Wort. Und da der "Widerstand, 
der dem Liberalismus entgegentrat, im Laufe der geschichtlichen Ent- 
wicklung gewechselt hat, ist auch der Abwehrt eil des liberalen Programms 
manchem Wech-fiii untcrTvoriVm gewesen. 

Das tritt am deutlichsten zutage bei der Freizügigkeit. Wenn der 
Liberalismus lür jeden Menschen das Hecht fordert, sich dort aufzu- 
halten, wo er es n ,viinwht. so i.-t auch das keine „negative" Forderung. 
Es gehört mit zum "Wesen der auf dem Sondereigentum an den Produk- 
i ioiu'ULÜTe'.n aufgebanten Gesellschaft, dafl jeder dort arbeiten und dort 
verzehren darf, \\-<; e- ihn: sin b;;itrr. diinkL. ."V'^'iv v. 1 rti. (iiiwü? Po^.nlat 
erst dort, wo es den auf die Beschränkung der Freizügigkeit arbeitende» 
Kräften gegenübertritt. In diesem negativen Teil hat das F .■' 
reaht im Laufe der Zeiten einen vollkommenen "Wandel durchgemacht. 
Als der Liberalismus im 18. und 19. Jahrhundert aufkam, hatte er für 
die Freiheit der Auswanderung zu kämpfen; heute geht der Kampf um 
die Freiheit der Ziivantlmmir. Damals mußte er gegen die Gesetze auf- 
treten, die den Bewohner des flachen Landes verhinderten, in die Stadt 
zu ziehen, und die dem Hanne, der rein Vaterland verlassen wollte, um 
sich in der Frenirio ein rx-ssercs Seliieksal zu zimmern, strenge Strafen 
in Aussicht stellten. Die Zuwanderung aber konnte sieh damals im 
allgemeinen frei und ungehemmt vollziehen. 

Heute ist das bekanntlich ander?. Ks ring vor einigen Jahrzehnten 
mit Gesetzen gegen die Einwanderung von Kulis und Chinesen an. Heute 
bestehen in allen Staaten der "Welt, in die Einwanderung lookend er- 
scheinen könnte, mehr oder weniger strenge- GesetKe. die entweder die 
Einwanderung ganz verhindern oder doch sehr stark einschränken. 

Die auf Bescb/äiik:"^ di r Einwanderung gerichtete Politik ist unter 
doppeltem Gesichtspunkt zu betrachten: einmal als Politik der Gewerk- 
schaften, dann als nationale Schutzpoiitik. 

Die Gewerkschaften können den Arbeitsmarkt — wenn w hier von 
den Gewaltmitteln der Zwangs Organisation aller Arbeiter, des obliga- 
torischen Streikes und der gewaltsamen Behinderung der Arbeitswilligen 
absehen — nur dadurch in ihrem Sunt: beei::fl:i«en, dtß sie das Angebot 
an Arbeitskräften beschränken. Da es nun aber den Gewerkschaften 
nicht möglich ist, die Zahl der auf der Welt lebenden Arbeiter herab- 
zumindern, so bleibt ihnen nur die Möglichkeit, in einem Industriezweig 
oder in einem Land auf Kosten der in anderen Industriezweigen tätigen 
oder in anderen Ländern lebenden Arbeiter die Zahl der Arbeiter durch 
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Sperrung des Ziiiu-r-;; kTalizufetzan. Di* Ab^irming eines Industrie- 
zweiges gegen die übrigen im Lands lebenden Avbejter ist ;uis praktif eisen 
politischen Gründen nur in einem beschränkten Umfange möglich. Da- 
gegen ist die .Ab.=pe]T.;ng gei-en das Ausland politisch unschwer durch- 



zuführen. 



i". jn -i I m. i[ i; rm 1 ' 1 ii und damit auch die Pro- 



würden europäische Arbeiter in großer Zahl nach den Vereinigten Staaten 
auswandern, um dort Arbeit zu suchen. Das wird durch die amerikanischen 
Einwanderun gssi-s-.'tz:: r.i n ic n^Ef tjb erschwert. Damit wird in den 
Vereinigten Staaten cier Aniciislülin über dein Xiveau erhalten, das er 
bei völliger Freiheit der Wanderung annehmen, würde, in Europa aber 
unter dieses Niveau herabgedrückt. Auf der einen Seite gewinnt der 
amerikanische Arbeiter, auf der anderen Seite verliert der europäische 
Arbeiter. 

Doch es wäre veriehk, die "Wirkimgen acr tYci^igigkeilsbesclu-änkung 
nur vom Gesichtspunkt der unmittelbaren Wirkung auf den Arbeitslohn 
zu betrachten. Sie gehen weiter. Durch das relative Überangebot von 
Arbeitskraft in Gebieien tait weniger giiastigen Produktion* Verhältnissen 
und den relativen Mrtngc-] au Arbeiten! in Gebieten mii. vdrhäliniärniillig 
günstigeren Produktionsverhältnissen wird in jenen die Produktion weiter 
ausgedehnt, in diesen mehr eingeschränkt als es bei voller Breizügjgkfflt 
der Fall wäre. Die Wirkungen der Beschränkung der Wanderungsfreiheit 
sind also ganz dieselben wie die eines Schutzzolles, Sie führen dazu, daß 
in einem Teil der 'Welt giüis tigere I-'lvi d:; k I rif-s:* :J<?£rf: 1 1 J i<ü niehl; aus- 
genützt werden und in einem, anderen Teil der Welt weniger günstige 
Pnidukiioasgelcgenheiterr ausgebeutet werden. Vom Standpunkt der 
Menschheit gesehea: V erring eriucg der Ergiebigkeit der menschhehen 
Arbeit, Verminderung des der Menschheit zur Verfügung stehenden 
Güterreichtums. 

Die Versuche, die Politik der Einwände:: ing.sbesebriUikiuigen vom 
wirtschaftlichen Standpunkt aus zu rechtfertigen, sind also von vorn- 
herein ganz aussichtslos. Die Einwanderungsbeschränkungen verringern, 
darüber kann nicht der geringste. Zweifel bestehen, die Ergiebigkeit der 
menschlichen Arbeit. Wenn die Gewerkschaften der Vereinigten Staaten 
■oder Australiens die Einwanderung behindern, so kämpfen sie nicht nur 
gegen die Interessen der Arbeiter der übrigen Länder der Erde, sondern 
auch gegen die Interessen aller übrüren Xet.schen, um sieh einen Sonder- 
vorteil herauszuschlagen. Dabei bleibt es noch durchaus ungewiß, ob 



nicht die Steigerung der allgemeinen Ergiebigkeit der menschlichen 
Arbeit, die durch die Herstellung der vollen Freizügigkeit bewirkt werden 
könnte, so grois wäre, daß sii; auch :ür die MitjrJioder der amerikanischen 
und australische-! Gewerkschal'i.fin die Einbuße, die sie durch die Zu- 
wanderung der fremden Arbeiter erfahren könnten, vollkommen wett- 
machen müßte. 

Die Arbeiter der Vereinigten Staaten und Australiens könnten die 
Einwanderung mchx l;:^:;h ranken, wenn ihn™ niehi. noch ein anderes 
Argument zur Begründung ihres Tuns zur Verfügung stünde. Noch 
immer ist heute die Macht gewisser liberaler Grundsätze und Ideen so 
groß, daß man sie nicht zu bekämpfen vermag, wenn man nicht über 
das Interesse an Erziehung höchster Ergiebigkeit der Produktion ein 
vermeintliches höheres und wichtigeres Interesse zu stellen hat. Wir 
haben schon geiche?-., v.ir-. <icr SduLtzzoll nüt nationalen Motiven gerecht- 
S'enigt wird. Sationale Interessen sinn aiuh, die zugunsten der Ein- 
wanderungsbesL'hilinkung'-'ii gH;ei:il gojüaeht werden. 

"Wird die Einwanderung vollkommen freigegeben, dann werden sieh 
von Europa; übervölkert im Gebieten die Einwanderer in dichten Seharen 
nach Australien und Amerika ergießen. Sie werden so zahlreich kommen, 
daß mit ihrer nationalen Assimilation, nicht mehr zu rechnen sein wird. 
Wenn früher die KLiwan derer in den Vi 'reinigten Staaten bald die eng- 
lische Sprache und die amerikanischen Sitten und Gebräuche ange- 
nommen haben, so war dies zum Teil darauf zurückzuführen, daß sie 
nicht in so großer Zahl auf einmal hinüberkamen. Die kleinen Gruppen 
von Einwanderern, die sieh über das weite Land verteilten, lösten sich 

nationalen Assimilation war die. daß die fremdnationalen Einwanderer 
nicht zu zahlreich kamen. Das werde sieh jetzt ändern, meint man, und 
es bestehe die Gefahr, daß die Yorherrsckali eile: 1 riehtiger gesagt Allein- 
herrschaft der iinpe>;iej:d;ehen Nationalität in den Vereinigten Staaten 
gebrochen werde. Ganz besonders hei ihr In et man die? von einer starken 
Einwanderung asi.irt'soh-inon^ijüjciier Elemente. 

Diese Befürchtungen mögen für die Vereinigten Staaten viiJleiehl 
übertrieben sein. Für Australien sind sie es sicher nicht. Australien hat 
ungefähr die Einwohnerzahl Österreichs. Sein Fiäcbftwaum aber ist 
hundertmal so groß wie der Österroieiis, und seine natürlichen Hilfs- 
quellen sicherlich uni"ore;leic-ilii''i irieher ilIs die Ö^Mrreichs. Würde man 
die Einwanderung nach Australien freigeben, dann ist mit großer Wahr- 
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scheinlichkeit anzunehmen, daß Australiens Bevölkerung in -wenigen 
Jahren in der Mehrzahl aus Japanern, Chinesen, Halayen und Kulis 
Bestehen wird. 

Die Abneigung, die die Mehrzahl der Menschen der Welt heute 
gegen den Angehörigen fremder Nationen und besonders noch gegen 
solche fremder Menschenrassen empfindet, ist so groß, daß man es ohne 
daß sie sich dem Gedrillten friedlichen Ausgleichs 
e widersetzen. Es ist kaum anzunehmen, daß die 
Australier die Einwanderung nicht der englischen Kation angehöriger 
Europäer freiwillig gestatte;! werden, und ei ist giin? ausgeschlossen, daß 
sie auch den Asiaten gestatten sollten, Arbeit und. Mei:erlassung in ihrem 
Erdteil zu suchen. Die Australier englischer Abkunft stehen auf dem 
Standpunkt, daß der Umstand, daß die Besiedlung dieses Landes zuerst 
durch Engländer erfolgte, für ewige Zeiten der englischen Nation ein 
"Vorrecht auf den siuiiidiiießlielieii Bssiis diesem ganzen Erdteiles gibt. 
Die Angehörigen der anderen r :■ _ L^i-r ■ dor Ti'oJ.t s.ber v.-ii]"eri den Australiern 
allen Besitz, den sie in Australien nutzen : Triebt im geringsten streitig 
machen. Sie meinen nur, daß es unbillig sni, düß die Australier es nicht 
gestatten, günstigere Produktionsbedingungen in Australien, die heute 
brach liegen, auszunützen, und sie zwingen, ungünstigere Produktions- 
bedingungen in ihrer Heimat zu bearbeiten. 

Der Stand dieser Mir das icliietea-i der ^'tlt wielitigsmi Streitfrage, 
von deren befriedigender Lösung Sein oder Sichtsein der Zivilisation 
abhängt, ist also der: auf der einen Seite stehen Dutzende, ja Hunderte- 
vou 'Cllienrn lini-opn 1 ind A.-i^irni, die ::iei'ti: fir.r;. inner uiigiinj ti- 
geren Froduktionsbedingungen zu arbeiten, als es jene sind, die sie in 
den verschlossenen Gebieten finden können. Sie verlangen Öffnung der 
Grenzen des verbotenen Paradieses, weil sie sich davon Erhöhung der 
Ergiebigkeit ihrer Arbeit und damit höheren Wohlstand versprechen. 
Auf der anderen Seite stehen diejenigen, die so glücklich sind, das Land 
mit den günstigeren ProduMonsbedingungen bereits ihr eigen zu nennen. 

mittein sind — den höheren Lehn, den ihnen diese Stellung gewährleistet, 
nicht fahren lassen. Einmütig aber fürchtet die ganze Nation die Über- 
flutung durch die Fremden. Sie fürchtet, daß sie einmal in ihrem Lande 
in die Minderzahl gedrängt werden könnte, und daß sie dann alle jene 
Sehrecken der nationalen Verfolgung erdulden müßte, denen z. B. heute 
die Deutschen in der tschechoslowakischen Eepublik, in Italien, in Polen 
ausgesetzt sind. 

Man kann nicht bestreiten, daß diese Befürchtungen berechtigt sind. 
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Bei der Macht! LiU.>, iKe dem Atnn,w. heute zu Gebote steht, muß die natio- 
nale Minderheit von der andersnationalen Mehrheit das Schlimmste 
befürchten. Solange der Staatsapparat bei der Machtfülle belassen wird, 
die er heute hat und die ihm von der öffentlichen Meinung heute zu- 
erkannt wird, ist es ein entsetzlicher Gedanke, in einem Staate leben zu 
müssen, dessen Regierung in der Hand Angehöriger einer anderen Kation 
ist. Es ist fürchterlich, in einem Staate au leben, in dem. man auf Sehritt 
und Tritt der — sich unter dem Scheine der Gerechtigkeit verbergenden 
— Verfolgung durch eine herrsehende Mehrheit ausgesetzt ist. Es ist 
fürchterlich, schon in der Schule wegen seiner Vnlkszii^äiörigkeit zurück- 
gesetzt zu werden und vor jeder Gerichts- und vor jeder Verwaltungs- 
behörde Unrecht- zu behalten, weil man nicht der herrschenden Kation 
angehört. 

Betrachtet man den Konflikt unter diesem Gesichtspunkt, so seheint 
es, daß er eine andere als die gewaltsame Losung durch Krieg nicht 
zuläßt. Es ist anzunehmen, daß dabei die an Zahl schwächere Kation 
unterliegen wird, daß es also z. B. den Hunderte Millionen zählenden 
Völkern Asiens gelingen werde, die Nachkommen der weißen Rasse aus 
Australien zu verdrängen. Doch wir wollen uns auf solche Vermutungen 
gar nicht einlassen. Denn sicher ist, daß solche Kriege — und wir dürfen 
doch wohl annehmen, daß ein 'Weltproblem von so großer Tragweite 
nicht mit einem mal in eine m Kricir j-^UTst werden kann —zur fürchter- 
lichsten Katastrophe der Zivilisation fuhren müßten. 

Es ist eben klar, daß die Lösung des "Wanderungsproblems nicht 
möghch ist, wenn man an dem Ideal des vielgesehiiftigen Staates, der 
sich in jede menschliche Lebensäußerung einmengt, oder gar andern des 
sozialistischen Staates festhält. Die Durchführung des Liberalismus 
würde es ermöglichen, das Wanderproblem, das heute unlösbar erscheint, 
zum Verschwinden zu bringen. Welche Schwierigkeiten könnten in 
einem liberal regierten Australien daraus entstehen, daß in einigen Teilen 
dieses Kontinents Japaner undin anderen Deutsche die Oberhand hätten? 

9. Die Vereinigten Staaten von Europa. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika sind der mächtigste und 
reichste Staat der Welt. Nirgends sonst konnte sich der Kapitalismus 
freier und weniger behindert durch die Regierung entfalten. Die Bewohner 
der Vereinigten öl Miau von Amerika sind daher weitaus reicher als die Be- 
wohner irgendeines anderen Landes der Erde, Seit mehr als spcm? ..Uiiiren 
ist ihr Land von keinem Krieg mitgenommen worden. Hätten sie nicht 
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die Ausrottungskrici'o scger, die l'reinAuhüer dos Landes geführt, hätten 
sie nicht ohne jede Nötigung 1898 mit Spanien Krieg geführt und hätten 
sie sich nicht am Weltkrieg betciligi, =o wrii-iten unter den Bürgern des 
Landes heute kaum einige Greise aus eigener Erfahrung m berichten, 
was Krieg heißt. Man mag es bezweifeln, ob die Amerikaner selbst zu. 
würdigen wissen, was sie alles dem Umstände verdanken, daß flie Politik 
in den Staatan mehr Liberalismus und Kapitalismus verwirklicht hat 
als die irgendeines anderen rilns Isisens. Auch die Ausländer wissen 
nicht, was es gewesen ist, das die viel beneidete Republik reich und 
mächtig gemacht hat. Aber darin sind doch alle — von denen abgesehen, 
die, voll von Bessentiment, vorgeben, den ..Materialismus'' der amerika- 
nischen Kultur tief zu verachten — einig, daß sie nichts sehnlicher 
wünschen, als daß anch ihr Staatswesen so rcie:: und mächtig dastünde 

"Von verschiedenen teilen wird nun als der einfachste Weg, um dieses 
Ziel su erreichen, die Bildung der „Vereinigten Staaten von Europa" 
bezeichnet. Die einzelnen Staaten des europäischen Kontinents wären 
zu wenig vo!k-reieL und hinten ii'eti;. genüg Land zur Verfügung, um sich 
am Kampf der Staaten um die Vormacht gegen die innner mächtiger 
werdende nordamerikanische Union, gegen Kußland, gegen das englische 
Empire, gegen China und gegen andere Gebilne Sknlieher Grüße, die 
— etwa in Südamerika — noch entstehen könnten, zu behaupten. Sie 
müßten sich daher zu einer [tyilii.ärischon und politischen Einheit zu- 
sammenschließen. 7.11 eir.cm Scr.ui.s.- und Trutzbündnis, das allem im- 
stande wäre, Europa in den kommenden Jahrhunderten die Bedeutung 
in der Weltpolitik zu sichern, die ihm in den letzten Jahrhunderten zu- 
gekommen ist. Eine ganz besondere Fori! einig empfängt die Idee der 
paneuropäi sehen Union ans der sieh Tag für Tag jedermann mit stärkerer 
Evidenz aufdrängenden Erkenntnis, daß es iiiiiis Widersinnigeres geben 
kann als die Schutzzollpolitik der europäischen Staaten. Nur die weitere 
Entwicklung der internationalen Arbeitsteilung kann den Wohlstand 
mehren und jene Fülle von Gütern erzeugen, deren mir bedürfen, um 
die Lehenshaltung und damit das Kulturniveau der Massen zu heben. 
Die Wirtschaftspolitik aller Staaten, ganz besonders aber die der '.de in er im 
europäischen Staaten, ist gerade darauf bedacht, die internationale 
Arbeitsteilung ganz zu unterbinden. Vergleicht man die Lebensbedin- 
gungen der nordamerikanische ii ifiluslrie ; die einen durch keinerlei Zelle 
und ähnliche Hindernisse beengten Markt von mehr als 120 Millionen 
reichen Verbrauchern mr Verfügung hat, mit denen der deutsehen oder 
gar etwa mit denen de? tschechoslowakischen oder der ungarischen 
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Industrie, dann zeigt es sieh Mar, wie widersinnig die Bestrebungen sind, 
Meine autarke Win-chaimiebiete zu schaffen. 

Die Übelstände, gegen die die Vorkämpfer der Idee der Vereinigten 
Staaten von F.iuorin 'diSivrl.i'ri. dm. ohm- Zweifel vorhanden, und man 
müßte sie je eher desto besser nbstdleii. Aoer die Bildung der Vereinigten 
Staaten von (Europa wäre kein geeigneter Weg, um diese; Ziel zu crreidien. 

Jede Reform der zwisehL-ifi-a.illiidii'ii Beziehungen muß darauf aus- 
gehen, den Zustand zu beseitigen, in dem der einzelne Staat nur darauf 



dureh Einschränkung i:ev Staats tätigkeit auf das engste Gebiet, so daß 
dem Staate und seiner räu:iil">l]-:!i ].!(■£■«■ usimg nicht mehr jene über- 
ragende Bedeutung für das Leben des einzelnen zukommt, die es ver- 
ständlich erscheinen läßt, daß in der Vergangenheit und in der Gegen- 
wart Ströme von Blut vergossen wurden, um die Grenzen der einzelnen 
Staaten abzustecken. An Si.rile der Kotigen Enge, die in der eigenen 
Staatlichkeit und im eigenen Volk alles sieht und kein Verständnis hat 
für die Wichtigkeit der internationalen Z^arurnviiKi-lxiii. muß das kosmo- 
politische Denken treten. Das aber ist nur möglich, wenn man die Staaten- 
gesellschaft, den internationalen Über- und Oberstaat so eingerichtet hat, 
daß kein Volk und kein einzelner wegen seines Volkstums und seiner 
völkischen Sonderart unterdrückt wird. 

Um die Volke- aus der F-iigi: di:r iiaüone.liiiist-i-.eu Politik, die stets- 
auf das Verderben des Bachbars lauert und in letzter Linie das Verderben 
aller herbeiführt-, zu einer wahrhaften TTeH-politik hinauszuführen, bedarf 
es sohin in erster Linie der Erkenntnis, daß die Interessen der Völker 
rieht widerstreiten und daß jedes Volk seinen eigenen Vorteil dann am 



darum, daß die Völker den an? das rijt«™ Vnik ein^ylt^ Chauvinismus 
durch einen auf eiren gtüfeen Kreis eingestellten Chauvinismus ersetzen,, 
sondern daß sie erkennen, daß jede Art von Chauvinismus verkehrt ist 
und daß man an Stelle der alten militaristischen Mittel der internationalen 
Politik nun neu*: friedliche Mittel Helen lassen muß, die auf gemein- 
schaftliche Arbeit und nicht auf weehiel seitigt:; liekriegen abzielen. 
Die Vorkämpfer von Paneuropa und der Vereinigten Staaten von-. 
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Europa verfolgen aber andere Ziele. Sie planen nicht eine neue Form 
i.I.t Sriidilicbkijü:, die nr-k von den bishsrij^-n. ijiijieritJis lisch und mili- 
taristisch orientierten Staaten dem "Wesen ihrer Politik nach unter- 
scheiden soll, sondern ein Beugebilde der alten imperialistischen und 
militaristischen Staatsidee. Paneuropa soll großer sein als die f.-inzei~on 
Sts,aton, die in ihm aufgehen werden, es soll mächtiger sein als diese und 
daher militärisch leistungsfähiger, besser geeignet, den GroLifitaaren 
England, Vereinigte Staaten Ton Amerika und Rußland "Widerstand zu 
leisten. An Stelle des französischen, des deutschen, des magyarischen 
Chauvinismus soll der eiiiMpn^ohe treten; seine Spitze seil sieh gegen die 
„Ausländer" kehren, gegen Briten. Amerikaner, Russen, Chinesen, 
Japaner; nach innen aber soll es ein alle europäischen Völker einigendes 
Gebilde sein. 

Nun Vann man chauvinistisches Staats empfinden und chauvinistische 
Staats- und Kriegspoütik wohl auf nationaler Grundlage aufbauen, aber 
nicht auf geographischer. Die Sprachgemeinschaft knüpft auf der einen 
Seite ein enges Band zwischen den Volksgenossen, und die Sprachfremd- 
tit'it liitlr zwischen ilcn Vilkü:';] eine Kluft sich ü:ifLUi!: ohne diese — von 
allen Ideologien unabhängige — Tatsache hätte sich chauvinistisches 
Denken nie entwickeln können. Doch der Umstand, daß das geistige 
Auge des Geographen, der die l,;nii£liarren betrachtet, dun turepiüvfilon 
Kontinent (mit Ausschluß von Rußland) als eint: KLiitieit ansehen kann 
(aber nicht mußt), schaffe zviii'hju den Bewohnern dieses Baumes keine 
Gemeinsamkeit, auf die der Politiker sehe EniwlLili- »:;f sauen könnte. 
Man kann einem Rheinländer iieL'nl-lieli machen, daß er seine eigene 
Sache verficht, wenn er üür die Deutschen Ostpreußens in den Kampf 
zieht, man wird ihm vielleicht einmal begreiflich machen können, daß 
die Saelie aller Menschen in der "Welt auch seine eigene Sache ist. Er 
wird es aber nie verstehen können, daß er für die Sa du: der Poi-medc-en, 
weil sie auch Europäer .sind, einzutreten habe, daß aber die Sache Eng- 
lands die Sache eines Feindes oder bestenfalls eines gleichgiüiigcn Kreiden 
sei. Eine lange g^scrichrlii'i'j: Eiiuiekkiiisr, diu man aus dem Leben der 
Menschheit nicht tilgen kann (und die, nebenbei bemerkt, der Liberalismus 
auchmeht tilgen will), hat es dahin gebracht, daß das Hi.-rz ei:ws Deutschen 
höher schlägt, wenn, von deutscher Art, von deutschem Volk, von Deutsch- 
land gesprochen wird. Diese* na 'hm, 'de Gefühl war gegeben, ehe die 
Politik darauf ausging, auf seiner Grundhwe dm! -che ^raatsidee, deutsehe 
Politik und auch deutschen Chauvinismus aufzubauen. Daß die "Worte 
Europa oder Paneuropa und europäisch oder paneuropäiseh diesen Klang 
nicht haben, daß sie alles das nicht auslösen können, was die "Worte 
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Deutschland und deutsch auslesen, das nicht beachtet zu haben ist der 
Grundfehler aller jener gutgemeinten Entwürfe, die an Stella der Natio- 
nalstaaten Unionstaaten treten lassen wollen, möge es sich nun um Mittel- 
europa, Paneuropa, Panamerika oder sonst ein ähnliches Gebilde handeln. 

Am klarsten wird die Sache, wenn wir die handelspolitische Seite 
ins Auge fassen, die in allen diesen Projekten eine entscheidende Holle 
spielt. Man kann, wie die Dinge heute Hegen, einen Bayer dazu bringen, 
■daß er es für richtig ansieht, daß ihm der Bezug irgendeines Artikels 
durch einen Zoll verteuert wird, damit die deutsche Arbeit — etwa in 
■Sachsen — geschützt wird. Es wird hoffentlich einmal gelingen, ihn zur 
Hinsicht zu tiekehren, daß alle handelspolitischen Autarkie besrru I>i.i^l jf-ri 
und somit alle rici'.i.n.zzölh: z'.veok- und sinnwidrig und daher aufzuheben 
sind. Kiemais aber wird es gelingen, einen Polen oder einen Magyaren 



Deutsehland oder Italien eine Hrze'.igurg dieser Art in ihrem Lande 
betreiben kennen. Man kann eben die Sdnmzolipiiliiik auf das nationale 
Zusammengehörigkeitsgefühl und auf die nationalistische Theorie von 
d: • Uu v, ■.■, : is-l : .c-hk(.-ii d> r lir/frivsi'.-n ik'. eir.ielue.Y. Yüiker stützen; man 
hat aber keine ähnliche ideologische Grundlage, auf der man ein System 
uiii onitaat'i eher üeliutznolitik aufbauen kennte. Es ist offenbarer 
Widersinn, die sich immer mehr und mehr ausbildende Einheit der Welt- 
wirtschaft in kleine möglichst autarke nationale Wirtschaftsgebiete zu 
zerschlagen. Aber man kann die nationalistische Absperrungspolitik 
nicht dadurch überwinden, daß man an ihre Stelle die Abspenungspolräk 
eines größeren Staatsgebildes, das verschieden t Völler zu einer politischen 
Einheit i.iisa.iiiiiien!p.jt, setzt. Dat. einzige, was die Schutzzollpolitik 
und die Autarkiebestrebvmgen überwinden kann, ist die Erkenntnis ihrer 
Schädlichkeit und das Verständnis für die Interessensolidaritä,t aller 
Völker. 

Wenn man i.Ien Saeliwi'i* erbracht hat, daß die Spaltung der Einheit 
■der Weltwirtschaft in kleine au 
diinn ergib" sie-: darauf mit Sotw 

zum Freihandel übergehen muß. um zu Deweisen, oau man ein pan- 
europätsehes Schutzzollgebiet zur ErreHhung paneuropäischer Autarkie 
bilden soll, müßte man erst den Beweis erbringen, daß zwar die Interessen 
der Portugiesen und der Eumänen solidarisch sind, daß aber beider 
Interessen mit ds:if:n liiasili.eiif. und Eußlands kolhdieren. Man müßte 
■den Beweis erbringen, daß es für den :feyaren gut sei, die magyarische 
Textilindustrie zugunsten der deutschen, der französischen und der 
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belgischen aufaugeben, daß aber die Interessen der Magyaren durch die' 
Einfuhr englischer oder amerikanisch« '.[Y-Kührarci!: geschädigt werden.. 

Die Bewegung zur Bildung von Ünionstaaten ist aus der richtigen 
Erkenntnis der Unnahbarkeit aller chauvinistischen S.vtjri-jb.-ilink 
entsprungen. Aber das, was sie an deren Stelle setzen will, ist undurch- 
führbar, weil es der lebendigen Grundlagen im Bewußtsein der Völker 
ermangelt. Und könnte selbst das Ziel der p;!M. europäischen Bewegung- 
erreicht werden, dann würde es in der Welt nieht um ein Haar besser 
werden. Der Kampf des geeinten Kontinentaleurcpa gegen die großen 
Weltmächte außerhalb seines Gebietes wäre nicht weniger verderblich 
als es der Kampf der europäischen Staaten untereinander ist. 

10. Der Völkerbund. 

Wie der Staat in den Auwu üi.-f- Lii oralen iroiit <[a Höchste 
so ist er für ihn auch nicht die beste Zv;s>e>y:-^iiii-:n:on. Die meta- 
physische Staatslehre erklärt, dabei der Eitelkeit und Überhebung der 
Fürsten entgegenkommend, daß jeder einzelne Staat souverän sei, d. h. 
daß er die oberste und letzte Instana darstelle. Aber wie für den Liberalen 
die Welt nicht an den Grenzen des Staates endet, wie für ihn die Staats- 
grenzen überhaupt nur eine nebensächhehe und untergeordnete Bedeutung, 
haben, wie sein politisches Denken die gesamte Menschheit umfaßt, wie- 
der Ausgangspunkt aller seiner polir-i^i-iion Doktrinen die Überzeugung 
ist, daß die Arbeitsteilung eine internationale und nicht bloß eine natio- 
nale ist, wie er von vornherein weiß, daß es nicht genügt, den Frieden 
im Innern des Staates herzustellen, daß es vielmehr notwendig ist, daß 
alle Staaten untereinander in Frieden leben, so fordert er auch, daß die 
staatliche Organisation ihre Fortsetzung und ihren AbseliliiLi i'indi: in 
einer staatsgleiehen Verbindung aller Staaten zu einem Weltstaat. Darum 
erscheint ihm das Völkerrecht dem Staatsrecht übergeordnet, und darum 
fordert er über den Staaten stehende Oerithte und läehürden, die in 
ebensolcher Weise den Frieden zwischen den Staaten sicherstellen, wie 
innerhalb des Staates die staatliehen Behörden und Gerichte für die- 
Aufrechierhaltung des Briedens sorgen oder wenigstens zu sorgen haben. 

Lange Zeit hindurch war die Forderung nach der Errichtung einer 
derartigen überstaatlichen Weltorganisation eine kaum beachtete Utopie 
einiger weniger Denker. Wohl sah die Welt seit dem Ausgang der napoleo- 
nischen Kriege wiederholt die Staatsmänner der wichtigsten Staaten 
um den Konferenztisch versammelt, um einheitliche Beschlüsse zuwege 
zu bringen, wohl 'entstanden seit der Mitte des 19. Jahrhunderts immer 
mehr überstaatliche Gebilde, von denen das „Rote Kreuz" und der- 



Weltpostverein die bekurmteiten sind, doch I das war noch himmelweit 
entfernt von der Herausbildung einer wahren überstaatlichen Organisation. 
Auch die Haager Friedenskonferenzen haben hier kaum einen Fortschritt 

■wäre, weite Anerkennung zu bringen vermocht. Nach. Beendigung des 
Krieges sind dir Sieker dazu resiOiritten, ein Gebilde m schaffen, dem 
sie den Samen Völkerbund gegeben haben und das man vielfach in der 
"Welt für den Ausgangspunkt einer wirklich brauchbaren künftigen über- 
staatlichen Organisation hält. 

Darüber kann allerdings kein Zweifel bestehen, duß das, was heute 
unter dem Hamen Völkerbund besteht, in kdner Weise jenes Ideal einer 
überstaatlichen Organisation verwirklicht, das der Liberalismus fordert. 
Zur.ikhst gehören dem V ribierbimd einige iier wk-Lii^ren und grillen 
Nationen der Weit überhaupt nicht an. Außerhalb des Völkerbundes 
stehen, von kleineren Völkern abzusehen, vor allem die Vereinigten 
Staaten. Die Verfassung den Yiilkerbuaites leidet von vornherein darunter, 
daß sie zwei Kategorien von Staaten unterscheidet, solche, die volles 
Recht genießen, und solche, die, weil sie im Weltkrieg auf jener Seite 
gestanden sind, die den Krieg verloren hat, nicht voll berechtigte Mit- 
glieder sind. Es ist klar, daß eine derartige sr.äudisei'i: Gliedn-ung der 
Gemeinschaft der Völker ebenso den Keim von Kriegen in sich tragen 
muß wie jede ständische Gliederung innerhalb eines Staates. Alles dies 




Entscheidung abhängig war. Es gibt in allen Ländern, besonders aber 
in England und Deutsehland, Gruppen, die glauben, daß es im Interesse 
der Ausgestaltung die<?s Sciiemvölk^rbuMdes zu einem wahren Völker- 
bund, zu einem echten Oberstaat der Staaten, gelegen sd, daß man die 
Schwächen und Mängel des Völkerbundes möglichst schonungsvoll be- 
spreche. Soleher Opportunismus tut aber niemals und in keiner Frage 
wohl. Wenn der Völkerbund — und dies dürfte wohl mit Ausnahme der 
Funktionäre und Angestellten der Volkerbundsämter allgemein zu- 
gegeben werden — ein unzulängliches Gebilde ist, das in keiner Weise 
jenen Forderungen entspricht, die man an dne überstaatliche Organisation 
der Welt zu stellen berechtigt ist. so reu 3 man dies immer wieder und 
immer wieder hervorheben, um zu zeigen, was alles geändert werden müßte, 
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damit aus diesem Seheinvölkerbund das wird, was ein wahrer Völkerbund 
zu leisten hat. Nichts hat die Idee der überstaatlichen Organisation 
der Welt so sehr geschädigt wie die Ideenverfrirrung, die daraus ent- 
standen ist, daß man mitunter glaubt, der Völkerbund von Genf habe 
bereits .alles oder wenigstens einen großen Teil von dem verwirklicht, 
was der ehrliche ur.d au;riijrii; ; i' I.ük'itlLi' Iiirtlem muß. Man kann einen 
wahren "Völkerbund, der den ewigen Frieden sicherstellen soll, unmöglich 
aufbauen auf dem Grundsatze der Schonung der historisch überlieferten 
Grenzen der einzelnen Staaten. Der Völkerbund behält den Grundmangel 
alles bisherigen VülkL'iT.jcine; bei, indem er ledighch das Verfahren bei 
Streitigkeiten zwischen Völkern regaix, aanr nicht im mindesten darauf 
bedacht ist, anlere Xorrricn i'iir die :V.;sirag'.m:r dieser Streitigkeiten zu 
schaffen als dhi AiimJilerJinllajig des besrvhet.de^L Be cht s zuStandes und 
der abgeschlossenen Vertrage. Unter solchen Bedingungen aber kann 
der Brieden nicht gesichert werden, es sei denn, daß alle Verhältnisse 
der "Welt in vollkommene Erstarrung verfallen wären. 

Freilich, der Völkerbund stellt, wenn iutii seil- voidchiig und zurück- 
haltend, künftige Grenzverschiebungen, die den "Wünschen der Völker 
und Volksteile Eeclnung tragen, in Aussicht, und er verspricht den 
nationalen Minderheiten, auch sehr vorsichtig und zurückhaltend, Schutz. 
Das würde uns erlauben, zu hoffen, daß aus den höchst urtzuhiri<;!idu'i] 
Anfängen einmal etwas werden könnte, was wirklieh den Hamen Welt- 

Doch die Entscheidung darüber wird nicht in den Sitzungen des Völker- 
fallen. Denn es handelt sich hier überhaupt nicht um ein Problem der 

Menschheit je gestellt war. Es handelt sich darum, ob es gelmgenwird, 
in der ft'eli. -tue Gesiiiiuiv« aufzurichten, ohne die alle Vereinbarungen 
Hut Frieden und schiedsgerichtliches Verla-hren im kritischen Augenblick 
stets nur ein wertloses Stück Papier bleiheu verde«. Diese Gesinnung 
kann aber keine andere sein als das uneingeschränkte, vorbehaltlose 
Bekenntnis zum Liberalismus. Liberales Denken muß die Völker erfüllen, 
liberale Grundsätze müssen alle Staatseinrichtungen durchdringen, damit 
die Voraussetzungen des Friedens geschaffen und die Kriegsursachen 
beseitigt werden. Solange es Schutzzölle und Wanderungsverbote, 
Zwangsschulen und Zwangsunterricht, Interventionismus und Etatismus 
gibt, werden immer wieder Konflikte entstehen, die zu kriegerischen Ver- 
wicklungen führen. 
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11. Rußland. 

Der friedliche Bürger, der sieh durch seine Arbeit in die Gesellschaft 
eingliedert und sich selbst und seinen Mitmenschen dient, wird durch den 
Räuher bedroht, durch den Mann, dessen Gesinnung nicht eingestellt 
ist auf die Arbeit, sondern auf die gewaltsame Aneignung des Produktes 
fremder Arbeit. Jahrtausendelang hat die "Welt das Joch der Eroberer 
und Feudalherren ertragen müssen, die es als ganz selbstverständlich 
fanden, daß sie dazu da seien, die Früchte fremden Fleißes zu verzehren. 
Die Entwicklung der Menschen zur Gesittung und die Verdichtung der 
gesellschaftliehen Beziehungen bestanden in erster Linie darin, den geistigen 
und materiellen Einfluß der Militär- und Herrenkasten, die die "Welt 
beherrschen wollten, zurückzudrängen und an die Stelle des Herren- 
ideals das Bürgerideal zu setzen. Ganz gelungen ist die Verdrängung des 
militaristischen Ideals, das allein den Krieger gelten lassen will und die 
Arbeit verachtet, noch lange nicht. In jedem Volk gibt es noch immer 
Individuen, deren Geist ganz und gor erfüllt ist von den Vorstellungen 
der militaristischen Periode; es gibt Völker, in denen vorübergehend 
uumer nitrier die Inithikre des Eaubos und der Gewalt, die man längst 
für überwunden erachtet hatte, zum Durchbruche and zur IIürrsciinEt 
gelangen. Aber im großen und ganzen kann man sagen, daß Sei des 
Völkern weißer Rasse, die heute das mittlere und westliche Europa und 
Amerika bewohnen, jene Denkungsart, die Herbert Spencer die mili- 
taristische genannt hat, durch die verdrängt wurde, der er den Kamen 
die industrielle beigelegt hat. Sur ein großes Volk gibt es heute, das 
unentwegt an dem militaristischen Ideal festhält: die Russen. 

Gewiß gibt es auch im russischen Volk Kit seilte, diu der Denkungs- 
art, die in ihrem Volke vorherrscht, abhold sind; das Bedauerbche ist 
nur, daß sie sich unter ihren Volksgenossen nicht durchzusetzen wußten. 
Seit Rußland auf die europäische Politik einen Einfluß auszuüben in 
der Lage ist, steht es Kump" immerfort m der äte^ung des Räubers, 
der sprungbereit auf den Augenblick wartet, in dem er sich der Beute 
bemächtigen kann. Riemais haben die russischen Zaren eine andere 
Grenze für die Ausdehnung ihres Reiches anerkannt als die, die ihnen 
durch den Zwang der Verhältnisse diktiert worden ist. Sicht um ein 
Haar anders ist die Stellung der Bolschewiken zu dem Problem der 
räumbchen Ausdehnung der russischen Herrschaft. Auch sie wissen es 
nicht anders, als daß man soweit in der Eroberung gehen darf und gehen 
muß, als man es im Hinblick auf ;eine Kräfte wagen darf. Der glückliche 
Umstand, der die Zivilisation vor der Vernichtung durei die Russen 
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gerettet tat, w<ij' der, ca3 die europii.istb.en Si.nrden so stark waren, daß 

sie dem Ansturm der russischen Barbare : -"!o'.'. tru; Lii'olg standhalten 

konnten. Die Erfahrungen, die die Russin in den napoleonischen Kriegen, 
im Krimkrieg und im türkischen i-'Aäzu« J.S7T— 1.S7S gemacht hatten, 
zeigten ihnen, daß ihre Armee trotz großer Zahl der sireiier nicht fähig 
sei, die Offensive gegen Europa zu ergreifen. Der Weltkrieg hat das 
bestätigt. 

Gefährlicher als die Bajonette und Kanonen sind die Waffen des 
Geistes, freilich, den Widerhall, den die russischen Ideen in Europa 
gefunden haben, verdanken sie in erster Linie dem Umstand, daS eben 

kamen. Tüchtiger wäre es vielleicht zu sagen, daß diese russische Ideen 
sc-l'ist nicht tt-pnindith russisch waren, wenn sie auch dem "Wesen der 
Russen entsprachen, sondern daß sie von den Bussen von Europa ent- 
lehn;: '.Verden nnfer;. Die geistige Unfruchtbarkeit de; r^ssisehen Volkes 
ist ebenso groß, daß es nicht einmal imstande war, Ideen, die denAuadruek 
seines eigensten Wesens darstellen, selbst zu erfassen und auszudrücken. 

.Der [jiberaiismus. der yvin:: an!' 1 1 l ■": Wis-ensebi ; i eL/irrii^de;. ist. und 
di^srui Politik ^iokrs aeilcres daü'-.ii'dL. :ds d.ie Anwendung der Lii'^'rliuiss-e 
der Wissensehaft, muß sieh davor hüten, unwissenschaftliche Werturteile 
zu verwenden. Die Werturteile stehen außerhalb der Wissenschaft und 
sind immer rein subjektiv. Hau kann daher nicht die Völker nach ihrem 
Werte k las zieren und von wertvollen nun rniiiderwen. rollen Völkern 
sprechen. Die Eis je, oh die 'Küssen minderwertig sir.ii oder nicht, scheidet 
daher für unsere Betrachtung vollkommen aus. Wir behaupten gar nicht, 
daß sie es wären. Was wir behaupten, ist einzig und allein dies: sie 
wollen sieh nicht in die gesellschaftliche Zusammenarbeit der Menschen 
fügen. Sie stehen der Gcsellsclia'i der Meeschen und Völker gegenüber 
als ein Volk, das auf nichts anderes als auf das Verzehren dessen bedacht 



liehe Bindung hervorbringen; es kann mit der Welt nie im Frieden leben. 
Es muß in den Zustand i nnigster Barbarei und Wildheit zurückfallen. 
Von der Natur ist Rußland weit reicher mit Fruchtbarkeit und Boden- 
schätzen aller Art bedacht als die Vereinigten Staaten. Hatten die 
Russen kapitalistische Politik gemacht wie die Amerikaner, sie wären 
heute das reichste Volk der Welt. Despotie, Imperialismus und Bolsche- 
wismus haben sie zum ärmsten Volk gemacht. Kun suchen sie in der 
ganzen Welt Kapital und Kredite. 

Hat man dies einmal erkannt, so ergibt sieh daraus klar die Folgerung, 
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■die für die Politik Ufr zi.vilisifiri.211 Völker gegenüber Rußland als Rieht- 
schnür dienen muß: Lasset die Russee Hussen sein, lasset sie in ihrem 
Land machen was sie Wüllen, aber lasset sie nicht über ihre Landes- 
grenzen herauskommen, um die europäische Zivilisation zu zerstören. 
Das heißt nun freilieh nicht, daß man etwa ein Einfuhr- und Übersetzungs- 
verbot für russisch': Schiiten aufrechen soll. Mögen die Neurastheniker 
sieh an ihnen erfreuen, soviel es ihnen gefällt; die Gesunden werden sich 
ohnehin von ihnen abwenden. Das heißt auch nicht, daß man den Bussen 
verbieten soll, pMjijai^ndnj'iiliviiUi d::rc:> dl>< Wf.lt zu unternehmen und 
Besteehungsgelder zu verteilen, wie die Zaren einst den Rubel haben 
rollen lassen. Wenn die moderne Kultur nicht imstande wäre, sich gegen 
die Angriffe bezahlter Subjekte zu wehren, dann konnte sie ohnehin nicht 
Ii f.i Milien bleiben. Das hrllil. auch nie::!.. <Ik1! man i>s Europäern oder 
Amerikanern venveb.'e'.i soll. n;ich Entlknd ?.u reisen, v-enn es sie dabin 
zieht, liegen de auf eigene Gefahr und Verantwortung sich das Land 
■der Massenmorde und des Massenelends nur recht genau besehen. Das 
heißt auch nicht, du 3 man es Kap:i,alisi:i;:i vorkehren toll, Darlehen an 
■die Sowjets zu gewähren oder sonst Kapital in Rußland zu luv tarieren. 
Wenn sie so töricht sind zu glauben, sie könnten jemals etwas davon 
■wiedersehen, so mögen sie es nur tun. 

Aber: Die Regierungen Europas und Amerikas müssen aufhören, 
die sowjetistische Zerstörungswut dadurch zu fördern, daß sie Esport- 
prämien für die Ausfuhr nach Sowjetrußland bezahlon, d. h. also, den 
russischen Sowjetismus durch Geldunterstützung fördern. Sie mögen 
■aufhören, für die Auswanderung nach Sowjetrußland und für die Ausfuhr 
von Kapital dorthin Propaganda zu machen. 

Ob dann das russische Volk sich vom Sowjetismus abkehren wird 
oder nicht, das möge es mit sich selbst ausmachen. Eine Gefahr droht 
der Welt heute nicht mehr von dem Lande der Knute und der Kerker. 
Bei allem ihren Kriegs- und Zerstörungswillen sind die Russen nicht 
fähig, den Frieden Europas emstlieh zu bedrohen. Man lasse sie daher 
: gewahren. Das. wo?eKt:n man iica kehren muiJ.ist nur, (laß die destruktio- 
uistische Politik der Sowjets von uns unterstutzt und gefördert wird. 



IV. Der Liberalismus und die politischen 
Parteien. 



1. Der „Doktrinarismus" der Liberalen. 

Man hat dem äVli'rei: Llbisrülisimis vorgeworfen, daß er zu starr- 
köpfig und nicht genug bereit zu Kompromissen gewesen sei. Er sei 
wegen seiner Unnaehgiebigkeit im Kampfe mit den aufkommenden anti- 
kiipitfürsTiicbin Psricirn aller Art unterlegej.. Hätte er es wie diese ver- 
standen, durch Konzessionen und durch Entgegenkommen an volks- 
tümliche Schlagworte die Gunst der Hassen zu erwerben, so hat« fr den 
seine Stellung wenigstens zum Teil bewahren können. Er habe sich aber 
nie wie die antikapitalistischcr Panc.'.-?n omt Purtsio^anisMlür. und 
einen Propagandaapparat aufgebaut, habe der politischen Taktik in 

gelegt, habe sieh nie auf das Diplomatisieren un^Transigieren verlegt. 



Grunderkenntnis liberalen Geistes ist die, daß es die Ideen sind, die das 

reühthalten, und daß auf dem Fundament falscher und verkehrter Ideen, 
ein dauerhafter Gesellschaftsbau nickt errichtet werden kann. Nichts- 
kann cüe leben.liurder.iids *f i : s p j I s cuiü rt h e. i; i' l ) au k i :« e IdLV.o^ie ersetzen, am 
wenigsten die Lüge,mag sie sich auch Taktik, Diplomatie oder Kompromiß, 
nennen. Wenn die Mensehen nicht aus Erkenntnis der gesellschaftlichen 
Notwendigkeit freiwillig das tun, was zur Erhaltung der Gesellschaft und 
zur Förderung des Wohlstandes in ihr getan werden muß, kann man sie 
durch keine List und durch keinen Kunstgriff auf den richtigen Weg; 
bringen. Wenn sie irren und fehlgehen, dann muß man trachten, sie- 
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durch Belehrung ;iiif unklaren; wenn man sie aber nicht aufzuklären 
vermag, wenn sie im Irrtum beharren, dann läßt sich nichts machen, 
um den Untergang aufzuhalten. Alle jene Kunstgriffe und Lügen dema- 
gogischer Taktiker mögen -wohl geeignet sein, die Sache jener zu fördern, 
die — ob nun in gm cm oder in bösem Glanben,— auf den Untergang der 
Gesellschaft hinarbeiten. Doch die Sache des gesellschaftlichen Fort- 
schrittes, die Sache der Weiterentwicklung und Höherentwicklung der 
Gesellschaft kann man nicht durch Lügen und durch Demagogie fördern. 
Keine Macht auf Erden, keine List und kein Betrug vermöchten es, der 
Menschheit durch schlaue Überhstu nj eine Gesellschaftstheorie beizu- 



an ihm liegt, dem Untergang entgegenzuwirken, dem die Gesellschaft 
heute mit raschen Schritten zueilt. Dabei ist für Konzessionen an irgend- 
welche liebgewordene und eingelebte Vorurteile und Irrlehren keifi Raum. 
In Fragen, die über Sein und Nichtsein, der Gesellschaft, über Aufstieg 
oder Untergang von Millionen Menschen entscheiden. tLhi es keine Kon- 
zession aus Schwachheit oder übelangebrachter Höflichkeit. 

Wenn der I.ibe'iUisiuis ''.iode.r zur Biunt schnür der Politik der großen 
Völker werden sollte, wenn ein Umsehwungin der Gesinnung der Menschen 
dem Kapitalismus wieder ircie 'SJji.lm eriitl'ncn konnte, dann wird sich 
die Welt allmählich aus dem Zuitand zu erheben vermögen, in den sie 
die Politik der vordnig+erj antikapitahstisnhen Gruppen gestürzt hat. 
Einen anderen Weg, der aus den politischen und sozialen Wirren der 
Gegenwart heraus! Uhren konnte, sibt es nicht. 

Der schwerste Irrtum, in dem der ältere Liberalismus befangen war, 

dankens, den Soziologen und Nationalökonome/des IB. und der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts, und ihren Freunden galt es als ausgemacht, 
daß die Menschheit zu immer höherer Stufe der Vollkommenheit fort- 
schreite und daß nichts iruslünde sei, diesen Funfchriit aufzuhalten. 
Sie waren der festen Überzeugung, daß die vernünftige Erkenntnis der 
Grundgesetze des ^esellsfhaftiicher. ZKsanmierdehens, die sie entdeckt 
hatten, bald Allgemeingut sein werde, und daß sich die Menschheit hinfort 
friedlich ohne Störungen zu immer engerer Vi-rkn:ij)iiir,g der gesellschaft- 
lichen Beziehungen, zu immer größerem Wohlstand, zu immer höherer 
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geistiger .Kultur verbinden werde. Mchts war imstande, ihren Optimis- 
mus zu erschüttern. Als der Kampf gegen den Liberalismus immer stärker 
und stärker einsetzte, als von allen Seiten Sturm gelaufen wurde gegen 
die Herrschaft der liberalen Ideen in der Politik, duchta sie, daß es sich 
um letzte Rückzugsgefechte einer absterbend;'!] \\ (ijiarLSoliaiiinit; lia<!iik:, 
die man gar nicht ernstlich studieren und bekämpfen müsse, weil sie 
ohnehin bald von selbst zusammenbrechen werde. 

Die Liberalen waren der Meinung, daß alle Menschen die geistige 
FshigkeU tü-dtzcn. die schwierigen Probleme des gesellsehaftliehen Lebens 
vernunftgemäß zu verstehen und danach zu handeln. Sie waren von der 
Klarheit und Selbstverständlichkeit der Gedankengänge, die sie zu ihren 
p ol iti feilen Trincr. geführt haltm, so sehr durchdrungen, da3 sie es gar 
ni-'it versiehi'!; konnten, daß irgend jemand sie nicht fassen könnte. Sie 
haben zwei Dinge niemals Ii griffe::.: erstens, da-3 die grolie Masse nidit 
die- h'iiliigkfit besitu. logisch zu denken, und zweitens, daß den meisten, 
selbst wenn sie das Sichtige erkannt haben sollten, ein augenblicklicher 
Sondervorteil wichtiger seheint als ein dauernder größerer Gewinn. Die 
meisten Menschen haben nicht einmal jene geistige Begabung, die not- 
wendig ist, um die doch immerhin verwickelten Probleme des gesellschaft- 
lichen Lebens zn durchschauen, und sie haben schon gar nicht die Willens- 
kraft, die erforderlieh ist, um das provisorische Opfer zu bringen, in dessen 
Darbringung alles soziale Handeln besteht. Die Schlagworte des Inter- 
Vi-;.L-iüiii M'. ns iii.il d-s 5 . j 7. : ;l1 1 . 'jt-vr.der., ;i : .» 'i ■ir i-hUi^e ::\f 

Enteignung von Teilen des Privateigentums, finden bei den Massen, die 
dadurch unmittelbar zunächst m profitieren erwarten, immer begeisterte 
Zusti mm ung. 

2. Die politischen Parteien. 

Man kann den Sinn und das Wesen des Liberalismus nicht ärger ver- 
kennen, als wenn man meint, es wäre möglich, die liberalen Ideen durch 
die Mittel zum Siege zu fuhren, die die anderen politischen Parteien 
heute anwenden. 

In der ständisch gegliederten Gesellschaft, die nicht aus gleich- 
berechtigten Staatsbürgern, sondern aus Ständen mit verschiede nen 
Gerechtsamen gebildet wird, gibt es keine politischen Parteien im mo- 
dernen Sinn. Solange die Vor- und Sonderrechte der einzelnen Stände 
nicht in Frage gestellt werden, herrscht zwischen den Ständen Frieden. 
Werden aber einmal d.ie Stand es Privilegien angefochten, dann kommt 
es zur Auseinandersetzung zwischen den Ständen, die nur dann ohne 
Bürgerkrieg ablaufen kann, wenn die eine oder die andere Seite in Kr- 



kenntnis ihrer Sishwiiohjs dnr l-incdicidiuijr cij-gSi die Waffen ausweicht. 
In allen diesen KS.firitli.-kämp]Vri ist dL> Stoii.ung jedes einzelnen durch 
seine Staadeszuechfirigkcii von vornherein gegeben. Es kann Überläufer 
geben, die, in der Erwartung, ihren [if^sisdifilsen Vorteil auf der Seite 
der Gegner besser wahrnehmen zu künrn;», ge^cn ihn; Standesgenossen 
kämpfen und von ihnen dafür als Verräter angesehen werden. Doch 
von soleben Ausnahmefällen abgesehen, tritt an den einzelnen die Frage, 
welcher der kämpfenden Gruppen er sieh anzuschließen hätte, gar nicht 
heran. Er steht zu seinen Standesgenossen und teilt deren Schicksal. 
Der Stand oder die Stände, die mit ihrer Stellung nicht zufrieden sind, 
lehnen sich gegen die herrschende Ordnung auf und haben gegen die 
aiuleren ihm To: (lonirsen dun;lm;;-i:rzen. !>;:? Knrebj'i;. der Kämpfeist, 
wenn nicht etwa alles beim Alten bleibt, weil die Angreifer unterliegen, 
schließlich das, daß an Sülle der aller. Jiddischen Ordnung eine neue 
tritt, in der die Rechte der Stände ander;: .-J^ftiuu sind, als sie es früher 

Da kam der Liberalismus u:ul [orderte die Beseitigung aller Sonder- 
rechte. Die ständische Gliederung der Gesellschaft habe einer neuen 
Ordnung platzzumachen, in der es nur noch gleichberechtigte Staats- 
bürger gehen soll. Nicht mehr die einzelnen Standesprivilegien werden 
angefochten, sondern der Bestand ulier Stur.di^piivil^'ien. Der Libe- 
ralismus reißt die Schranken, die die Stünde scheiden, nieder und befreit 
den Menschen aus der Beengtheit, in die ihn die ständische Ordnung 

g'jv.-je ■ ■ i r. in der kar.i i irfchen (i ■^.dlvfiial:, in dem nach 

liberalen GrundsiiHini i\n^:-i!i;hr.i'ren Swaiwesen wird der einzelne zur 
unmittelbaren Mitwirkung an der politischen Gestaltung des Staates 
aufgerufen, und erst hier hat e: sich für noliuscks: Zit-h; und Ideale zu 
eni.nihiidr-;:. Im Stä'Klcstiiat i^ibt es nur Kämpfe zwischen den Ständen, 
in denen die Stände geschlossen einander gegenübertreten, und, wenn es 
gerade keine 3iiindi;oln- v K jinid',; giiir. iniii'i liidli diT ritändo, 

die ein politisches Leben führen dürfen, Psrieinngen und Koterien, das 
heißt Kämpfe von Cliquen um Einfluß, Macht und den Platz an der 
Krippe. Erst in dem Rcchiääniiij ;loidij:eiTr.>hd.!r>r Staatsbürger, der 
dem nirgends u::d niemals en'.icl'.t/-;i !deal der Liberalen entspricht, 
kann es politische Parteien geben, das sind Verbindungen von Personell, 
die in der Gesetzgebung und Verwaltung ihre Ideen verwirklichen wollen. 
Denn darüber, auf welchem Wege das liberale Ziel: Sicherung des fried- 
lichen Zusammenwirkens der Menschen, am besten erreicht werden kann, 
mag es ganz gut AleiriiJügvi'tric'nl'.'deiihfuLf!] geben, und diese Meinungs- 
verschiedenheiten müssen als Ideenkampfe ausgetragen werden. So 
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könnte es in der liberalen Gesellschaft auch sozialistische Parteien geben. 
Selbst Parteien, die einzelnen Schichten eine rechtliche Sonderstellung 
einräumen wollen, wären in einer liberalen Gesellschaft nicht unmöglich. 
Aber alle diese Parteien müßten den Liberalismus, wenn sie ihn auch 
in letzter Linie als Sozialisten oder als Anhänger von Stau des Vorrechten 
ablehnen, doch zunächst, bis sie den Sieg errungen haben, soweit an- 
erkennen, daß sie sich in ihren politischen Kämpfen nur der geistigen 
Mittel hedir-mm, die der Liberalismus als die allein zulassigen Waffen 
des politisch'.* Ea™pfes a.'.iiii.ht. So hat ein Teil der vormarxistischen, 
der ..utopischen" Sozialisten für des Sozialismus auf dem Boden des 
LiiievalisSij; geiä^qnr. S:i liehen in Westeuropa in der Blütezeit rb"?& 
Liociali-mu;. -i;i"\veii:i; Kirche und Adel versucht, auf dem Boden des 
modernen Rechtsstaates ihre Ziele zu verfolgen. 

Die Parteien, die wir heute am Werke sehen, sind von ganz anderer 
Art. Sie alle haben 7,var in ihrem. Programm auch einen Teil, der aaf das 
Ganze der men-rh liehen Cesellsoka:! gerichtet is- i;nd darlegt, wie die 
gesellschaftiiche Kooperation bi-:f haften sein sollte. Aber das, v;as dieser 
Teil ihres Programms sagt, ist nur eine notgedrungene Konzession, die 
sie der liberalen Idee machen müssen; das, was sie in Wahrheit anstreben, 
wird in einem anderen Teil ihres Programms dargelegt, das allein be- 
ai'hlrf wird, imd mit jenem allgemeinen Teil in unlösbarem Wider- |ir\d". 
steht. Die Parteien sind Vertreter bestimmter Stände, die die Vorrechte, 
die ihnen der Liberalismus noch belassen mußte, weil sein Sieg nicht 
vollständig war, gewahrt und erweitert sehen wollen, und bestimmter 
Gr neu. dir- üoudorreehnc n:.sireben, die also ersi „Stand" werde» 
wollen. Der Liberalismus wendet sieh an alle und stellt ein Programm 
auf, das für alle in gleicher Weise annerni.lia'" iri. Er verspricht niemand 
Sor.d>-rvorttile ; er verlangt, Indem er Verzieht a'jf die Verfolgung von 
SondnvMlüi'fffei; iorderr, selits:. Opfer, freilich ntir provisorische Opfer, 
Eingabe eines kleineren Vorteils zur Erlangung eines größeren. Aber die 
Parteien der SomieriQteie-vi.n «enden -ich mir an einen Teil de;" Gesell- 
schaft; diesem Teil, für den sie allein wirken wollen, versprechen sie 
Sondervorteile auf Kosten des Restes der Gesellschaft. 

Alle modernen politischen Parteien und alle modernen Partoi- 
ideologien sind als Keakticn ständischer Sonderrechte und Sonder- 
interessen gegen den Liberalismus entstanden. Vor dem Auftreten des 
Liberalismus gab es wohl Stände, Sonderinteressen und Sonderrechte 
der Stände und Ständekämpfe, aber damals konnte sich die Ideologie- 
des Stärdcscseiis ganz iiaiv und unbefangen äußern, sie war — in ihrem 
antisozialen Charakter — weder den Anhängern noch den Gegnern 
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problematisch und mußte nicht nach, einer sozialen Beehtfertigung Aus- 
schau halten. Man kann das alte Ständewesen daher nicht ohne weiteres 
mit dem Treiben der heutigen IV.'i.i.nui r.Lev Sonderinteresse ti und ihren 
Lehren vergleichen. Das Wesen aller dieser Parteien ist nur zu verstehen, 
wenn man beachtet, daß sie in ihrem Ursprung nichts anderes sein wollten 
als Kritik und Abwehr der liberalen Doktrin. Ihre Partetdoktritien sind 
nicht wie die des Liberalismus die Anwendung einer umfassenden durch- 
dachten Gesellschaftstheorie auf die Politik. Beim Liberalismus war 
zuerst die wissenschaftliche Grundlage ohne bnie Abgeht auf politische 
Wirkung geschaffen worden, dann ergab sich daraus eine politische Ideo- 
logie. Dagegen waren die Ziele antiliberaler Politik — Sonderrechte und 
Sonder vorteile — von Anfang an gegeben; zur Kcchtfcrtigung dieser 
Politik suchte man dann nachträglich eine Ideologie zu konstruieren. 
Damit durfte nun e; sich freilich sehr leicht machen. Die Agrarier halten 
es für ausreichend, auf die Unent-behrhchkeit des Ackerbaues hinzu- 
weisen, die Geworisulislt.cn ix-rufci sich au: die Unentbehrliehkeit der 
Arbeit, die Mittel Stands pari, eleu -,v.\\ die Wichtigkeit des Bestehens einer 
Schichte der goldenen Mitte. Daß mit solcher Berufung noch nichts 
getan ist, um die Notwendigkeit oder nur Ersprießlichkeit der angestrebten 
Sondervorteile für die Gesamtheit zu erweisen, kümmert sie wenig. Die 
Schichten, die sie gewinnen wollen, gehen auch so mit, und bei den anderen 
Schichten wäre jeder Versuch der Werbung vergebens. 

Alle diese modernen Parteien der Sonderinteressen, soweit auch ihre 
Ziele auseinandergehen mögen und so sehr sie sich auch bekämpfen, 
stehen daher dem Liberalismus gegenüber in einer Kampffront. Der 
Satz des Liberalismus, daß die richtig verstandenen Interessen aller 
letzten Endes vereinbar sind, ist das rote Tuch für sie alle. Nach ihrer 
Auffassung gibt, es unüberbrückbare Interessengegensätze, die nur durch 
den Sieg des einen Teiies ü>:i den aiuie :■(?;> zum Yoneil des einen und 
zum Nachteil des anderen aufgetragen werden können. Der Liberalismus, 
behaupten diese Parteien, sei nicht das, was er zu sein vorgibt; auch er 
sei nichts als eine Partei, die die Sonderinteressen einer bestimmten 
Gruppe, nämlich der Kapitalisten und Unternehmer, der Bourgeoisie, 
gegen die Interessen aller anderen Scrichisn zj veri.reten suche. 

Diese Behauptung ist vom Marxismus mit großem äußeren Erfolg 
vorgebracht worden. Wenn man die Lehre von der unüberbrücKbaren 
Gegensätzlichkeit der Klasse n.intcnvcr:i innerhalb der auf dem Sonder- 
eigentum an den Produktionsmitteln beruhenden Gesellschaft als das 
wesentliche Lehrstück des Manismus ansehen will, dann müßte man alle 
Parteien, die heute auf dem europäischen Kontinent tätig sind, als An- 
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Marxismus bezeichnen. Die Lehre von den Klassengegen- 



sätzen und vom Klassenkampf wird auch von den nationalistischen 
Parteien insofern ak richtig »-.'.gesehen, a-.; sie die Ueimmg teilen, daß 
in der kapitalistischen Gemüsebau diese Gegensätze bestehen und dieser 
Kampf ausgetragen werden muß. "Was sie von den marxistischen Parteien 



front für den Kampf zwischen den Volkeni. Sic bestreiten nicht, daß es 
in der auf den; SoiuitwigCiitimi an rier: Produktionsmitteln beruhenden 
GcsolUcbü-it. I.i i.;'c n -;i nc dieser A r ( gibt: sie sagen nur: es soll solche Gegen- 
sätze nicht geben, und um sie zu bcieii.igcTi, v. eilen sie <b.~ .-orrdereigentuni 
durch obrigkeitliche il'ir,g":l'fc leiten und regulier tri, wollen sie Interventio- 
ttismus an Stelle de.- Xiipitslis.niu;:. .Aber sc.IrlielJlicli nagen auch die 
Marxisten nichts anderes; saiek sie vers | in.' elrc-ii ja, die Weh einem Zustand 
errtgFgcr.ziil'äliren, in dem es kerne klasser:. kein' Xiäisongegc:is.iuze und. 
keine Klassenkämpfe mehr geben werde. 

Um den Sinn der Lehre vom Klassenkampf zu erfassen, muß man 
betonten, da, Ii sie sieh gegen die liberale Lehre von der Solidarität aller 
Interessen in der frei™, tut dem >k.iidereigi-,.itiim an den Produktions- 
mitteln aufgebauten Gesellschaft wendet. Die Liberalen hatten die 
Behauptung aufgestellt, daß nach Beseitigung der Standesunt er schiede, 
Aufhebung aller Privilegren und Herstellung der Gleichheit vor dem 
Gesetz rdelris mehr- der friedlichen Kooperation aller Glieder der Gesell- 
schaft im Wege stehe, weil dann die richtig verstandenen Interessen 
letzter; Kmlis zusammenfallen. Die Einwendungen, die die Anhänger 
des Feudalismus, der Privilegien und der Standesnntersehiede gegen diese 
Lehre vorzubringen wußten, hatten sich schnell als unberechtigt erwiesen 
und hatten keinen nennenswerten Anhang zu gewinnen vermocht. Doch 
in Eicardos System der Katallaktik l'incet sich der Ausgangspunkt einer 
neuen Lehre von der Gegensätzlich keil; der Interessen innerhalb der 
kapitalistischen Gesellschaft. Eieardo srisebi- aufzeigen zu können, wie 
sich im Laufe des Fortschreitens der wirtschaftlichen Entwicklung das 
Verhältnis der drei Einkommenszweige seines Systems: Profit, Beute 
und Lohn verschiebt. Das gab im dritten und vierten Jahrzehnt des 
19. Jahrhundert- einigen cng'rsclren Scäi-ii'ryt ellern die Anregung, von 
den drei Klassen der Kapitalisten, der Grundbesitzer und der Lohnarbeiter 
zu sprechen und zu behaupten, daß zwischen diesen Gruppen ein unheil- 
barer Gegensatz bestehe. An sie knüpfte dann später Mars an. 

Koch im Kommunistischen Manifest weiß Marx nicht /.wischen 
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Stand und Klasse zu unterscheiden. Erst als er spater in London die- 
verschollenen P 1 1 1 1 : h" t-t-i i tr= n der zu-aiiziccr und dreißiger Jiitii'ii keimen- 
lernte und, von ihnen angeregt, sich mit dem System Eicardos zu be- 
fassen begann, erkannte er, daß es sich darum handle, zu zeigen, daß 
auch in einer Gsselläehfci'!. ohne Standesunterscbiede und Stau (^»Privi- 
legien UB.iibertirik-ihia'-e Gc-gi'i:=iitz« bestehen. Diese Gegensätzlichkeit 
der Interessen leitet er ans dem ricardiairischen System ab, indem er 
die drei Klassen der Kapitalisten, der Grundbesitzer und der Arbeiter 
unterscheidet. Aber er hält daran keineswegs streng fest. Bald spricht, 
er davon, daß es nur zwei Klassen gebe, Besitzende und Besitzlose, dann 
wieder unterscheidet er mehr Klassen als die großen zwei oder drei Klassen. 
Hiemals aber hat Marx oder einer seiner vielen Nachfolger versucht, den 
Begriff und das Wesen der Klassen irgendwie zu umschreiben. Es ist 
bezeichnend, daß der dritte Band des „Kapital" in dem „die Klassen"- 
überschriebenen Kapitel nach wenigen Sätzen ai>bni:.ht. Zöschen düm 



Zeit hat Man Bünde über Bände geschrieben, aber er ist nicht dazu 
gekommen, zu sagen, was unter einer Klasse zu verstehen ist. In der 
Behandlung des Klassenproblcms ist Mars über die beweislase Aufstellung 
eines Dogmas — oder, sagen wir lieber, eines Schlagworts — nicht hinaus- 
gekommen. 

Um die Lehre vom Klassenkampf zu erweisen, müßte man zwei 
Dinge zeigen können: auf der einen Seite, daß zwischen den Klassen- 
genossen Solidarität herrscht, und auf der anderen Seite, daß das, was 
einer Klasse nützt, die andere schädigt. Das aber ist nie geschehen, ja 
es ist nie auch nur versucht worden. Zwischen den „Klassengenossen" 
besteht infolge der Gleichartigkeit der „sozialen Lage" nicht Solidarität 
der Interessen, sondern zunächst Konkurrenz. Der Arbeiter z. B., der 
unter besseren Bedingungen arbeitet, als durchschnittlich vorhanden 
sind, hat das Interesse, den Zuzug des Konkurrenten, der sein Einkommen 
auf das Durchschnittseinkommen ermäßigen könnte, fernzuhalten. In 
de*'. ,.lali":'.e]ini:r'i, in denen auf internationalen Marsistenkongressen mit 
einem Aufwand von großen Worten immer wieder die Lehre von der inter- 
nationalen Solidarität des Proletariates verkündet wurde, haben die 
Arbeiter der Vereinigten Staaten und Australiens der Einwanderung die 
größten Hindernisse entgegengesetzt. Die englischen Gewerkschaften 
haben durch ein System von feingsspennenen Maßnahmen den Zuzug 
Außenstehender zu ihren Arbeits zweigen unmöglich gemacht. Was in 
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dieser Einsicht in den letzten Jahren in allen Staaten tiuvcli di? Ai'bener- 
parteien getan wurde, ist bekannt. Man kann nun gewiß sagen, dies 
hätte nicht sein sollen, die Arbeiter hätten anders handeln sollen, was 
sie tan, sei verkehrt. Aber man kann doch nicht bestreiten, daß das, 
■was sie hier tun, ihren Interessen zunächst — für den Augenblick — 
unmittelbar nützt. 

Der Liberalismus hat gezeigt, daß die Gegensätzlichkeit der Inter- 
essen, die zwischen den einzelnen Personen, Gruppen und Schichten 
innerhalb der auf dem Sondereigentnm an den Produktionsmitteln be- 
ruhenden Gesellschaftsordnung nach weil: veHwlLol/ii' Ansieht bestehen 
soll, in 'Wahrheit nicht gegeben ist. Wenn die Kapitalmenge wächst, so 
steigt das Einkommen der Kapitalisten und der Grundbesitzer absolut, 
das der Arbeit«- absolut nun relativ. Die Einkeniinen sinteressen der 
einzelnen Gruppen md Schichten der Gesellschaft — der Unternehmer, 
der Kapitalisten, der Grundbesitzer und der Arbeiter — bewegen sich 
in der gleichen Sichtung; was verschieden ist, ist nur das Verhältnis 
ihrer Anteile am Sozialprodukt. Die Inten; ss.:n der Grundbesitzer treten 
denen der Angehörigen der übrigen Schichten nur in dem einen Falle 
des echten Monopols bestimmter Bergwerks pro dukte entgegen. Die 
Interessen der Unternehmer können nie von denen der Konsumenten 
divergieren; der Unternehmer schneidet um so besser ab, je besser er 
es verstand, die Wünsche der Verbraucher vorauszusehen. Interessen- 
gegensätze bestehen nur insofern, als durch Eingriffe der Obrigkeit oder 
anderer mit Zwaiip.ÄTS-lt a->sgest;'*'eto.i- gesellschaftlicher Faktoren 
Beschränkungen der freien Verfügung über die Produktionsmittel durch 

nun setzt die berühmte niemals widerlegte und f ür immer unwiderlegbare 
Beweisführung äcr KrüUrulrlss-chule ein. Solche Sondervorteile können 

doch nur dann, wenn nicht anth luiticn; Gruppen ähnliche Vorteile zu 
erringen wußten. Aber es kann nicht angenommen werden, daß es auf 
die Dauer möglich sein könnte, die Mehrheit über den Sinn solcher 
Sonderrechte zu täuschen, so daß sie sie freiwillig duldet. Will man sie 
aber gewaltsam zwingen, sie zu ertragen, dann fordert man gewaltsame 
Auflehnung heraus, kurz Störung des friedlichen Ganges der wirtschaft- 
lichen Arbeit, dessen Erhaltung im Interesse aller liegt. Sollte man das 
Problem dadurch zu Bmn Süthen, 'laß mar. diese Sonderrechte nicht als 
Ausnahme zugunsten einer oder weniger Personen, Gruppen oder Schichten 
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bestehen läßt, sondern sie zur allgemeinen Regel macht, also z. B. die 
meisten Artikel durch Schutzzone schützt oder die Ergreifung der Mehr- 
sani der Berufe .ideit.hiriüüig ersehwert, dann heben sieh die Vorteile und 
Nachteile für jede einzelne Gruppe oder Schicirja ;ml', und das End- 
ergebnis ist nur das, daß alle durch dii; ^üi.'üir.i; der Produktivität der 
Arbeit geschädigt werden. 

Wenn man diese Lehre des Libera-feinus tiicht aberkennen -will, 
wenn man über die umstrittene „Interessenharmonie" spottet, dann 
bleibt nicht, wie fälschlich von allen Riehtungen des Antiliberalismus 
angenommen wird, Interessensolidarität engerer Kreise, also etwa der 
Volksgenossen (gegen die anderen Völker) oder der Klassengenosscn 
<gegen die anderen Klassen) übrig. Um solche vermeintliche Solidarität 
zu erweisen, wäre erst eine besondere Beweisführung notwendig, die 
niemand geführt hat oder auch nur zu führen gesucht hat. Denn alle 
Argumente, die verwendet werden könnten, um die Solidarität innerhalb 
■dieser engeren Kreise zu erweisen, beweisen viel mehr: nämlioh die all- 
gemeine Solidarität der Intere^er; innerhalb der ok; in mischen Gesell- 
schaft. "Wie die zunächst in die Augen ^> ringenden scheinbaren 'Inter- 
eiveng-eger^ätze behoben werden, kann nur mit Mitteln gcj.eigc werden, 
■die die ganze Menschheit als eine scTUUirischs Gemeinschaft zeigen und 
keinen Raum Übrig lassen für die Aufzoigung von unüberbrückbaren 
Gegensätzen zwischen den Völkern, Klassen, Rassen oder dgL m. 

Die antilibe lvi.le^L l^ntden bev-T-ken i.n 'it die So ildiaität der Völker, 
der Klassen, der Rassen usw., wie sie wohl glauben mögen. Was sie tun, 
ist in Wahrheit nur das, daß sie den Angehörigen dieser Gruppen Allianzen 
zum gemeinsamen Kampfe gegen alle anderen Gruppen empfehlen. Die 
Solidarität der Itu.ere^en innerhalb der Gruppe, von der sie sprechen, 
ist nicht die Feststellung einer Tatsache, sondern Aufstellung eines Postu- 
lates. Sie sagen in Wahrheit nicht: die Interessen sind solidarisch, 
sondern: die Interessen sollen solidarisch gemacht werden durch ein 
Bündnis zu einheitlichem Vorgehen. 



■schüft ohne Küekäeht aui da- C'iT.xe und ekir liüCiitkOvi- an' alle anderer: 



Schichten der Gesellschaft, mögen sie auch ihr Vorgehen damit zu be- 
mänteln Euchen, daß sie erklären, daß das Heil der ganzen Gesellschaft 
.nur durch FSrdn-iing der Landwirtschaft, der Brajlrteiisiibai'i. iif''. rrrddiit 
werden kenne. Daß sie sich nur an einen Teil der Gesellschaft wenden, 
daß sie nur in seinem Interesse handeln und wirken, -wird im Laufe der 
Jahre immer stärker, immer zynischer betont. In den Anfängen der 
modernen antiliberalen Bewegung mußte man in diesem Punkte noch 
vorsichtiger sein, weil das in den Anschauungen des Liberalismus groß- 
gewordene Geschlecht die unverhüllte "Vertretung von Standessonder- 
interessen als antisozial empfand. 

Die Vertreter ron Sonderinteressen können große Parteien nur 
dadurch bilden, daß sie verschiedene Gruppen mit gegensätzlichen 
Sonderinteressen zu einer Kampfeinheit zusammenfassen. Standes- 
vorreehte haben jedoch nur dann praktisch™ Wert, ■.venu sie einer Minder- 
heit zukommen und nicht durch Standes verreckte, die einer anderen 
Gruppe gewährt wurden, aufgewogen werden. Eine kleine Gruppe kann 
aber, von besonders günstigen Umständen abgesehen, in der Gegenwart, 
da die Iberale Verwerfung der Adelsprivilegien noch nachwirkt, nicht 
hoffen, gegen alle anderen Gruppen ihren Anspruch auf Vorrechte mit 
Erfolg geltend machen zu können. Die Aufgabe aller Sonderinteressen- 
parteien besteht daher darin, ans kleineren Gruppen mit ver.ifchiedc-cen, 
und zwar gegensätzlichen unmittelbaren Interessen große Parteien zu 
bilden. Bei dem Geiste, der zur AufsteEung und Vertretung der Inter- 
essentenf orderung nach Sonderrechten führt, ist es aber ganz und gar 
untunlich, dieses Ziel auf dem "Wege :>]Teii<>r ISürLdji!;.;-« d ;r \-er; ilac- denen 
Gruppen zu erreichen. Man kann von dem Mann, der die Erringung: 
eines Sonderrechtes für seine Gruppe oder gar für seine Person anstrebt, 
kein provisorisches Opfer verlangen; würde er fähig sein, den Sinn des- 
provisorisehen Opfers zu verstehen, dann würde er ja liberal und nicht 
inteiesteiäpoiIiTiseh de:iken. Man kann ihm ebensowenig offen sagen, daß er 
[iun/.li Aas ihm zugedachte Privileg Mehrgewinnen werde als er durch das 
anderen einzuräumende Privileg verlieren wird. Die Beden und Schriften, 
in denen dies gesagt wird, könnten auf die Dauer den anderen nicht 

veranlassen. So sind die Interessenparteien zur Vorsicht genötigt. 
Sie müssen daran: hu; «dien, iibw di^rn v.ie.hfeslen Punkt ihrer Be- 
strebungen in zweideutigen, den wahren Sachverhalt verdunkelnden Aus- 
drucken zu sprechen. Schutzzollparteien sind das beste Beispiel dafür. 
Sie müssen immer bestrebt sein, das Interesse an den Schutzzöllen, die- 
sie empfehlen, als ein Interesse eines weiteren Kreises darzustellen. "Wenn 



gewöhnlich nicht davon zu sprechen, daß die Interessen der einzelnen 
Grnppen und oft auch der einzelnen Unternehmungen durchaus nicht 
idvi;ti;i; : i iiiiii ii|:i:: i-i-L seien. Der TVe'lim- wird du-fi: Gsiji:;lilli' ii:i:I 
durch Jlasehinenzölle geschädigt und kann die Schutzzollbewegung nur 
in der Erwartung fördern, daß die Gewebezölle hoch genug sein werden, 
um den Schaden, den er durch andere Zölle erleidet, we ;i>. umaehen. Der 
Landwirt, der rutti-mitic! 'latit, fordert Firttrraide, die der Viehzüchter 
ablehnt; der 'Weinbauer fordert den Weinzoll, der jedem nicht gerade 
"Wein bauenden. Landwirt geradeso Nachteile bringt wie etwa dem 
städtisch m Verbraucher. "Wenn wir niijhtsdestu weniger die Sehutzzöllner 
geschlossen als Partei nuiVeton ;ehen, so ist das nur durch Verdunklung 
des Tatbestandes möglich geworden. 

Ganz widersinnig wäre der Versuch, eine Partei der Sonderinter- 
essen auf einer gleichmäßigen Privilegierung der Mehrheit der Be- 
völkcttuiii aufzubauen. Ein Sonderrecht, das den meisten zusteht, hört 
auf, ein solches zu sein. In einem Lande, das überwiegend agrarisch L-t 
und Agrarprodukte ausführt, wäre eine agrarische Partei als Interessen- 
partei auf die Dauer unmöglich. Was sollte sie fordern? Schutzzölle 
kiirinicii diesen Landwirten, die ausführen müssen, nichts nützen, und 
Subventionen können an die Mehrheit der Produzenten nicht gezahlt 
werden, weil die Minderheit sie nicht aufbringen kann. Umgekehrt aber 
müssen die Minderheiten, die für sieh Privilegien fordern, den Anschein 
erwecken, als stünden grolle Hassen hinter ihnen. "Wenn die agrarischen 
Parteien in Industriestaaten ihre Forderungen erheben, dann rechnen 
sie auch die besitzlosen Arbeiter, die Häusler und die Zwergwirte, die 
an dem Schutzzoll der Agrarprodukte nicht interessiert sind, in den 
Begriff „landwirtschaftliche Bevölkerung" mit ein. "Wenn die Arbeifer- 
parteien eine Forderung zugunsten einer Arbeitergruppe erheben, dann 
sprechen sie immer von der Masse der Arbeiferschaft und gleiten leicht 
über die Tatsache hinweg, daß die gewerkschaftliehen Inferessen der in 
den einzelnen Produktionszweigen Tätigen zunächst nicht identisch, 
sondern gegensätzlich sind, ja daß auch innerhalb der einzelnen Pro- 
duktionszweige und Betriebe zunächst scharfe Interessengegensätze 
bestehen. 

Das ist der eine der beiden Grundfehler aller auf die ständischen 
Vorrechte hinarbeitenden Parteien, daß sie.auf der einen Seite genötigt 
sind, sich nur auf einen kleinen Kreis zu stützen, weil Vorrechte auf- 
hören, Vorrechte zu sein, wenn sie der Mehrheit zugebilligt werden sollen, 
daß sie aber auf der anderen Seite nur als Vertreter der Mehrheit Aussieht 
10' 



haben, ihre Forderungen durchzusetzen. Daß es mitunter in einzelnen 
Ländern manchen Parteien gelungen ist, diese Schwierigkeit in der 
Agitation zu ;ibeiui ii.d eu und mit Erfolg jeder Schiente oder Gruppe die 
CkcrzL-uiamit b..?i/-ihri:-,!;i'ri, daß gerade sie von dem Siege der Partei 
besondere Vorteile zu erwarten habe, spricht nur für das diplomati-jchi- 
und taktische Geschick der Führung und für die Urteilslosigkeit und 
politische Unreife der "Wählermassen, beweist aber keineswegs die grund- 
sätzliche Lösbarkeit des Problems. Man kann wohl gleichzeitig den 
Städtern billigeres Brot und den Bauern höhere Getreidepreiae ver- 
sprechen, man kann aber nichs. beide Versprechungen gleichzeitig halten. 
Man kann wohl gleichzeitig den einen versprechen, daß man für die 
Erhöhung bestimmter Staatsausgaben ohne entsprechende Einschrän- 
kung der anderen Staatsausgaben eintreten werde, und den anderen 
STPuererii-ir.'htiTunsi.'ji i:i Aussieht sollen, aher man kann auch diese 
Versprechungen nicht gleichzeitig halten. Der Technik dieser Parteien 
gehört die Gliederung der Gesellschaft in Produzenten und Konsumenten 
an; sie pflegen auch von der üblichen Hypostasienmg des Staates in finanz- 
politischen Fragen zu dem Zwecke Gebrauch zu machen, um neue Aus- 
gaben den öffentlichen Finanzen aufzuerlegen, ohne sieh zunächst um die 
IJ«ücckiirE;"i'v;!g(; zu kümmern, gkie hzeit.ig aber aueb über Steuerdruck 
klagen zu können. 

Der andere Grundfehler ditw Par;-:-ir-u ist der, daß die Forderungen, 
die sie [irr jede eanieloc Gruppe erhebt", grenzenlos sind. Es gibt in ihren 
Augen nur eine Grenze für das Maß des Geforderten: den Widerstand, 
der von anderer Seite kommt. Das liegt ganz naturgemäß im "Wesen der 
auf die Standesvorrechte hinarbeitenden Parteien. Doch Parteien, die 
kein bestimmtes Programm verfolgen, sondern in Verfolgung unbe- 
grenzter "Wünsche nach Bevorreehtung der einen und rechtlicher Zurück- 
setzung der anderen kämpfend aufeinanderprallen, müssen jedes Staats- 
wesen zugrunde richten. Seit dies immer deutlicher erkannt wird, 
sprechen wir von einer Krise dos modernem Staates und von einer Krise 
des Parlamentarismus. In Wahrheit handelt es sich um die Krise der 
Parteiideologie der modernen Interessenparteien. 

3. Die Krise des Parlamentarismus ond die Idee des Stände- oder 
Wirts chaf ts Parlaments. 

Der Parlamentarismus, wie er sich in England und in einigen seiner 
Kolonie:; laiissa-m seit dem 17. Jahrhundert, auf dem europäischen 
Kontinent seit der Niederwerfung Napoleons I., seil der Juli- und seit 
der Februarrevolution ausgebildet hat, setzt die Herrschaft der Eberalen 
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Ideologie voraus. Alle, die in ein Parlament einziehen, um dort über die 
Regierung des Landes zu entscheiden, müssen von der Überzeugung 
durchdrungen sein, daß die richtig verstandenen Interessen aller Teile 
und Glieder der Gi^i-Iisr'hai'i. zusammenfallen und daß alle Arten von 
Sonderrechten für einzelne Gruppen und Schichten der Bevölkerung 
dem Gemeinwohl schädlich sind and beseitigt -werden müssen. Die 
Parteien eines l'arUi.mi'nis, das üit- Fr,n;;i ji.irivii auszuüben vermag, die 
ihm alle Verfassungsurkunden der Neuzeit zuweisen, dürfen sich wohl 
durch Meinungsverschiedenheit über einzelne politische Fragen unter- 
scheiden, sie müssen sich niier alle a:s Vertreter des ganzen Volkes, nicht 

Über allen Meinungsverschiedenheiten muß die Überzeugung stehen, daß 
letzten Endes Identität der Absichten und Wünsche besteht und daß 
nur die Mittel zur Erreichung der angestrebten Ziele umstritten sind. 
Die Parteien sind nicht durch eine unüberbrückbare Kluft geschieden, 
nicht durch .[iiterr«-;engfforiii;i-ze, dis sie bis zum äußersten auszutragen 
bereit sind, mag aneh darunter das ganze Volk leiden und mag auch der 
Staat dabei zugrunde gehen; was die Partien trennt, das ist die Stellung, 
die sie zu konkreten Aufgaben der Politik einnehmen. Es gibt daher 
nur zwei Parteien, die, die regiert, und die, die regieren will. Auch die 
Opposition strebt die Regierung an, nicht um bestimmt» Interessen 
durchzusetzen oder um die Ämter durch Parteimitglieder zu besetzen, 
sondern um ihre Ideen in Gesetzgebung und Verwaltung durchzuführen. 

Hur unter diesen Bedingungen sind Parlamente und ist parlamen- 
tarisches Regime durchführbar. Sic waren eine Zeitlang in den angel- 
sächsischen Ländern verwirklicht, und ein Nachhall davon ist dort noch 
beure wirksam. Auf i.k-m aivr-iiilidito' Festland kenn:.'' mar., selbst zur 
Zeit, die man als die Blütezeit des Liberalismus zu bezeichnen pflegt, 
eigentlich nur von einer gewissen Annäherung an diese Bedingungen 
sprechen. Seit Jahrzehnten sind die Verhältnisse in den europäischen 
Vüiks'.Tri.r'.'iungcti so z"'etr.Iii:h das Gepnreil. Ei gibt eme große Anzahl 
von Parteien, und jede einzelne Partei zerfällt im Innern in verschiedene 
Untergruppen, die nach außen hin zwar meist geschlossen auftreten, in 
den internen Parteiberat ungen aber rir.amler obmso heftig entgegen- 
zutreten pflegen, wie sie in der Öffentlichkeit den anderen Parteien ent- 
gegentreten. Jede einzelne Partei und ParttiLTiippo l'iihli: sieh aussehließ- 
Ücn zur Vertretung bestimmter Snniien-ueressen berufen, die sie ohne 
alle Rücksicht durchzusetzen bestrebt ist. Aus den Staatskassen soviel 
als möglich der: ; ,Kigeuen' : zukommen zu lassen, sie durch Schutzzölle, 
Einwand erungs verböte, durch „sozialpolitische" Gesetze, durch Vor- 



rechte aller Art auf Kosten <kr ividenru Teile der Gesellschaft zu begün- 
stigen, ist das Um und Auf ihrer Politik. Die grundsätzliche Grenzen- 
losigkeit i Ii; r IVi.^dio^i'.'i'-.'.nsvti riiü.clii es unrr;ü^lii.-.li, daß eine Partei 
jemals das ihr vorvcluvi-beiule Ziel cv/tic-heii küruM^. 1-Js ist undenkbar, 
da ti das. na; d:e agrarischer, oder die AibriLerpaLleion anstreben, jemals 
ganz verwirklicht werden könnte. Darum, wünscht zwar jede Partei, 
daß sie den Einfluß erlangt, um ihre Wünsche mögliehst weit durelizu- 
setzen, sie muß aber immer auch darauf bedacht sein, es ihren Wählern 
gnjteriiibf:!' r echt f eiligen zu können, warum nicht alle Wünsche durch- 
gesetzt wurden. Das kann entweder in der Weise geschehen, daß sie, 
obwohl in Wahrheit am Ruder, versucht, in der Öffentlichkeit den An- 
schein zu erwecken, daß sie in der Opposition sei, oder daß sie die Schuld 
auf irgendwelche ihrer Einwirkung nicht zugängliche Mächte — in 
monarchischen Staaten auf den Herrseher, unter bestimmten Voraus- 
setzungen auf das Ausland oder dgl. — abzuwälzen sucht. Die Bolsehfl- 
wiken k-rmflüü Buliknc, die ösLmeic.li': sehen Sozialisten Österreich nicht 
glücklich machen, weil der „westliehe Kapitalismus" es verhindert. Seit 
50 Jahren zumindest herrschen in Deutschland und in Österreich anti- 

den gegebenen Mißständen die Herrsch., i.'t der ,.libo:viJ::i'' Grundsätze 
trage. 

Ein Parlament, das aus Anhängern der antiliberalen Interessen- 
parteien gebildet ist, kann nicht arbeitsfähig sein, muß auf die Dauer alle 
enttäuschen. Das ist es, was man heute und seit Jahren meint, wenn 
man von der Krise des Parlamentarismus spricht. 

Zur Behebung dieser Krise fordern die einen die Beseitigung der 
demokratisch-parlamentarischen Staatseinrichtungen und die Einfüh- 
rung der Diktatur. Was gegen die Diktatur spricht, wellen wir hier nicht 
noch einmal erörtern. Wir haben es scho;i ausführlich genug getan. 

Ein zweiter Vorschlag geht dahin, das aus den einheitlieben Wahlen 
aller Staatsbürger hervorgehende Parlament durch ein aus Vertretern 



Parlamente mangle die Sachlichkeit und die notwendige Kenntnis der 
Wirtschaft. Es wäre nötig, weniger allgemeine Politik zu treiben als 
Wirtschaftspolitik. Die VcnruLer der B entstände würden sich schnell 
über Fragen einigen können, zu deren Lösung die Abgesandten der bloß 
territorial gebildeten Wahlbezirke nicht oder erst nach langem Zogern 
gelangen. 
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Man muß sich darüber klar werden, daß im berufsständischen Par- 
lament die entscheiden Fräse die- ist, wie abgestimmt werden soll, oder, 
wenn naeh Köpfen abgestimmt werden sali, "wieviele Vertreter den ein- 
zelnen Berufsständen zugebilligt werden sollen. Diese Frage muß ge- 
löst sein, ehe das Ständeparlament zusammentritt, und ist sie einmal 
gelöst, dann kann man sie.:: ij> Ziisammcntretung sparen, da doch, das 
Ergebnis der Abstimmung im Parlament damit schon bestimmt ist. Eine 
andere Frage ist es freilich, ob die Macht Verteilung zwischen den Ständen, 
die einmal festgelegt wurde, auch aufrecht erhalten werden kann. Sie 
wird immer — darüber darf man sieh keiner Täuschung hingeben — 
der Mehrheit deä Volkes nicht genehm sein; um ein der Mehrheit ge- 
nehmes Parlament zu schaffen, bedarf es ja nicht des ständisch geglie- 
derten Parlaments. Es wird nun darauf ankommen, ob die Unzufrieden- 
heit, die das vom Ständeparlament gestützte .System in der Bevölkerung 
erweckt, groß genug ist. um zu einem gewaltsamen Umsturz des Systems 
au führen. Garantien dafür, daß eine von der überwiegenden Mehrheit 
der Bevölkerung erwünschte Änderung der Politik erfolgt, bietet ja 
dieses System im Gegensatz zur uejnokrwisthe":. Verfcsu^g nicht. Damit 



die andere, sondern durch Vergleiche ausgetragen werden sollen. "Was 
aber soll geschehen, wenn es nicht gelingt, eine Vereinbarung zu treffen? 
Kompromisse kommen nur zustande, wenn das drohende Gespenst eines 
für ihn ungünstig^; Au^väiil^s ili-r Mit'c.e Wen ?i reiiieil zum Kachgeben 
"veranlaßt. Niemand hindert die einzelnen Parteien, sich auch unter der 
Herrschaft des vom ganzen Volke einheitlich gewählten Parlamentes 
au vertragen. Niemand wird sie zum Vertragen zwingen können, wenn 
■einmal das Pari an um-, berufst ü r uliseh. zusammengesetzt ist. 

Ein berufst ändisch aufgebautes Parlament kann mithin das nicht 
leisten, was ein Parlament als Organ demokratischer Verfassung leistet; 
es kann nicht die Stätte sein, in der die Gegensätze der politischen Mei- 
nung friedlich ausgetragen werden; es ist nicht imstande, gewaltsame 
Störungen der friedliehen Entwicklung der Gesellschaft durch Putsch, 
Eevolution und Bürgerkrieg zu verhindern. Denn die entscheidenden 
politischen Vorginge, dnreh die die Verteilung der politischen Macht im 
Staate festgelegt wird, vollziehen sieh nicht innerhalb des berufstän- 



disehen Parlaments und der Wahlen, aus denen seine Zusammensetzung 
hervorgeht. Das, was die Machtverteilung liest! rnrnt, sind die Korinen 
über das Gewicht, das den einzelnen Ständen der iiiidung des Staats- 
willens zukommen soll; üher sie wird aber außerhalb des Ständeparla- 
ments und ohne organische Verbindung mit den Wahlakten, aus denen 
es hervorgeht, entschieden. 

Es ist daher durchaus richtig, wenn man der beruf ständischen Ver- 
tretung den Namen Parlament vorenthält. Di« politische Sprache hat 
in den letzten zwei Jahrhunderten .sieh immer mehr und mehr daran 
gewöhnt, einen firew^ii ITuteffihied zwischen Parlament und Stände- 
veisanuiii.iri;; i;i machen. Will man nicht alle Begriffe der Politik ver- 
wirren, so tut man gut, an dieser Unterscheidung festzuhalten. 

Es ist natürlich keine Behebung der Mängel eif.fr tauf ständische» 
Vertretung, wenn man — wir. Sidm'-y unri lieatriee Webb und mit ihnen 
zahlreiche SyntfiU'i-ien imrl GüdeiHnäa.lis'.ien und wie schon früher 
manche kontinentale Verfechter einer Oberhausreform — vorsehlägt, 
xivci Kammern nebe;-, ei ran der bestehen zv. U;-sen, von denen die eine aus 
einheitlicher Wahl des ganzen Volkes, ciie- andere aus Wahlen durch 
berufständiseh gegliederte Wählergruppen gebildet werden sollen. Das. 
Zweikammersystem kann praktisch nur in der Weise funktionieren, daß 
entweder das eine Haus unbedingt die Oberhand hat, so daß das andere 
alles tut, was jenes will, oder über, daß bei verschiedener Stellungnahme 
der beiden Kammern der Yersncii einer l,ij. ; une; durch Vergleich gemacht 
werden muß. Kommt aber ein Vergleich nicht zusiande, dann bleibt 
wieder als ultimo ratio nur der außerhalb des Parlamentes mit Gewalt 
auszutragende Kampf. Man kann das Problem drehen und wenden wie 
man will, mau kommt innrer zv dcselbon un überwindbaren Schwierig- 
keit. An ihr müßten alle Vorschläge dieser und ähnlicher Art, ob sie nun 
ihr Gebilde Stänrithim-... \ViR5i:hii[Upa.r!itmeni. oder sonstwie nennen, 
scheitern. Es ist ein Eingeständnis der ündurchführbarkeit dieser Ent- 
würfe, wenn man sich schließlich damit begnügt, eine ganz belanglose 
Neuerung zu empfehlen: die Errichtung eines nur mit beratender Stimme 

Die Verfechter des Gedankens der beruf ständischen Vertretung 
geben sich einer Schwöen Täuschung hin, wenn sie meinen, durch die 
beruf ständis ehe Gliederung der Bevölkerung und der Volksvertretung 
kennten die Gegensätze, die die Volkseinheit heute zerreißen, über- 
wunden werden. Diese Ge gor: sä ixe kann man durch ve-rfassumnlre to- 
nische Kunstgriffe nicht aus der Welt schaffen. Hur die liberale Ideologie 
kann sie überwinden. 



4. Die Sondorinteressenparteien und der Liberalismus. 

Die Sonde rint er esse np;i,rt6i*ri, die in der Politik nichts anderes sehen 
als die Sicherung von Vor- und Sonderrechten für ihre Gruppe, machen 
nicht nur den Pfu-ianientavismus mur.iiirlicli; de zerreißen die Einheit 
des Staates und der Gesellschaft, sie führen nicht bloß zur Krise des 
Parlamentarismus, sondern zur Krise des staatlichen und gesellschaft- 
lichen Lehens überhaupt. Die Gflsdifohuf' kann auf die Dauer nicht be- 
stehen; «eiin de in iauifr Gruppen zrri'riiit, '.Ii« für sieh SuJiätrvo-rteile 
herauszuschlagen "hr-miilit djv.L beständig nachrechnen, ob sie niehi zu 
kurz gekommen sind, und jederzeit bereit sind, die wichtigsten staat- 
lichen Einrichtungen preiszugeben, wenn sie irgendwie einen kleinen 
Vorteil herausschlagen können. 

Den Interessenparteien erseheinen alle politischen Probleme als 
Probleme der politischen Taktik. Das Ziel dum de zustreben, ist ihnen 
von vornherein gegeben; es lautet: Erreichung möglichst großer Vor- 
teile und Sonderrechte für die von ihnen vertretene Gruppe auf Kosten 
der Übrigen. Das Parteiprogramm hat dieses Ziel zu verhütten und 

Ziel der Parteipolitik darzulegen. DieseTziel ist ja allen Parteiangehörigen 
ohnehin bekannt, ihren brauch: e- nicht erst p.Q^e:n?.ndergesetit zu 
werden. Die Frage, wieviel davon man der Welt mitteilen soll, ist aber 
schon eine rein taktische Frage. 

Alle antiliberalen Parteien dr.il Parteien von Sonder in tere^enien, 
die nichts anderes wollen, als ohne Rücksicht darauf, ob darob nicht der 
ganze Gesellschaftsbau in Stücke &hi. Somlevb-egar.iLiguivgen für ihre 
Anhänger zu erlangen. Sie kennen der Kritik, die der Liberalismus an 
ihren Absichten übt, nicht einen Augenblick lang Stand halten. Sie 
können, wenn sie ihre Forderungen log^ch prüf™, nicht bestreiten, daß 
ihr Tun in letzter Linie antisozial und destruktiv wirkt, daß eine Ge- 
sellschaftsordnung, die aus dem Wirken von einander entgegenarbeitenden 
Sonderinteressenparteien entstehen soll, sich schon bei nur flüchtiger 
Überlegung als unmöglich hennsstellen muß. Die Klarheit dieses Saeh- 



die eigene Forderung durchzusetzen, sondern auch die der arideren ab- 
höhere Maßstäbe anlegen, die fordern, daß auch im politischen Handein 
■der kategorische Imperativ beiokrj: wird (..Handle so, daß die Maxime 
Deines Willens zugleich als Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung 
gelten kann, d. h. beim Versuch, Dein Handeln als allgemein befolgtes Ge- 
setz zu denken, kein Widerspruch herauskommt") bietet die Ideologie 
der Interessenparteien freilich nichts. 

Der Sozialismus hat aus dicsum logischen Mangel des Bekenntnisses 
zum Interessenstandpunkt beträchtliche Vorteile gezogen. Für viele, 
die den großen Gedanken des Liberalismus nicht zu fassen vermögen, 
die aber doch schärfer denken als daß sie sich bei den Forderungen der 
Interessenten beruhigen könnten, erhügi.i: r.iimüch ±is grundsätzliche 
Bekenntnis zum SiizLsdirnuus a:n<' jursnuderc Bcdrmt^ng. .Die .iozia'listisehe 
Idee, der mau ungeachtet der ihr notwendigerweise innewohnenden 
■■länge 1 , die wir oben eingehend erörtert haben, eine gewisse Größe der 
Konzeption nicht abstreiten kann, sollte die Schwäche des Interessenten- 
Standpunktes zugleich verdecken und rechtfertigen, Sie sollte den Blick 
Kritikers vom Handeln der Partei ablenken auf ein großes Problem, 
d;.-. wie immer auch darüber denken mag. ]eüen ; aU- ernster und 
eingehender Beachtung würdig war. 

Das sozialistische Ideal hat in den letzten hundert Jahren in ver- 
schiedenen Gestalten aufrichtige und ehrliche Anhänger gefunden. Viele 
von den besten unil ■' :bi:ii-i. j-i'mncru und Frauen sind ihm mit Begi/ivt?- 
rung gefolgt, es hur. i!en Leitete:.'-, f ür das Hü:idein a'.Ls«eze:.ohneter Staats- 
männer abgegeben, es hat die Katheder beherrscht, die Jugend entflammt 
Es hat das Denken und Fühlen der letzten Menschenalter und der Gegen- 
wart so sehr erfüllt, daS die Geschichte unser Zeitalter dereinst mit 
Recht als das Zeitalter des Sozialismus bezeichnen wird. Man ist in den 
letzten Jahrzehnten in allen Staaten daran gegangen, vom snziaiiäiiiehfn 
Ideal durch Verstaatlichung und Verstadtiiehung von Unternehmungen 
und durch Maßnahmen, die zur Plur.virtsi.'bE.it hinfahren sollten, so viel 
zu verwirklichen, als man nur irgend vermochte. Die dem Kuzia.istisehen 
Betrieb notwendigerweise anhaftende!: Mängel, dir ungünstigen Felgen 
für die Ergiebigkeit der menschliehen Arbeit und die Unmöglichkeit 
sozialistischer Wirtschaftsrechnung, haben diese Bestrebungen überall 
bald an die Grenzen gelangen lassen, über die hinaus jede weitere So- 
zialisierungsmaBnahme zu offenkundig die Versorgung der Bevölkerung 
mit Gütern verschlechtert hätte. Man mußte auf dem Wege zum So- 



Sichtungen des christlichen Sozialismus. Wir wollen es aber nur am 
Beispiel der luarxistkdiHi Süii;i.li;is:ii zt-iem, die unzweifelhaft die wich- 
tigi-te soräalistenpartei waren und sind. 

Marx — und mit ihm den Marxisten — war es um den Sozialismus 
wirtlich ernst. Alle jene Maßnahmen zugunsten einzelner Gruppen 
und Schichten der Gesellschaft, die die Interessenparteien fordern, 
hat Mars abgelehnt. 3u- iiic Ubeiaii' B " is f üh i- : ; ei.q: . daä das Ergebnis 
solcher Eingriffe in das Wirtschaftslehen nur allgemeine Herabsetzung 
der Ergiebigkeit der gesell? chaftlichim Arbeit sein kann, nicht bestritten. 
Er hat immer dort, wo er folgerichtig dachte, schrieb und sprach, den 
Standpunkt eingenommen, daß jeder Versuch, den Mechanismus der 
auf dem Sendereigentum an den Produktionsmitteln beruhenden Gesell- 



ruhenden Gesellschaft, Er wollte eine ^iaurti^be Arbeiterpartei, aber 
nicht eine, wie er sieb ausdrückte, „kleinbürgerliche-' Partei, die einzelne 
ßef ormen anstrebt. Durch die Scheuklappen seines scholastischen Systems 
an der unbefangenen Betrachtung der Dinge gehindert, dachte er, daß 
die Arbeiter, die die unter seinem geistigen Bann stehenden Literaten 
zu „sozialistischen" Parteien organisierten, bereit wären, der Doktrin 
gemäß der kapitalistischen Entwicklung ruhig zuzusehen, um den Tag 
des „Umschlagens" der für die Expropriation der Expropriateure heran- 
reifenden Gesellschaft in den Sozialismus nicht hinauszuschieben. Er 
sah nicht, daß dif Arbi.uti-qiartci.-Ti, gonau wie die anderen Interessen- 
parteien, die gleichzeitig überall im Entstehen waren, unter grundsätz- 
licher Anerkennung des sozialistischen Programms in der unmittelbar 
praktischen Politik nur darauf ausgingen, für die Arbeitt:- Souiici'v atei ■:■ 
marxistische Theorem von der Solidarität der Iutert^eu 
zu ganz anderen poltischen Zwecken von Marx auf 
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gestellt, leistete dabei vortreffliche Dienste, um die Tatsache, daß die 
Kosten der Erfolge, ilio die sin seine Arbeitergruppe errang, von anderen 
Arbeiterschi cht en getragen werden mußten, daß also in Sozial poliiik- 
und Gewkschaftskampf die Interessen der Proletarier ganz und gar 
nicht solidarisch waren, mit Geschick zu verhüllen. Für die Tätigkeit, 
der Partei der Sonderinteressen der Arbeiter leistete die marxistische 
Doktrin somit (iimseilüTi Dienst, i.l;n ilii.ni deutschen Zentrum und den 
anderen kireulicti ^riclittiim Parteien die Berufung auf die Religion, 
den nationalistischen Parteien die Berufung auf die Volksgemeinschaft, 
den agrarischen Parteien die Behauptung, die Interessen der verschie- 
denen Gruppen landwirtschaftlicher Erzeuger seien solidarisch, den 
Schutzzollparteien die Lehre von der Notwendigkeit eines lückenlosen 
Tarifs zum Schutze der nationalen Arbeit leistete. Je mehr die sozial- 
demokratischen Parteien wuchsen, des 
Huß der Gewerkschaften, destomehr 
Gewerkschaften, die alles und jede- 
Streikzwanges und der Lohnbewegung sahen. 

Mit allen diesen Parteien hat der Liberalismus nicht das mindeste 
gemein. Er ist das gerade Gegenteil aller dieser Parteien. Er verspricht 
niemand Sonder vorteile, er verlangt von allen Opfer zugunsten der Er- 
haltung der Gesellschaft. Diese Opfer — richtiger gesagt, Verzicht auf 
unmittelbar eriielbare Vorteile — sind freilich nur provisorisch; sie 
machen sich durch höhere und dauernde Gewinne sehr schneil bezahle. 
Aber immerhin: zunächst sind es Opfer. Damit ist der Liberalismus im 
"Wettbewerb der Parteien von vornherein in einer rjeso.mieren Lage. Der 
:^\rlil"ov;'[r V. alil !'.,i.v.'liili! r ver^p riulit iediT einztlr.'.'ii WaiLCr^ru 
Sondervorteile: den Erzeugern höhere Preise und den Verbrauchern 
billigere Preise, den öffentlichen lit;am:cn hiiiirrre Gehalte und den Steuer- 
zahlern niedrigere Steuern; er ist bereit, sui Kosten des Staates oder der 
Beiehen alle gewünschten Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln zuzu- 
sagen; keine Gruppe ist ihm zu klein, als daß er sie nicht durch ein be- 
sonderes Geschenk aus der Tasche der ..Allgemeinheit' 1 zu gewinnen 
suchen würde. Der liberale "Wahlkandidat kann allen Wählern nur sagen, 
daß die Verfolgung solcher Sonderwiinsche antisozial ist. 

5. Parteipropaganda und Paiteiapparat. 

Als die liberalen Ideen von ihrer westeuropäischen Heimat nach 
Mittel- und Osteuropa zu dringen begannen, da fühlten sieh die alten 
Mächte — Fürstentum, Adel und Kirche — im Vertrauen auf die Gewalt- 
mittel, die ihnen zur Verfügung standen, vollkommen sicher. Sie hielten 
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es nicht für nötig, den Geist der Aufklärung und des Liberalismus dureb 
geistige Waffen zu bekämpfen. Unterdrückung, Verfolgung und Ein- 
kerkerung der Unzufriedenen schienen ihnen bessere Dienste zu leisten. 
Sie pochten auf den Gewalt- und Zwangsapparat des Heeres und der 

ihnen diese Waffen aus dei-fland schlug, indem sie den Geist der Beamten 
und der Soldaten eroberte. Erst die Niederlage, die das alte System im 
Kampfe gegen den Liberalismus erlitt, lehrte seine Anhänger, die Wahr- 
heit begreifen, daß es nichts Mächtigeres auf der Welt gibt als Ideologien 
und Ideologen, und daß man Geist stets nur durch Geist zu bekämpfen 
vermöge. Sie erkannten, daß es töricht sei, sich auf die Waffen zu ver- 
lassen, weil man über die Bewaffneten nur verfügen kann, wen:t sie bi:reit 
sind, zu gehorchen, und daß die Grundlagen aller Macht und Herrschaft 
in letzter Linie ideijlii^k-t.j'.ei- Katar seien. 

Die Erkenntnis der ideologischen Grundlagen jeder Macht war eine 
jener soziologischen Kriieimiüsse, auf dunen sich die politische Ideologie 
des Liberalismus aufbaute. Der Liberalismus hatte aus dieser Erkenntnis 
keine andere Folgerung gezogen als die, daLi letzten Kodes deck die 
Wahrheit und das Gute z:us Siege gelangen müssen, weil deren Sieg im 
Gebiete des Geistes nicht be;",veiieit ive'iien könne. Und was im Geiste 
gesiegt habe, müsse schließlich und endlich auch im Leben KrEolg haben, 
weil keine Verfolgung es zu unterdrücken imstande sei. Es sei daher 
überflüssig, sich um die Verbreitung der liberalen Ideen besonders zu be- 
mühen. Ihr Sieg sei ohnehin gewiß. 

Die Gegner des Liberalismus sind auch in diesem Punkte wieder 
nur zu verstehen, wenn man beachtet, daß ihr Handeln nichts ist als 
Gegenspiel des l.'i!ieian=mn^ Abwehr und Reaktion gegen die liberalen 
Ideen. Sie waren nicht in der Lage, der liberalen Ideologie eine geschlos- 
sene Gesellschafts- und Wirtschaftslehre entgegenzustellen, weil eine der- 
artige Lehre immer nur zur liberalen Ideologie führen kann. Mit einem 
Programm, das nur einer oder einigen Schichten etwas versprach, die 
übrigen Schichten zu gewinnen, war aber von vornherein aussichtslos. 
So konnte es sich für diese Parteien nur darum handeln, Einrichtungen 
zu treffen, die die Kreise, an die sie sich v^mlneu, ganz in ihren Bann 
bringen und darin festhalten mußten. Sie hatten dafür Vorsorge zu 
treffen, daß die liberalen Ideen keine Anhänger in den Schichten gewinnen, 
auf die sie rechnen. Zu diesem Z'.veeke jthuien sie Parteiorganisationen, 
die den einzelnen so fest umklammern, daß er an den Austritt aus der 
Partei gar nicht denken darf. In Deutschland und Ostedeich, wo dieses 
System mit pedantische Gründlichkeit ausgebildet wurde, und in den 



Staaten Osteuropas, wo es naehge 
erster Linie nicht mehr Staatsbüri 
Kind -wird er von der Partei in Obhut genommen. Sport und geselliger 
Verkehr sind parteipolitisch organisiert. Das Genossenschaftswesen, der 
Landwirte, durch dessen Vermittlung allein der Landwirt seinen Teil 
von den den agrarischen Pro duzenten zuilisiiü.'.dwi Subventionen und Be- 
günstigungen in Anspruch nehmen kann, die Einrichtungen zur Förderung 
des gewerblichei"! Mittelstandes und Arbeitsvermittlung und Kassen- 
wesen der Arbeiter werden parteimäßig verwaltet. In allen Dingen, 
über die die Behörden nach freiem Ermessen zu entscheiden haben, be- 
darf der einzelne, um berücksichtigt zu werden, der Unterstützung 
seiner Partei. Unter solchen Umständen macht Laxheit in Parteisachen 
verdächtig, der Av.st-ht aber bedeutet schweren wiriscli u Etlichen Nach- 
teil, wenn nieht ViiMrea-ns und srMellsr:ha't!i(jlien Boykott. 

Eine besondere Behandlung lassen die Parteien der Sonderinteressen 
dem Problem des Akademikers angedeihen. Die freien Berufe des An- 
walts, des Arztes, des Schriftstellers und des Künstlers sind nicht zahl- 
reich genug vertreten, als daß man daran denken könnte, sie als Tnter- 
essenpartei selbständig auttreten zu lassen. Sie sind daher zunächst 
für die Ideologie der Standessonderrcchie nichl erreichbar ; ihre Ange- 
hörigen hielten am längsten und hartnäckigsten am Liberalismus fest; 
sie konnten von der unentwegten rücksichtslosen Verfechtung von Sonder- 

es nicht dulden, daß die „Intelligent" dem Liberalismus erhalten blieb. 
Denn sie mußten fürchten, daß die liberalen Ideen, von einzelnen Män- 
nern dieser Kreise neu ausgestaltet und wieder vorgetragen, von der 
Masse der Angeaiiriu-M dieser Kreise mit "Verständnis und Zustimmim;: 
aufgenommen, die Kraft gewinnen könnten, die Keinen der Sonder- 
interessenparteien zu lichten. Sie hatten eben erst erfahren, wie gefähr- 
lich solche Ideologien dem Standessonderrecht werden können. Die Or- 
ganisationen der Sonderinteressenparteien gingen daher planmäßig darauf 
aus, die Angehörigen der freien, der „liberalen" Berufe von sich abhängig 
zu machen. Das war bald erreicht, indem man sie in das System des 
Parteiapparates eingliederte. Der Arzt, der Anwalt, der Schriftsteller, 
der Kirnstier müssen sich der Organisation ihrer Patienten, Klienten, 
Leser und Auftraggeber ein- und unterordnen. Wer es nieht tun will, 
oder sich gar offen auflehnt, wird durch Boykott dazu gezwungen. 

Die Unterwerfung der freien Berufe findet ihre Ergänzung durch das 
Verfahren, das bei der Anstellung im öffentlichen Dienste und im Lehr- 
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amt geübt wird. Dort, wo das Parteisystem ausgebaut wird, werden 
nur Angehörige der Parteien der Sonderinteressen angestellt, sei es nur 
die der gerade am Ruder befindlichen, sei es die aller Parteien nach einem 
zwischen ihnen — wenn auch nur stillschweigend -i- getroffenen Ab- 
kommen. Und schließlich wird auch die unabhängige Presse durch An- 
drohung des Boykotts zur Raison gebracht. 

Die Partdoiiaiii^iiüi.ir i'anii ihve KrtiniLr:t; iü tjer Aufstellung eigener 
Parteitruppen. Sie sind nach dem Muster der Staatstruppen organisiert, 
haben Mobilisierung- und 0|i?rai.ii.irisp'.ä7-:e, veriton über Waffen und 
sind bereit, loszuschlagen. Mit Musikbanden und Standarten ziehen sie 
durch die Straßen der Städte und verkünden der Welt den Ausbruch 
einer ära endloser Wirren und Kämpfe. 

Zwei Umstände sind es, die vorläufig noch die Gefahren dieser Zu- 
stände herabmindern. Zunächst das, daß in einigen wichtigen Staaten 
ein gewisses Gleichgewicht der Parteikräfte erreicht wurde. Wo dies 
fehlt, wie in Rußland und in Italien, wird die Regierungsgew'alt ohne 
Rücksicht auf jenen Best liberaler Grundsätze, den die übrige Welt aner- 
kennt, zur Unterdrückung und Verfolgung der Angehörigen der nicht 
am Ruder befindlichen Ptrieiej; ausgenützt. 

Der zweite Umstand, der vorläufig noch das Äußerste verhindert, 
ist der, daß die von antiliberalem und antikapitalistie ehern Geist er- 
füllten Volker auf Kapital/;: fuhr aus den klassischen Ländern des Kapi- 
talismus und Liberalismus, vor allem aus den Vereinigten Staaten, 
rechnen. Ohne diese Kredite wären die Folgen der von ihnen betriebenen 
Kapitalaufzehrungspolitik schon viel deutlicher zutage getreten. Der 
Antikapitalisjju;s bsnn sich nur düdurch am Leben erhalten, daß er beim 
Kapitalismus schmarotzt. Er muß daher bis zu einem gewissen Grad auf 
die öfter ii: Ii dir Mi'h'.iijisr iii-s Westens Rucksicht nehmen, in dem auoh 
noch heute der Liberalismus, wenn auch nur sehr verwässert, anerkannt 
wird. Darin, daß die Kapitalisten im allgemeinen nur solchen Schuldnern, 
borgen wollen, bei denen eine gewisse Aussieht auf Rückerstattung dea 
Geborgten gehegt werden kann, wollen die destruktionistischen Parteien 
die „Weltherrschaft des Kapitals" erblicken, über die sie Zeter undMordio. 



6. Die Partei des Kapitals? 

ß der Liberalismus mit den Parteien-der Sonderintereasen nicht 
Reihe treten kann, ohne sein Wküi zu verleugnen, ist mithin 
i verstehen. Er ist von Grund aus ganz etwas anderes als sie alle 
en auf Kampf aus und preisen die Gewalt: er aber will Frieden 



und Herrschaft des Geiste?. Darum stehen alle Parteien, so uneinig sie 
Auch, sonst sein mfigen, in einer Kampffront gegen den Liberalismus. 

Die Gegner des Liberalismus haben ihn als die Partei der Sonder- 
interessen der Kapitaüsten bezeichnet. Das ist für ihre Denkungsart be- 
zeichnend. Sie kennen eine politische Ideologie gar nicht anders ver- 
stehen denn als Vertretung bestimmter, dem Allgenieinbiteresse ent- 
srefen sieben der Sonderrechte. 

Man kann den Liberalismus schon darum nicht als eine Partei der 
Sonderinteressen, der Sonderrechte und der Privilegien ansehen, weil 
■das Sondereigentum an den Produktionsmitteln kein Privileg zugunsten 
der Eigentümer ist, sondern eine Einrichtung im Interesse der GeseE- 
:sehaft, mithin eine allen zugute kommende Einrichtung. Das ist nicht 
nur die Auffassung d-<" Liberalen, sondern selbst bis zu einem gewissen 
Grade die seiner Gegner. Wenn die Marxistin! (iLe Auim-äsung vertreten, 
■daß der Sozialismus erst in die Tat üiKgesciz-t werden kann, bis die Welt 
für ihn „reif" geworden ist, weil eine GfleeUscS^rformation nie unter- 
gehe, „bevor alle Froduktivkrüne en; wickelt sind, für die sie weit genug 
ist", SO geben sie doch fuir.irulm für die Gege^iart dir gefellsi.'jiai'üiei'Le 
I/nentber.rliciikeiL der Kinrieli Luus; de; Vomiere igeutums zu. Selbst die 
.'ßnlselieivÜLej'.. die iiecli noch vor kurieir. :v.k f'i'iier. ^dbYerl und Galgen 
für ihre Aufias;uvi? ees llarMis'iuis, daß nämlich jene „Keife" schon er- 

„Überbau", das Sondereigentum, nicht entbehren kann, kann man 
dann von einer Ideologie, die das Sondereigentum als Grundlage der 
Gesellschaft h einteilte'., !a;-;e::.' sie sei Beförderung der eigensüchtigen 
Interessen der Eii'er.l einer .L-esrcn (sie liiieresscn aller anderen? 

Freilich, wenn die antiliberalen Ideologien — sei es bloß für die 
Gegenwart, sei es für immer — das Sondereigentum als unentbehrlich 
bezeichnen, so glauben sie doch, daß man es durch obrigkeitliche und 
Ähnliche Eingriffe der poliiiielien Geivait leiten unti beschränken müsse. 
Sie empfehlen nicht Liberalismus N .-.,l kepitalisnius, sondern Interven- 
tionismus. Doch die Nationalökonomie hat nachgelesen, daß das System 
des Interventionismus sinn- und zweckwidrig ist, daß es die Ziele nicht 
erreichen kann, die es der Absiebt seiner Befürworter nach erreichen soll, 
daß es mitbin ei» Irrtum sei, anzunehmen, daß neben Sozialismus (Ge- 
System der gesellschaftlichen Arbeitsverfassung, nämlich das des Inter- 
ventiiuiisneis d'UÜLbar :,nti rk; rdj iüb'bar sei. Die Verliehe, den l.nter- 



ventionismus durchzuführen, müssen notwendigerweise au Zuständen 
führen, die den Absichten ihrer Urheber zuwiderlaufen, und diese 
sind dann vor die "Wahl gestellt, entweder alle Eingriffe zu unterlassen 
— also das Sond^riigentum Fähren zu Isafen — oder aber das Sonder- 
■eigentum durch Sozialismus zu ersetzen. 

Auch das ist nicht etwa, eine Behauptung, die nur der liberale Na- 
tionalökonom vertritt, wie dünn ii'-.ieriia.-.pt die v«ik,:snii:i:he Vorstellung, 
daß es verschieden pardmüßig eingestellte Nationalökonomien gebei 
ganz verfehlt ist. Auch Marx hat in allen seinen theoretischen Ausfüh- 
rungen nur die Alternative Sozialismus oder Kapitalismus gesehen und 
hat nur Spott und Hohn übrig gehabt für die in „kleinbürgerlichem 
Denken' 1 befangenen l;efiirmer ; die den Sozialismus vt-werfen und dabei 
■dennoch das Sonde.rcigeül'iir; umgestalten sollten. Sie hat die National- 
ökonomie auch nur versucht, zu sdgtMi, daß jenes rivsteni des durch 
T:in?rri:i> der Obrigkeit geleiteten und beschränkten Sondereigentums 
duri'hiü^r'ia.r m. Ais die 3\"aiju.'dcr-ü;:i;dü teu es u ji i jeden Preis beweisen 
woEten, fingen sie damit an, die Möglichkeit w' 
auf dem Gebiete des Wirts ehaftlichen zu leng 
damit, daß sie erklärten, was der Staat tue. müsse wolji veiTtutfiig f)ir.: 
da die "Wissenschaft die Politik, die sie empfehlen wollten, als Widersinn 
erklärte, versuchten sie, die Wissenschaft und die Logik abzuschaffen. 

Übrigens steht es mit dem Nachweis, daß sozialistische Gesellschafts- 
■Ordnung möglich ii:irt iiure.'ii'imrhar sei, nicht anders. Die vormarxistischen 
Sozialisten hatten vergebens versucht, ihn zu erbringen; es ist ihnen nicht 
gelungen, und sie haben nicht vermocht, die gewichtigen Einwendungen, 
die von den mit dem Rüsföettg der Wissenschaft arbeitenden Kritikern 
gegen die Durchführbarkeit ihrer Utopien erhoben wurden, zu entkräften. 
Um die Mitte des 19. Jahrhunderts seinen der sozialistische Gedanke 
<iamit schon erledigt. Da trat Mars auf. Er erbrachte nicht etwa den 
— * eben nicht zu erbringenden — Nachweis, daß der Sozialismus ver- 
wklicht werden könnte, sondern er erklärte nur — freilieh ohne es be- 
weisen zu können^- daß da? Kommen des Jrainiismus unabwendbar sei. 
Aus diesem willkürlich angenommenen Satz und aus dem ihm selbst- 
ve'stdndiicli rf-heir. enden Axiom, dulf: alles, tt»; in der iMensclil;e:t?.- 
geschichte später kommt, einen Fortschritt gegenüber dem früher Da- 
gewesenen darsteOe, zog er den Schluß, daß niiiliin der Sozialismus auch 
vollkommener sei als kaiv.-a.asmus. daß mii hin natürlich an seiner Durch- 
führbarkeit kein Zweifel tniissig sei. Es sei daher ganz und gar unwissen- 
schaftlich, sieh mit der Frage der jibigieLkeit sCiiaiiitisclieE Gesellschafts- 
ordnung zu befassen, ja auch nur überhaupt die Probleme dieser Ge- 
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sellschaftsordnung au studieren. Wer es ter= wichen Trollte, den taten die- 
Soaalisten und die von i)jn«i Mbr-rräcito öffentliche Meinung in Acht, 
und Bann. Ungeachtet aller dieser — freilich nur äußeren Schwierig- 
keiten — hat sieh die Nationalökonomie doch mit dem Gedankenbild 
der sozialistisch li.'i Gi-si.'INh;Ji.>o:-;]Hiiii;r h-üfatit und den unwiderlegbaren 
Nachweis erbracht, daß jede Art von Sozialismus undurchführbar ist, 
weil in einem sozialistischen Gemeinwesen Wirtschaftsrechnung undenk- 
bar ist. Die Anhänger des Sozialismus haben kaum gewagt, darauf 
irgend etwas zu erwidern, und das, was sie zur Erwiderung vorgebracht 
haben, war ganz und gar belanglos und nichtssagend. 

Was die Wissenschaft in der Theorie erwiesen hat, fand seine Be- 
stätigung im Leben durch das Fehlschlagen sowohl aller sozialistischen 
als auch aller interventionistischen Experimente. 

E* ist mithin rixhU a".s ein ScbUigwüri. da' n:rf dir i>1f:läJosistk(ai 
der Denkunfähigen berechnet ist, wenn man behauptet, für den Kapi- 
talismus einzutreten sei allein die Sache der Unternehmer und Kapi- 
talisten, deren den Interessen der übrigen Schichten entgegenstehende 
Sonderinteressen durch die kapitalistische Ordnung ti-'ürdert werden. 
Die „Kr--itienden" haben keinen anderen Grund, für die Einrichtung 
des Sondereigentums an den Produktionsmitteln einzutreten als die 
„Ijfiiu.oym". Wenn ihre unmittelbaren Sondei-interessen in Frage- 
kommen, dann sind sie nicht; weniger als liberal. Die "Vorstellung, als- 
könnten die BesiUenden, wenn nur der Kapitalismus erhalten bleibt, 
ewig im Besitze verbleiben, entstammt einer Verkennung des Wesens 
der kapitalistischen Wirtschaft, in der das Eigentum stets auf dem Wege 
vom weniger tüchtigen zum tüchtigeren Geschäftsmann ist. In der- 
kapitalistischen Gesellschaft kann Vermögen nur erhalten werden, wenn 
man es durch geschickte Anlage immer wieder von neuem erwirbt. Die 
sich schon im Besitze befinden, die Reichen, haben keinen besonderen. 
Grund, die Aufreehthaltung des Znstandes der uneingeschränkten Kon- 
kurrenz aller zu wünschen; sie haben — besonders wenn sie nicht die 
ersten Erwerber des Keichtums, sondern Erben sind — vom Wettbewerb- 
mehr zu fürchten als zu hoffen. Sie sind am Interventionismus besonders, 
interessiert, der immer im Sinne einer Erhaltung der unter den 
Besitzenden gerade bestehenden Verteilung der Güter wirkt, aber nicht 
am Liberalismus, in dessen System es keinen Platz gibt für Rücksicht- 
nahme auf das Hergebrachte und auf seinen Träger, den alten Reichtum.. 

Der Unternehmer kann nur gedeihen, wenn er das ausführt, was die 
Verbraucher verlangen. Wenn die Welt von Kriegslust brennt, dann 
sucht der Liberale die Vorteile des Friedens auseinanderzusetzen; der 
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Unternehmer aber erzeugt Kanonen und Maschinenge wehre. "Wenn 
heute die öffentliche Meinung für Kapitalsinvestition in Bußland ein- 
tritt, dann mag der liberale sieh bemühen, auseinanderzusetzen, daß 
es ebenso klug ist, Kapital in einem Land anzulegen, dessen Regierung 
die Enteignung aller Kapitalien offen als letztes Ziel ihrer Politik ver- 
kündet, ah ctw;t nilr?, Güter in; Meer zu versenken; der Unternehmer 
liefert runig nach Rußland, wenn er nur das Risiko auf andere — sei es 
auf den „Staat", sei es auf weniger kluge Kapitalsten, die sieb von der 
durch russisches Geld bearbeiteten öffentlichen Meinung irreführen lassen 
— abzuwälzen in der Lage ist. Der Liberale bekämpft die handelspoli- 
tischen AutarMebestrebungen; doch der deutsche Fabrikant baut in 
dem sich gegen deutsche Waren abschließenden Oststaat eine Fabrik, 
um unter AnsniLLzung de; Zullsuhutzes den Markt dieses Landes zu be- 
dienen. Unternehmer und Kapitalisten, die klar denken können, mögen 
die Folgen der antiliberalen Politik als für das Ganze verderblich an- 
sehen; in ihrer Eigenschaft als Unternehmer und Kapitalisten müssen 
sie sieh widerstandslos den gegebenen Bedingungen anzupassen suchen. 

Es gibt keine Schichte, die für den Liberalismus aus eigennützigen, 
der Gesamtheit und den übrigen Schichten schädlichen Sonderinteressen 
eintreten könnte, weil eben der Liberalismus keinem Sonder n-eres-n 
dient. Der Liberalismus kann auf die Hilfe nicht zählen, die die anti- 
liberalen Parteien darin finden, daß sieh ihnen alle anschließen, die auf 
Kosten der übrigen einen Sondervorteil zu erhaschen suchen. "Wenn der 
Liberale als Wahlwerber von denen, deren Stimmen er gewinnen will, 
gefragt wird: was wollen Sie, was will Eue Partei für mich und meine 
Gruppe tun ? Dann kann er nur antworten: der Liberalismus dient allen, 
de eh keinem Scnderinteresse. 

Liberal sein, heißt eben, erkannt zu haben, daß ein einer kleinen 
Schichte zum Kaehteil der anderen eingeräumtes Sonderprivileg nicht 
auf die Dauer ohne Kampf (Bürgerkrieg!) erhalten bleiben kann, daß 
man aber andererseits nicht die Mehrheit privilegieren känne, da die Pri- 
vilegien sich dann in ihrem Wert für die Begünstigten. Äi:di^.t=ei!!g an- 
heben und nur den Erfolg haben, daß die Ergiebigkeit der gesellschaft- 
lichen Arbeit herabgesetzt wird. 



V. Die Zukunft des Liberalismus. 



Alle älteren Kulturen sind untergegangen oder doch zumindest 
firiirn geblieben, lacjre ehe sie jene Stufe dar materiellen Entwicklung 
erreicht haben, au der die moderne europäische Zivilisation gelangt ist. 
Kriege mit auswärtigen Feinden und Bürgerkriege im Innern haben die 
Staaten zerstört; die Anarchie zwang zur Rückbildung der Arbeits- 
teilung, die Städte, de: BimdeL das Gewerbe minder., und die geistige 
und sittliche Verfeinerung mußte mit dem Verfall der wirtschaftliches 
Grundlagen der Unbildung und der Boheit weichen. Den modernen 
Luropern ist £■■; gelangen, die gesellschaftliche Verknüpfung der ein- 
zelnen und der Volker weit mehr zu verdichten, als es jemals vorher in 
der Geschichte der Fall war. Das war das Werk der liberalen Gesell- 
schaftsideologie, die seit dem Ende des 17. Jahrhunderts immer klarer 
und idiiLrii'-r lie: aufgearbeitet wurde und immer mehr Einfluß auf die 
Geivter gewann. Liberalismus und Kapitalismus haben die Grundlagen 
geschaffen, auf denen alle jene Wunderwerke ruhen, die das Kenn- 
zeichen unserer modernen Lebenshaltung sind. 

Hun weht ein Hauch das Todes unsere Gesittung an. Dilettanten 
verkünden laut, daß alle Kulturen und so denn auch unsere untergehen 
müssen; das sei ein unabwendbares Gesetz. Die Sterbestunde Europas 
sei gekommen, lehren sie, und sie finden Glauben; überall spürt man 
Kei-bftstimmung. 

Doch die moderne Kultur wird nicht untergehen, wenn sie sich 
nicht selbst aufgibt. Keif. a'j-itiLi'Lijrj Feind kann >:r iet_Hön:n, etwa 
wie einst die Spanier die Kultur der Azteken vernichtd haben, drim 
niemand auf Erden kann sich mit den Trägern der modernen Gesittung 
messen. Nur innere Feinde können ihr gefährlich werden; sie kann nur 
sterben, wenn die gesellsehaftsfeindliche antiliberale Ideologie die liberalen 
Ideen verdrängt. 

Die Erkenntnis, daß materieller Fortschritt nnr in der liberalen 



kri.|:iL;i.MlK:-b'^ R.-fclljci-int rü.üji'Upii in. beginnt sieh immer mehr durch- 
zusetzen. 'Wenn sie auch von den Antiliberalen nicht ausdrücklich zu- 
gegeben wird, iü [iusrt mittrihiir in der L 
niirtjn Zusiiiiiiiw eine volle Anerkennung. 

Man meint, die materiellen Fortsehritte der letzten Menschenalter 
seien zwar ganz schön gewesen und hätten manchen Mutzen gestiftet. 
Hun aber sei es genug. Das Hasten und Jagen des modernen Kapitalis- 
mus müsse ruhiger Beschaulichkeit Platz machen. Man müsse Zeit be- 
kommen zur inneren Einkehr, und darum müßte man an die Stelle des 
Kapitalismus eine andere Wirtsehaftsverfassung treten lassen, die nicht 
immerfort ruhelos Keues schafft. Der Blick des "Wirtschaftsromantikers 
schweift ins Mittelalter zurück, nicht in das Mittelalter, das einst ge- 
wesen ist, sondern in ein Phantasiegebilde, das es nie gegeben hat. Er 
blickt nach dem Orient, freilich wieder nicht nach dem wahren Orient, 
sondern nach einem Traumgebilde seiner Phantasie. Wie glücklich waren 
da die Mensehen ohne moderne Technik und ohne moderne Bildimg! 
Wie konnten wir nur leichtfertig auf dieses Paradies verziehtenl 

Wer die Rückkehr zu einfacheren Formen der gesellschaftlichen 
Wirtschaft predigt, möge sich vor Augen halten, daß nur unsere Wirt- 
schaftsverfassung die Möglichkeit bietet, die Zahl von Menschen, die 
heute die Erde bevölkern, in der Weise zu versorgen, in der es heute ge- 
schieht. Rück'fcdvr /um Mhii-Iiilter heißt Vertilgung von mehreren 
Hundert Millionen Menschen. So weit, sagen allerdings die Freunde des 
stationären Zustandes, müsse man gar nicht gehen. Es genüge, am 
schon Erreichten festzuhalten und auf weitere Fortsel-jittt zu verzichte«. 

Wer den stationären Zustand iler Wirtschaft anpreist, vergißt, daß 
dem denkenden Menschen der Wunsch nach Verbesserung seiner mate- 
riellen Lage innewohnt. Diesen Drang kann man nicht ausrotten; er 
ist die Triebkraft alles menschlichen Handelns. Versperrt man den Weg, 
auf dem er sich zum Wohle der Gesellschaft durch Ausgestaltung der 
Bedürfnis deckung zu betätigen vermag, dann bleibt ihm nur ein Feld 
übrig: durch Vergewaltigung und Ber.wfesisr, (',<■: Mitmenschen sich zu 



immerfort nach Yerbessoriimr seiner materiellen Lage zu streben. Wird 
ihm die Befricctmmir die-es >trelii:ns verweint, so wird er stumpf und 
vertiert. Die Masse hat für die Ermahnung zur Genügsamkeit kein Ohr; 
es mag sein, daß auch die Weltweisen, die. diesen Mahnruf erheben, sieh 
einer schweren Selbsttäuschung hingeben. Wenn man den Leuten sagt, 



Ob es nun gut: sein mag oder Mae, ob es die Billigung des Sitten- 

l.'Ofi-^rur.f ihrer LatT ;:rebe.:i um: •freijei! «crdeii. E; ist ä::- Schieb;;::: 
des Menschen, dem er sich nicht entziehen kann. Die Rast- und Ruhe- 
losigkeit des modernen Metif:li<m ist "Gc;;:amkcit des Geistes, der Nerven 
und der Sinne. Man kann ihn coeuLweuij; zw: Gelassenheit vi 



Perioden der MenBchheitsge-ehieiTe j-.irüeki'iihreti nie man eifern Maimc- 
die Unbefangenheit der Kinderjahre geben kann. 

Vor allem aber: Was bietet man als Gegengabe für den Verzicht auf 
weiteren materiellen Kcirrächrfti ? Glück und Zufriedenheit, innere Aus- 
gegtiehenheit und Frieden werden sieh nicht schon darum allein einstellen, 
weil man mein auf weitere Verbesserung tier Ikdürlm^befriedigung be- 
dacht sein wird. Die aus dem Ressentiment verkommener Literaten ent- 
sprungene Vorstellung, daß Armut mui lliMliinrii-lo.'^km für die Ent- 
faltung seelischer Kräfte besonders günstige Vorbedingungen schaffen, 
ist- unsinnig. Man soll, wenn man über diese Fragen spricht, Umsehrei- 
bungen meiden und die Dinge bei ihrem rechten Hamen nennen. Der 
moderne Reichtum äußert sich vor allem in der Körperkultur — Hygiene, 
Reinlicnkeit, Sport. Heute noch — vielleicht nicht mehr in den Ver- 
einigten Staaten, aber überall sonst — Luxus der Wohlhabenden, wird 
sie, wenn die wirr-eji^filjeiie !■>_(: iricklung fortschreitet wie bisher, in 
nicht allzu langer Zeit Besitztum aller sein. Meint man, daß man das 
Innenleben der Mensehen irgendwie fördert, wenn man die Massen von 
der Erreichung jenes Standes von Körperpflege ausschließt, den heute 
die Wohlhabenden bereits genießen können? Wohnt das Glück im un- 
gepflegten Leib? 

Den Lobrednern des Mittelalters kann man nur antworten, daB wir 
darüber, ob der mittelalterliche Mensch sich wchler gefühlt hat als der 
moderne Mensch, nichts wissen. Aber die, die uns den Lebensstil der 
Orientalen als Muster hinstellen, mögen uns die Frage beantworten, ob 
denn Asien wirklich jenes Paradies ist, als das sie es schildern? 

Die Anpreisung der stationären Wirtschaft als Gesellschaftsideal 
ist die letzte Möglichkeit, die den Gegnern des Liberalismus verblieben 
ist, um ihre Lehren zu rechtfertigen. Vergegenwärtigen wir uns doch, 
daß der Ausgangspunkt ihrer Kritik der war, daß Liberalismus und 
Kapitalismus die Entfaltung der Produktivkräfte hemmen und daß sie 
die Massenarmut verschulden. Die Gegner des Liberalismus haben vor- 
gegeben, eine Gesellschaftä Verfassung anzustreben, die mehr Reichtum 



schaffen könne als die von ihnen bekämpfte. Und nun müssen sie, von 
iier Antikritik der Nationalökonomie und der Soziologie in die Enge 
getrieben, zugestehen, daß nur Kapitalismus und Liberalismus, nur 
-Sondereigentum und freie Unternehmungstätigkeit die höchste Er- 
giebigkeit der menschlichen Arbeit verbürgen. 

Man pflegt vielfach zu behaupten, das, was die politischen Parteien 
der Gegenwart trennt, wären "Weltanschauungsgegensätze, über die man 
durch verstandesmäßige Beweisführung nicht hinwegkommen könne. 
Die Erörterung dieser Gegensätze müsse daher notwendigerweise er- 
gebnislos verlaufen; jeder werde nach wie vor bei seioer Meinung ver- 
bleiben, weil diese Meinung auf einer Gesamtansehauung der Dinge beruhe, 
die nicht durch Erwägungen der Vernunft geändert werden könne. 
Die letzten Ziele, denen die Menschen zustreben, seien eben verschieden; 
da sei es doch wohl ganz ausgeschlossen, daß diese nach verschiedenen 
Zielen hinstrebenden Menschen sieb zu einem einheitlichen Vorgehen 
oür'ie: könnten. 

Kiohta ist verkehrter als (iirse Aufhssung. "Wenn w von jenen 
wenigen absehen, die als folge-iMligp Asiaten das Leben aller äußeren 
Güter zu entkleiden suchen und schließlich zum Aufgeben, des Handelns 
and Wirkens überhaupt, ja zur Selbstvernichtung gelangen, stimmen 
■alle Menschen der weit:™ Rnm, fj vorsulfedo-n sie auch über die über- 
irdischen Dinge denken mögen, doch darin überein, daß sie ein gesell- 
schaftliches System, in dem die Arbeit ergldr^e: ist, einem solchen, in 
dem sie weniger ergiebig ist, vorziehen. Selbst diejenigen, die glauben, 
daß eine immer steigende Entwicklung tier BediinTiiihrfdedignng nicht 
gut tue und daß es besser wäre, wir würden weniger materielle Güter 
■eräugen -- es sei dahinge stell!;, ob die Zahl derer, die ehrlich dieser 
Meinung sind, groß ist — werden nicht wünschen, daß dieselbe Menge 
Arbeit weniger Güter hervorbringt; sie werden höchstens wünschen, 
daß weniger gearbeitet und dadurch weniger erzengt werde, aber nicht, 
daß die gleiche Arbeitsmenge weniger erzeuge. 

Die politisch'; n Gegirrt; ätz? von heute sind nicht Gegensätze der 
T\'-;'itan=fliajung, soi'.deni feenaiitze in der Trage, auf welchem Wege 
und mit welchen Mitteln ein von allen als richtig anerkannte Ziel am 
schnellsten und mit den geringsten Opfern erreicht werden kann. Dieses 
Ziel, dem alle zustreben, ist beste Befriedigung der menschlichen Be- 
dürfnisse, ist "Wohlstand und Reichtum. Das ist nicht alles, was die 
Menschen anstreben, aber alles, was sie mit äußeren Mitteln durch gesell- 
schaftliehe Koüpt'ratx-'N an™ streben vermögen. Die inneren Güter — 
Glück, Seelenfrieden, Erhebung — muß jeder in sich selbst allein suchen. 
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Der Liberalismus ist keine Religion, keine Weltanschauung und 
keine Partei der Sonderinteressen. Er ist keine Religion, weil er weder 
Glauben noch Hingabe fordert, weil nichts Mystisches um ihn webt und 
weil er keine Dogmen bat; er ist keine Weltanschauung, weil er nicht, 
den Kosmos erklären will und weil er uns nichts sagt und nichts sagen 
will aber Sinn und Zweck des Mensehendaseins; er ist keine Partei der 
Interessen, weil er keinem einzelnen und keiner Gruppe irgendeinen 
Sondervortfiil verspricht, versebaffen will oder verschafft. Er ist ganz 
etwas anderes. Er ist Ideologie, Lebre von dem Zusammenbang der 
gesellschaftlichen Dinge und zugleich Anwendung dieser Lebre auf das 



Gesellschaft gflei^ei hT-rdcn kann. Er-.vAl den Menscht ji nur eines geben: 
friedliche, ungestörte Entwicklung des materiell en fehlste nds'S für alle, 
um so von ihnen die äußeren Ursachen von Schmerz und Leid fernzu- 
halten, soweit (fc iibrjhimyt in dtT JJael.i- ^•"lifcliy'MiclHr riüiricliLimgfrn 
steht. Leid zu mindern, Freude zu meh'ren, das ist sein Ziel. 

Keine Sekte und keine politische Partei haben geglaubt, darauf ver- 
zichten zu können, ihre Sache durch den Appell an die Sinne der Menschen 
zu vertreten. Klicl:nri;tli?i V,"u!i s -i'i.iräu;«, Mutil; und Gtsang erklingen, 
Fahnen flattern. "ßlum<:ii und f-'ariicsi liicrn^; als Syrulmle und die Führer 
Euchen die Gefolgschaft an ihre eigene Person vi binden. Der Liberalis- 
mus tut da nicht mit. Er hat keine Parteiblume und keine Parteifarbe, 
kein Parteüied ;jnrl keine Parte ig ützen, keine Symbole und keine Schlag- 
worte; er hat die Sache und die Argumente. Die müssen ihn zum Siege 
führen. 



Anhang. 



1. Znr Literatur des Libcralismas. 

Ich habe mich, um das Buch nicht v. I ehr anschwellen zu lassen, 
kurz fassen müssen. Ich hielt mich dazu für berechtigt, da ich in einer 
Keihe von umfassenden Werken und Abhandlungen alle Grundprobleme 
des Liberal ismus tiiigi;hr:ii.l Gearbeitet habe. 

Für den, der die Dinge gründlicher kennen lernen will folgt hier eine 
Zusammenstellung des iv'.diiifii.et; Schrifttums. 

Liberale GctlaTifc'ii 'inden ; : .ch schon bei vielen alteren Schriftstellern. 
Zu einem System haben den Liberalismus erst die großen engischen und 
sciii.i':i-clii'!- r.U'nke!- dt'.; ü-hi^lmvii irjd d ' 



Jahrhunderts ge- lallet. .V.;f ii>K : '.i ■■ ih r ;u.-ü<-k:rri:!::i, w-r itiü \Y\;rzi:l 
liberaler Denknntp6~l: ke.imen lernen will 

David Hurae (Essays Moral, Political and Literaiy, 1741 und 
1742) und 

Adam Smith (An Inquiry into the Nature and Causes of the "Wealth 
of Sations, 1776), besonders aber 

Jeremy Bentham (/ühirt^cln: Schriften, beginnend mit Defense 
of Usury, 1787, bis zu der nach dem Tode, 1834, veröffentlichten Deon- 
tology or the Stirnci: of itura 1 .!:.;: alle Schritten, mit Ausnahme der 
Deontology in der von Bowring 1638 bis 1S13 t Man. walteten Gesamt- 
ausgabe) müssen li:?r vor allen anderen genannt "werden. 

John Stuart Mill ist schon ein Epigone des klassischen Liberalis- 
mus und, besonders in seinen späierw; Jahren unier dem Einflüsse seiner 
Frau, voll von schwächlichen Kompromissen. Er gleitet langsam in den 



wichtigste Sehnten (Frinciplts of Political Eeo 
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"On Liberty, 1S59; Utilitarianism, 1862) kennen. Ohne gründliches Stu- 
dium ItilTs ist e-; ur.moglieh, die Geschichte der beiden letzten Menschen- 
alter zu verstehen. Denn 1011 ist der große Anwalt des Sozialismus; alle 
.Argumente, die zugunsten dos SosiaEsnini srebjrid gemacht werden 
könnten, sind von ihm mit liebevoller Sorgfalt ausgearbeitet worden. 
Neben Mili gehalten sind alle übrigen sozialistischen Schriftsteller — 
■auch Mars, Engels und Lassalle — kaum von Belang. 

Man kann Liberalismus nicht ohne Nationalökonomie verstehen. 
Denn der Lioeralismus ist angewandte Nraiondü *w rrüe, ist Staats- 
■und Gesellsehaftspolitik auf wissenschaftlicher Grundlage. Hier muß 
.man, nächst den schon genannten Schriften, von den älteren vor allem 
■den großen Meister der klassischen Nationalökonomie, 

David Ricardo (Principles of Political Economy and Taxation, 
1817) kennen lernen. In das Studium der modernen wissenschaft- 
lichen Nationalökonomie führen am besten ein: 

H. Oswalt, Vorträge über wirtschaftliche Grundbegriffe (mehrere 
Auflagen) nnd 1 

C. A. Verrijn Stuart, Die Grundlagen der Volkswirtschaft (1933). 
i.'i'- 'ii L ii:.:|.lion Meisterwerke der moder:i>'ti -\;;"io:,;i.! : ;ki'iLiomie sind 

Carl Menger's, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre (erste Aus- 
gabe 1871) und 

Eugen v. Böhm-Bawerk's Kapital und Kapitaizius (erste Aus- 
gabe 1884 nnd 1889). 

Die beiden wichtigsten Beiträge, die T.jeu'.sehknd dorn kbor.ilci] 
Schrifttum beizusteuern hatte, hat ein böses Geschick verfolgt, nicht 
anders wie den deutschen Liberalismus selbst. Wilhelm von Hum- 
bold t's Ideen zu einem Versuch die Grenzen der Wirksamkeit des Staates 
zu bestimmen, lagen 1792 vollendet vor. In demselben Jahr veröffent- 
lichte Schiller einen Teil daraus in der Neuen Thalia, andere Teile er- 
schienen in der Berliner Monatsschrift. Doch da sieh Humboldt's Ver- 
leger Göschen si'hsute, rks Bvith ;:u veröffentlichen, bheb es liegen, wurde 
vergessen und erst nach dem Tode de; Verfasser; entdeckt und ver- 
öffentlicht. 

Hermann Heinrich Gossen's Schrift „Entwicklung der Ge- 
setze des menschlichen Verkehrs und der daraus fließenden Hegeln für 
menschliches Handeln'' fand zwar einen Verleger, aber, als sie 1854 
erschien, keine Leser. Das Werk und sein Verfasser bheben verschollen, 
bis der Engländer AfliinisuM eh: l'Aemplar auffand. 

Liberales Denken durchweht die denisch« klassische Dichtung, vor 
allem die Werke von Goethe und Schiller. 
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Die Geschichte des politischen Liberalismus in Deutschland ist kurz 
und wenig erfolgreich. Das moderne Deutschland ist himmelweit von 
dem Geist des Liberalismus entfernt, die Verteidiger der Weimarer Ver- 
fassung nicht weniger als ihre Gegner. Man kennt in Deutschland den 
Liberalismus nicht mehr, aber man weiß ihn zu schmähen. Der HaB 
gegen den Liberalismus ist das Einzige, in iUm ms Deut sehen einig sind. 
Von neueren deutschen Sclirit'icn über den Liberalismus wären zu nennen 
die Arbeiten von Leopold von Wiese (Der Liberabsmus in Vergangen- 
heit und Zukunft, 1917; Staatssozialismus, 1916; Freie Wirtschaft, 1918). 

Zu den Völkern Osteuropas ist kaum ein Hauch liberalen Geistes 
gelangt. 

Doch auch in Westeuropa und in den Vereinigten Staaten ist das 
liberale Denken im Niedergänge, mag man auch diese Volker, wenn man 
sie mit den Deutsehen vergleicht, noch immer liberal nennen. 

Von den älteren liberalen Schriftstellern soll man auch Frfidfirie 
Bastiat (Oeuvres completes, Paris 1855) lesen. Bastiat war ein glänzen- 
der Stilist, so daß die Letaiv shuk Snhriften einen gani besonderen 
Genuß gewahrt. Daß seine Lehren heute überholt sind, ist angesichts 
der gewaltigen Fortsehritte, die die tiiecrcti-chi- Satkna] Ökonomie seit 
seinem Tode gemacht hat, mein erstaunlich. Sri™: Kritik aller protek- 
tiv m st; sei: eti und verwandten Bestrebungen ist auch heute noch un- 
übertroffen. Die Schutzzöllner und Interventionisten haben kein Wort 
sachlicher Entgegnung vorbringen können. Sie stammeln nur immerfort: 
Bastiat ist „oberflächlich". 

Bei der Lektüre der neueren angelsächsischen politischen Literatur 
darf man nie außer acht lassen, daß dort heute unter dem Ausdruck 
Liberalismus vielfach ein gemäßigter Sozialismus verstanden wird. Eine 
knappe Darstellung des Liberalismus geben der Engländer 

L. T. Hobhouae, Liberalism (erste Ausgabe 1911) und der Ameri- 

Jacob H. Holländer, Economic Liberalism, 1925. Besser noeh. 
führen in die ßrnkiiug'i« de- ra^is^lu;:: Liberalen ein 

Hartley Withers, The Case for Capitalism, 1920, 

Ernest J. P. Benn, The Confessions of a Capitalist, 1925, und If 
I were a Labonr Leader, 1936, und The Letters of an Individualist. 1927. 
In der letztgenannten Schrift auf S. 74f.-ein Verzeichnis englischer 
Literatur zu den Grundproblemen der Volkswirtschaft. 

Eine Kritik der Schutzzollpolitik bringt Francis W. Birst, Safe- 
guarding and Protection, 1926. 
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Lehrreich ist auch ilie VerliaiHlIungsschrift einer ii Ii entliehen Dispu- 
tation, die über den Satz Trat Capitalism has more to offer to the workers 
of the United States than has Soeialism am 23. Januar 1921 in New 
York zwischen KKt Seligmann und Scott Nearing abgehalten 
wurde. 

In das soziologische Denken führen ein Jean Izoulet, La Cite 
moderne (erste Ausgabe M!0) und R. II. Maciver, Community, 1924. 

Ideengeschichtüehe Darstellungen geben Charles Gide und Char- 
les Eist, Histoire des Doetrines economiques (mehrere Auflagen); 

Albert Schatz, L'Indiriduahsine fconomique et social, 1907; 

Paul Barth, Die Geschichte der Philosophie als Soziologie (meh- 
rere Auflagen). 

Die Theorie des Parr,eiv.-e;eLs behandelt Walter Sulzbaeh, Die 
Grundlagen der politischen ParteMiildung, 1921. 

Eine Geschichte di:s (Jeisist-lifn Liberalismus versucht Oskar Klein- 
II ;ä tü ngi»n, Cr;thiea:e des ilei^e-lini Liberalismus ltLi/2, 2 Bde. 

Zum Schlüsse führe ich noch mein. 1 ebenen Arbeiten an, soweit, 
sie mit den Problemen de; Llbeval:s,'.nurf in enger Verbmipfung .stchCM : 

Nation, Staat und Wirtschaft, .Beiträge zur Politik und Ge- 
schichte der Zeit, 1919, 

Die Gemeinwirtsehari. Untfii^chunaen ".bor den B'.jdalivmüv. 
1922, 

Sozialliberalismus (Zeitschrift f. die gesamte Staats Wissenschaft, 
81. Bd., 1926), 

Interventionismus (Archiv für Sozialwissenschaft, 56. Bd., 1926), 
Theorie der Preistaxen (Handwörterbuch der Staatsivissen- 
schaften, VI. Bd., 1925). 

Bedauerlicherweise ist nur ein Teil de: vorstehend genannten fremd- 
sprachigen Schriften ins Deutsche übertragen worden. 

2. Zur Terminologie „Liberalismus". 

Wer die in den letzten Jahren erschienenen Schriften Uber Liberalis- 
mus und den heute üblichen Sprachgebrauch kennt, wird vielleicht die 
Einwendung machen, daß das, was in der vorliegenden Schrift Liberalis- 
mus genannt wird, mit dem, was die politische Literanr der Gegenwart 
als LilnraJisous bezeichnet, nidi; übereinstimmt. Ich bin weit entfernt 
davon, das zu bestreiten. Im Gegenteil! Ich habe ja reibst ausdrücklich 
darauf. hingewiesen, daß heute unter Liberalismus Iwsojidcrs in Deutsch- 
land, etwas verstanden wird, was mit dem. was die Ideenges ehiehte als- 
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Libwiiiismus bezeichnen muß, weil es den wesentlichen Inhalt des liberalen 
Programms des 18. und des 19. Jahrhunderts ausgemacht hat, in Wider- 
spruch steht. Nahezu alle, die sieh heute liberal nennen, lehnen es ab. 
sieh zum Sondereigentum an den Produktionsmitteln zu bekennen, und 
befürworten teils sozialistische, teils inlp-ventirariH'.isehe Maßnahmen. 
Sie glauben dies damit rechtfertigen zu können, daß sie die Behauptung 



Was diese anderen Dinge sein sollen, das mitzuteilen bleiben uns 
allerdings diese PjcvjdrdibrnUer: H'hul'%. Wir hören mancherlei von 
Humanität, von Edelsinn, von wahrer Freiheit a. dgl. Das sind gewiß 
sehr schöne Worte, und jedermann wird sie gerne unterschreiben. Und 
in der Tat, jede Idtoloip; unterschreibt sie auch. Jede Ideologie — von 
einigen zynischen Bichtungen abgesehen — glaubt, daß sie für Humani- 
tät, Edelsinn, wahre Freiheit u. dgl. eintritt. Das, was die GesolUchai'ts 
Ideologien unterscheidet, ist nicht dieses Endziel allgemeiner Menschen- 
und Weltbeglüekung, sondern der Weg, auf dem sie ihr Ziel erreichen 
wollen. Für den Liberalismus ist eben charakteristisch, daß der Weg, 
den er wählt, der des Sondereigentums an den Produktionsmitteln ist. 

Man mag iil iridis über Urminidüi'i-ciie i:'r,m<i denken, wie man 
will Nicht die Namen entscheiden, sondern die Sache. Doch man mag 
ein noch so verbohrter Gegner des Sondereigentums an den Produktions- 
denkbar ist, daß jemand für dieses Sondereigentum eintreten will, und 
wenn man da? z-jjfi . i>hli;i n'.j j man :':-:rv. ;u;i;h ihr: dirs..' .:■■!: i.-i trrij: i:;<i::.d- 
eine Bezeichnung gebrauchen. An diejenigen, die sich heute liberal nennen, 
muß man dabei die Fräse stell ki. welchen Xamen sie einer Eichtung 
beilegen würden, die für die Aufrecht er Ii a'.n mg de; so^dereigentums an 
den Produktionsmitteln eintritt? Sie werden vielleicht antworten, daß 
sie diese Eichtung Manchestcrtum nennen wollen. Die Bezeichnung 
Manehestertum war ursprünglich als Spott- und Schimpfname gedacht. 
Es wurde dennoch nichts im Wege stellen, sie als Bezeichnung der libe- 
rrjrn Idirolnde in Anwendung m bringen, wenn dem nicht die Tatsache 
entgegenstehen würde, daß dieser Ausdruck bisher stets nur für das 
Wirtschaftsprogramm, nicht aber auch für das allgemeine Programm 
des Liberalismus gebraucht wurde. 
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Irgendwie muß doch 'wohl auch jene Richtung d 
einen Kamen erleben dürfen, die für das Sondereigentum an den Pro- 
duktionsmitteln eintritt. Dana ist es aber das beste, man bleibt bei dem 
altüberlieferten Kamen. Es würde nur Verwirrung stiften, wenn man 
dem neuen Brauehe folgen wollte, der auch Schutzzöllnern, Sozialisten 
und Kriegshetzern gestattet, sieh liberal zu nennen, wenn es ihnen gerade 
paßt. 

Eher kb'nnta die Frage auftauchen, ob man nioht im Interesse der 
leichteren Propagierung liberaler Ideen der liberalen Ideologie einen 
neuen Kamen beilegen soll, damit ihr nioht das allgemeine Vorurteil, 
das besonders in Deutschland gegen den Liberalismus großgezogen wurde, 

Notwendigkeit geglichen Kunstgriff 
anderen Ideologien behebten Mitte 
Stimmung vermeiden muß, so muß er es auch vermeiden, feinen alten 
Kamen aufzugeben, weil er auvoikstümlicb ist. Gerade weil das Wort 
liberal in Deutsehland einen schlechten Klang hat, gerade darum muß 
es der Liberalismus beibehalten. Man darf den "Weg zum liberalen Denken 
niemand leichter machen, denn nicht darauf kommt es an, daß die Men- 
sehen sieh zum Liberalismus bekennen, sondern darauf, daß sie liberal 
werden und daß f!e liberal i.1 ij- z l I-: i:" t i und handeln. 



erhoben werden dürfte, ist der, daß hier Liberalismus und Demokratie 
nicht als Gegensatz aufgefaßt werden. Man versteht heute in Deutsch- 
land vielfach unter Liberalismus -ein; Eichtling, deren Verfassungsideal 
die konstitutionelle Monarchie ist, und unter Demokratie jene, deren 
Verfassungsideal die :iM , lami-n;.r:sc:;e- Monarchie oder die Republik ist. 
Diese Auffassung ist auch historisch durchaus unhaltbar. Der Liberalis- 
mus hat die parlamentarische, nicht die konstitutionelle Monarchie an- 
gestrebt. Darin, daß er im Deutsehen Reiche und in Österreich mar die 
konstitutionelle JloüsreJiis durchsetzen kennte, bestand eben seine 
Kiederlage in der Yerfassungsfrage, und der Triumph des Antibberalis- 
mus lag darin, daß der deutsche Reichstag so seiwach war, daß man ihn 
— wenn auch nicht höflieh, so doch zutreffend — als „Schwatzbude" 
bezeichnen durfte und daß der konservative Parteiführet, der meinte, 
ein Leutnant und zwölf Mann wurden ausrauben, um ihn nufiiiUlsen, 
die Wahrheit sprach. 

Liberalismus ist der weii.ere .Begriff; e" bezeichnet eine das ganze 
gesellschaftliche Leben erfassende Ideologie. Demokratie bezeichnet 



eine nur ein Teilgebiet der gesellschaftlich 
vw.aiäuiig — erfassende Ideologie. Warum der Liberalismus notwen- 
digerweise im Staate Demokratie fordern muß, wurde im ersten Teile- 
dieses Buches gezeigt. "Warum alle antiliberalen Bichtungen, also auch 
der Sozialismus, auch antidemokratisch sein müssen, das zu zeigen, ist 
Aufgabe von rni.e;anr.buii.gen, dio sich mit dem Wesen dieser Riehtungen 
eingehend befassen. Für den Sozialismus habe ich ei in meinem Buehe- 
„ Gemein Wirtschaft" versucht. 

Man geht hier als Deutscher leicht irre, weil man immer an die Na-- 
tionalhberalen und an die Sozialdemokraten denkt. Loch die National- 
liberalen waren von Anfang an — zumindest in verfassungsrechtlichen 
Dingen — keine liberale Partei. Sie "waren der Flügel der vormals liberalen- 
Partei, der sich auf den Boden „der realen Tatsachen" stellte, d. h., der 
die '.Niederlage, die der Uljeriilismiia im preußischen Verfassungskonflikt 
durch die Gegner ven ,,-eein;'' (fiiimarck) und von „links" (Laüilleaiie: ) ■ 
erlitten hatte, als unabänderlich hinnahm. Die Sozialdemokraten waren 
nur solange demokratdsoh, als es jede noch nicht herrschende Partei ist,, 
d. h. solange sie sieh noch nicht stark genug fühlten, um die Gegner 
mit Gewalt; nie der zu halten. In dem Augenbhok, in dem sie sieh für die- 
Stärksten hielten, haben sie — wie ihre Literaten es auch stets für diesen 
Zeitpunkt als angezeigt erklärt hatten — sich sogleich zur Diktatur- 
bekannt. Erst als die Freikorps der Rechtsparteien ihnen blutige Nieder- 
lagen zugefügt hatten, wurden sie wieder „bis auf weiteres 1 ' Demokraten; 
ihre Parteiliteraten drücken das in der Weise aus, daß sie sagen: „Lm 
Schöße der sozialdemokratischen Parteien siegte der Flügel, der sich 
für die Demokratie ausspricht, über den, der für die Diktatur eintritt."- 

Demokratisch darf man natürlich nur eine Partei nennen, die unter 
allen Unirtändon — also auch dann, wen;: sie die stärkste und am Ruder.- 
ist — für demokriirise : 'ir. Ki::ric!-iimgcn eintritt. 



